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100. Sitzung 


Berlin, Mittwoch, den 15. Mai 2019 


Beginn: 13.00 Uhr 


Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte 
nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet. 

Für die heutige 100. Sitzung konnte zwischen den 
Fraktionen kein Einvernehmen über die Tagesordnung 
erzielt werden. Die Fraktion der AfD hat der heutigen Ta¬ 
gesordnung widersprochen. Ich habe daher den Bundes¬ 
tag mit der von den anderen Fraktionen vorgeschlagenen 
Tagesordnung einberufen. Nach § 21 Absatz 3 unserer 
Geschäftsordnung ist für die Genehmigung der Tages¬ 
ordnung damit ein Plenarbeschluss erforderlich. 

Im Übrigen soll die vorgeschlagene, einstweilige Ta¬ 
gesordnung um die von der Fraktion Die Linke verlangte 
Aktuelle Stunde zu dem Thema „Iran-Atomabkommen 
verteidigen - Kriegsgefahr abwenden“ erweitert werden. 

Uneinigkeit besteht nur darüber, an welcher Stelle die 
Aktuelle Stunde aufgesetzt werden soll. Die Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die 
Grünen wünschen die Aufsetzung der Aktuellen Stun¬ 
de unmittelbar nach der Fragestunde, die Fraktion der 
AfD wünscht die Aufsetzung erst nach der Beratung des 
Berichts des Petitionsausschusses als letzten Tagesord¬ 
nungspunkt. Das ist der Streit. Darüber müssen wir ab¬ 
stimmen. 

Jetzt kommen wir zur Feststellung der Tagesord¬ 
nung. Dazu mein Änderungswunsch: Wir stimmen jetzt 
über den Vorschlag der AfD ab, die Aktuelle Stunde als 
letzten Tagesordnungspunkt aufzusetzen. Wer stimmt für 
diesen Vorschlag der AfD? - Erwartungsgemäß die AfD. 
Wer stimmt dagegen? - Überraschenderweise die ande¬ 
ren Fraktionen. Enthaltungen? - Dann ist die Tagesord¬ 
nung so, wie von mir vorgeschlagen, hiermit festgestellt. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Überraschender¬ 
weise!) 

- Überraschenderweise. Ich bitte, das im Protokoll zu 
vermerken. 

Damit rufe ich den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute die 
Bundesministerin für Bildung und Forschung, Frau Anja 
Karliczek, zur Verfügung steht. 

Ich begrüße Sie. Wenn Sie mögen, dürfen Sie einlei¬ 
tende Ausführungen machen. - Sie mögen offensichtlich. 
Dann haben Sie hiermit das Wort. Bitte sehr, Frau Bun¬ 
desminister Karliczek. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! ln der kommenden Woche wählen wir Euro¬ 
päer ein neues Parlament. Ich möchte daher einige ein¬ 
leitende Worte zu dieser besonderen Wahl sagen. Für 
Bildung und Forschung ist die Europäische Union näm¬ 
lich ein echter Glücksfall. Durch Schüler-, Azubi- und 
Studentenaustausche sind Millionen von persönlichen 
Beziehungen entstanden. Es sind diese Geschichten, die 
unser europäisches Haus mit Leben füllen. 

Die Wissenschaft ist durch Europa enger vernetzt denn 
je. Forscher kämpfen gemeinsam gegen Krebs, tüfteln an 
neuen Innovationen und setzen sich für den Schutz unse¬ 
res Klimas ein. Mit einer gut vernetzten Bildungs- und 
Forschungslandschaft ist Europa ein Ort der Chancen. 
Deshalb ist es wichtig, dass die Europäische Union aus 
der anstehenden Wahl gestärkt hervorgeht, damit wir uns 
dann gemeinsam und entschlossener denn je den großen 
Zukunftsfragen unseres Kontinents widmen können. 

Das Leben der Menschen durch Bildung und For¬ 
schung ein klein wenig besser zu machen, ist natürlich 
auch unser Anspruch hier in Deutschland. Die Leistungs¬ 
fähigkeit unseres Bildungssystems ist international und 
auch hier im Land hoch anerkannt. Fortschritte in der 
Forschung schaffen immer neue Möglichkeiten für ein 
besseres und gesünderes Leben, für eine leistungsfähi¬ 
gere und stets wettbewerbsfähige Wirtschaft und mittler¬ 
weile auch für immer weiter gehende Erkenntnisse über 
die Grundlagen unserer Existenz. 

Lassen Sie mich einige Punkte explizit nennen. Ers¬ 
tens. Wir verbessern die Startbedingungen für Studieren¬ 
de und Auszubildende. Es ist noch nicht lange her, dass 
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wir die drei großen Wissenschaftspakte unter Dach und 
Fach gebracht haben. Wir haben damit gezeigt, dass auf 
der einen Seite unser föderales Miteinander zwischen 
Bund und Ländern und auf der anderen Seite das Mit¬ 
einander zwischen Wissenschaftsministern und Finanz¬ 
ministern funktioniert und dass wir zum Wohl der Men¬ 
schen in unserem Land gute Kompromisse schmieden 
können. 

ln den kommenden zehn Jahren werden wir Hoch¬ 
schulen und Forschungseinrichtungen mit über 160 Mil¬ 
liarden Euro unterstützen. Noch nie hat es eine solche 
Planungssicherheit und eine so langfristige finanzielle 
Perspektive für unsere Hochschulen und unsere For¬ 
schungseinrichtungen gegeben. Wir stärken damit einer¬ 
seits unsere Innovationskraft, andererseits unsere Wett¬ 
bewerbsfähigkeit, auch - ganz klar - im internationalen 
Vergleich. Das ist die entscheidende Weichenstellung des 
kommenden Jahrzehnts. Damit schaffen wir eben auch 
die Grundlage für eine exzellente Entwicklung des Hoch¬ 
schul- und Wissenschaftsstandortes Deutschland, und 
zwar im ganzen Land und nicht nur an wenigen Orten. 

Ein weiterer Punkt ist unsere BAföG-Reform. Die 
BAföG-Reform ist jetzt auf der Zielgeraden. Wir setzen 
1,3 Milliarden Euro zusätzlich für das BAföG ein; denn 
es ist uns wichtig, dass jeder junge Mensch seinen Weg in 
den Beruf frei wählen kann. Wir wollen bis in die Mitte 
der Gesellschaft hinein Familien unterstützen, die arbei¬ 
ten und Kinder in Ausbildung haben. Morgen treffen Sie 
hier im Deutschen Bundestag die Entscheidung über das 
novellierte BAföG, das dann am 1. August dieses Jahres 
in Kraft treten kann. Damit können die spürbaren Verbes¬ 
serungen aus der BAföG-Novelle rechtzeitig zum Win¬ 
tersemester bei den Studierenden ankommen. 

Auch die Modernisierung des Berufsbildungsgesetzes 
geht nun, nachdem wir sie heute im Kabinett beschlossen 
haben, ins parlamentarische Verfahren. Wir wollen damit 
die berufliche Bildung in Deutschland noch attraktiver 
machen. Mit neuen, international anschlussfähigen Fort¬ 
bildungsstufen und einer ausgewogenen Mindestausbil¬ 
dungsvergütung zeigen wir, dass Deutschland ein hoch 
attraktives und zukunftsfähiges Berufsbildungssystem 
hat. Auch hier bin ich für Unterstützung im parlamentari¬ 
schen Verfahren dankbar. 

Zweiter Punkt, den ich gerne ansprechen möchte: Für 
ein modernes Deutschland brauchen wir moderne Bil¬ 
dung in Deutschlands Schulen. Auch daran arbeiten wir 
und unterstützen daher die Länder wie noch nie zuvor. 

Beim DigitalPakt Schule kann ich Vollzug melden: 
Die 16 Unterschriften der Länder sind da. Der Weg ist 
damit frei für die digitale Bildung an unseren Schulen. 
Länder und Kommunen können nun den DigitalPakt 
mit Leben füllen und dann in die Klassenzimmer brin¬ 
gen. Für die Zusage der 5 Milliarden Euro und die frak- 
tionsiibergreifende Unterstützung dieses Hauses bei der 
Grundgesetzänderung möchte ich Ihnen allen ganz herz¬ 
lich Danke sagen. 

Ein dritter Punkt, den ich noch ansprechen will: Das, 
was für den DigitalPakt gilt, gilt natürlich auch für die 
Forschung. Die Fortschlitte der Forschung müssen den 
Menschen in unserem Land möglichst unverzüglich zu¬ 


gutekommen. Ich will den Kampf gegen den Krebs nen¬ 
nen; er liegt mir besonders am Herzen. Anfang des Jahres 
haben wir die Nationale Dekade gegen Krebs gestartet. 
Damit bündeln wir über zehn Jahre lang alle Kräfte. Wir 
kämpfen dafür, dass weniger Menschen neu an Krebs er¬ 
kranken, Krebs früher erkannt wird und künftig auch bes¬ 
ser behandelt werden kann. Unsere größte Hoffnung liegt 
auf den Schultern der Krebsforscher. Diese stärken wir 
mit der Nationalen Dekade gegen Krebs mehr denn je. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nur mit einer innova¬ 
tiv und modern aufgestellten Bildungs- und Forschungs¬ 
landschaft sind wir für die nächsten Jahre gerüstet. Die 
technologischen und globalen Entwicklungen fördern 
unsere Gesellschaft schon jetzt an vielen Stellen. Ich 
denke, jetzt ist es Zeit, im demokratischen Miteinander 
immer wieder gute Entscheidungen zu treffen: für eine 
leistungsfähige Bildungslandschaft, für eine leistungsfä¬ 
hige Forschungslandschaft, für eine leistungsfähige Wis¬ 
senschaft in Deutschland, aber ganz klar auch in Europa. 

Herzlichen Dank. - Jetzt freue ich mich auf Ihre Fra¬ 
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Vielen Dank, Frau Bundesminister Karliczek. - Wir 
beginnen jetzt mit Fragen zu Ihren einleitenden Ausfüh¬ 
rungen und zu Ihrem Geschäftsbereich, andere Fragen 
kommen dann ein bisschen später. Die erste Frage stellt 
der Kollege Dr. Michael Espendiller, AfD. 

Dr. Michael Espendiller (AfD): 

Danke, Herr Präsident, für das Wort. - Liebe Frau 
Karliczek, Hochschulpakt, Qualitätspakt Lehre, Pakt 
für Forschung und Innovation, das sind drei Bund-Län¬ 
der-Vereinbarungen, die für eine bessere Qualität der 
Lehre sorgen sollen. Der Bundesrechnungshof hat nun 
festgestellt, dass es in diesen Programmen zu einer re¬ 
gelrechten Misswirtschaft gekommen ist. Dem Qualitäts¬ 
pakt Lehre spricht er sogar den Gesamterfolg komplett 
ab. Verantwortlich dafür ist Ihr Haus. Die Bildungspo¬ 
litiker aller Fraktionen kämpfen immer wieder für mehr 
Geld für die Bildung. Wir alle wissen, dass das nicht so 
einfach ist. Hier stand jetzt einmal Geld zur Verfügung. 
Aber dieses Geld wurde nicht ordnungsgemäß und nicht 
zielgerichtet eingesetzt, sondern einfach mit der Gieß¬ 
kanne verteilt. Das ist aus unserer Sicht verantwortungs¬ 
los. Uns ist natürlich bewusst, dass Sie persönlich das 
nicht alleine zu verantworten haben, sondern auch Ihre 
beiden Vorgängerinnen, Frau Schavan und Frau Wanka. 
Aber das Bildungsministerium wird seit 2005 von der 
Union geführt. 

Nun meine Frage: Wie wollen Sie verhindern, dass 
eine solche Misswirtschaft wieder passiert? Wie wollen 
Sie den Laden in den Griff kriegen, und droht uns beim 
DigitalPakt das gleiche Chaos? 
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(A) Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Die Zielverfehlungen, die beim Hochschulpakt mo¬ 
niert werden, weise ich zurück. Es hat Vereinbarungen 
mit den Ländern gegeben, dass sie aufgrund von Progno¬ 
sen bezüglich der Studierendenzahlen zum Beispiel die 
Möglichkeit haben, Geld zurückzustellen, das sie aber, 
wenn nachgewiesen ist, dass sie das Geld nicht für den 
Aufbau von Studienplätzen gebraucht haben, an den 
Bund zurückzahlen müssen. Zu dem, was nun im Hin¬ 
blick auf die Möglichkeiten, die sehr weitgehend waren, 
weil vielfach Aufgaben anhand von Prognosen aus den 
letzten Pakten zu erfüllen waren, festgestellt wurde, kann 
ich nur sagen: An dieser Stelle gibt es für die zukünftigen 
Pakte wesentlich strengere Vorgaben. Die Rückstellung 
von Geld für den weiteren Aufbau von Studienplätzen 
zum Beispiel braucht es nicht mehr, weil der zukünftige 
Hochschulpakt eine ganz andere Aufgabe hat. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Wollen Sie eine Nachfrage stellen? 

Dr. Michael Espendiller (AfD): 

Ja. - Der Rechnungshof macht den konkreten Vor¬ 
schlag, dass der Bund ein Kündigungsrecht erhält und 
dass die Folgen für den Bundeshaushalt beschränkt wer¬ 
den. Teilen Sie das? Möchten Sie das so umsetzen, oder 
ignorieren Sie das? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 

(B) Forschung: 

Der Bund hat ein Kündigungsrecht. Er kann mit einer 
Vorlaufzeit von fünf Jahren die dauerhafte Vereinbarung, 
die wir nun mit den Ländern geschlossen haben, kündi¬ 
gen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Dann stellt die nächste Frage die Kolle¬ 
gin Yasmin Fahimi, SPD. 

Yasmin Fahimi (SPD): 

Sehr geehrte Frau Ministerin Karliczek, wir als 
SPD-Fraktion freuen uns natürlich außerordentlich, dass 
mit dem heutigen Kabinettsbeschluss zum Berufsbil¬ 
dungsgesetz endlich die Mindestausbildungsvergütung 
auf den Weg gebracht wurde. Wir begrüßen auch außer¬ 
ordentlich, dass darin eine Regelung gefunden wurde, die 
eine Inbezugnahme der sozialpartnerschaftlichen Verein¬ 
barungen und Tarifverträge vorsieht. Teilen Sie die Auf¬ 
fassung, dass diese Regelung jetzt gute Klarheit für alle 
schafft und dass diese Regelung deutlich vorteilhafter ist 
als die Inbezugnahme des Schüler-BAföG, wie sie ur¬ 
sprünglich im Referentenvorschlag vorgesehen war? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Die Aufgabe, die wir mit der Novelle zum Berufs¬ 
bildungsgesetz erfüllen wollen, ist die Stärkung der 
beruflichen Bildung. In der beruflichen Bildung gibt es 
immer viele Akteure, die mit am Tisch sitzen. Es war 


eine meiner Aufgaben - es war mir die wichtigste -, zu- (C) 
sammen mit den Partnern, die mit am Tisch sitzen - das 
sind neben meinen Kollegen aus anderen Ministerien die 
Tarifpartner -, durch diese Novelle sicherzustellen, dass 
im Konsens ein Weg zur Einführung der Mindestausbil¬ 
dungsvergütung gefunden wird. Sie sollte so maßvoll 
sein, dass sie auf der einen Seite Wertschätzung für die 
Auszubildenden und für die Leistungen, die die Auszu¬ 
bildenden in den Betrieben erbringen, zum Ausdruck 
bringt und auf der anderen Seite die Dynamik auf dem 
Ausbildungsmarkt erhält, sodass den jungen Menschen 
Jahr für Jahr möglichst viele Ausbildungsplätze angebo- 
ten werden können. Wir haben in diesem Kontext, glaube 
ich, mit Maß und Mitte einen Weg gefunden und sind so 
weit gekommen, das heute im Kabinett zu verabschie¬ 
den. Ich würde mich freuen, wenn Sie das weiter unter¬ 
stützten. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Möchten Sie eine Nachfrage stellen? 

Yasmin Fahimi (SPD): 

Ich habe noch eine Nachfrage. - Mit dieser Regelung 
wurden sicherlich Maß und Mitte gefunden; das teile 
ich. Aber mit dieser Regelung ist auch ein wichtiges Si¬ 
gnal gesetzt, dass wir nicht nur eine beliebige Grenze 
per Gesetz einführen, sondern auch tarifvertragliche Ver¬ 
einbarungen auf besondere Art und Weise berücksichti¬ 
gen und die Sozialpartnerschaft, die uns wichtig ist, zur 
Geltung bringen. Deswegen lautet meine Frage: Sehen 
Sie ebenfalls die Vorteile dieser Regelung im Verhältnis 
zur ursprünglichen Idee der Inbezugnahme des Schii- (P) 
ler-BAföG? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Die unbefristete tarifvertragliche Öffnungsklausel, die 
wir aufgenommen haben, um in verschiedenen Branchen 
oder in verschiedenen Regionen immer die tarifvertrag¬ 
liche Lösung vor die Mindestausbildungsvergütung zu 
stellen, halte ich für einen entscheidenden Schritt; denn 
das eröffnet Tarifpartnerschaften, die vor Ort die regi¬ 
onalen Bedürfnisse viel besser kennen, als wir sie für 
Gesamtdeutschland sehen können, entsprechende Mög¬ 
lichkeiten. Damit setzen wir ein Zeichen, dass wir Tarif¬ 
partnerschaft wertschätzen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Die nächste Frage stellt Katja Suding, 

FDP. 

Katja Suding (FDP): 

Vielen Dank. - Frau Ministerin, wir hatten bereits 
mehrfach nachgefragt, wie der Zeitplan für die Unter¬ 
zeichnung des DigitalPakts aussieht. Bisher ließ sich 
Ihnen keine Antwort entlocken. Jetzt haben Sie gesagt, 
dass die 16 Länder unterzeichnet haben. Mich interes¬ 
siert natürlich, wann Sie für den Bund diese Vereinba¬ 
rung unterzeichnen. Die Länder scheinen schon etwas 
länger Bescheid über den Zeitplan zu wissen. Die Schu¬ 
len in Bayern zum Beispiel können keine Landesmittel 
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(A) für die Digitalisierung mehr abrufen. Das ist für mich ein 
Alarmzeichen. Das Land Bayern scheint in Erwartung 
des DigitalPakts die eigenen Programme für die digitale 
Bildung gestoppt zu haben. Mich erinnert das sehr stark 
an die BAföG-Milliarden. Deswegen möchte ich von Ih¬ 
nen gerne wissen: Wie wollen Sie eine Wiederholung des 
Desasters, das damals entstand, verhindern? Mit genau 
welchen Kontrollmechanismen wollen Sie verhindern, 
dass nun die Länder eigene Anstrengungen für die digi¬ 
tale Bildung vermindern, weil der Bund einspringt? Das 
gilt es zu verhindern, damit der DigitalPakt überhaupt 
seine Wirkung entfalten kann, durch den zusätzliche Mit¬ 
tel für ein so wichtiges Feld bereitgestellt werden. 

(Beifall des Abg. Christian Dürr [FDP]) 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Noch in dieser Woche werde ich meine Unterschrift 
unter die Bund-Länder-Vereinbarung setzen, sodass es 
quasi ab der nächsten Woche losgehen kann. Man muss 
sehen, dass wir gerade deshalb einen Pakt, den Digital¬ 
Pakt, geschnürt haben, weil jeder seine Aufgaben erfül¬ 
len muss. Dabei kommt es darauf an, zu berücksichti¬ 
gen, dass es unterschiedliche Konzeptionierungen für 
die jeweiligen Schulen und Träger gibt. Wir brauchen 
unterschiedliche Konzepte, ln Grundschulen wird das 
Konzept anders aussehen als das in einer Berufsschu¬ 
le. Dafür haben wir unterschiedliche Möglichkeiten im 
DigitalPakt gegeben. Wir wollen den Schulen außerdem 
Infrastrukturleistungen geben. Des Weiteren müssen die 
Länder die Weiterbildung der Lehrer sicherstellen. 

Diese drei Dinge müssen aufeinander abgestimmt 
werden: Konzeptionierung, Lehrerweiterbildung und In¬ 
frastrukturleistung. Ich kann mir gut vorstellen, dass die 
Abstimmung dieser drei Dinge erst in den Ländern or¬ 
ganisiert werden muss und dass vielleicht deswegen das 
Land Bayern so reagiert. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Eine Nachfrage, Frau Suding? 

Katja Suding (FDP): 

Ja. - Vielen Dank für die Ausfühlungen. Das beant¬ 
wortet meine Frage allerdings nicht. Ich möchte gerne 
wissen, welche Kontrollmechanismen Sie haben und was 
Sie durchsetzen wollen, damit wir nicht genau das erle¬ 
ben, was wir im Zusammenhang mit den BAfÖG-Milli- 
arden erlebt haben, nämlich dass die Länder eigene An¬ 
strengungen in dem Moment zurückgefahren haben, wo 
der Bund eingesprungen ist. Das gilt es zu verhindern. 
Ich möchte gerne wissen, wie Sie das verhindern wollen 
gerade im Hinblick auf das, was wir schon in Bayern er¬ 
leben. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Die Länder müssen die Organisation der nächsten 
Schritte übernehmen. Wir machen am Ende eine Ab¬ 
rechnung und veröffentlichen, wofür die Länder das 
Geld ausgegeben haben. Am Ende müssen die Länder 


uns gegenüber nachweisen, ob die erwähnten drei Teile (C) 
funktionieren. Dann bekommen sie das Geld für die In¬ 
frastruktur. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Dr. Michael von Abercron, CDU/CSU, 
stellt die nächste Frage. 

Dr. Michael von Abercron (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Frau Bundesministerin, die Herstel¬ 
lung gleichwertiger Lebensbedingungen überall im Land 
ist ein ganz wichtiges Anliegen. Dabei spielen natürlich 
Bildung, aber auch Forschung und Innovation eine wich¬ 
tige Rolle. Welche Möglichkeiten nutzen Sie, um die 
Innovationskraft in den ländlichen und zumeist struk¬ 
turschwachen Räumen zu verbessern, und wie ist der 
Stand der Umsetzung des Programms zur Stärkung der 
Forschung und Innovationskraft in strukturschwachen 
Gebieten? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Wir gehen verschiedene Wege. Erstens. Wir sind an 
der Strukturwandelkommission beteiligt, in der wir über 
langfristige Maßnahmen diskutieren, wie zum Beispiel 
die Ansiedlung von Forschungseinrichtungen, die Grün¬ 
dung quasi eines Nukleus, der durch weitere Entwick¬ 
lung wirtschaftliche Prosperität in die betreffende Region 
bringen kann. 

Der zweite Weg, den wir gehen, ist: Wir legen Förder- (D) 
Programme auf wie das Programm „WIR!“, mit dem wir 
gezielt die Innovation und den Wandel in den Regionen 
unterstützen, und zwar zusammen mit den Partnern vor 
Ort, weil diese am besten wissen, wie sich eine Region 
weiterentwickeln lässt. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Keine Nachfrage. - Dann stellt die nächste Frage die 
Kollegin Birke Bull-Bischoff, Fraktion Die Linke. 

Birke Bull-Bischoff (DIE LINKE): 

Frau Bundesministerin, die Veröffentlichung und 
Kommentierung zum Berufsbildungsbericht - Ihre und 
die aus Ihrem Hause - vermitteln ein wenig den Ein¬ 
druck, als sei alles eitel Sonnenschein. Das verkennt zum 
Beispiel die Situation, dass wir in steigendem Maße - im 
Moment sind es 2,12 Millionen - junge Menschen im 
Alter von 20 bis 34 Jahren haben, die ohne Berufsausbil¬ 
dung in den Arbeitsmarkt einmünden. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das ist extrem bitter!) 

Das hat in aller Regel die Folge, dass sie im Niedrig¬ 
lohnsektor beschäftigt werden. Das ist in aller Regel mit 
schlechten Arbeitsplätzen verbunden. Insofern hätte ich 
von Ihnen gern gewusst, welche konkreten Maßnahmen, 
welche Ideen, welche Konzepte Sie haben, um diesen 
jungen Menschen eine Perspektive im Hinblick auf voll¬ 
qualifizierende berufliche Bildung zu ermöglichen. 
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Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Liebe Frau Kollegin, wir gehen da verschiedene Wege. 
Das eine ist: Man muss immer gucken, was die Ursache 
dafür ist, dass jemand keine Startqualifikation hat. Zum 
Teil liegt es daran, dass Menschen erst im Erwachsenen¬ 
alter zu uns kommen, dass sie eine Ausbildungsstruktur, 
wie wir sie hier haben, in der Form nicht kennen. Zum 
Teil liegt es auch daran, dass es Menschen gibt, die nicht 
lesen und schreiben können. Ich habe in der letzten Wo¬ 
che eine Studie vorgestellt, wonach wir auf einem guten 
Weg sind. Die Anzahl der Menschen, die nicht fließend 
lesen und schreiben können, ist nämlich von 7,5 Millio¬ 
nen auf 6,2 Millionen gesunken. Wir sind also auf einem 
guten Weg, diesen Menschen zu helfen. 

Aber wir können nur helfen, wenn wir auch diese 
unterschiedlichen Ausgangspositionen betrachten. Wir 
müssen zum Beispiel den Menschen, die zu uns kommen 
und noch nicht so gut Deutsch sprechen, dass sie eine 
Ausbildung machen können, helfen, indem wir ihnen 
Kurse zur Verfügung stellen, die es ihnen ermöglichen, 
dass sie genügend Deutsch sprechen lernen. Denen, die 
nicht fließend lesen und schreiben können, müssen wir 
niedrigschwellige Möglichkeiten zur Verfügung stellen, 
lesen und schreiben zu lernen. 

Außerdem gibt es Menschen, denen ein Berufsab¬ 
schluss oder auch schon ein Schulabschluss nicht mög¬ 
lich gewesen ist. Denen müssen wir immer wieder neue 
Startchancen geben. Ich bin froh, in der Lage zu sein, 
sagen zu können, dass wir auf dem Weg sind, auch für 
Menschen, die keine Qualifikation im klassischen Sinne 
mit einem Abschluss haben, Möglichkeiten der Anerken¬ 
nung informeller Qualifikationen zu schaffen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Vielen Dank, Frau Bundesministerin Karliczek. - Die 
rote Ampel zeigt an, dass Ihre Redezeit überschritten ist. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Es tut mir leid. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Mögen Sie noch eine Frage stellen, Frau Kollegin 
Bull-Bischoff? - Bitte sehr. 

Birke Bull-Bischoff (DIE LINKE): 

Ich möchte meine Frage noch etwas konkretisieren. 
Sie haben jetzt sehr stark Bezug genommen auf Geflüch¬ 
tete; aber der sehr viel größere Anteil der Menschen, die 
ohne Berufsausbildung unterwegs sind, sind Menschen, 
die unser Schulsystem entweder ohne Schulabschluss 
oder mit Hauptschulabschluss verlassen haben; das ist 
der weitaus größere Anteil. Welche Chancen haben sie, 
in das System der beruflichen Bildung zurückgefühlt zu 
werden? 


Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und (C) 
Forschung: 

Zum einen besteht die Möglichkeit, dass man über 
eine Berufsausbildung einen qualifizierten Schulab¬ 
schluss und darüber eine Perspektive bekommt. Wir ha¬ 
ben im Moment fast 60 000 unbesetzte Ausbildungsplät¬ 
ze, die mittlerweile gerade für Menschen, die vielleicht 
nicht optimal durch die Schule gekommen sind, sehr gro¬ 
ße Chancen bieten. 

Zum anderen gilt das, was ich gesagt habe: Wenn 
zum Beispiel jemand die Schule ohne Abschluss verlas¬ 
sen hat, weil er nicht richtig lesen und schreiben konnte, 
dann muss man ihm immer wieder eine neue Chance ge¬ 
ben. Oft ist es so, dass solche Personen informelle Qua¬ 
lifikationen haben, die wir jetzt sichtbar machen wollen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Die nächste Frage stellt Beate Walter- 
Rosenheimer, Bündnis 90/Die Grünen. 

Beate Walter-Rosenheimer (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Herr Präsident! Frau Ministerin, zum Thema Weiter¬ 
bildung, insbesondere zu der Nationalen Weiterbildungs¬ 
strategie, die ja im Sommer vorgelegt werden soll, sind 
erste Formulierungen bekannt geworden. Meine Frage an 
Sie ist: Welche Beiträge und Commitments werden Sie 
vonseiten des BMBF dazu einbringen? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Die Nationale Weiterbildungsstrategie ist für uns ein 
ganz wichtiges Modul im gesamten Aus- und Weiterbil¬ 
dungssystem, gerade auf der beruflichen Schiene, und 
zwar insofern, als wir in den nächsten Jahren erleben 
werden, dass sich viele Arbeitsplätze und viele Branchen 
stark verändern werden, sodass wir für jeden passende 
Module brauchen, um ihn auf dem jeweiligen Arbeits¬ 
platz weiterzubilden. Wir wollen ein modularisiertes 
System zur Verfügung stellen, sodass genau das möglich 
wird, dass man je nach Bedarf sehr kleinteilig Möglich¬ 
keiten schafft, die Menschen individuell weiterzubilden. 

Wir stellen uns vor, dass man das über eine Plattform 
deutschlandweit sichtbar macht. Wenn jemand einen spe¬ 
ziellen Beruf hat, für den nicht in ganz Deutschland ein 
Weiterbildungsangebot vorgehalten werden kann, dann 
soll etwa sichtbar gemacht werden, dass jemand, der 
in Schleswig-Holstein arbeitet, in Bayern die passende 
Weiterbildung bekommen kann. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Sie mögen nachfragen? - Bitte. 

Beate Walter-Rosenheimer (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Ich würde gerne wissen, mit welchen Ausgaben für 
den Bundeshaushalt Sie rechnen und was da auf die Län¬ 
der zukommt. 
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Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ein modularisiertes System zeichnet sich dadurch aus, 
dass man mit einem kleinen Teil, mit einem Nukleus, 
anfangen kann - wir müssen immer die einzelnen Bran¬ 
chen mit ins Boot holen; zum Beispiel sind die anderen 
Partnerländer häufig davon betroffen -, sodass wir an der 
Stelle mit einigen Millionen Euro beginnen können. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Dr. Götz Frömming, AfD, hat als Nächster das Fra¬ 
gerecht. 

Dr. Götz Frömming (AfD): 

Vielen Dank, Flerr Präsident. - Sehr geehrte Frau 
Ministerin Karliczek, ich möchte Ihnen eine Frage zur 
Wissenschaftsfreiheit stellen. Bei diesem Thema blicken 
wir ja oft ins Ausland; aber auch in Deutschland stellen 
zumindest wir fest, dass der Korridor des politisch Sag¬ 
baren enger wird, zumindest wenn man gewisse Dinge 
ausspricht. Auch als Universitätslehrer muss man mit 
Schwierigkeiten zurechtkommen. Ich nenne beispielhaft 
die Fälle Professor Miinkler, den Sie vielleicht kennen, 
Baberowski und, jüngst geschehen, Frau Professorin 
Schröter, die mit ihren Forschungs- bzw. Lehrveranstal¬ 
tungen Probleme hatten. Jüngst kam der Fall des Kri¬ 
minalitätsforschers Ralph Ghadban hinzu, der sich mit 
Clankriminalität beschäftigt und jetzt sogar mit dem 
Tode bedroht worden ist. Ich möchte Sie fragen: Macht 
auch Ihnen diese Entwicklung Sorgen? Was tun Sie, was 
tut Ihr Flaus, um diese Entwicklung möglichst zu stoppen 
und die Wissenschaftsfreiheit in Deutschland zu bewah¬ 
ren oder erst wiederherzustellen? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Die Wissenschaftsfreiheit ist uns ein hohes Gut, des¬ 
halb ist sie grundgesetzlich verankert, ln diesem Zu¬ 
sammenhang ist es, glaube ich, wichtig, dass wir als 
Gesellschaft jetzt sehr achtsam sind, wenn bestimmte 
Veranstaltungen nur noch unter schwierigen Bedingun¬ 
gen stattfinden können. Ich glaube, wir müssen alle sehr 
wachsam sein und erkennen, dass wir immer wieder ge¬ 
fordert sind, einen freien Meinungsaustausch weiter zu 
gewährleisten. 

Das, was da passiert ist, macht mir Sorgen; ganz klar. 
Ich mache jetzt in all meinen Veranstaltungen immer 
wieder darauf aufmerksam, dass wir sehr wachsam sein 
müssen, dass wir die Meinungsfreiheit und den Disput 
gerade in den Flochschulen - da ist er angesiedelt; das 
ist das originäre Umfeld dafür - hochhalten und dass wir 
das auch immer wieder klarstellen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Eine Nachfrage, Flerr Kollege. 

Dr. Götz Frömming (AfD): 

Vielen Dank. - Sie erwähnten den Disput an den 
Flochschulen. Daran anschließend möchte ich fragen: 
Wie bewerten Sie den Siegeszug der politischen Korrekt¬ 


heit? Hier hat sich ja in sehr dezidierter Weise erst jüngst (C) 
der Präsident des Deutschen Hochschulverbandes, Herr 
Kempen, dahin gehend geäußert, 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Guter Mann! Er steht für Wissenschaftsfrei¬ 
heit!) 

dass er persönlich - ich nehme an, er spricht für seinen 
Verband - hier eine Bedrohung der Freiheit an der Uni¬ 
versität sieht. Wie bewerten Sie diese Aussage des Deut¬ 
schen Hochschulverbandes? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich bin sehr froh, dass sich im Moment wirklich alle 
dessen bewusst sind, dass wir gerade da aufpassen müs¬ 
sen, wo unterschiedliche Meinungen diskutiert werden 
sollen und wo aus einer regen Diskussion um eine Ent¬ 
wicklung eine neue Entwicklungsstufe erreicht werden 
kann. Ich bin froh, dass jetzt alle wachsam sind und sa¬ 
gen: Wir müssen darauf achten. - Die Hochschulen sind 
ja der Ort, wo die Verteidigung dieser Freiheit originär 
stattfinden soll; das muss da gewährleistet sein. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Stephan Albani, CDU/CSU, stellt die 
nächste Frage. 

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Herr 
Kaczmarek!) 

- Oliver Kaczmarek, SPD, Entschuldigung. Ich bin in die (pj) 
falsche Spalte gerutscht. 

Herr Kaczmarek, jetzt haben Sie zwei Sekunden extra. 

Oliver Kaczmarek (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Albani und ich 
sind noch nicht verwechselt worden; aber es ist in Ord¬ 
nung. - Frau Ministerin, Sie haben die Einigung in der 
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz bezüglich der 
Wissenschaftspakte angesprochen. Das ist in der Tat, 
glaube ich, ein Durchbruch, weil wir damit Stabilität für 
sieben Jahre, beim Pakt für Forschung und Innovation 
sogar für zehn Jahre, schaffen. Was uns besonders ge¬ 
freut hat, war, dass Sie beim Hochschulpakt zustimmen 
konnten, dass es 2024 einen Mittelaufwuchs gibt; das 
war ja durchaus umstritten. Ich glaube, dass das notwen¬ 
dig ist, um die Qualität der Lehre zu stabilisieren. Ich 
möchte Sie fragen, ob Sie dem zustimmen, dass es eine 
Voraussetzung für den Durchbruch war, dass sich bei der 
Frage des Mittelaufwuchses im Hochschulpakt der Bund 
bewegt hat, und wie Sie das Ziel weiterverfolgen wollen, 
dauerhafte Stellen an den Universitäten zu schaffen? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich möchte zu Beginn auf die sieben Jahre, von de¬ 
nen Sie gesprochen haben, eingehen: Wir stellen für den 
Zukunftsvertrag klar, dass er unbefristet ist. Die Verein¬ 
barungen, die wir jetzt für die nächsten sieben Jahre mit 
den Ländern treffen und die die Qualität in Studium und 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 100. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Mai 2019 


12059 


Bundesministerin Anja Karliczek 

(A) Lehre im Fokus haben sollen, umfassen zum einen et¬ 
was Qualitatives und zum anderen die quantitative Aus¬ 
stattung mit Geld. Die quantitative Ausstattung mit Geld 
ist unbefristet. Da die Ausstattung mit den finanziellen 
Mitteln unbefristet ist, haben die Hochschulen jetzt viel 
mehr Möglichkeiten, unbefristete Stellen gerade in den 
Bereichen zu schaffen, in denen sie Aufgaben haben, die 
langfristig anfallen. Wir werden jetzt beobachten, ob es 
in der Form, wie wir es mit den Ländern vereinbaren, 
auch stattfindet und ob es ausreichend ist. 

Dann vielleicht noch einen Punkt zum Aufwuchs. Wir 
haben uns darauf geeinigt, dass wir 2024 einmalig eine 
Schippe drauflegen mit einem Aufwuchs von 1,88 Mil¬ 
liarden Euro auf 2,05 Milliarden Euro. Wichtig ist, dass 
wir trotzdem immer klarstellen, dass die Grundfinanzie- 
rung der Hochschulen eine Aufgabe der Länder ist und 
bleibt und wir nur eine Unterstützung geben wollen, weil 
wir natürlich trotz des schnellen Aufwuchses der Zahl 
der Studienplätze Kontinuität auf hohem Niveau gewähr¬ 
leisten wollen. Da sehen wir uns natürlich in der Pflicht. 


Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Mögen Sie noch mal? - Herr Kaczmarek, Ihre Zusatz¬ 
frage, bitte. 


(B) 


Oliver Kaczmarek (SPD): 

Vielen Dank für die Antwort. - Das, was Sie sagen, 
schließt aber nicht aus, dass wir in sieben Jahren, wenn 
wir die Kriterien neu verhandeln, mit den Ländern noch 
mal darüber sprechen, ob die Mittel weiter aufwachsen 
können, oder? 


Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Das schließt es nicht aus. Aber ich sage es noch mal: 
Die Grundfinanzierung ist Aufgabe der Hochschulen. 
Wir unterstützen die Hochschulen dabei, dass sie auf ho¬ 
hem Niveau weiter Kontinuität gewährleisten können. 

Wichtig ist, dass wir vereinbart haben, nach sieben 
Jahren die qualitativen Kriterien zu überprüfen; denn 
wir wollen ja Qualität in Studium und Lehre langfristig 
sicherstellen. Aufgrund des starken Wandels, der im Mo¬ 
ment in der Lehre und auch in der Forschung stattfindet, 
müssen wir uns das in sieben Jahren noch mal angucken. 
Da ist der gewählte Zeitraum von sieben Jahren auch gut. 
Weil die quantitativen Kriterien aber dauerhaft sind, ist 
die Langfristigkeit von Arbeitsverhältnissen eine andere 
Frage. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Hagen Reinhold, FDP, stellt die nächste 
Frage. 

Hagen Reinhold (FDP): 

Frau Ministerin Karliczek, Sie haben gesagt, Sie woll¬ 
ten die berufliche Bildung stärken. Da haben Sie uns Li¬ 
berale ganz an Ihrer Seite. Ich glaube, Sie haben selber 
einen Ausbildereignungsschein, wenn ich es richtig weiß. 


Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und (C) 
Forschung: 

Wie sich das gehört. 

Hagen Reinhold (FDP): 

Sein Erwerb ist Teil der Meisterausbildung. Insofern 
weiß ich Sie auf unserer Seite, wenn es um die Meister¬ 
ausbildung geht. Das ist schon mal sehr schön. Ich glau¬ 
be, wir haben jedes Jahr rund 24 000 Meisterabschlüsse. 
Damit sind Kosten von ungefähr 252 Millionen Euro für 
Gebühren und Prüfungskosten verbunden. Sie werden 
von Handwerksgesellen, aber teilweise sicherlich auch 
von der öffentlichen Hand und den Betrieben getragen. 

Ein Studium ist dagegen fast immer gebührenfrei. 

Sie haben sich im Koalitionsvertrag vorgenommen, fi¬ 
nanzielle Hürden für Technikerinnen und Techniker, für 
Meisterinnen und Meister sowie für Fachwirtinnen und 
Fachwirte abzubauen, und wollen bis zur Gebührenfrei¬ 
heit gelangen. Jetzt frage ich Sie - der Öffentlichkeit ist 
bis jetzt nichts bekannt Wie ist denn der Stand der Vor¬ 
bereitungen in Ihrem Ministerium? Rechnen Sie mit ei¬ 
ner vollständigen Zuschussfinanzierung? Wie hoch sind 
denn die dafür veranschlagten Mittel? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Wir haben heute mit der Verabschiedung der Novelle 
des Berufsbildungsgesetzes im Kabinett die Grundlagen 
geschaffen. Wir brauchen nämlich, um die strukturier¬ 
te Weiterbildungsmöglichkeit finanziell unterlegen zu 
können, die Weiterbildungsstufen, die wir jetzt mit dem (D) 
Berufsbildungsgesetz auf den Weg bringen. Jetzt wer¬ 
den wir uns als Nächstes mit dem Aufstiegs-BAfÖG be¬ 
schäftigen, das dann nämlich die finanzielle Grundlage 
ist, um die Weiterbildung bis auf Masterniveau besser zu 
fördern. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nachfrage? - Herr Kollege Reinhold. 

Hagen Reinhold (FDP): 

Sie haben jetzt, ehrlich gesagt, nicht meine Frage be¬ 
antwortet, wie viele Mittel Sie dafür zur Verfügung stel¬ 
len und wann wir endlich damit rechnen können, dass 
es umgesetzt wird. Vielleicht finden Sie dazu ein paar 
Worte. 

Dann ergänze ich die Frage: Wie gehen Sie in dem 
Zusammenhang mit Länderprogrammen um, die es in 
dem Bereich ja auch gibt? Planen Sie eine 100-prozenti- 
ge Förderung des Bundes und nehmen die Länder aus der 
Pflicht, oder wie haben Sie sich das vorgestellt? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Wir geben, wie es im Koalitionsvertrag vereinbart ist, 
in dieser Legislaturperiode 350 Millionen Euro zusätz¬ 
lich für das Aufstiegs-BAfÖG aus. 

Die Weiterbildungsstufen, die wir jetzt im Berufsbil¬ 
dungsgesetz vorsehen, sind die Grundlage dafür, dass wir 
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(A) systematisch bis hin zum Masterniveau fördern können. 
Programme der Länder, die es, zum Beispiel mit dem 
Meisterbonus, gibt, bleiben erhalten. Der Meisterbonus 
steigert die Attraktivität eines Standorts im Wettbewerb 
der Länder; die Länder legen ihn obendrauf. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Jetzt mache ich einen erneuten Versuch, 
Stephan Albani diesmal für die CDU/CSU das Wort zur 
nächsten Frage zu erteilen. 

Stephan Albani (CDU/CSU): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident, dass ich in der Uni¬ 
on bleiben darf. Das ist gut. 

(Beifall des Abg. Manfred Grund [CDU/ 
CSU] - Heiterkeit bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Dürfen Sie, ja. 

Stephan Albani (CDU/CSU): 

Danke schön. - Frau Ministerin, eingangs zwei Punk¬ 
te, auf die sich meine Fragen beziehen: Kampf gegen 
Krebs und die Zusammenarbeit in Europa. Es gibt, glau¬ 
be ich, keinen Bereich, in dem Forschung stärker ersehnt 
wird als im Bereich des Kampfes gegen große Krank¬ 
heiten. Krebs ist wahrscheinlich eine der prominentesten 
Krankheiten, zumindest in der Wahrnehmung der Bevöl- 
^ kerung. 

Ihr Haus hat zusammen mit anderen Häusern die Na¬ 
tionale Dekade gegen Krebs auf den Weg gebracht. Ich 
begrüße das. Sie haben mit der Bekanntmachung einer 
Richtlinie zur Förderung praxisverändernder klinischer 
Studien begonnen. Waram stellen Sie dies in den Mit¬ 
telpunkt? 

ln Bezug auf Europa ist meine Frage: Wie wird sicher¬ 
gestellt, dass die Nationale Dekade in Synergie mit den 
Aktivitäten anderer Länder nicht nur in Europa, sondern 
auch weltweit aufgestellt werden kann? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Die institutionell finanzierte Krebsforschung ist ja 
sowieso schon im internationalen Kontext unterwegs, 
sodass unsere nationale Strategie relativ leicht anschluss¬ 
fähig ist, wenn das Thema Krebs nach der Wahl im Eu¬ 
ropäischen Forschungsrahmenprogramm in den Fokus 
rückt. 

Dass wir jetzt die Richtlinie zur Förderung praxis¬ 
verändernder klinischer Studien auf den Weg gebracht 
haben, hat den Grund, dass genau dort ein Gap besteht, 
dass dort sonst niemand hingucken würde, weil es aus 
Forschungssicht keinen Karrierefortschritt brächte und 
auch aus industrieller Sicht keinen Fortschritt. Wir wol¬ 
len Maßnahmen und Therapien, die es heute schon gibt, 
optimieren, sodass sie den Patienten leichter und besser 
zur Verfügung gestellt werden können und vielleicht 
auch manchmal eine Medikation verkürzen können. Das 


ist der Grund, waram wir genau in dieses Gap reinge- (C) 
hen: weil es da unsere Aufgabe ist, etwas zu tun, damit 
die Therapien für jemanden, der von Krebs betroffen ist, 
noch besser und schneller werden können. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Ihre Nachfrage, Herr Kollege Albani. 

Stephan Albani (CDU/CSU): 

Das Schließen von Gaps ist gut. Ein anderes Gap ist 
ja immer das Valley of Death, also die Frage, wie For¬ 
schungsergebnisse in die Praxis kommen, was ja ge¬ 
rade im medizinischen Bereich teilweise eines langen 
Atems bedarf. In diesem Bereich, aber auch in anderen 
Bereichen: Was sind die Aktivitäten, die Sie momentan 
fokussieren, um den Transfer aus der Forschung - zum 
Teil Grundlagenforschung, aber auch angewandte For¬ 
schung - in die Praxis besser und schneller zu gewähr¬ 
leisten? Denn nirgends fällt es schwerer, zu warten, als 
in der Medizin. 


Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 


Wir haben in Heidelberg beispielsweise schon das Na¬ 
tionale Centrum für Tumorerkrankungen, das an die Ver¬ 
sorgung angegliedert ist. Genau dieser Weg, Forschung 
und Versorgung enger zusammenzubringen und dann 
auch in die Fläche zu bringen, ist ein Teil der Nationalen 
Dekade gegen Krebs. Wir wollen weitere Zentren, die 
Forschung und Versorgung in der Fläche zusammenbrin¬ 
gen. 


(D) 


Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Pascal Meiser, Die Linke, stellt die 
nächste Frage. 


Pascal Meiser (DIE LINKE): 

Frau Ministerin Karliczek, die Stärkung der beruf¬ 
lichen Bildung ist in der Tat eine dringliche Aufgabe. 
Deswegen ist es gut, dass Sie jetzt endlich einen Gesetz¬ 
entwurf vorgelegt haben. Nur leider scheint mir, dass 
der Gesetzentwurf doch an einigen Stellen, obwohl Sie 
sich so lange Zeit gelassen haben, deutlich hinter dem 
Notwendigen zurückbleibt. Auch die ersten Äußerun¬ 
gen, beispielsweise der Gewerkschaft Verdi von heute, 
zeigen, dass es draußen, außerhalb dieses Hauses, so 
gesehen wird. Das betrifft insbesondere den Geltungs¬ 
bereich, also die Frage, wer eigentlich künftig unter das 
Berufsbildungsgesetz fällt, und natürlich auch die kon¬ 
krete Ausgestaltung der Mindestausbildungsvergütung, 
die wir an sich ausdrücklich begrüßen und schon lange 
fordern. 

Meine Frage an Sie: Können Sie an dieser Stelle zu¬ 
mindest sagen, wie viele Auszubildende eigentlich kon¬ 
kret von der Neuregelung, von der Mindesthöhe der Ver¬ 
gütung, die Sie jetzt vorschlagen - 515 Euro im ersten 
Lehrjahr sind ja nicht die Welt -, profitieren werden? 
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Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Da die Regelung erst zum 1. Januar 2020 in Kraft 
tritt und dann für zukünftige Auszubildende gilt, müs¬ 
sen wir erst mal die Zahlen abwarten und schauen, wie 
viele Auszubildende sich zum 1. August um einen Aus¬ 
bildungsplatz bewerben und dann eben auch einen Aus¬ 
bildungsvertrag erhalten. Insofern können wir das noch 
nicht sagen. Wir hatten in den letzten Jahren steigende 
Ausbildungszahlen. Wir hatten immer gut über 500 000 
neue Ausbildungsverträge. Ich gehe davon aus, dass sie 
sich auch in zukünftigen Jahren ungefähr in der Größen¬ 
ordnung bewegen. 

Vielleicht sage ich noch ein paar Sätze dazu. Wir 
haben uns auf steigende Mindestausbildungsvergütun¬ 
gen in den ersten vier Jahren geeinigt: Wir fangen mit 
515 Euro an. Im Jahr 2021 beträgt die Mindestausbil¬ 
dungsvergütung schon 550 Euro. Im Jahr 2022 sind wir 
bei 585 Euro, im Jahr 2023 bei 620 Euro. Daran anschlie¬ 
ßend wird die zukünftige Steigerung der Mindestausbil¬ 
dungsvergütung an der durchschnittlichen Steigerung der 
Ausbildungsvergütungen in ganz Deutschland gemessen. 

Ich glaube, dass wir genau mit diesem Weg Maß und 
Mitte gefunden haben; denn am wichtigsten ist es, dass 
immer genügend Ausbildungsplätze angeboten werden. 
Wir haben schon eine Zeit in Deutschland erlebt, in der 
es anders war, in der wir händeringend darum gebeten 
haben, mehr junge Menschen auszubilden, mehr jungen 
Menschen in diesem Land eine Chance zu geben. Denn 
eine Erstausbildung machen zu können, ist eine Riesen¬ 
chance in unserem Land. 

Wenn jemand in Deutschland seinen Lebensunterhalt 
mit seiner Ausbildungsvergütung nicht bestreiten kann, 
dann bekommt er über das Sozialgesetzbuch 111 noch 
weitere Unterstützungsleistungen. Das muss man, glaube 
ich, an der Stelle auch beachten; das ist mir wichtig. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Vielen Dank. - Mögen Sie eine Nachfrage stellen? 

Pascal Meiser (DIE LINKE): 

Gerne. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Bitte. 

Pascal Meiser (DIE LINKE): 

Frau Ministerin, vielen Dank. - Mich würde interes¬ 
sieren: Wie viele Auszubildende erhalten mit aktuellem 
Stand von 2019 unter 515 Euro im ersten Lehrjahr? Die 
Antwort auf die Frage, wie viele davon profitieren kön¬ 
nen, ist ja für die Bewertung wichtig. Ich gehe davon aus, 
dass Sie sich das angeschaut haben. Die Zahlen würden 
mich interessieren. 

Meine zweite Frage dazu konkret: Ich habe von dem 
Geltungsbereich gesprochen; dual Studierende und die 
medizinisch-technischen Ausbildungsberufe sind im 
Geltungsbereich nicht, wie das von den Gewerkschaf¬ 
ten gefordert wird, vorgesehen. Warum lassen Sie die 


im Regen stehen? Können Sie mir sagen, wie viele von 
diesen Betroffenen - dual Studierende und Auszubilden¬ 
de im medizinisch-technischen Bereich - überhaupt eine 
Ausbildungsvergütung bekommen? Weil die Frage, wie 
vielen Leuten das hilft — 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Herr Kollege, Nachfragen sollen 30 Sekunden nicht 
überschreiten. Ich danke Ihnen sehr für Ihr Verständnis. - 
Die Antworten auf Nachfragen sollen übrigens auch nur 
30 Sekunden dauern. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU, der SPD, der 
FDP, der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Pascal Meiser (DIE LINKE): 

Ich wollte gerade sagen. Waffengleichheit. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Frau Bundesminister. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich will als Erstes auf die Zahl eingehen. Wir können 
Ihnen sagen, dass maximal 10 bis 11 Prozent der Betriebe 
von einer unter 515 Euro liegenden Ausbildungsvergü¬ 
tung betroffen sind. Wir werden zukünftig Statistiken er¬ 
heben, sodass wir Ihnen das für einzelne Ausbildungen in 
Zahlen ausdriicken können. Das können wir im Moment 
leider noch nicht. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Vielen Dank. - Kai Gehring, Bündnis 90/Die Grünen, 
stellt die nächste Frage. 

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ganz herzlichen Dank, Herr Präsident. - Uns treibt 
nach wie vor um: Wie geht eigentlich eine Bundesfor¬ 
schungsministerin mit Forschungsergebnissen um? Auf 
ihrer persönlichen Website ist nach wie vor zu lesen, dass 
es - Zitat - „keine Langzeitstudien zu den Auswirkungen 
auf Kinder in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften“ 
gäbe. Wir wissen längst: Das ist blanker Unsinn; denn 
es gibt Dutzende von Studien, die alle unisono zu dem 
Ergebnis kommen: Den Kindern geht es gut. 

Sie haben 2018 in einem n-tv-lnterview gesagt, den 
bestehenden Forschungsstand würden Sie nicht kennen; 
das sei eine spannende Forschungsfrage. - Daraufhin ha¬ 
ben das BMBF und Sie persönlich zahlreiche Literatur¬ 
tipps erhalten. Herr Rachel hat hier in einer Fragestunde 
gesagt, selbstverständlich lägen eine ganze Reihe von 
Studien vor. - Deshalb frage ich Sie jetzt, ob Sie sich 
inzwischen mit dem Forschungsstand haben vertraut ma¬ 
chen können, ob Sie die zahlreichen Studien zur Kennt¬ 
nis genommen haben, und welche Konsequenz Sie als 
Forschungsministerin daraus ziehen. 
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(A) Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Lieber Herr Kollege, ich kann an dieser Stelle einfach 
nur noch einmal klarstellen: ln diesem Interview ging es 
dämm, mein Abstimmungsverhalten im Jahr 2017 und 
das ganze Umfeld darzustellen. Es ging nicht um die 
Frage nach einzelnen Studien in der Form, wie Sie das 
heute darstellen. Natürlich gibt es Studien über Kinder in 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaften. Das habe ich nie 
infrage gestellt. Ich habe auch nie Forschungsergebnis¬ 
se infrage gestellt. Ich habe einfach nur mein damaliges 
Abstimmungsverhalten in diesem Kontext dargestellt - 
nicht mehr und nicht weniger. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Mögen Sie eine Nachfrage stellen? 

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Gerne. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Bitte. 

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ich hatte vor allem wissen wollen, welche Schlussfol¬ 
gerung Sie aus den Studien ziehen. Es ist ja schön, dass 
Sie die Existenz dieser Studien inzwischen anerkennen. 

Ich frage mal weiter: Im Nationalen Aktionsplan 

(B) gegen Rassismus hat die Bundesregierung 2017 ange¬ 
kündigt, zu Homosexuellen- und Transfeindlichkeit zu 
forschen. Bisher kann das Bundesforschungsministe¬ 
rium kein einziges Forschungsvorhaben nennen. Wie 
lange wollen Sie die Homo- und Transphobie im Land 
eigentlich noch ignorieren? Wann werden Sie ein For¬ 
schungsvorhaben gegen die Homosexuellenfeindlichkeit 
im Land auflegen? Wenn Sie selber dazu nicht in der 
Lage sind, würden Sie Ihrem Haus Zutrauen, eine solche 
Forschung zu beauftragen? Die Bundesregierung hat sich 
2017 dazu verpflichtet. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Bösartig! In 
der Formulierung wird es bösartig!) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Herr Kollege, Nachfragen: 30 Sekunden. - Frau Bun¬ 
desminister. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Wir arbeiten in meinem Haus an vielen gesellschaft¬ 
lichen Fragestellungen. Dazu gehören immer auch Fra¬ 
gestellungen wie: Wie entwickelt sich Gesellschaft? In¬ 
sofern kann ich nicht feststellen, dass wir da ein Defizit 
haben. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Jetzt geht das Fragerecht an die Kolle¬ 
gin Nicole Höchst, AfD. 


Nicole Höchst (AfD): 

Vielen Dank. - Sehr geehrte Frau Ministerin Karliczek, 
erst vor wenigen Monaten ist eine Neuköllner Grund¬ 
schule bundesweit durch die Presse gegangen, an der nur 
noch 1 von 103 eingeschulten Kindern zu Hause Deutsch 
spricht. Berlin, Frankfurt, Ludwigshafen, Germersheim, 
Bad Kreuznach - die Rütli-Schule ist quasi überall. Deut¬ 
sche Schüler sind vielerorts bereits in der Minderheit. 
Halten Sie diese Entwicklung für unproblematisch? Bitte 
nennen Sie ganz konkrete Maßnahmen, die die Bundes¬ 
regierung unternimmt, um unseren Kindern ihre Heimat, 
ihre Kultur und ihre angestammte Sprache zu erhalten. - 
Vielen Dank. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Erst einmal ist es uns wichtig, dass wir jedem Kind 
in Deutschland eine gute Bildung und eine auf das Kind 
persönlich zugeschnittene Bildungsperspektive ermögli¬ 
chen. Es ist uns wichtig, die Kinder in ihrer individuel¬ 
len Situation hinsichtlich ihrer Kenntnisse der deutschen 
Sprache und ihres Leistungsstandes abzuholen. Auch das 
ist eine Frage, mit der wir uns immer wieder auseinan¬ 
dersetzen. 

Voriges Jahr haben wir ein Programm für leistungs¬ 
starke Kinder aufgelegt. Wir wollen uns jetzt auch damit 
auseinandersetzen: Was können wir tun, um Schulen in 
sozial schwierigen Regionen zu unterstützen, wo viel¬ 
leicht die Zusammensetzung oder die Heterogenität der 
Schülerschaft eine große Herausforderung für die Leh¬ 
rerschaft ist? Dieses Programm bringen wir zusammen 
mit den Ländern auf den Weg. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Nachfrage? - Frau Kollegin. 

Nicole Höchst (AfD): 

Welche Botschaft hat die CDU/CSU-SPD-Bundesre- 
gierung der offenen Grenzen an die Eltern, deren Kin¬ 
der überall in Deutschland als Angehörige der deutschen 
Minderheit in Kitas, auf Schulhöfen, in Klassensälen 
sprachlich ausgeschlossen, diskriminiert, gemobbt und 
drangsaliert werden? Was ist Ihr Plan? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich kann nur noch einmal wiederholen: Wir haben 
ein Programm für leistungsstarke Kinder aufgelegt. Wir 
werden jetzt zusammen mit den Ländern ein Programm 
entwickeln - da sind wir schon auf einem guten Weg -, 
um auch den Kindern in Schulen, die sich mit einer sehr 
heterogenen Schülerschaft und Leistungsfähigkeit der 
Kinder auseinandersetzen müssen, individuelle Chancen 
und Möglichkeiten zu eröffnen, wie es sich für ein Land 
wie Deutschland gehört. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Dr. Wiebke Esdar, SPD, stellt die nächs¬ 
te Frage. 
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Dr. Wiebke Esdar (SPD): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Verehrte Frau 
Ministerin, am 3. Mai hat es einen Durchbruch bei den 
Verhandlungen zum Hochschulpakt, zum PFI und zum 
Qualitätspakt Lehre gegeben. Bei der Ausgestaltung des 
Qualitätspakts Lehre ist vorgesehen, dass es eine eigen¬ 
ständige Organisation für Lehre unter dem Dach einer 
bestehenden Organisation geben soll. Die SPD-Fraktion 
hatte zuvor vorgeschlagen, dass es eine Allianz für Hoch¬ 
schullehre gibt, die den Schwerpunkt vor allem auf die 
relevanten Akteure auf dem Gebiet setzt, die sich bereits 
seit Jahren sehr engagiert für eine Verbesserung der Qua¬ 
lität der Lehre einsetzen. Meine Bitte an Sie ist: Kön¬ 
nen Sie konkretisieren, wie diese Organisation der Lehre 
aussehen soll? Meine Frage an Sie ist: Wie wollen Sie 
sicherstellen, dass die relevanten Akteure, die es in dem 
Feld gibt, angemessen einbezogen werden? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Das eine ist, dass wir eine rechtlich unselbstständige 
Organisation wollen, um die Organisation für Innovation 
in der Hochschullehre zu gewährleisten. Das werden wir 
so aufstellen, dass wir die unterschiedlichen Partner an¬ 
sprechen, um ein Organisationskonzept vorzustellen, wie 
man so etwas machen kann. 

Das Zweite ist - das soll ja eine Förderorganisation 
werden -, dass wir über die Förderorganisation im Wett¬ 
bewerb immer wieder Anreize setzen, um zusammenzu¬ 
arbeiten und gemeinsam Konzepte zu entwickeln. Daran 
können sich natürlich alle beteiligen, die sowieso auf 
dem Feld engagiert sind. 

Dr. Wiebke Esdar (SPD): 

Danke schön. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Kai Gehring möchte eine Nachfrage 
stellen. 

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank. - Ich wollte gerne wissen, Frau Minis¬ 
terin, wann Sie dem Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung endlich die GWK-Ver¬ 
einbarung von Anfang Mai übermitteln. Es ist dringend 
notwendig, dass sich der federführende Fachausschuss 
mit den Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern 
befassen kann und wir als Haushaltsgesetzgeber Bundes¬ 
tag adäquat über die Fortsetzung der Pakte diskutieren 
können. Das war heute im Ausschuss leider nicht mög¬ 
lich. Das finden wir eine grobe Missachtung parlamenta¬ 
rischer Verfahren; denn es ist dringend notwendig, dass 
wir, bevor die MPK beschließt, hier adäquat diskutieren 
können. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Sie haben es richtig gesagt: Das waren GWK-Be- 
schlüsse. Das bedeutet, dass eben nicht nur der Bund, 
sondern auch die Länder eingebunden sind. Wenn wir 


die Beschlüsse zuschicken wollen, dann muss das über (C) 
die GWK laufen, und dann müssen alle Beteiligten zu¬ 
stimmen. Wir haben den Wunsch unserer Ausschüsse der 
GWK mitgeteilt. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Aber der Haushaltsausschuss hat sie 
doch schon!) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Dr. Jens Brandenburg, FDP, stellt die 
nächste Frage. 

Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar) (FDP): 

Frau Ministerin, nur noch 19,8 Prozent der Betriebe 
bilden aus, insbesondere bei Kleinstbetrieben ist der An¬ 
teil rückläufig. Nun geht das Bundesinstitut für berufli¬ 
che Bildung davon aus, dass die von Ihnen jetzt ins Spiel 
gebrachte gesetzliche Mindestausbildungsvergütung die¬ 
sen Trend weiter verschärfen wird. Aktuell sind bereits 
etwa 11 Prozent der Betriebe von dieser Regelung betrof¬ 
fen. Bis 2023 wird sich dieser Anteil sogar verdoppeln. 
Deshalb meine Frage an Sie: Wie wollen Sie dafür sor¬ 
gen und sicherstellen, dass insbesondere die sehr kleinen 
Betriebe trotz Ihrer Politik weiter ausbilden? Und zwei¬ 
tens: Wie hoch ist der Anteil der Betriebe - nach Ihren 
hausinternen Schätzungen, auf deren Basis Sie ja diesen 
Gesetzvorschlag machen -, die sich aus der Ausbildungs¬ 
tätigkeit zurückziehen? Welche Branchen und welche 
Regionen werden davon ganz besonders betroffen sein? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und (-D) 
Forschung: 

Es ist unser Bestreben, die Dynamik im Ausbil¬ 
dungsmarkt zu erhalten. Wir haben deswegen gerade 
für Kleinstbetriebe schon Förderrichtlinien auf den Weg 
gebracht, nach denen zum Beispiel die Fortbildung zur 
Ausbildereignung bezuschusst wird, um gerade auch 
Kleinstbetrieben Ausbildung überhaupt möglich zu ma¬ 
chen. Vielfach ist es aber auch so, dass wir die Vernet¬ 
zung von Kleinstbetrieben fördern müssen. Aufgrund 
der Spezialisierung unseres Marktes hat eben nicht mehr 
jedes Unternehmen die Möglichkeit, überhaupt eine 
vollständige Ausbildung anzubieten. Insofern ist die 
Vernetzung verschiedener Unternehmen, durch die ein 
Auszubildender vielleicht in verschiedenen Unterneh¬ 
men ausgebildet werden kann, eine Möglichkeit, diesem 
Trend entgegenzuwirken. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nachfrage? 

Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar) (FDP): 

Ja, sehr gerne. - Sie hätten noch ein paar Sekunden, 
um auch meine zweite Frage zu beantworten. Konkret: 

Was ist Ihre Erwartung, wie hoch ist der Anteil der Be¬ 
triebe - im Sinne einer Zahl, mindestens einer Größen¬ 
ordnung -, die sich davon zurückziehen werden? Was ist 
Ihre Prognose? Ich gehe sehr stark davon aus, dass Ihr 
Haus eine solche Prognose natürlich erstellt hat. Alles 
andere wäre bei einem so weitgehenden Eingriff in die 
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Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar) 

(A) Tarifautonomie der Tarifpartner sehr fahrlässig. Deshalb: 
Was ist Ihre Einschätzung, wie viele ziehen sich zurück? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Genau aus diesem Grund, um die Dynamik im Aus¬ 
bildungsmarkt zu erhalten und auch viele Ausbildungs¬ 
platzangebote zu erhalten, sind wir maßvoll an die Min¬ 
destausbildungsvergütung herangegangen. Es wären 
heute sowieso höchstens 10 bis 11 Prozent der Betriebe 
betroffen. Und wenn man für eine Region oder für eine 
Branche feststellt: „Die Mindestausbildungsvergütung 
passt nicht, sie können nicht mithalten“, dann geben wir 
über eine bevorzugte Sozialpartnerschaft die Möglich¬ 
keit, einen anderen Weg zu gehen. Dadurch haben wir 
verschiedene Wege aufgezeigt, die es ermöglichen, die 
Ausbildungsdynamik hochzuhalten. Und wenn Interes¬ 
se daran besteht, ein guter Partner in der Ausbildung zu 
sein, werden das auch einige nutzen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Dazu eine Nachfrage von Frau Fahimi. 

Yasmin Fahimi (SPD): 

Es wäre vielleicht hilfreich, wenn man in der Tat noch 
einmal die verschiedenen Szenarien, die das B1BB mit 
Blick auf eine mögliche Mindestausbildungsvergütung 
entwickelt hat, der Öffentlichkeit breiter kundtut; denn 
die Darstellung von meinem Kollegen Brandenburg 
stimmt leider so nicht. Meine Nachfrage ist, ob es aus 

(B) Ihrer Sicht eigentlich schädlich oder dramatisch ist, 
wenn Ausbildungsplätze wegfallen, für die wirklich völ¬ 
lig unterirdische Ausbildungsvergütungen von 250 bis 
350 Euro über einen langen Zeitraum gezahlt wurden? 
Meistens wurden die Menschen nach der Ausbildung 
nicht übernommen, da sie ja offensichtlich nur Billiglöh¬ 
ner ersetzen sollten. Meinen Sie nicht, dass der Wegfall 
solcher Plätze hinnehmbar ist? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich glaube, dass die Mindestausbildungsvergütung ein 
gutes Signal in die gesamte Berufsbildungslandschaft 
sendet. Ich denke, dass den Sozialpartnern die Verant¬ 
wortungstragweite bewusst ist, wenn sie sagen, sie wol¬ 
len etwas anderes vereinbaren. Sicher ist ihnen auch klar, 
welche Signalwirkung die Mindestausbildungsvergütung 
im Zweifel auch auf die Tarifpartnerschaften, die sich für 
eine Weile anders einigen, hat. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Der Kollege Rossmann möchte noch 
eine Frage dazu stellen. 

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD): 

Frau Ministerin, was die Mindestausbildungsvergü¬ 
tung angeht, haben Ihnen die Sozialpartner ja aus der 
Patsche geholfen. Sie planen jetzt einen Nationalen Bil¬ 
dungsrat. Meine Frage ist: Weshalb muss man aus Ihrem 
Flause und auch von Ihnen selber hören, dass Sie die So¬ 


zialpartner in den Nationalen Bildungsrat, der auch be- (C) 
rufliche Bildung und Weiterbildung behandeln soll, bis¬ 
her nicht dabeihaben wollen, obwohl sie Ihnen mit guten 
Vorschlägen einen guten Weg gewiesen haben? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich möchte zweierlei Dinge richtigstellen. Zum einen 
war es uns wichtig, in einem Bereich wie der Festlegung 
einer Mindestausbildungsvergütung alle, die in diesem 
Tätigkeitsfeld unterwegs sind, mit an Bord zu nehmen. 
Neben meinen Kollegen Peter Altmaier und Hubertus 
Heil sind da ganz klar auch immer die Tarifpartner ge¬ 
fragt gewesen; denn es ist deren originäre Aufgabe, Aus¬ 
bildungsvergütungen generell auszuhandeln. Insofern 
kann man, glaube ich, nicht sagen, dass sie mir aus der 
Patsche geholfen haben. Vielmehr sollten wir es so ver¬ 
stehen, dass der Vorschlag, auf den wir uns geeinigt ha¬ 
ben, ein guter war, um in der Diskussion und in der Sache 
ein Stück voranzukommen. 

Der zweite Punkt ist: Wir wollen, dass für den Na¬ 
tionalen Bildungsrat neben Vertretern der Wissenschaft 
Praktiker ad personam benannt werden. Wir wollen 
Kontinuität in der Diskussion. Insofern können natür¬ 
lich die Sozialpartner, aber eben auch andere Verbände 
Vorschläge zur Besetzung dieses Gremiums machen. 

Aber wir wollen eben nicht den Verband als Vertretung 
in diesem Gremium, sondern die Person, die dann von 
den Verbänden vorgeschlagen wird. Das ist, glaube ich, 
der Unterschied. Aber wir schätzen die Vorschläge der 
Sozialpartner sehr. ^ 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wann geht es denn endlich los?) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Dr. Dietlind Tiemann, CDU/CSU, stellt 
die nächste Frage. 

Dr. Dietlind Tiemann (CDU/CSU): 

Frau Ministerin Karliczek, herzlichen Dank für Ihre 
Eingangsausführungen und die damit aus Ihrem Haus 
verbundenen Leistungen. Ich beziehe mich auf den 
Referentenentwurf zum Berufsbildungsmodernisie¬ 
rungsgesetz Kapitel 2 § 53, der auf die Frage der Fort¬ 
bildungsstufen eingeht. Sehen Sie die geplanten Fortbil¬ 
dungsordnungen als eine klare begriffliche Abgrenzung, 
sodass zukünftig klar ist, was eine Fortbildungsstufe der 
höherqualifizierenden Berufsbildung und was ein duales 
Studium ist? Ich denke, das ist unter dem Gesichtspunkt, 
dass die Weiterbildung ganz besonders im Vordergrund 
steht, ganz wichtig; aber wir müssen klar differenzieren. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Beim dualen Studium ist es ja so, dass es zwei ver¬ 
schiedene Varianten gibt. Die eine ermöglicht quasi in 
einer verkürzten Zeit eine duale Ausbildung zusätzlich 
zu einem Studium. Man kann nach einer Weile den Stu¬ 
dienabschluss machen und hat zugleich einen Abschluss 
aus der dualen Ausbildung. Bei der zweiten Variante des 
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(A) dualen Studiums liegt die Organisation insgesamt bei 
der Hochschule, und es werden Praxisteile eingefügt. 
Das fällt heute unter die klassische Organisationsfreiheit 
der Hochschule, ln diesem Zusammenhang muss man 
schauen, um welche Systematik es sich handelt. Wenn 
der Schwerpunkt auf der dualen Ausbildung liegt, wird 
diese von dem Berufsbildungsgesetz geregelt. Ist es die 
andere Variante, dann fällt es vollständig in die Hoch¬ 
schulfreiheit und muss im Sinne der Hochschulorganisa¬ 
tion geregelt und mit Standards besetzt werden. 

Bei den Weiterbildungsstufen ist für uns wichtig, dass 
wir auf der einen Seite klarmachen: Es gibt bei einer dua¬ 
len Ausbildung auch die Möglichkeit, im dualen System, 
im beruflichen System Karrierestufen zu erklimmen und 
dort weiterzumachen. In Bezug auf die Vergleichbarkeit 
mit dem akademischen System war uns zum Beispiel im 
Bereich des Bachelor und Master wichtig, die Gleich¬ 
wertigkeit von akademischer und beruflicher Bildung an 
dieser Stelle noch einmal klarzumachen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. - Noch eine Nachfrage? - Frau Tiemann 

Dr. Dietlind Tiemann (CDU/CSU): 

Meine Nachfrage: Sie sehen es also zukünftig als klar 
definiert, dass sich eine Fortbildung im Anschluss an 
eine Berufsausbildung klar von einem dualen Studium 
differenziert? 

(B) 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ja. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Die Antwort lautet Ja. - Die nächste Frage stellt die 
Kollegin Nicole Gohlke, Die Linke. 

Nicole Gohlke (DIE LINKE): 

Vielen Dank. - Frau Ministerin, ich wollte noch ein¬ 
mal auf die Fridays-for-Future-Bewegung zu sprechen 
kommen. Die Aktivistinnen und Aktivisten dieser Bewe¬ 
gung tragen den Klimawandel und damit ein ganz wich¬ 
tiges wissenschaftspolitisches Thema in die öffentliche 
Debatte. Deswegen frage ich Sie: Wie bewerten Sie als 
auch für die Wissenschaft zuständige Ministerin diese 
Proteste? Sehen Sie darin vielleicht auch ein Potenzial, 
das Vertrauen in einen faktenbasierten Diskurs zu stärken 
und damit der zunehmenden Wissenschaftsfeindlichkeit 
und der Verbreitung von Fake News entgegentreten zu 
können? 

(Lachen bei der AfD) 

Und haben Sie konkrete Maßnahmen im Blick, um die 
Klimaforschung in Deutschland und in Europa zu stärken 
und so auch die berechtigte Sorge der jungen Generati¬ 
on aufzugreifen und mitzuhelfen, den Klimawandel noch 
eindämmen zu können? 


Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und (C) 
Forschung: 

Ich bin sehr froh, dass jetzt die gesamten Forschungs¬ 
initiativen, die wir in meinem Haus zur Klimaforschung 
und zur systemischen Entwicklung hinsichtlich der Fra¬ 
ge, wie die C0 2 -Belastung in Deutschland eingedämmt 
werden kann, schon seit langem auf den Weg gebracht 
haben, durch die Proteste und die Diskussionen viel stär¬ 
ker publik werden. 

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen. Mein Haus för¬ 
dert technologieoffene Antriebsforschung im Bereich der 
Mobilität. Wir diskutieren in Deutschland ganz viel nur 
über die Batterieforschung; aber in meinem Haus geht es 
auch um Förderrichtlinien für Antriebe mit Wasserstoff 
oder auch synthetische Kraftstoffe. Das ist etwas, was 
jetzt durch die Diskussionen und die Proteste der jungen 
Leute ganz neu in den Mittelpunkt gerät, worüber ich 
sehr froh bin; denn das zeigt sehr schön, dass es einen 
wesentlich breiteren Fächer an Möglichkeiten gibt, um 
den C0 2 -Ausstoß in Deutschland einzudämmen. 

Wir haben noch einen weiteren Punkt im Blick, näm¬ 
lich die industrienahe Forschung. Ich habe zum Beispiel 
mit thyssenkrupp eine Forschungseinrichtung in Duis¬ 
burg auf den Weg gebracht, in der die Weiterverwertung 
von C0 2 durch die chemische Industrie erprobt wird. 

Das alles sind Bemühungen, die wir schon seit vielen 
Jahren bei mir im Haus auf den Weg gebracht haben und 
die jetzt durch die Diskussionen und durch die Proteste 
der jungen Leute viel stärker publik werden. Das ist sehr 
gut. (D) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Sie haben eine Nachfrage, Frau Kol¬ 
legin. Bitte. 

Nicole Gohlke (DIE LINKE): 

Ich würde gerne nachfragen, ob Sie auch Initiativen 
auf europäischer Ebene angedacht haben. Ich nehme 
wahr, dass wir in unserer Gesellschaft einen ideologisch 
aufgeladenen Streit um die Bedeutung des Klimawandels 
führen. Rechtsradikale Kräfte und Leugner des Klima¬ 
wandels versuchen ja, mit einer ganz gezielten Desinfor¬ 
mationskampagne ideologisch einzugreifen. Ich glaube, 
in einer solchen Situation hat gerade die Wissenschafts¬ 
ministerin des BMBF eine ganz besondere Aufgabe, 
nämlich den Stimmen aus der Wissenschaft eine beson¬ 
dere Bedeutung zuzumessen, ihnen besonderes Gehör 
zu verschaffen und mit Blick auf Europa zu schauen, an 
welchen Stellen man auch etwas im europäischen Maß¬ 
stab, vernetzt, gemeinsam einbringen kann. Haben Sie 
sich dazu etwas überlegt? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Wir schicken im Herbst eines unserer Forschungs¬ 
schiffe unter deutscher Federführung auf eine internati¬ 
onale Forschungsmission. Das Schiff wird im arktischen 
Eis quasi eingefroren. So sollen neue Erkenntnisse über 
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(A) den Klimawandel gewonnen werden. Das ist nur eine 
von vielen internationalen Maßnahmen, die wir auf den 
Weg bringen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Eine weitere Nachfrage dazu hat der 
Kollege Dr. Rainer Kraft, AfD-Fraktion. 

Dr. Rainer Kraft (AfD): 

Danke, Herr Präsident. - Frau Minister, die angespro¬ 
chenen Schüler, die sich freitags dem Unterricht entzie¬ 
hen, sind ja zum einen Schutzbefohlene der Lehrer und 
unterliegen zum anderen natürlich der Aufsicht eben¬ 
dieser Lehrer. Diese unterstehen wiederum der Schul¬ 
leitung. Was gedenken Sie als im Prinzip Chefin dieser 
Lehrer zu tun, wenn dieser Aufsichtspflicht nicht Genüge 
getan wird? 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Marianne Schieder [SPD]: 
Keine Ahnung! Aber davon viel!) 

- Ja, ich weiß, das betrifft im Prinzip die Länder. - Was 
ist Ihre Empfehlung an Ihre Kollegen in den Ländern, 
wenn Lehrer ihrer Aufsichtspflicht nicht nachkommen? 
Wer wird die Verantwortung übernehmen, wenn durch 
Missachtung dieser Aufsichtspflicht während der Zeit, in 
der die Schüler eigentlich Schutzbefohlene ihrer Lehrer 
sind, etwas passiert? 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das ist das kleine Einmaleins!) 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Sie haben es gerade selber klargestellt. Wir leben in 
einem föderalen System, und die Aufsicht in den Schulen 
obliegt nicht dem Bund. 

(Dr. Karamba Diaby [SPD]: Das kann er 
nicht! - Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Das weiß er nicht!) 

Ich habe mich sehr früh und klar dazu positioniert 
und gesagt, dass ich als Bundesbildungsministerin der 
Auffassung bin, dass es wichtig und richtig ist, dass die 
Schulpflicht gilt, und dass ich genauso begeistert von den 
jungen Leuten wäre, wenn sie samstagmorgens protes¬ 
tieren gehen würden. Wichtig ist, dass wir noch einmal 
klarstellen, dass die sogenannte Schulpflicht ein Schul- 
/-echt ist und dass die Eltern die Pflicht haben, ihre Kin¬ 
der in die Schule zu schicken. Viele Generationen vor 
uns haben dafür gekämpft, dass heute eine gute Bildung 
für unsere Kinder möglich ist, weil sie regelmäßig in die 
Schule gehen dürfen. Ich habe mich frühzeitig dazu po¬ 
sitioniert, dass ich es richtig und wichtig finde, dass die 
Schulpflicht eingefordert wird. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Eine weitere Nachfrage hat der Kolle¬ 
ge Kai Gehring. 


Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): (C) 

Vielen Dank. - Frau Ministerin, ich habe mich auf die 
Frage des AfD-Kollegen hin gemeldet. Die AfD bringt 
hier immer wieder Haushaltsanträge ein, die zum Ziel 
haben, die Klimaforschungsförderung und die sozialöko¬ 
logische Forschung komplett auf null zu setzen und die 
Geisteswissenschaften, die Genderforschung, ganze For¬ 
schungszweige in diesem Land dichtzumachen. Wie be¬ 
werten Sie es als Bundesforschungsministerin, dass die 
AfD gerade die exzellente und renommierte Klimafor¬ 
schung in Deutschland zusammenkürzen und zertrüm¬ 
mern will? Und stimmen Sie mit uns überein, dass das 
ein gravierender Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit und 
in exzellente Forschung in Deutschland ist? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich glaube, wir haben in meinem Haus im letzten 
Jahr gezeigt, dass wir sehr kontinuierlich arbeiten, dass 
viele gute Dinge, die vor meiner Amtszeit auf den Weg 
gebracht wurden, weitergeführt werden, aber gerade im 
Bereich der Klimaforschung auch noch neue Akzente 
setzen. Wir haben hinsichtlich der Frage, was man tun 
kann, um dem Klimawandel zu begegnen, auch neue Ini¬ 
tiativen auf den Weg gebracht. Das werden wir weiter 
tun. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Wir kommen zu einer weiteren Frage (D) 
der Kollegin Sylvia Kotting-Uhl, Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen. 

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Danke schön, Herr Präsident, dass Sie diese Frage 
noch zulassen. - Frau Karliczek, ich habe noch eine Fra¬ 
ge zur Schulpflicht. Sie wissen wahrscheinlich wie wir 
alle, dass es in den 70er-Jahren ein Bundesverfassungs¬ 
gerichtsurteil gab zu der Frage, ob Schülerinnen und 
Schülern - von Strafgefangenen war in diesem Urteil 
übrigens auch die Rede - die gleichen Grundrechte zu¬ 
stehen wie anderen Menschen, nämlich Versammlungs¬ 
freiheit, Meinungsfreiheit, Demonstrationsfreiheit usw. 

Die Demonstrationsfreiheit ist bei Strafgefangenen logi¬ 
scherweise eingeschränkt; wir reden hier aber von Schü¬ 
lerinnen und Schülern. 

Würden Sie mir nicht zustimmen, dass sich eine kluge 
Schulleitung angesichts der Frage, wie Kinder heutzuta¬ 
ge erzogen werden sollten, damit sie die großen Aufga¬ 
ben, vor denen unsere Gesellschaft steht, später mit der 
notwendigen Kompetenz lösen können, sehr gründlich 
überlegt, ob die Argumentation mit der Einhaltung der 
Schulpflicht tatsächlich angemessen ist, wenn Schülerin¬ 
nen und Schüler sich um ein Problem wie den Klima¬ 
schutz bzw. die Klimakrise kümmern und ihre Meinung 
äußern wollen, oder ob man den Schülerinnen und Schü¬ 
lern nicht das Rückgrat stärken und ihr Recht auf Mei¬ 
nungsfreiheit respektieren sollte? 
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(A) Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich glaube, dass die Curricula aller Schulformen und 
aller Bundesländer genügend Möglichkeiten bieten, um 
die jungen Leute in die Lage zu versetzen, sich mit ak¬ 
tuellen Themen und aktuellen Herausforderungen ausei¬ 
nanderzusetzen. Ich habe in den letzten Jahren sehr ge¬ 
nau beobachten können, wie Schule sich verändert hat, 
und dabei gesehen, dass Schule sehr nah am Puls der Zeit 
ist. Das gilt gerade für einzelne Fachrichtungen wie Bio¬ 
logie, Physik oder Chemie, die solche Fragestellungen, 
wie sie aktuell im politischen Raum diskutiert werden, 
immer wieder aufgreifen und diskutieren und dabei zei¬ 
gen, was möglich und was nicht möglich ist. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Letzte Fragestellerin ist die Kollegin 
Anna Christmann, Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Anna Christmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Vielen Dank. - Frau Ministerin, ich würde gerne noch 
zum Thema „steuerliche Forschungsförderung“ kom¬ 
men. Dazu liegt ja seit geraumer Zeit ein Entwurf des 
Kollegen Scholz vor, der aber bedauerlicherweise völlig 
am Thema vorbeizielt. Eigentlich warten wir seit lan¬ 
gem auf eine steuerliche Forschungsförderung, die vor 
allem die Kooperation zwischen kleinen und mittleren 
Unternehmen und der Wissenschaft fördert. Nach dem 
vorliegenden Entwurf fallen diese aber komplett raus, 

(B) weil eben nicht die Auftraggeber von der steuerlichen 
Forschungsförderung profitieren würden, sondern die 
Auftragnehmer. Das sind in dem Fall oft Wissenschafts¬ 
institutionen, die gar keine Steuern zahlen und insofern 
gar nicht davon profitieren würden. 

Was unternehmen Sie denn, damit dies im Gesetzent¬ 
wurf geändert wird? Es könnte ja sogar zum Schaden für 
die Wissenschaft sein, wenn diese Gelder zukünftig nicht 
mehr in solche Kooperationen fließen könnten, sondern 
ausschließlich in Forschung fließen würden, die inner¬ 
halb der Unternehmen stattfindet. Was unternehmen Sie 
da als Forschungsministerin, und wann können wir mit 
einem gemeinsamen Entwurf der Bundesregierung rech¬ 
nen? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Als Erstes möchte ich festhalten, dass wir jetzt, nach¬ 
dem wir viele Jahre darüber gesprochen haben, bei der 
steuerlichen Forschungsförderung auf einem sehr guten 
Weg sind. 

Ein zweiter Punkt ist, dass es ein wichtiges Signal auch 
an die Investoren im Ausland ist, dass Deutschland jetzt 
eine solche steuerliche Forschungsförderung bekommt. 

Der dritte Punkt ist: Ich habe immer wieder klar¬ 
gemacht, dass es für mich wichtig ist, gerade auch 
KMU-Forschung einzubeziehen, damit die kleinen und 
mittleren Unternehmen die Möglichkeit haben, auch spo¬ 
radisch Forschung zu betreiben. 


Jetzt müssen wir schauen, ob der Gesetzentwurf, wie 
er demnächst vorliegt - wir sind ja noch in der Abstim¬ 
mung; er lag heute im Kabinett nicht vor -, das leisten 
kann. Wichtig ist mir aber auch - darauf haben wir uns ja 
schon mit den Kollegen geeinigt dass die steuerliche 
Forschungsförderung unbefristet kommt. Die Tatsache, 
dass sie unbefristet ist, bedeutet Planungssicherheit für 
die kleinen und mittleren Unternehmen. Wir schauen uns 
das an. Wir haben vereinbart, zu evaluieren, ob es zu ei¬ 
ner Stärkung kleiner und mittlerer Unternehmen durch 
die steuerliche Forschungsförderung kommt. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Sie haben eine Nachfrage; ich sehe es. Bitte schön. 

Dr. Anna Christmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Ich würde gerne noch einmal nachfragen. Sie haben 
ja erwähnt, dass der Entwurf eigentlich heute im Kabi¬ 
nett behandelt werden sollte. Können wir denn daraus, 
dass das heute nicht der Fall war, schließen, dass hin¬ 
sichtlich der Frage, ob auch KMU von der steuerlichen 
Forschungsförderung profitieren können, wenn sie mit 
wissenschaftlichen Einrichtungen kooperieren, eine Än¬ 
derung erfolgen wird? Darauf drängen ja auch die HRK, 
die Fraunhofer-Gesellschaft und ganz viele Wissen¬ 
schaftseinrichtungen. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Wir haben im Rahmen der Ressortabstimmung noch 
einmal klargemacht, dass es für uns ein wichtiger Punkt 
ist, dass die kleinen und mittelständischen Unternehmen 
durch die steuerliche Forschungsförderung dazu ange¬ 
reizt werden, mehr zu forschen. Die Abstimmung läuft 
noch. Danach reden wir über den fertigen Regierungs¬ 
entwurf. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Wir kommen damit 
zum zweiten Teil der Befragung: allgemeine Fragen zur 
vorangegangenen Kabinettssitzung. Ich lasse zwei Fra¬ 
gen zu. Die erste Frage darf die Kollegin Beatrix von 
Storch, AfD-Fraktion, stellen. 

Beatrix von Storch (AfD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Frau Ministerin, Ende 
April hat Saudi-Arabien unwidersprochenen Pressebe¬ 
richten zufolge fünf Männer hingerichtet, weil sie ho¬ 
mosexuell waren. Die Frage lautet jetzt: Hat die Bundes¬ 
regierung darauf reagiert, wenn ja, wie, und wenn nein, 
warum nicht? Und hat das Auswirkungen auf unsere 
zukünftigen Beziehungen oder das Verhältnis zu Sau¬ 
di-Arabien, wenn ja, wie, und wenn nein, warum nicht? 



12068 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 100. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Mai 2019 


Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Auf eine so spezielle Frage kann ich Ihnen mündlich 
keine Antwort geben. Ich kann Ihnen diese aber gerne 
schriftlich nachreichen. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Bin ich sehr ge¬ 
spannt!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Als letzter Fragesteller hat der Kollege 
Thomas Sattelberger, FDP-Fraktion, das Wort. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wieso nimmt denn das Außenministerium 
dazu nicht Stellung? Wahnsinn!) 

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP): 

Frau Ministerin Karliczek, ich möchte noch einmal 
das Thema „steuerliche Forschungsförderung“ aufgrei¬ 
fen, das die Kollegin Christmann angesprochen hat. Sie 
haben sich im Ausschuss sehr weit herausgelehnt. Sie 
haben ein persönliches Commitment abgegeben, dass 
die steuerliche Forschungsförderung kommt. Das ist im 
Kabinett zum wiederholten Male verschoben worden. Im 
Bundesbericht Forschung und Innovation monieren Ex¬ 
perten das seit über elf Jahren. Jetzt liegt eine Kreatur 
auf dem Tisch, bei der man sich fragt: Hat Finanzminis¬ 
ter Scholz Auftraggeber und Auftragnehmer verwechselt 
oder schlicht und einfach einen Entwurf vorlegen wollen, 
der alle zu Verlierern macht? Denn die KMUs ohne ei¬ 
gene Forschungsabteilung sind Verlierer, weil sie keine 
Auftragnehmer sind, und die außeruniversitären For¬ 
schungseinrichtungen sind auch Verlierer, weil sie nicht 
steuerpflichtig sind. Damit sind bei diesem Thema die 
großen Unternehmen die einzigen Gewinner. Liebe Frau 
Ministerin, ich möchte von Ihnen ein persönliches State¬ 
ment, wie Sie dieses Vorgehen Ihres Kollegen Scholz 
sehen. 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Ich glaube, erst einmal bleibt festzuhalten: Nachdem 
wir vor knapp 14 Tagen die drei Wissenschaftspakte ver¬ 
abschiedet haben, kann man in diesem Land auf keinen 
Fall davon sprechen, dass Hochschulforschung und auch 
außeruniversitäre Forschung Verlierer sind. Vielmehr ha¬ 
ben wir sie so gut aufgestellt, dass sie für die nächsten 
Jahre auf jeden Fall Gewinner sind und ihren Beitrag für 
das fnnovationssystem in Deutschland leisten können. 

Hinzu kommt, dass wir - Sie haben es angesprochen - 
viele Jahre über die steuerliche Forschungsförderung ge¬ 
sprochen haben. Wir sind jetzt in den Endabstimmungen 
für einen Regierungsentwurf, und ich finde - auch das 
kann man schon einmal feststellen -, dass wir da sehr 
viel weiter gekommen sind. Wir haben nach wie vor die 
Absicht, dass die steuerliche Forschungsförderung zum 
1. Januar 2020 in Kraft tritt, insofern ist alles auf einem 
guten Weg. Dass wir uns jetzt darüber auseinandersetzen, 
ob Auftraggeber oder Auftragnehmer gefördert werden, 
und dass wir auch eine Evaluation vornehmen, wenn wir 
uns darauf einlassen sollten, dass der Auftragnehmer ge¬ 


fördert wird, ist ein ganz normaler Prozess und wird in 
anderen Fällen genauso gemacht. Wichtig ist doch, dass 
wir gerade für die Investoren das Signal setzen, dass 
steuerliche Forschungsförderung jetzt auch in Deutsch¬ 
land möglich ist. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Als vorletztes Land in Europa!) 

Eine unbefristete steuerliche Forschungsförderung ist un¬ 
ter Planungsgesichtspunkten schon ein richtiger Schritt 
nach vorne. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das vorletzte Land in Europa! Und dann noch 

schlecht!) 

Alles, was wir tun, zielt auf die Zukunft und muss immer 
erst zeigen, ob es Wirkung entfaltet. Ich glaube, wir soll¬ 
ten auch diesem Gesetzentwurf, wenn er denn so weit ist, 
die entsprechende Chance geben. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Sattelberger, Sie haben eine Nachfrage, 
wie ich sehe. 

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP): 

Frau Ministerin, ich kann mir nicht einmal annähernd 
vorstellen, dass internationale Investoren einen Gesetz¬ 
entwurf anerkennungswürdig finden, der im Grunde 
zwei zu großen Verlierern macht: den Mittelstand, der 
darbt, und die außeruniversitären Forschungseinrich¬ 
tungen, die keinen Profit daraus ziehen. Wie können Sie 
zu der Aussage kommen, dass ein solcher Pappkamerad 
in irgendeiner Form die Wettbewerbsfähigkeit Deutsch¬ 
lands auf diesem Felde steigert? 

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung: 

Lieber Herr Sattelberger, es steht Ihnen frei, eine Mei¬ 
nung dazu zu haben. Ich teile die an dieser Stelle nicht. 
Ich glaube, dass das Signal, dass wir in Deutschland die 
steuerliche Forschungsförderung auf den Weg bringen, 
ein sehr wichtiges ist. Ob es wirkt, werden wir sehen. 
Wie gesagt: Die Evaluation kommt ins Gesetz; so ist es 
geplant. Insofern: Warten wir es ab. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Damit beende ich die 
Befragung unter Hinweis an den Kollegen Kai Gehring, 
dass die Bundesregierung im Rahmen der Regierungsbe¬ 
fragung selbst entscheidet, welcher Minister Auskunft er¬ 
teilt, auch wenn das manchmal unzureichend sein sollte. 
Der Hinweis, dass die Frage von Frau von Storch schrift¬ 
lich beantwortet wird, muss in diesem Zusammenhang 
reichen. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Hoffen wir, dass das AA das beantwortet!) 

- Das AA ist leider nicht entsprechend benannt worden 
und vertreten. 
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Ich rufe damit Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 
Drucksache 19/10040 

Die mündlichen Fragen auf Drucksache 19/10040 
werden in der üblichen Reihenfolge aufgerufen. 

Die Frage 40 der Abgeordneten Ulla Jelpke wurde 
dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums des In¬ 
nern, für Bau und Fleimat zugeordnet und wird nach Fra¬ 
ge 29 aufgerufen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeri¬ 
ums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
auf. Zur Beantwortung steht der Parlamentarische Staats¬ 
sekretär Florian Pronold bereit. 

Ich rufe die Frage 1 der Abgeordneten Sylvia Kotting- 
Uhl, Bündnis 90/Die Grünen, auf: 

Welche Unterlagen oder Datenbanken stellen aus Sicht der 
Bundesregierung einen bereits ausreichend aussagekräftigen 
bundesweiten Überblick über die radiologische Belastung von 
Mensch und Umwelt durch sämtliche nuklearmedizinisch be¬ 
dingten Ableitungen - also seitens nuklearmedizinischer Ein¬ 
richtungen und posttherapeutisch seitens entlassener, hiesiger 
Patientinnen und Patienten nach Radionuklidtherapien im In- 
und Ausland - dar (vergleiche Antwort der Bundesregierung 
auf meine mündliche Frage 27, Plenarprotokoll 19/94, Anla¬ 
ge 2), und in welchen Nachbarstaaten zu Deutschland ist nach 
Kenntnis der Bundesregierung anders als hierzulande nach 
Radionuklidtherapien kein mindestens 48-stündiger stationä¬ 
rer Aufenthalt vorgeschrieben (vergleiche fehlende Angaben 
zum Frageaspekt von Radionuklidtherapien im Ausland in 
vorgenannter Antwort)? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Sehr geehrter Flerr Präsident! Sehr geehrte Frau Kol¬ 
legin! Ableitungen aus nuklearmedizinischen Einrichtun¬ 
gen müssen vom Betreiber überwacht und die Ergebnisse 
der Überwachung grundsätzlich jährlich der zuständigen 
Landesbehörde übermittelt werden. Zusätzlich hat die 
Behörde zukünftig die erhaltene Körperdosis einer reprä¬ 
sentativen Person aus Ableitungen auch aus nuklearmedi¬ 
zinischen Einrichtungen jährlich zu ermitteln, sofern die 
effektive Dosis aus dieser Ableitung 0,1 Millisievert oder 
mehr im Jahr beträgt. Diese Regelung wird entsprechend 
einer Übergangsvorschrift der neuen Strahlenschutzver¬ 
ordnung zum 1. Januar 2021 in Kraft treten. Mit der neu¬ 
en Strahlenschutzverordnung obliegt die messtechnische 
Überprüfung der Messungen des Betreibers allein dem 
Bundesamt für Strahlenschutz. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung findet in den Nie¬ 
derlanden die Radiojodtherapie generell ambulant statt, 
ln den anderen angrenzenden Nachbarstaaten Deutsch¬ 
lands erfolgt die stationäre Aufnahme des Patienten bei 
der Behandlung von Schilddrüsenkrebserkrankungen für 
eine Dauer von mindestens zwei Tagen. Bei der Behand¬ 
lung gutartiger Schilddrüsenerkrankungen kann eine 
Therapie bis zu jeweils festgelegten Höchstaktivitätswer¬ 


ten ambulant durchgeführt werden. Das ist ja wichtig für (C) 
die Frage nach möglichen mit Radionukliden belasteten 
Ausscheidungen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Ich sehe, es gibt eine Nachfrage. 

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja, die gibt es. Danke schön, Herr Präsident. - Lie¬ 
ber Kollege Pronold, wir haben jetzt das gleiche Spiel 
wie schon einmal, als ich Sie mit dieser Frage schriftlich 
konfrontiert hatte. Auch da bekam ich die Antwort, wel¬ 
che Rechtsgrundlagen es gibt, nach denen ich aber nicht 
gefragt habe. Ich habe vielmehr ausdrücklich gefragt, ob 
es einen belastbaren bundesweiten Überblick über die 
tatsächliche radiologische Belastung von Mensch und 
Umwelt aufgrund von Radionuklidtherapien gibt. Diese 
Frage haben Sie mir jetzt wieder nicht beantwortet. Des¬ 
wegen frage ich in meiner ersten Nachfrage noch einmal 
konkret nach: Gibt es einen solchen belastbaren Über¬ 
blick, oder gibt es ihn nicht? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Grundsätzlich werden die Ergebnisse der Überwa¬ 
chung der Betreiber von nuklearmedizinischen Ein¬ 
richtungen nicht wie bei kerntechnischen Anlagen 
zusammenfassend dargestellt. Dies ist im neuen Strah¬ 
lenschutzrecht auch nicht vorgesehen. Jedoch wird nach 
der Übergangsfrist ab dem 1. Januar 2021 innerhalb des (D) 
Einwirkungsbereichs mehrerer Emittenten bei Verdacht 
einer Verletzung des Grenzwerts von 1 Millisievert pro 
Jahr und einer Gefahr für die Bevölkerung deren Zu¬ 
sammenwirken und die effektive Dosis durch die Lan¬ 
desbehörde erfasst und bewertet. Damit wird aus Sicht 
der Bundesregierung eine entsprechende Übersicht vor¬ 
liegen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, Sie haben eine weitere Nachfrage? 

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja, Herr Präsident. - Herr Staatssekretär, verstehe ich 
es richtig, dass Sie im Moment nicht ausschließen kön¬ 
nen, dass es Lücken vielleicht größeren Ausmaßes gibt 
und dass die Gesamtbelastung aus den einzelnen Ablei¬ 
tungen vieler radiologischer Behandlungseinrichtungen 
in der Summe ein Problem darstellen kann? Wir vermu¬ 
ten zum Beispiel auch, dass nicht jede Praxis, die nukle¬ 
armedizinische Behandlung anbietet, über eine ausrei¬ 
chende Filteranlage verfügt. Würden Sie mir zustimmen, 
dass Sie solche Lücken im Moment nicht ausschließen 
können? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wir haben im Rahmen der Überwachung der Umwelt¬ 
radioaktivität zu Jod-131, das auf nuklearmedizinische 
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(A) Anwendungen zurückgeführt wird, in einzelnen Proben 
eine geringe Aktivitätskonzentration gemessen. Dabei 
handelt es sich typischerweise um Proben der bodenna¬ 
hen Luft, des Oberflächenwassers, von Abwasser und 
Klärschlamm sowie Abfällen aus Verbrennungsanlagen, 
ln Einzelfällen wurde auch das sehr kurzlebige Techne- 
tium-99m im Klärschlamm nachgewiesen. Die Jahresbe¬ 
richte zur Umweltradioaktivität und Strahlenbelastung 
geben nähere Auskünfte. 

Um es auf den Punkt zu bringen: Damit ist klar, dass 
man nicht komplett ausschließen kann, dass es vereinzelt 
zu solchen Emissionen kommt. Aber die Umweltberichte 
legen nahe, dass es kein sehr großes Phänomen ist. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. - Wir kommen da¬ 
mit zu Frage 2 der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl: 

Welche bilateralen Schritte gab es bislang zwischen den 
jeweiligen nationalen Kontaktstellen für Strategische Um¬ 
weltprüfungen (SUP) Deutschlands und Frankreichs - Bun¬ 
desministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si¬ 
cherheit (BMU) bzw. Ministerium für ökologischen und 
solidarischen Wandel - für eine grenzüberschreitende Be¬ 
teiligung Deutschlands an der derzeit laufenden SUP für die 
mehrjährige Programmplanung für Energie (PPE) Frankreichs 
(vergleiche www.ecologique-solidaire.gouv.fr/sites/default/ 
files/%5BPDF%5D%C3%89valuation_environnementale_ 
strat%C3%A9gique_de_la_programmation_pluriannuelle_ 
de_l%27%C3%A9nergie.pdf), und teilt das BMU meine Auf¬ 
fassung, dass sich aufgrund der mit dieser PPE verbundenen 
geplanten Laufzeitverlängerung französischer Atomkraftwer¬ 
ke potenzielle negative Umweltauswirkungen nicht ausschlie¬ 
ßen lassen (bitte begründen)? 

(B) 

v ; Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Die Bundesregierung hat durch ein gemeinsames 
Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie sowie des Bundesministeriums für Umwelt, Na¬ 
turschutz und nukleare Sicherheit vom 24. Januar 2019 
den französischen Minister für den ökologischen Wandel 
um Beteiligung bei der Strategischen Umweltprüfung 
zur französischen mehrjährigen Programmplanung für 
Energie gebeten. Begründet wurde das damit, dass das 
französische Programm für Energie die weitere Nutzung 
von Atomkraftwerken einschließt und daher auch poten¬ 
ziell erhebliche Umweltauswirkungen für Deutschland 
zu befürchten sind. 

Mit Schreiben vom 23. April 2019 hat das französi¬ 
sche Ministerium dem Bundeswirtschaftsministerium 
Informationen zu der Programmplanung für Energie und 
der entsprechenden SUP, also einer Umweltprüfung, zur 
Verfügung gestellt. Die Bundesregierung prüft derzeit, 
ob die von Frankreich zur Verfügung gestellten Infor¬ 
mationen den Anforderungen der grenzüberschreiten¬ 
den Umweltprüfung genügen. Wie Sie wahrscheinlich 
wissen, hat Frankreich einen englischen Text ins Internet 
gestellt. Dies entspricht allerdings nicht den Anforde¬ 
rungen einer Umweltprüfung. Deswegen prüfen wir die 
Informationen, die uns bilateral übermittelt worden sind, 
jetzt genauer. 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Frau Kollegin Kotting-Uhl, Ihrem 
Gesichtsausdruck entnehme ich: Sie haben eine Nachfra¬ 
ge- 

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ihre Interpretationsgabe täuscht Sie nicht. Vielen 
Dank, Herr Präsident. - Herr Staatssekretär, das ist er¬ 
freulich. Es freut mich wirklich, was vonseiten des Bun¬ 
desumweltministeriums unternommen wird. 

Was ich nicht ganz verstanden habe, ist, ob die Öf¬ 
fentlichkeit Deutschlands auch in die SUP einbezogen 
werden soll oder ob es lediglich eine Sache von Regie¬ 
rung zu Regierung ist. Ich finde, in diesem Fall müsste 
auch die Öffentlichkeit einbezogen werden. Ihr muss das 
Recht auf Beteiligung gegeben werden. Sie erwähnten 
auch, dass die Information auf Englisch zur Verfügung 
steht - öffentlich, wenn ich Sie richtig verstanden habe. 
Wer würde für eine Übersetzung sorgen? Und in wel¬ 
chem Zeitraum, falls das schon bekannt ist, soll diese 
Beteiligung stattfinden? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wir haben mit Schreiben vom 24. Januar 2019 betont, 
dass die deutsche Öffentlichkeit und nicht nur die Regie¬ 
rung ein Recht auf Information hat, weil potenzielle Ein¬ 
wendungen und Stellungnahmen aus der Bevölkerung an 
die zuständigen Behörden zu richten sind. Wir stehen mit 
Frankreich noch in Kontakt, um bei dieser Umsetzung 
auch die Beteiligung der deutschen Öffentlichkeit zu ge¬ 
währleisten. Ich kann noch keinen genaueren Sachstand 
übermitteln, gehe aber davon aus, dass wir das kundtun, 
sollte sich etwas ergeben, was auf Ihre weiteren Fragen 
abzielt. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Sie haben eine weitere Nachfrage, Frau Kotting-Uhl? 

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja, vielen Dank, Herr Präsident. - Auch diese Ant¬ 
wort, Herr Staatssekretär, finde ich erfreulich. Vielen 
Dank dafür. 

Eine letzte Frage: Würden Sie analog zu Luxemburg 
Beratungsaufträge an die GRS, die Gesellschaft für Anla¬ 
gen- und Reaktorsicherheit, und auch die Reaktor-Sicher¬ 
heitskommission vergeben in Bezug auf die sicherheits¬ 
technischen Probleme bei einer Laufzeitverlängerung der 
französischen AKW? Diese geht immerhin über 40 Be¬ 
triebsjahre hinaus. Falls Sie das nicht Vorhaben, würde 
mich interessieren, warum nicht. Ich hoffe aber auch hier 
auf eine erfreuliche Antwort. 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Ich verweise auf das, was ich vorhin gesagt habe. Wir 
werden jetzt die Informationen, die uns von Frankreich 
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(A) vorgelegt wurden, daraufhin prüfen, ob sie dem entspre¬ 
chen, was nach der grenzüberschreitenden Umweltprü¬ 
fung erforderlich ist. Daraus werden wir Rückschlüsse 
ziehen, wie wir weiter Vorgehen und ob aus unserer Sicht 
eine Beauftragung von Studien oder anderes erforderlich 
ist. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Eine weitere Nachfrage hat der Kolle¬ 
ge Dr. Rainer Kraft, AfD. 

Dr. Rainer Kraft (AfD): 

Danke, Herr Präsident. - Herr Staatssekretär, bei 
der Einschätzung der Gefährdungen legt die französi¬ 
sche Seite das sogenannte LNT-Modell, das Linear-No- 
Threshold-Modell, zugrunde. Erwarten Sie von Ihren 
französischen Kollegen, dass sie dieses Modell bei der 
Einschätzung der Gefahren benutzen? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wir haben, wie Sie wissen, eine unterschiedliche 
Auffassung über die Nutzung von Atomkraft innerhalb 
Europas. Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass 
die Gefahren der Natur sind, dass man so schnell wie 
möglich aus dieser Technologie aussteigen sollte. Die 
französische Regierung hat eine andere Auffassung und 
will Atomkraft entsprechend weiter nutzen. Wir befinden 
uns allerdings in entsprechenden Gremien in einem re- 

(B) gelmäßigen Austausch darüber, in welcher Art und Weise 
Frankreich aus seiner Sicht die Sicherheit der Atomkraft¬ 
werke bestmöglich gewährleisten will. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Die Frage 3 der Kollegin Annalena 
Baerbock wird schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die Frage 4 der Abgeordneten Lisa Badum 
auf: 

Warum hat sich Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel beim 
EU-Gipfel in Sibiu am 9. Mai 2019 nicht der Klimaschutz¬ 
initiative Frankreichs und sieben weiterer Mitgliedstaaten 
für eine Erhöhung des europäischen Klimaziels für 2030 und 
Klimaneutralität bis spätestens 2050 angeschlossen, obgleich 
das aktuelle EU-Klimaziel zur Einhaltung des Pariser Abkom¬ 
mens nicht ausreicht und die EU aufgefordert ist, beim Klima¬ 
gipfel des UN-Generalsekretärs im September dieses Jahres 
ihren Klimaschutzbeitrag zum Pariser Abkommen zu erhöhen 
und eine langfristige Klimastrategie vorzulegen (www.zdf.de/ 
nachrichten/heute/merkel-glaubt-nicht-an-eu-loesung-absage- 
fuer-klima-initiative-100.html?utm_medium=email&utm_ 
source=newsletter%2Bbgek; www.euractiv.com/section/climate- 
strategy-2050/news/germany-poland-snub-eu-appeal-for- 
greater-climate-ambition/)? 

Herr Staatssekretär. 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Die Bundeskanzlerin hat für die Bundesregierung zum 
Ausdruck gebracht, dass sie die Initiative der Mitglied¬ 
staaten sehr unterstützt. Gleichwohl hat die Bundesre¬ 


gierung ihre Positionierung zum langfristigen Klimaziel (C) 
der EU sowie zu einer möglichen Wiedervorlage oder 
Aktualisierung des nationalen Klimabeitrags der EU für 
das Jahr 2030 unter dem Übereinkommen von Paris noch 
nicht abgeschlossen. Erst wenn diese Beratungen abge¬ 
schlossen sind, werden wir uns dazu deutlicher positio¬ 
nieren. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, Sie haben eine Nachfrage, wie ich sehe. 

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär, Sie stehen ja hier für die Bundesregierung. 

Ich muss sagen: Ich bin zutiefst beschämt, wenn beim 
Gipfel in Sibiu acht europäische Länder unter Führung 
von Herrn Macron zu uns sagen: „Lasst uns die Ziele von 
Paris einhalten“, und die Bundesregierung ihnen den Rü¬ 
cken zukehrt und sagt: Nein, wir sind nicht dabei; wir sind 
da an der Seite Polens und anderer Staaten. - Das finde 
ich sehr peinlich. Diese Woche dann hat Frau Merkel ge¬ 
sagt, sie möchte prüfen, ob wir nicht 2050 klimaneutral 
werden können. Nach Ansicht aller Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler ist das das Minimum, was wir tun 
müssen, um die drohende Klimakrise aufzuhalten. - Dies 
müsse aber noch innerhalb des Klimakabinetts geprüft 
werden, vielleicht am 29. Mai. - Mich würde interessie¬ 
ren: Welche neuen Erkenntnisse und Informationen zur 
Klimakrise werden Sie bis zum Klimakabinett noch auf- 
rufen, die dieses Ziel infrage stellen könnten? Welchen 
neuen Informationsgewinn erwarten Sie? (D) 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Ich will zunächst einmal klarstellen, dass sich die Bun¬ 
desregierung immer und auch weiterhin an die Ziele von 
Paris gebunden fühlt und deren Umsetzung gewährleis¬ 
ten wird. Wir befinden uns hier, wie Sie aus vielen Frage¬ 
stunden, die wir zu diesem Thema schon hatten, wissen, 
in einem intensiven Dialog. Wir haben auch schon über 
das Klimakabinett geredet. Es werden jetzt in den einzel¬ 
nen Sektoren, in den einzelnen Ministerien die konkreten 
Maßnahmen festgelegt und beschrieben, die dazu führen 
sollen, dass wir es schaffen, die Klimaziele einzuhalten. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Eine weitere Nachfrage? - Bitte. 

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär, diese Antwort wird 
der Dringlichkeit der Klimakrise, in der wir stecken, 
wirklich nicht gerecht. Ich nenne Ihnen einmal ein paar 
Beispiele dafür, was die EU in den letzten Jahren an 
Maßnahmen angegangen ist: neue C0 2 -Grenzwerte für 
Pkw und völlig neue für Lkw, Reform des Emissions¬ 
handels, Erhöhung der Klimafmanzierung, um nur einige 
wenige zu nennen. Wie sieht die Bundesregierung ihre 
Handlungen im Vergleich zu den Handlungen und Opti- 
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(A) onen, die die EU in den letzten Jahren ergriffen hat, was 
planen Sie dieses Jahr noch, und welche Konsequenzen 
ziehen Sie daraus? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wir waren bei diesen Beratungen, die sich auch mit 
den C0 2 -Zielen befasst haben, auf der europäischen 
Ebene als Bundesregierung vertreten. Noch einmal: Wir 
haben nationale Umsetzungsziele, und wir haben ein Kli¬ 
makabinett, das nun in sehr großer Eile bis zum Jahresen¬ 
de die konkreten Maßnahmen in den einzelnen Bereichen 
beraten und Vorschlägen wird. 

(Mehrere Abgeordnete des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN melden sich zu einer 
Nachfrage) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Nun geht es ja los. Als Nächstes die Kollegin Britta 
Haßelmann. 

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Staatssekretär, es 
nutzt ja nichts, nur in Sonntagsreden zu sagen, die Bun¬ 
desregierung und die sie tragenden Fraktionen Union 
und SPD würden sich an die Klimaziele gebunden füh¬ 
len, wenn sie gleichzeitig nichts tun. Vielleicht können 
Sie uns ganz konkret sagen: Zwischen der Vorlage des 
Ergebnisses der Kohlekommission - einstimmig - und 

(B) heute sind vier Monate vergangen. Es gibt ganz konkrete 
Empfehlungen der Kohlekommission, endlich den Koh¬ 
leausstieg einzuleiten, um die Klimaziele einhalten zu 
können. Was hindert eigentlich dieses Kabinett daran, 
nach vier Monaten dem Bundestag endlich was vorzule¬ 
gen und zu sagen: „Die drei Maßnahmen aus der Kohle¬ 
kommission, die setzen wir jetzt um, die leiten wir jetzt 
ein“? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wir befinden uns nach meinem Kenntnisstand in der 
Vorbereitung des Entwurfes der Umsetzung der Emp¬ 
fehlungen der Kommission. Es werden demnächst auch 
Strukturmaßnahmen zur Unterstützung der betroffenen 
Menschen in der Region auf den Weg gebracht, und im 
Anschluss wird dann zügig an der Umsetzung und Abar¬ 
beitung der Empfehlungen der Kohlekommission gear¬ 
beitet. Ich rechne damit, dass wir das zügig, in diesem 
Jahr, hinbekommen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Frau Kollegin Lemke hat eine Nach¬ 
frage. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär, die Bundeskanz¬ 
lerin hat in dieser Woche ausweislich vieler Medienbe¬ 
richte über die Bewegung „Fridays for Future“ gesagt: 


„Die jungen Menschen machen uns Dampf. Ich finde (C) 
das auch richtig.“ Sie hat außerdem einen Schulleiter ge¬ 
lobt, der ausgeführt hat, dass er sich eng mit den Schü¬ 
lern abstimmt, damit keine Prüfungen versäumt werden, 
und sagte: „Ich setze auf Leute wie Sie.“ Darf ich das als 
Unterstützung der Bundesregierung für die Bewegung 
„Fridays for Future“ interpretieren, weil auch in der Bun¬ 
desregierung der Eindruck existiert, dass die Bundesre¬ 
gierung beim Klimaschutz noch nicht dort ist, wo sie sein 
sollte? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Ich glaube, dass viele Mitglieder der Bundesregierung 
zum Ausdruck gebracht haben, dass sie es sehr begrüßen, 
dass junge Menschen sich in der Art und Weise und so 
konsequent für den Klimaschutz einsetzen. Dass wir dort 
eine große und ambitionsreiche Aufgabe vor uns haben, 
bestreitet niemand, und dass das nicht einfach sein wird, 
die Ziele zu erfüllen, weiß auch jeder in diesem Saal. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Eine weitere Nachfrage hat die Kolle¬ 
gin Sylvia Kotting-Uhl, Bündnis 90/Die Grünen. 

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Staatssekretär, von den Ergebnissen der Kohle¬ 
kommission war ja jetzt schon die Rede und auch von der 
Ungeduld hier im Parlament, dass die Ergebnisse vorlie¬ 
gen, aber die Umsetzung auf sich warten lässt. Nun pla- (D) 
nen Sie ja, nächste Woche im Kabinett Eckpunkte für den 
Strukturwandel, aber nicht für das Kohleausstiegsgesetz 
festzulegen. Wie wollen Sie denn damit sicherstellen, 
dass die Zahlungen von Strukturhilfemaßnahmen auch 
an die Abschaltung von Kohlekraftwerken gekoppelt 
sind und das nicht unabhängig davon passiert? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Unser Ziel war einfach, den Menschen in der betrof¬ 
fenen Region deutlich zu machen, dass wir das, was wir 
Zusagen, einhalten, nämlich dass wir sie unterstützen und 
kein ungelenkter Strukturwandel mit dem Risiko von Ar¬ 
beitsplatzverlusten stattfindet. Wir haben zugesagt, dass 
wir mit diesem Punkt anfangen, und das werden wir auch 
machen. Ebenfalls wird dann zügig die Umsetzung der 
Verabredungen der Kohlekommission gesetzgeberisch 
auf den Weg gebracht. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Ich erinnere daran, dass es um die 
Position der Bundesregierung zur Klimaschutzinitiative 
Frankreichs geht. - Herr Dr. Hoffmann, Sie haben das 
Wort für eine weitere Nachfrage. 

Dr. Christoph Hoffmann (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich habe noch eine 
weitere Nachfrage, würde die grüne Fraktion aber doch 
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Dr. Christoph Hoffmann 

(A) vielleicht bitten, nicht mit vielen Nachfragen die Frage¬ 
stunde entsprechend zu verlängern. Es wollen noch ande¬ 
re fragen. Da würde ich einfach um Fairness bitten. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Jetzt aber nicht jammern!) 

Die Frage lautet, ob die Bundesrepublik auf EU-Ebene 
eine Initiative zum Klimaschutz ergreift, um die E-Fuels 
für den C0 2 -Flottenverbraueh von Automobilen anzuer¬ 
kennen. 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wie Sie wissen, ist diese Debatte im Rahmen der Er¬ 
arbeitung der RED-Il-Richtlinie gefühlt worden. Es gibt 
nach meinem Kenntnisstand zum Ende des Jahres hin die 
ersten Gespräche, an denen sich auch die zuständigen 
Ministerien der Bundesregierung beteiligen werden, wie 
der Prozess ab dem Jahr 2020/2021 weitergehen soll. Es 
geht ja hier um die Frage der Anrechenbarkeit der bio¬ 
genen Kraftstoffe und auch um die Frage, ob sie doppelt 
angerechnet werden sollen. Gespräche zu diesem Thema 
stehen nach meinem Wissen Ende des Jahres an. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Bevor ich die nächste Frage aufrufe, 
will ich darauf hinweisen, Herr Kollege Dr. Hoffmann, 
dass es das gute Recht jedes Abgeordneten des Bundes¬ 
tages ist, zu jedem Themenkomplex eine Nachfrage zu 
_ stellen, selbst wenn sie alle aus derselben Fraktion kom- 
' men. Ich habe Ihren Appell auch so verstanden, dass Sie 
eher um Höflichkeit gebeten und das nicht gerügt haben. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wir waren doch höflich! - Kai Gehring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir haben 
uns an die Regeln gehalten! Das ist doch total 
höflich! Wir sind Höflich 90/Die Grünen! Und 
er hat doch selber gefragt! - Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir sind ja 
der Ausbund von Höflichkeit!) 

- Deshalb. Er kommt jetzt als Nächster dran. 

Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Dr. Christoph 
Hoffmann auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, sich dafür einzusetzen, 
dass die Umweltstandards für deutsche landwirtschaftliche Be¬ 
triebe den Umweltstandards in den europäischen Nachbarlän¬ 
dern angeglichen werden, um Importe von im europäischen Aus¬ 
land billiger produzierten Waren zu reduzieren (www.noz.de/ 
deutschland-welt/politik/artikel/1632476/umweltministerin- 
schulze-ueber-bio-discount-tierwohl-und-den-wolf), und gibt 
es innerhalb der Bundesregierung unterschiedliche Auffassun¬ 
gen in dieser Frage? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Ein weit überwiegender Anteil der Umweltstandards 
ist europarechtlich einheitlich für alle Mitgliedstaaten 
geregelt, ln den Verhandlungen zur Weiterentwicklung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik spricht sich die Bundes¬ 


regierung für ein höheres Umweltambitionsniveau aus. 
Dabei ist es wichtig, dass die von der Kommission vor¬ 
geschlagenen Standards insgesamt nicht abgeschwächt, 
sondern durch für alle Mitgliedstaaten einheitliche Leit¬ 
planken gestärkt werden. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Sie haben eine Nachfrage. - Bitte schön. 

Dr. Christoph Hoffmann (FDP): 

Vielen Dank für die Beantwortung der Frage. - Ich 
lebe in einem grenznahen Raum zu Frankreich, und da 
klagen die Landwirte immer wieder darüber, dass sie ver¬ 
schiedene Pflanzenschutzmittel nicht nutzen können, die 
aber ihre französischen Kollegen ein paar Kilometer wei¬ 
ter nutzen können, und dass dadurch ungleiche Produk¬ 
tionsbedingungen herrschen. Aber sie klagen auch über 
andere Produktionsbedingungen, zum Beispiel in der 
Fleischwirtschaft in Rumänien, Bulgarien etc. Insofern, 
glaube ich, wäre es schon wichtig, die Gleichheit hier 
herzustellen. Da erhebt sich die Frage, ob der Streit zwi¬ 
schen Bundesministerin Klöckner und Svenja Schulze 
inzwischen beigelegt ist. Frau Schulze hat ja gefordert, 
dass sie sich bei der EU-Agrarförderung stärker an Tier, 
Natur und Klimaschutz orientieren sollte und dass sie 
selbst mit bei den Verhandlungen in Brüssel dabei sein 
kann. Wie ist da der Stand? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Sie sprechen die wahrgenommenen Ungleichbehand¬ 
lungen an. Sie wissen, dass es bei der Umsetzung von 
Umweltauflagen der EU, die einigermaßen gleichwertig 
sind für alle Länder, trotzdem nationale Umsetzungs¬ 
spielräume gibt. Unser Ziel ist, eben aus Gleichbehand¬ 
lungsgründen, diese nationalen Umsetzungsspielräume 
zu verringern, um dadurch zum Beispiel Ungleichbe¬ 
handlungen und Wettbewerbsverzerrungen zu verhin¬ 
dern. ln dem Sinne hat sich meine Ministerin übrigens 
dafür ausgesprochen, dass wir bei der Gemeinsamen 
Agrarpolitik auch einen deutlichen Schwerpunkt auf die 
finanzielle Förderung von Umweltmaßnahmen legen. 
Wir befinden uns in dieser Frage in einem guten und en¬ 
gen Austausch mit dem Landwirtschaftsministerium. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Sie haben eine weitere Nachfrage, Herr Dr. Hoffmann. 

Dr. Christoph Hoffmann (FDP): 

Vielen Dank für die Beantwortung der Frage. - Sie 
sind nicht ganz auf den Streit eingegangen. Deshalb 
möchte ich es noch einmal konkreter fassen: Wie beur¬ 
teilt das BMU den Zehn-Punkte-Plan von Frau Klöckner 
zum Klimaschutz in Land-, Forst- und Ernährungswirt¬ 
schaft? Genügen aus Sicht des BMU die zehn Punkte, die 
Frau Klöckner vorgelegt hat? 
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Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wir sind derzeit über verschiedene Bereiche in Ge¬ 
sprächen. Sie wissen, dass die Düngeverordnung, neben 
anderen Bereichen, die die Landwirtschaft betreffen, 
zurzeit ein großes Thema ist. Wir haben mehrmals in 
der Fragestunde und auch im Ausschuss erläutert, dass 
es fast schon genetisch bedingte unterschiedliche Auf¬ 
fassungen zwischen Landwirtschaftsministerium und 
Umweltministerium gibt. Bisher haben wir es aber im¬ 
mer geschafft, zu vernünftigen und guten Ergebnissen zu 
kommen. So bin ich sicher, dass das auch diesmal wieder 
gelingen wird. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Eine weitere Nachfrage des Kollegen 
Kekeritz, Bündnis 90/Die Grünen. 

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Danke schön. - Gerade wurden die Grenzsituation 
und die Benachteiligung deutscher Bauern gegenüber 
den französischen angesprochen. Ich möchte wissen, ob 
Sie die Initiative der französischen Regierung kennen, 
ab dem Jahr 2020 ungefähr 100 Pestizide vom Markt 
zu nehmen. Haben Sie das Vorgehen mit Ihren französi¬ 
schen Kollegen abgesprochen, und wird das auf die deut¬ 
sche Politik übergreifen? Der Hintergrund des Verbotes 
sind klar das Vögelsterben und das Insektensterben. Das 
ist nicht nur ein bayrisches oder ein deutsches Problem, 
sondern das ist auch in Frankreich ein ganz zentrales 
Problem. Die französische Regierung scheint das mit ih¬ 
rer Initiative bewusst aufgenommen zu haben. Ist Ihnen 
diesbezüglich etwas bekannt? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Noch in Ergänzung zu meinen Ausführungen zur 
vorherigen Frage: Wir haben Untersuchungen über die 
Unterschiedlichkeit in den EU-Ländern durchgeführt, 
die zum Ergebnis hatten, dass es keine wesentlichen Be¬ 
nachteiligungen oder Unterschiede gibt. 

Die Initiative Frankreichs, die Sie angesprochen ha¬ 
ben, ist mir bekannt. Wir sind - das ist schon angedeu¬ 
tet worden - beim Thema Biodiversität und auch beim 
Thema Insektenschutz derzeit in der Ressortbefassung. 
Was die Umsetzung des Insektenschutzplans angeht: ln 
diesen Bereich fällt auch die Regelung, die Sie angespro¬ 
chen haben. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Eine weitere Nachfrage hat die Kolle¬ 
gin Konrad, FDP-Fraktion. 

Carina Konrad (FDP): 

Vielen Dank. - Die Neuordnung der europäischen 
Agrarpolitik sieht vor, dass die Mitgliedstaaten eine hö¬ 
here Souveränität bei der Umsetzung der Maßnahmen 
vor Ort bekommen sollen. Jetzt befürchten die Landwirte 


in Deutschland zu Recht, dass der Spielraum dazu ge- (C) 
nutzt wird, die schon vorhandenen Auflagen zu verschär¬ 
fen. Wir haben schon jetzt ein starkes Ungleichgewicht 
zwischen den Mitgliedstaaten, was die Bürokratie und 
die Auflagen bzw. Anforderungen an die Landwirtschaft 
angeht. Gerade das Umweltministerium hat sich in den 
letzten Wochen, Monaten und auch Jahren immer wieder 
dadurch hervorgetan, entsprechende Initiativen anzusto¬ 
ßen, aber ohne messbare Erfolge zu erzielen. Deshalb 
frage ich Sie: Wird die Linie unter den von mir genannten 
Gesichtspunkten weiter gehalten, oder planen Sie, Ihren 
Blick zu weiten, sodass wir Europa Europa sein lassen? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wenn wir Ungleichbehandlungen innerhalb Euro¬ 
pas verhindern wollen, dann muss es klare Regelungen 
geben, die für ganz Europa und für alle Länder gelten. 

Auch Ihnen dürfte der Bericht IPBES zum Thema Biodi¬ 
versität nicht entgangen sein - das wurde im Deutschen 
Bundestag in mehreren Ausschüssen beraten -, der einen 
enormen Verlust an Biodiversität beschreibt und uns zum 
Handeln auffordert. Es gibt übrigens eine Initiative des 
BMU und der Bundesregierung, dass wir den Bauern 
mehr vergüten, wenn sie Insektenschutz und Umwelt¬ 
schutz in der Landwirtschaft praktizieren. Das wollen 
wir auch europaweit erreichen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Weitere Nachfragen sehe ich nicht. 

(D) 

Ich rufe die Frage 6 der Abgeordneten Steffi Lemke 
auf: 

In welchem Rahmen hat sich die Bundesregierung seit 
Verabschiedung des Antrags der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 

FDP und Bündnis 90/Die Grünen auf Bundestagsdrucksa¬ 
che 19/2985 im Juni 2018 für die Unterschutzstellung von 
30 Prozent der Weltmeere bis 2030 eingesetzt, und wird die 
Bundesregierung die eigene Forderung auch, wie vom fran¬ 
zösischen Präsidenten Emmanuel Macron vertreten, auf 
Landökosysteme ausweiten (www.dw.com/eu/macron-france- 
will-step-up-fight-against-species-exinction/a-48628670)? 

Herr Staatssekretär. 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Zunächst bieten die derzeit laufenden UN-Verhand¬ 
lungen über ein Durchführungsübereinkommen zum 
Schutz der Biodiversität auf hoher See, kurz BBNJ, eine 
besondere Chance, nämlich einen wesentlichen Schritt 
zu machen für die Einrichtung weltweit anerkannter 
Meeresschutzgebiete. Die Verhandlungen finden unter 
der Seerechtskonvention der UN statt. Die Bundesre¬ 
gierung setzt sich dafür ein, dass durch das BBNJ-Über- 
einkommen Meeresschutzgebiete anderer Staaten oder 
Organisationen anerkannt werden können. Die Bundes¬ 
regierung tritt insgesamt für ein starkes Übereinkommen 
ein, um die Meeresnatur weltweit wirksamer zu schützen. 

Die Diskussion über mögliche Ziele zur Unterschutzstel¬ 
lung der Weltmeere nach dem Jahr 2020 ist innerhalb der 
Bundesregierung allerdings noch nicht abgeschlossen. 
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Pari. Staatssekretär Florian Pronold 

Die Initiative des französischen Präsidenten Macron 
ist eine Reaktion auch auf die erschreckenden Ergebnisse 
des von mir erwähnten globalen Berichts zum Zustand 
der Natur des Weltbiodiversitätsrates, IPBES, der jüngst 
veröffentlicht wurde. Die Bundesregierung wird die 
umfassenden Daten und Empfehlungen dieses Berichts 
sorgfältig analysieren und daraus eine Positionierung für 
den globalen Biodiversitätsschutz ableiten. Schutzgebie¬ 
te können einen wichtigen Beitrag zum Schutz der Biodi- 
versität leisten. Von ebenfalls großer Bedeutung ist eine 
naturverträgliche Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Kollegin Lemke, Sie haben eine Nach¬ 
frage. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank, Flerr Präsident. - Flerr Staatssekretär, 
zunächst will ich betonen, dass der Prozess um BBNJ un¬ 
geheuer wichtig ist und vom gesamten Parlament unter¬ 
stützt wird. Ich bin den Beamten, die daran arbeiten, sehr 
dankbar. Nichtsdestotrotz wird es Sie nicht verwundern, 
dass ich ein, zwei kritische Nachfragen habe. 

Der Deutsche Bundestag hat im letzten Jahr inter¬ 
fraktionell - es kommt nicht so häufig vor, dass sich die 
Fraktionen auf gemeinsame starke Ziele verständigen - 
30 Prozent Unterschutzstellung bis 2030 beschlossen. 
Jetzt haben Sie ausgeführt, die Position, die der Deutsche 
Bundestag beschlossen hat - die deutsche Regierung 
wurde beauftragt, diese in den Verhandlungen zu vertre¬ 
ten wäre innerhalb der Bundesregierung noch nicht ab¬ 
gestimmt. Ich hoffe, ich habe Sie falsch verstanden; denn 
das kann ich nicht glauben. 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Also, es ist so, dass wir innerhalb der Ressorts der 
Bundesregierung im Detail noch nicht abgestimmt sind. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das macht ja nichts! Sie haben ja einen 
Auftrag!) 

Wie Sie aber wissen, sind wir an den Verhandlungen in¬ 
tensiv beteiligt und gut aufgestellt. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Ja, aber Moment mal!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin Lemke, ich vermute, Sie haben eine 
weitere Nachfrage. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ich bin noch damit beschäftigt, zu verarbeiten, dass 
die Bundesregierung an dieser Stelle den Beschluss des 
Deutschen Bundestages offensichtlich nicht umsetzt bzw. 
ignoriert und in den Verhandlungen vermutlich nicht ver¬ 
treten hat, obwohl das hier im letzten Jahr interfraktio¬ 
nell explizit beschlossen worden ist. Ich würde Sie und 
auch das hier vertretene Bundeskanzleramt bitten, diesen 


Vorgang innerhalb der Bundesregierung zu klären; denn (C) 
das wirft aus meiner Sicht weiter gehende Fragen zum 
Umgang zwischen Parlament und Bundesregierung auf. 

Ich möchte auch nachfragen, wie es mit den deutschen 
Meeresschutzgebieten weitergeht. Wir wissen, dass in 
deutschen Meeresschutzgebieten der Fischereidruck teil¬ 
weise höher ist als in Nichtmeeresschutzgebieten und 
deshalb die Forderung nach Nullnutzungszonen immer 
lauter wird. Sollte das die Diskussion innerhalb der Bun¬ 
desregierung nicht befördern? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Wir setzen uns für eine schnelle Positionierung ein. 

Ich begrüße übrigens ausdrücklich den Beschluss des 
Deutschen Bundestages. Ich habe auch nicht behauptet, 
dass die Bundesregierung nicht auf den Beschluss des 
Deutschen Bundestages reagiert, sondern ich habe ledig¬ 
lich festgestellt, dass wir noch nicht komplett ressortab- 
gestimmt sind in der Frage, wie die Unterschutzstellung 
der Weltmeere nach dem Jahr 2020 zu erfolgen hat. 

Natürlich - das wissen Sie, weil wir darüber öfter 
im Ausschuss diskutiert haben - treibt auch uns die Si¬ 
tuation in den nationalen Meeren um. Darüber werden 
verschiedene Diskussionen geführt. Es gibt Schwierig¬ 
keiten, die aber nicht nur innerhalb der Bundesregierung 
liegen, sondern mit den unterschiedlichen Vorstellungen 
der Anrainerstaaten zu tun haben, wenn es dämm geht, 
wie man einen wirksamen und guten Schutz organisieren 
kann. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Mir war klar, dass es die Kollegin Haßelmann um¬ 
treibt. Frau Kollegin Haßelmann, Sie haben das Wort zu 
einer Nachfrage. 

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Man kann es ja nicht 
einfach so stehen lassen, wenn man in einer Fragestun¬ 
de plötzlich mitgeteilt bekommt, dass die Bundesregie¬ 
rung über etwas, was der Deutsche Bundestag mit den 
Stimmen von fünf Fraktionen beschlossen hat - es wurde 
ein Ziel beschlossen, und die Bundesregierung wurde 
vom Parlament entsprechend beauftragt -, erst einmal 
diskutiert, vor allem darüber, ob sie gewillt ist, den Be¬ 
schluss umzusetzen. Deshalb möchte ich meine Frage 
ans Kanzleramt richten: Wie gedenkt die Bundesregie¬ 
rung mit dem Beschluss, den Frau Lemke gerade zitiert 
hat, umzugehen? Ich frage nicht danach, wie oft Sie in 
unterschiedlichen Ressorts darüber diskutieren wollen, 
sondern, wann Sie gedenken, diese Position sowohl auf 
europäischer als auch auf nationaler Ebene, unterstützt 
durch nationale Maßnahmen, umzusetzen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin Haßelmann, wir kommen jetzt ge¬ 
schäftsordnungsmäßig an die Grenze der Leistungsfähig¬ 
keit. Ich lasse das aber zu und frage das Bundeskanzler- 
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki 

(A) amt, ob es auf diese Frage antworten möchte. Es muss 
nicht antworten. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Er steht schon!) 

- Gut. - Herr Staatsminister. 

Dr. Hendrik Hoppenstedt, Staatsminister bei der 
Bundeskanzlerin: 

Frau Haßelmann, ich würde diese Frage gerne mitneh¬ 
men und dann schriftlich beantworten, damit wir Ihnen 
konkret und richtig gut antworten können. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ob er antworten kann, wird man sehen! - 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Starke Antwort des Kanzleramtes! - Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Starke Antwort, danke!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Staatsminister, für diese Antwort danken wir Ih¬ 
nen. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Hoffentlich haben wir was auszuwer¬ 
ten!) 

- Frau Kollegin Haßelmann, das können wir anderweitig 
erörtern. 

Ich rufe jetzt die Frage 7 der Abgeordneten Steffi 

Lemke auf: 

U-*/ 

Zu welchem konkreten Termin plant die Bundesregierung 
die Verabschiedung des Aktionsprogramms zum Insekten¬ 
schutz des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit im Bundeskabinett, und inwiefern plant 
die Bundesregierung, dem Vorbild unserer europäischen Part¬ 
ner zu folgen, die in Reaktion auf die Erkenntnisse über den 
Zustand unserer Artenvielfalt aus dem Weltartenschutzreport 
des IPBES die eigenen Maßnahmen zum Arten- und Insek¬ 
tenschutz noch mal verbessern werden (www.dw.com/en/ 
macron-france-will-step-up-fight-against-species-extinction/ 
a-48628670)? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei derBundes- 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Frau Kollegin Lemke, die Bundesregierung strebt für 
das Aktionsprogramm Insektenschutz eine Kabinettsbe¬ 
fassung im Frühsommer an. Ein konkreter Termin lässt 
sich angesichts der laufenden Ressortabstimmungen 
noch nicht festhalten. Der globale Bericht des Weltbio- 
diversitätsrates IPBES, auf den ich vorhin schon ein¬ 
gegangen bin, gibt ein sehr wichtiges Signal, weltweit 
die Aktivitäten für die biologische Vielfalt zu forcieren. 
Die Bundesregierung verfolgt bereits jetzt auf der Ba¬ 
sis des Kapitels „Schutz der biologischen Vielfalt“ des 
Koalitionsvertrages ein - auch im internationalen Ver¬ 
gleich - ehrgeiziges Maßnahmenpaket, um den Verlust 
der biologischen Vielfalt in Deutschland zu stoppen und 
den Trend möglichst umzukehren. Dazu wird auch das 
Aktionsprogramm Insektenschutz beitragen. Die Bun¬ 
desregierung ist gewillt, ihre globale Verantwortung für 
die biologische Vielfalt wahrzunehmen, unter anderem 


in der Vorbereitung der im Herbst 2020 stattfindenden (C) 
15. Vertragsstaatenkonferenz der CBD, also der Conven¬ 
tion on Biological Diversity. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin Lemke, Sie haben eine Nachfrage, wie 
ich sehe. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja. Danke, Herr Präsident. - Herr Staatssekretär, ich 
teile Ihre Einschätzung, dass die Bundesregierung ehr¬ 
geizige Ziele beim Biodiversitätsschutz verfolgt, expli¬ 
zit nicht. Tatsache ist: Das Bundeskabinett hat 2007 be¬ 
schlossen, das Artensterben bis 2020 zu stoppen. Dieses 
Ziel werden Sie krachend verfehlen. - Wenn Sie das mit 
„ehrgeizig“ meinten, will ich nicht wissen, was das Ge¬ 
genteil davon wäre. 

Meine Frage ist: Wann wird das Insektenschutzpro¬ 
gramm auf die Tagesordnung des Kabinetts gesetzt? 
Meines Wissens finden vor der Sommerpause, also im 
angekündigten Zeitraum, nicht mehr unendlich viele 
Kabinettssitzungen statt. Sie kündigen seit einem Drei¬ 
vierteljahr an, dass es vor der Sommerpause auf die Ta¬ 
gesordnung kommt. Ich hätte jetzt gerne Butter bei die 
Fische: Wann kommt das ins Kabinett? Wenn Sie die 
Frage nicht beantworten können, springt vielleicht das 
Kanzleramt noch mal ein. 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes- (D) 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Ich habe die Frage beantwortet: Wir sind in der Res¬ 
sortabstimmung, und es ist geplant, das im Frühsommer 
ins Kabinett zu bringen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin Lemke, Sie haben eine weitere Nach¬ 
frage, wie ich vermute. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja. Ich konstatiere, dass die Bundesregierung heute 
bei den Antworten äußerst schwach auf der Brust ist. 

Ich versuche es noch einmal mit einer anderen Fra¬ 
ge. Der von Ihnen eben angesprochene IPBES-Bericht 
hat in der Tat dramatische Fakten in die Öffentlichkeit 
gebracht. In diesem Bericht wurden unter anderem die 
naturschädlichen Subventionen aufgegriffen. Die Bun¬ 
desregierung ist schon vor Jahren internationale Ver¬ 
pflichtungen eingegangen, diese abzubauen. In diesem 
Bericht wird erwähnt, welch gravierenden Anteil diese 
Subventionen am Artensterben haben. Das Bundesamt 
für Naturschutz, BfN, hat dazu eine Zusammenstellung 
vorgelegt. Ich würde gerne wissen, welche dieser natur¬ 
schädlichen Subventionen Sie im Rahmen der Haushalts¬ 
beratungen 2020 kritisch zu hinterfragen und abzuschaf¬ 
fen gedenken. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 100. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Mai 2019 


12077 


Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Eine Antwort darauf kann ich nicht aus dem Ärmel 
schütteln. Ich werde Ihnen die Antwort auf diese Frage 
schriftlich nachreichen. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Danke!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Lemke. - Eine weitere Nachfrage 
hat die Kollegin Konrad, FDP-Fraktion. 

Carina Konrad (FDP): 

Vielen Dank. - Der Bericht sagt auch, dass die Re- 
genwaldfläche seit der vorindustriellen Zeit dramatisch 
geringer geworden ist und dass die Habitatverluste ins¬ 
gesamt weltweit sehr groß sind. Gleichzeitig steigt - das 
wissen wir alle - die Weltbevölkerung und auch das 
Streben der Menschen nach Wohlstand. Das erfordert die 
Quadratur des Kreises. Man merkt, das geht nicht über¬ 
ein: Auf der einen Seite werden mehr Nahrungsmittel 
benötigt, da mehr Menschen zu versorgen sind, und auf 
der andren Seite schwindet Tag für Tag Fläche, auch bei 
uns in Deutschland. Die Aufgabe ist jetzt, genau diesen 
Widerspruch aufzulösen. Liegt die Lösung nicht darin, 
Flächen, die wertvoll sind, hinsichtlich der Produktion zu 
intensivieren, 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wo noch mehr kaputtgeht!) 

statt sie zu extensivieren und aus der Produktion heraus¬ 
zunehmen? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Es gibt einen Zusammenhang zwischen intensiver 
landwirtschaftlicher Nutzung und Rückgang der Biodi- 
versität. Deswegen muss es unser Bestreben sein, hier 
nachzubessern, Biodiversität zu gewährleisten und trotz¬ 
dem weiterhin eine gute Landwirtschaft hier vor Ort zu 
haben. Anhand vieler Einzelfragen wird darüber zu dis¬ 
kutieren sein, wie man das hinbekommen kann. 

Nehmen Sie nur einmal das beliebte Beispiel der Bie¬ 
ne: Für mich als Bayer ist es wirklich fast schon ehrver¬ 
letzend, dass die Berliner Biene viel produktiver ist als 
die bayrische Biene. Das hat etwas damit zu tun, dass 
im städtischen Umfeld weniger gespritzt und weniger 
intensive Landwirtschaft stattfindet als zum Beispiel im 
doch sehr stark landwirtschaftlich geprägten Bayern. Ich 
glaube, das zeigt, dass Handlungsbedarf besteht und dass 
es auch im Interesse der Landwirtschaft ist, dass wir da 
vorankommen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Eine weitere Nachfrage: Dr. Kraft, 
AfD-Fraktion. 


Dr. Rainer Kraft (AfD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Staatssekretär, 
zurück zum lnsektenschutz. Es gibt die DLR-Studie über 
eine mögliche Vernichtung von vielen Insekten - eini¬ 
ge Tausend Tonnen pro Jahr - durch Windräder. Die 
Antwort, die bislang erfolgt ist, war nun, dass jährlich 
400 Millionen Tonnen Insekten vertilgt werden. Ist für 
das Umweltministerium die Sache damit erledigt, ob¬ 
wohl diese 400 Millionen Tonnen vertilgter Insekten 
global sind und obwohl sich diese Selektion durch Wind¬ 
räder nicht auf die gesamte Insektenpopulation verteilt, 
sondern sich im Prinzip nur auf solche speziellen Insek¬ 
ten bezieht, die überhaupt in der Lage sind, einen Wind¬ 
radflügel zu erreichen? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Nach meinem Kenntnisstand ist diese Studie, die Sie 
zitiert haben, nicht hinreichend. Wir sehen darin mit 
Blick auf die Biodiversität kein massenhaftes Phänomen. 
Wir werden demnächst sicher weitere Untersuchungen 
dazu haben. Ich sehe keinen signifikanten Rückgang der 
Insekten im Zusammenhang mit Windkraftanlagen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin Lemke, Sie haben noch eine Nachfrage. 
Das ist wieder hart an der Grenze, weil Sie zu Ihrer ei¬ 
genen Frage bereits zwei Nachfragen gestellt haben. Ich 
lasse die Frage trotzdem zu. Bitte. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, dafür bedanke ich mich sehr herzlich. 
Ich stelle dann heute auch keine weiteren Nachfragen. - 
Um hier im Deutschen Bundestag von anderen Fraktio¬ 
nen falsch dargestellte Fakten nicht so stehen zu lassen, 
will ich Sie, Herr Staatssekretär, fragen, ob Sie mir zu¬ 
stimmen, dass es sich bei den genannten Dingen nicht 
um eine Studie handelt, sondern um Thesen, die aufge¬ 
stellt worden sind, und der Autor explizit dargestellt hat, 
dass diese Thesen wissenschaftlich untermauert werden 
müssten, wenn sie denn jemals den Status einer Studie 
erhalten sollten. Ich weiß nicht, ob es dabei um die Be¬ 
antragung von Forschungsmitteln geht. Stimmen Sie mir 
zu, dass wir jedenfalls nicht von einer fundierten und un¬ 
termauerten Studie sprechen können? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Ich habe vorhin versucht, das mit anderen Worten zum 
Ausdruck zu bringen. Ich unterstreiche das noch einmal. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Danke schön!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Als nächster Nachfrager hat der Kollege Karsten 
Hilse, AfD-Fraktion, das Wort. 
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Karsten Hilse (AfD): 

Herr Staatssekretär, wenn Sie die Ergebnisse dieser 
Studie des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt 
nicht als hinreichend belegt sehen, frage ich: Ist die Bun¬ 
desregierung gewillt, eigene Studien in Auftrag zu ge¬ 
ben, um das Phänomen zu klären? 

Florian Pronold, Pari. Staatssekretär bei der Bundes¬ 
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit: 

Ich sehe dazu derzeit keinen Anlass, will aber den 
Hinweis geben, dass es bei Nutzung von Energie, egal 
welcher Form, Nutzungskonflikte gibt, zum Beispiel 
hinsichtlich der Biodiversität. All diesen Fragestellungen 
wenden wir uns zu. Nichtsdestotrotz ist es wichtig, hier 
faktenbasiert vorzugehen. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN], an den Abg. Karsten Hilse [AfD] ge¬ 
wandt: Vielleicht lesen Sie mal die Stellung¬ 
nahme des Umweltbundesamts!) 

Zu der Stellungnahme, die Sie angesprochen haben, 
habe ich daraufhingewiesen, dass ich darin keine Grund¬ 
lage für eine weitere wissenschaftliche Auseinanderset¬ 
zung sehe. Ich vermute aber, dass es trotzdem zu diesem 
Thema weitere wissenschaftliche Auseinandersetzungen 
geben wird. Ich nehme die Frage gerne mit. Ich glaube 
aber nicht, dass unser Haus eine wissenschaftliche Studie 
zu dieser Thematik in Auftrag geben wird. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. - Die Frage 8 der 
Abgeordneten Filiz Polat wird schriftlich beantwortet. 

Damit bedanken wir uns bei Ihnen, Herr Staatssekre¬ 
tär Pronold, und verlassen diesen Geschäftsbereich. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe¬ 
riums für Bildung und Forschung auf. Zur Beantwor¬ 
tung steht bereit der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Michael Meister. 

Ich rufe die Frage 9 des Abgeordneten Dr. Axel 
Gehrke, AfD-Fraktion, auf: 

Welche konkreten Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um die nach der Studie der Universität Hamburg 
(www.tagesschau.de/inland/analphabetismus-studie- 101 .html) 
in Deutschland lebenden 6,2 Millionen Erwachsenen, die 
kaum lesen und schreiben können, vor Gesundheitsgefahrdun¬ 
gen zu schützen? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Dr. Michael Meister, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung: 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Die Bundesregierung 
führt gemeinsam mit den Ländern und weiteren Part¬ 
nern von 2016 bis 2026 eine Dekade für Alphabetisie¬ 
rung und Grundbildung Erwachsener durch. Innerhalb 
dieser Dekade werden zahlreiche Maßnahmen ergriffen 
und gefördert, die gering literalisierte Erwachsene zum 
Lernen motivieren bzw. die Rahmenbedingungen dafür 
verbessern oder auch das mithelfende und mitwissende 
Umfeld ansprechen. Dazu werden neben einer Informati¬ 


onskampagne zahlreiche Projekte mit unterschiedlichen (C) 
Inhalten und Zielsetzungen gefordert, mit dem Ziel, auf 
dieses Thema aufmerksam zu machen und dadurch einen 
Beitrag zu leisten, Literalität in Deutschland weiter zu 
erhöhen. 

Zielsetzung dieser Dekade kann es aber nicht sein, 
eine eigene Gesundheitsprävention bzw. einen Schutz 
vor Gesundheitsgefährdung gering literalisierter Er¬ 
wachsener durchzuführen. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Der Frager ist gar nicht da! Wenn die 
AfD ihren Frager wenigstens ranholt!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Da der Kollege Gehrke nicht im Saal 
ist, sind weitere Nachfragen entbehrlich. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wie einiges da drüben!) 

- Frau Kollegin Lemke, das ist auch anders schon vorge¬ 
kommen; keine Sorge. 

Ich rufe die Frage 10 des Abgeordneten Kai Gehring, 
Bündnis 90/Die Grünen, auf - der ist noch im Saal, wie 
ich sehe -: 

Wie bildet sich die Ankündigung von Bundeskanzle¬ 
rin Dr. Angela Merkel vom 8. Mai 2019, für die Investitio¬ 
nen in Forschung und Entwicklung „jetzt ... in Deutschland 
eine Steigerung auf 3,5 Prozent“ (www.bundeskanzlerin.de/ 
bkin-de/aktuelles/rede-von-bundeskanzlerin-merkel-bei-der- 
jahrestagung-der-fraunhofer-gesellschaft-am-8-mai-2019-in- 
muenchen-1608444) des Bruttoinlandsprodukts zu errei- (D) 
chen, im Haushalt des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung und gegebenenfalls anderer Ressortetats für 2020 
sowie der mittelfristigen Finanzplanung ab, und mit welchen 
zusätzlichen Investitionen rechnen die jeweiligen Ressorts? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Dr. Michael Meister, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung: 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Kollege Gehring, 
im Jahr 2017 konnten nach aktuellen Erhebungen des 
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft und des 
Statistischen Bundesamtes die Ausgaben in der Bundes¬ 
republik Deutschland für Forschung und Entwicklung 
erstmals auf 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts ge¬ 
steigert werden. Damit hat Deutschland seine Rolle als 
Innovationstreiber in Europa sichtbar ausgebaut und das 
europäische 3-Prozent-Ziel weiter bestärkt. 

Auch weiterhin wird eine Vorreiterrolle in Forschung 
und Entwicklung angestrebt, um Deutschland als starken 
Wirtschaftsstandort und attraktives Ziel für hochqualifi¬ 
zierte Fachkräfte zu etablieren, ln diesem Sinne hat sich 
die Bundesregierung das Ziel, gemeinsam mit den Län¬ 
dern und der Wirtschaft eine weitere Steigerung der Aus¬ 
gaben für Forschung und Entwicklung auf 3,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts bis 2025 zu initiieren, selbst 
gesteckt. 

Mit dem Haushalt 2019 und der mittelfristigen Fi¬ 
nanzplanung von 2018 bis 2022 wurden im vergangenen 
Jahr zusätzliche Mittel in Höhe von rund 2,8 Milliarden 
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Pari. Staatssekretär Dr. Michael Meister 

(A) Euro für Forschung und Entwicklung auf die Etats der 
Bundesressorts verteilt. Der Bundeshaushalt 2020 und 
die Finanzplanung 2019 bis 2023 befinden sich derzeit in 
der regierungsinternen Ausarbeitung. 

Mit den Mitteln wird eine Fülle von bestehenden 
Maßnahmen ausgebaut und weiter an die Bedarfe der 
Akteure für Forschung und Entwicklung angepasst. Zu¬ 
dem werden neue Maßnahmen zu vielversprechenden 
Schwerpunktthemen der aktuellen Forschungslandschaft 
ausgebaut, insbesondere in den Bereichen Sprunginno¬ 
vationen, Technologietransfer, künstliche Intelligenz und 
in der Breite im Rahmen der Flightech-Strategie. 

Durch eine steuerliche Forschungsförderung soll er¬ 
reicht werden, dass insbesondere die kleinen und mittel¬ 
großen Unternehmen vermehrt in Forschungs- und Ent¬ 
wicklungstätigkeit investieren. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Gehring, Sie haben eine Nachfrage, wie 
ich sehe. 

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja; vielen Dank. - Zunächst Glückwunsch, dass das 
3-Prozent-Ziel neun Jahre, nachdem es hätte erreicht 
werden sollen, in Deutschland nun auch erreicht ist; das 
war ja schon für 2010 vorgesehen. 

Auch auf Druck der Opposition hat sich die Bundes¬ 
regierung inzwischen das 3,5-Prozent-Ziel gesetzt, bis 
2025. Da möchte ich auf die regierungseigene Experten- 
kommission „Forschung und Innovation“ verweisen, die 
unmissverständlich gesagt hat: Selbst ohne jedes Wirt¬ 
schaftswachstum müssten die Forschungsausgaben des 
Bundes um 3,3 Milliarden Euro aufgestockt werden, um 
das 3,5-Prozent-Ziel bis 2025 zu erreichen. Jetzt wird Ihr 
Haushalt für das nächste Jahr offenkundig um 3 Prozent 
gekürzt. Die Wirtschaft wächst weiter. Wie wollen Sie 
das Ziel erreichen, wenn die Lücke zwischen dem Ziel 
und den Finanzmitteln immer weiter auseinanderklafft? 
ln welchem Umfang werden Sie FuE-Investitionen jetzt 
nachlegen? Oder rechnet die Bundesregierung mit einer 
tiefgreifenden Rezession? 

Dr. Michael Meister, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung: 

Herr Kollege Gehring, zunächst einmal: Wenn ich Ih¬ 
rer Analyse folge, dann liegt es natürlich nur an der Op¬ 
position, dass es so lange gedauert hat. Sie haben ja da¬ 
raufhingewiesen: Wenn die Opposition genügend Druck 
macht, erreicht die Bundesregierung auch ihre Ziele. 
Wenn Sie also jetzt schließen, wir hätten die Ziele nicht 
zeitgerecht erreicht, haben Sie offensichtlich zu wenig 
Druck entwickelt. 

Ich kann Sie nur ermutigen, uns dabei zu unterstüt¬ 
zen. Wir haben uns dieses mutige Ziel gesetzt, weil wir 
auch in Zukunft an der Spitze stehen wollen. Wir sind, 
wenn wir das europäisch betrachten, absolut in der Spit¬ 
zengruppe. Wir haben das europäische Ziel - das habe 
ich vorhin angemerkt - übertroffen. Ich habe am Ende 
meiner Antwort auch auf die Frage, die Sie eben gestellt 


haben, versucht in Stichpunkten hinzuweisen. Wir sind (C) 
gerade dabei, für das Kabinett eine steuerliche Förderung 
von Forschung und Entwicklung vorzubereiten. Dadurch 
wollen wir erreichen, dass gerade die kleinen und mitt¬ 
leren Unternehmen stärker im Bereich „Forschung und 
Entwicklung“ tätig werden. Dort haben wir noch ein 
gewisses Defizit. Der überwiegende Teil der Mittel für 
Forschung wird ja von der Wirtschaft bereitgestellt. Die 
Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen befindet 
sich im Aufbau. Auch dort erwarten wir eine Stimulie¬ 
rung. Wir werden uns selbstverständlich in den Bera¬ 
tungen - regierungsintern - zur Aufstellung des Haus¬ 
halts 2020 etwa im Bereich „künstliche Intelligenz“ oder 
im Bereich „Dekade gegen Krebs“ bemühen, das, was 
im April im Eckwertebeschluss zum Regierungsentwurf 
festgestellt worden ist, für den Bereich „Forschung und 
Entwicklung“ noch zu verbessern. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Gehring, Sie haben eine weitere Nach¬ 
frage. 

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja; vielen Dank. - Die steuerliche Forschungsförde¬ 
rung war ursprünglich gedacht als Anreizinstrument für 
FuE-Aktivitäten von kleinen und mittleren Unterneh¬ 
men. Der Scholz-Entwurf geht in eine komplett andere 
Richtung. Deshalb wollte ich Sie fragen, auf Grundlage 
welcher Prognosen und Studien die Bundesregierung da- (D) 
von ausgeht, dass die steuerliche Forschungsförderung in 
der jetzt geplanten Form - mit der Gießkanne - nicht als 
Mitnahmeeffekt für Großkonzerne verpufft? 

Dr. Michael Meister, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung: 

Ich kann Ihre Einschätzung, Herr Kollege Gehring, 
so nicht teilen. Wir haben aufgrund von Studien, die wir 
im Vorfeld haben erarbeiten lassen, gesagt, dass wir bei 
der Förderung als Bemessungsgrundlage die Personal¬ 
kosten im Forschungsbereich der Unternehmen zugrun¬ 
de legen. Wir haben weiterhin gesagt, dass wir zunächst 
einmal jährlich bei einer Größenordnung der Förderung 
von 500 000 Euro deckeln wollen, was einer Bemes¬ 
sungsgrundlage von Forschungsaktivitäten von 2 Milli¬ 
onen Euro entspricht. Ich glaube, allein aufgrund dieser 
Fokussierung wird deutlich, dass wir gerade kleine und 
mittlere Unternehmen ansprechen. 

Vor dem Hintergrund des Europarechts, dass wir kei¬ 
ne Beihilfeprobleme erzeugen sollten, ist es aber, glaube 
ich, auch richtig, keine Ausgrenzungen von Unterneh¬ 
men vorzunehmen. Sobald wir irgendein Unternehmen 
ausgrenzen, würden sich europarechtliche Fragen auf¬ 
tun. Das müssen wir vermeiden. Ich glaube, das, was die 
Regierung hier anstrebt, geht in die richtige Richtung: 
europafest und fokussiert auf kleine und mittlere Unter¬ 
nehmen. 
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(A) Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege. Sie können stehen blei¬ 
ben, weil ich gleich die Frage 11 aufrafe, auch von Ihnen, 
Herr Gehring: 

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der am 9. Mai 2019 veröffentlichten Stellungnahme des Ethik¬ 
rats „Eingriffe in die menschliche Keimbahn“ insbesondere 
hinsichtlich des Bedarfes weiterer Forschung und rechtlicher 
Regulierung in diesem Forschungsbereich? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort für die Ant¬ 
wort. 

Dr. Michael Meister, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung: 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Der Deutsche Ethikrat 
hat seine umfangreiche Stellungnahme „Eingriffe in die 
menschliche Keimbahn“ am vergangenen Donnerstag 
veröffentlicht. Die Bundesregierung wird die Empfeh¬ 
lungen des Ethikrates prüfen und in ihre weiteren Über¬ 
legungen einbeziehen. 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann ich nur eine erste, vor¬ 
läufige Einschätzung der Bundesregierung übermitteln. 
Die Empfehlung des Ethikrates für ein internationales 
Moratorium für die klinische Anwendung der Keim¬ 
bahntherapie entspricht den international laufenden 
wissenschaftlichen Diskussionen und Forderungen, ln 
Deutschland tragen wir dieser Empfehlung mit dem Em¬ 
bryonenschutzgesetz, welches ein entsprechendes Verbot 
von Keimbahninterventionen sowie ein Verbot der Em¬ 
bryonenforschung enthält, bereits Rechnung. 

(B) Darüber hinaus empfiehlt der Ethikrat auch, die 
Grundlagenforschung zu den Auswirkungen von Keim¬ 
bahneingriffen ohne die Nutzung von menschlichen Em¬ 
bryonen zu fördern. Die Bundesregierung fördert mit 
verschiedenen Maßnahmen die Grundlagenforschung im 
Bereich der Biomedizin bzw. zu neuen molekularbiolo¬ 
gischen Techniken. Dies ist auch im aktuellen Rahmen¬ 
programm Gesundheitsforschung der Bundesregierung 
verankert. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Gehring, Sie haben eine Nachfrage. Bit¬ 
te schön. 

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja, vielen Dank. - Herr Staatssekretär, Sie haben rich¬ 
tig dargestellt, dass der Ethikrat die Bundesregierung 
konkret auffordert, sich auf der Ebene der Vereinten Na¬ 
tionen für ein internationales Moratorium für die klini¬ 
sche Anwendung von Keimbahneingriffen einzusetzen. 
Es soll ein internationaler Raum geschaffen werden, um 
Instrumente für internationale Regulierung zu erarbeiten. 
Werden Sie sich im Kabinett und auch auf internationa¬ 
ler Ebene für ein solches Moratorium starkmachen und 
einsetzen? 

Dr. Michael Meister, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung: 

Sie sprechen zu Recht an, dass sich die Vereinten Na¬ 
tionen im Rahmen der Weltgesundheitsorganisation und 


der UNESCO mit diesen Themen befassen. Es gibt auch (C) 
im Europarat Befassungen zu der Frage, wie wir verant¬ 
wortlich mit Genomeditierung bei Menschen umgehen. 

Die Bundesregierung unterstützt diese internationalen 
Initiativen. So wurde die Berichterstatterin des Ethikrats, 
für die Stellungnahme, über die wir bei dieser Fragestel¬ 
lung hier sprechen, mit Unterstützung der Bundesregie¬ 
rung als Expertin in das Advisory Committee on Human 
Genome Editing bei der WHO berufen. Dieses Gremi¬ 
um soll die wissenschaftlichen, ethischen, sozialen und 
rechtlichen Herausforderungen der Genomeditierung bei 
Menschen untersuchen und dann Empfehlungen für Go- 
vernance-Mechanismen erarbeiten. 

Daran können Sie erkennen, dass sich die Bundes¬ 
regierung aktiv in die Gestaltung dieser Empfehlungen 
einbringt. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Das Wort für eine letzte Nachfrage hat ebenfalls der 
Kollege Gehring. 

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ich schließe daraus, dass die deutsche Bundesregie¬ 
rung für ein Moratorium ist, und möchte Sie deshalb fra¬ 
gen, welches internationale Forum die Bundesregierung 
für geeignet hält, um zügig zu einem internationalen Mo¬ 
ratorium zu kommen. 

Dr. Michael Meister, Pari. Staatssekretär bei der (D) 
Bundesministerin für Bildung und Forschung: 

Wir haben in Deutschland das Embryonenschutzge¬ 
setz; das ist nationales Recht. Damit haben wir auf na¬ 
tionaler Ebene die Anforderungen im Hinblick auf ein 
Moratorium erfüllt. Ich habe Ihnen eben dargestellt, dass 
wir uns in allen drei internationalen Gremien, die sich 
gegenwärtig damit befassen - Weltgesundheitsorgani¬ 
sation, UNESCO, Europarat -, engagieren im Sinne der 
Empfehlungen des Ethikrats. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär Dr. Meister. - Damit 
verlassen wir den Geschäftsbereich des Bundesministeri¬ 
ums für Bildung und Forschung. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeri¬ 
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick¬ 
lung auf. Zur Beantwortung steht Frau Parlamentarische 
Staatssekretärin Dr. Maria Flachsbarth bereit. 

Ich rufe die Frage 12 der Kollegin Eva-Maria 
Schreiber, Fraktion Die Linke, auf: 

In welchen Schutzgebieten des Kongobeckens beteiligt 
sich die Bundesregierung über KfW oder die Deutsche Ge¬ 
sellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH an 
der Bezahlung von (erfolgsabhängigen) Prämien (vergleiche 
Bundestagsdrucksache 19/8418, Anhang 2), und für die Er¬ 
bringung welcher konkreten Leistungen werden die Prämien 
jeweils ausbezahlt? 

Frau Staatssekretärin. 
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(A) Dr. Maria Flachsbarth, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung: 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Liebe Frau Kol¬ 
legin, leistungsabhängige Prämien für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Parkverwaltungen in Schutzgebie¬ 
ten des Kongobeckens sind üblich und werden über die 
KfW unterstützt. Mithilfe der Prämien werden die Ran¬ 
ger, die gerade in Afrika einer enorm gefährlichen Arbeit 
nachgehen - bei geringem staatlichem Gehalt für die 
Erreichung ihrer Ziele belohnt. Auch soll durch die Zah¬ 
lung von Prämien Korruption vorgebeugt werden, zum 
Beispiel, damit sich die Wilderer nicht einfach freikaufen 
können und konfisziertes Material, dessen Wert im Fall 
von Elfenbein oder auch Waffen ein Vielfaches des Ran¬ 
gergehaltes ausmacht, ordnungsgemäß übergeben wird. 

Die Unterstützung durch die KfW erfolgt in folgenden 
Schutzgebieten: 

ln der Demokratischen Republik Kongo: Parc Nati¬ 
onal Kahuzi-Biega, Parc National de la Lomami, Parc 
National de la Salonga, Complex Upemba Kundelungu, 
Reserve Naturelle du Triangle de la Ngiri, Reserve de 
Faune ä Okapis. 

ln Kamerun: Bayang Mbo Forest Reserve, Bouba- 
Ndjida Parc National, Mount Cameroon National Park, 
Korup National Park, Lobeke Parc National, Takamanda 
National Park. 

Im Tschad: Sena Oura Parc National. 

In der Zentralafrikanische Republik: Reserve Speciale 

(B) de Dzanga-Sangha. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin Schreiber, Sie haben eine Nachfrage. 

Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE): 

Herzlichen Dank für die Aufzählung. - Kritikerinnen 
und Kritiker haben die Befürchtung geäußert, dass das 
Prämiensystem Parkwächter zu Gewalt gegen die lo¬ 
kale Bevölkerung anstacheln könnte, weil sich die Prä¬ 
mien beispielsweise nach der Anzahl der aufgedeckten 
Straftaten oder der Verhaftungen richten. Haben Sie Ihr 
Prämiensystem dahin gehend überprüft, und welche kon¬ 
kreten Maßnahmen treffen Sie, damit Sie durch die Be¬ 
zahlung von Prämien und die Finanzierung umfangrei¬ 
cher Ausrüstung der Parkwächter nicht indirekt Gewalt 
gegenüber der lokalen Bevölkerung fördern? 

Dr. Maria Flachsbarth, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung: 

Frau Kollegin, die Ranger sind internationalen Stan¬ 
dards zur Einhaltung der Menschenrechte verpflichtet. 
Darüber hinaus würde zum Beispiel eine willkürliche 
Festnahme einem Wildhüter keine Prämie einbringen; 
denn diese wird nur ausgezahlt, wenn ein ordnungsgemä¬ 
ßes Protokoll mit stichhaltigen Informationen zum ver¬ 
meintlichen Tathergang erstellt wurde, das einem Gericht 
zugeführt werden kann. Stellen sich die Informationen 
als nicht stichhaltig heraus und muss der Festgenommene 


wieder freigelassen werden, so findet selbstverständlich (C) 
auch keine Prämienauszahlung statt. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, Sie haben eine weitere Nachfrage. Bit¬ 
te. 

Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE): 

Ich habe noch eine Nachfrage zum Schutzgebiet 
Kahuzi-Biega im Kongo. Die KfW zahlt 60 Prozent des 
Budgets. Im April hat eine Vertreterin des BMZ in einer 
Ausschusssitzung den Park sehr lobend hervorgehoben, 
weil dort die Integration der lokalen Bevölkerung so gut 
gelinge. Das deckt sich leider nicht mit meinen Informa¬ 
tionen. 

Mehrere Vertreter indigener Gemeinden haben sich 
aus Protest gegen die Parkverwaltung innerhalb der 
Parkgrenzen niedergelassen. Die Gewalt zwischen der 
Parkverwaltung und indigenen Gemeinden droht zu es¬ 
kalieren und hat schon zu mehreren Toten geführt. Die 
Parkverwaltung hat aufgrund der Konflikte indigene 
Parkwächter und andere indigene Mitarbeiter entlassen. 

Deswegen meine Frage: Können Sie mir sagen, wo¬ 
her das BMZ seine Informationen bezüglich der guten 
Zusammenarbeit der Parkverwaltung mit der lokalen Be¬ 
völkerung bezieht, und wie lassen sich die offensichtli¬ 
chen Widersprüche zwischen Ihrer Darstellung und mei¬ 
nem Kenntnisstand erklären? 

Dr. Maria Flachsbarth, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung: 

Frau Kollegin, ich möchte Sie bitten, mir die Gelegen¬ 
heit zu geben, Ihre Angaben intensiv zu prüfen und mit 
den Informationen zu vergleichen, die wir haben, damit 
wir zu einer befriedigenden Lösung bzw. auch zu einer 
befriedigenden Antwort kommen können. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Weitere Nachfragen sehe ich nicht. 

Ich rufe Frage 13 des Abgeordneten Ottmar von Holtz 
auf: 

Mit welchem Umfang ist mit einer Verlängerung des 
Nothilfe-Treuhandfonds der Europäischen Union für Afrika 
(EUTF) über 2020 hinaus zu rechnen, und mit welchem Ziel 
bringt sich die Bundesregierung in die Verhandlungen in Brüs¬ 
sel ein? 

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort. 

Dr. Maria Flachsbarth, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung: 

Herzlichen Dank. - Herr Kollege Abgeordneter, die 
Frage des Fortbestehens des Nothilfe-Treuhandfonds 
der Europäischen Union für Afrika, des EUTF, steht aus 
Sicht der Bundesregierung in einem engen Zusammen¬ 
hang mit den Ergebnissen der Verhandlungen über den 
neuen mehljährigen Finanzrahmen von 2021 bis 2027. 

Diese dauern an. 
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Pari. Staatssekretärin Dr. Maria Flachsbarth 

Sollte der Vorschlag der EU-Kommission für das neue 
Instrument für Nachbarschaft, Entwicklung und interna¬ 
tionale Zusammenarbeit, dem NDICI, mit seiner inten¬ 
dierten Flexibilität in der bisherigen Form angenommen 
werden, könnte es nach Auffassung der Bundesregierung 
Aufgaben des bisherigen EUTF Afrika übernehmen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Flerr Kollege, Sie haben eine Nachfrage. Bitte schön. 

Ottmar von Holtz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Schönen Dank. - Frau Staatssekretärin, es wird ja da¬ 
rüber diskutiert, dass auch andere Instrumente in dieses 
neue Nachbarschaftsinstrument integriert werden sollen. 
Für den Fall, dass es dazu kommen sollte, würde ich ganz 
gerne nachfragen: Wie stellt die Bundesregierung sicher, 
dass Gelder für bisherige Maßnahmen - aus den bishe¬ 
rigen Instrumenten - nicht für die Zwecke des Nothil¬ 
fe-Treuhandfonds - zum Beispiel, Migrationsströme zu 
unterbrechen - missbraucht werden? Wie schließen Sie 
aus, dass es da eine Quersubventionierung gibt, sodass 
die bisherigen Instrumente auch zur Entfaltung kommen 
können, wenn es dämm geht, was sie heutzutage finan¬ 
zieren sollen? 

Dr. Maria Flachsbarth, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung: 

Herr Kollege, wie Sie wissen, sind wir im Moment 
noch in Verhandlungen zu diesem neuen Instrument, dem 
NDICI, begriffen. Die Fragen, die Sie angesprochen ha¬ 
ben, sind ohne Frage solche, die im Rahmen dieser Ver¬ 
handlungen erörtert werden müssen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Es gibt keine weiteren Nachfragen, wie ich sehe. - 
Da die Frage 14 der Abgeordneten Filiz Polat schriftlich 
beantwortet wird, verlassen wir nunmehr den Geschäfts¬ 
bereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit und Entwicklung. - Wir danken Ihnen, 
Frau Staatssekretärin. 

Ich rufe den Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin 
und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Beantwortung 
steht Herr Staatsminister Dr. Hendrik Hoppenstedt bereit. 

Ich rufe die Frage 15 des Abgeordneten Uwe Kekeritz, 
Bündnis 90/Die Grünen, auf: 

Welche zivilgesellschaftlichen Akteure traf die Bundes¬ 
kanzlerin Dr. Angela Merkel auf ihrer Reise nach Mali, Niger 
und Burkina Faso, und inwiefern hat die Bundeskanzlerin die 
Einschränkungen der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
im Niger gegenüber Präsident Mahamadou Issoufou ange¬ 
sprochen und kritisiert (www.amnesty.de/jahresbericht/2018/ 
niger)? 

Herr Staatsminister, Sie haben das Wort. 

Dr. Hendrik Hoppenstedt, Staatsminister bei der 
Bundeskanzlerin: 

Vielen Dank. - Herr Kollege Kekeritz, ich beantworte 
gerne Ihre Frage wie folgt: Die Bundeskanzlerin hat in 
Burkina Faso Rechtsanwälte und Bürgerrechtler, Frau¬ 


enrechtlerinnen sowie Vertreter von Nichtregierungs- (C) 
Organisationen aus den Bereichen „Demokratieförde- 
rung“ und „Genderfragen“ getroffen. Zudem hat sie mit 
300 Studenten aller Fachrichtungen an der Universität 
von Ouagadougou diskutiert. 

In Niger hat sich die Bundeskanzlerin mit Vertretern 
von Nichtregierungsorganisationen aus den Bereichen 
„Reproduktive Gesundheit“, „Landwirtschaft“, „Demo¬ 
kratieforderung“ und „Radikalismusbekämpfung“ ausge¬ 
tauscht. Zudem hat sie sich mit der Nichtregierungsorga¬ 
nisation SOS Femmes et Enfants Victimes de la Violence 
Familiale getroffen und die Baustelle eines Frauenhauses 
besucht, das mit von ihr gespendetem Preisgeld finan¬ 
ziert wird. 

Die Bundeskanzlerin und der nigrische Staatspräsi¬ 
dent haben sich während des Besuches der Bundeskanz¬ 
lerin im Niger umfassend über die Lage im Land und 
in der Region sowie über die bilateralen Beziehungen 
ausgetauscht. Wie in der Pressekonferenz der beiden am 
2. Mai dieses Jahres in Niamey erwähnt, wurde auch 
über die Themen Demokratie, gute Regierungsführung 
und Menschenrechte gesprochen. Insoweit darf ich auf 
die öffentlich verfügbare Mitschrift dieser Pressekonfe¬ 
renz verweisen. 

Ich bitte aber um Verständnis, dass die Bundesregie¬ 
rung im Übrigen zu den konkreten Inhalten der vertrau¬ 
lichen Gespräche der Bundeskanzlerin mit Vertretern 
ausländischer Regierungen aus Staatswohlgründen keine 
Angaben macht. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: ^ 

Herr Kollege Kekeritz, Sie haben eine Nachfrage. Bit¬ 
te schön. 

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Danke sehr. - Dann verlassen wir die zivilgesell¬ 
schaftliche Ebene und kommen zur Entwicklung in die¬ 
ser Region insgesamt. Die Kanzlerin hat den Einsatz der 
G-5-Staaten als erfolgreich dargestellt. Das hat mich et¬ 
was verwundert. Die Sicherheitslage in den G-5-Staaten 
verschlechtert sich zunehmend, gerade im Niger und in 
Mali, ln Burkina Faso ist die Entwicklung sehr besorg¬ 
niserregend. 

Da frage ich mich schon: Wie kommt die Kanzlerin zu 
dem Ergebnis, dass es eine positive Entwicklung gibt? ln 
den französischen Medien wird breit darüber berichtet - 
das haben übrigens auch gestern im Rat die Außen- und 
Verteidigungsminister der G-5-Staaten bestätigt -, dass 
die G-5-Eingreiftruppen eigentlich überhaupt nicht funk¬ 
tionsfähig sind und dass sie bei der Aufstellung extreme 
Schwierigkeiten haben. Man weiß nicht, ob sie überhaupt 
einmal wirklich einsatzfähig werden. Woher kommt die 
Einschätzung, dass der Einsatz erfolgreich ist? 

Dr. Hendrik Hoppenstedt, Staatsminister bei der 
Bundeskanzlerin: 

Herr Kollege, ich teile Ihre Auffassung, dass die Si¬ 
cherheitslage in den von Ihnen beschriebenen Ländern 
sicherlich schwierig ist. Aber die Bundesregierung wer- 
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Staatsminister Dr. Hendrik Hoppenstedt 

(A) tet die Zusammenarbeit zwischen Deutschland und den 
G-5-Staaten wie auch die Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Union und den G-5-Staaten sehr wohl als 
Erfolg. Ich gehe davon aus, dass es das ist, was die Bun¬ 
deskanzlerin zum Ausdruck gebracht hat. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Kekeritz, eine letzte Nachfrage. 

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Eine letzte Nachfrage. - Also, interessant ist das 
schon. 

Eine andere Frage. Es gibt ja auch immer wieder Men¬ 
schenrechtsverletzungen durch Militärs. Es ist ja so, dass 
die Europäische Union die G-5-Eingreiftruppe massiv 
finanziert. Wie stellen Sie eigentlich sicher, dass eben 
Menschenrechtsverletzungen minimiert oder ganz aus¬ 
geschlossen werden? 

Dr. Hendrik Hoppenstedt, Staatsminister bei der 
Bundeskanzlerin: 

Ich möchte auf meine Ausgangsantwort zurückkom¬ 
men und Ihnen versichern, dass die Bundeskanzlerin ge¬ 
rade auch bei dem Besuch, über den ich eben berichtet 
habe, die Menschenrechtslage in all den Ländern mit den 
jeweiligen Regierungschefs sehr intensiv angesprochen 
hat, sodass wir dort in einem permanenten Austausch 
sind, und wir alles dafür tun, dass die Menschenrechte in 
den G-5-Staaten entsprechend gewahrt bleiben. 

(B) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Staatsminister, herzlichen Dank. - Wir verlassen 
damit den Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und des 
Bundeskanzleramtes. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe¬ 
riums der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht Frau 
Parlamentarische Staatssekretärin Christine Lambrecht 
bereit. 

Ich rufe die Frage 16 des Abgeordneten Dr. Christoph 
Hoffmann auf: 

Ist der Haushaltsentwurf des Einzelplans 23 der Bundes¬ 
regierung für 2020 angesichts der sinkenden Steuereinnah¬ 
men von Kürzungen betroffen, und ist die Bundesregierung 
der Auffassung, dass auch im Einzelplan 23 für 2020 Einspa¬ 
rungen vorgenommen werden müssen (www.tagesspiegel.de/ 
politik/neue-steuerschaetzung-grosses-minus-kleine-luecke-/ 
24324348.html)? 

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort. 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Bevor ich zum Ein¬ 
zelplan 23 komme, vielleicht zwei Vorbemerkungen. Die 
erste Vorbemerkung: Die Steuerschätzungen beziehen 
sich darauf, dass der ursprünglich sehr hoch angesetzte 
Zuwachs nicht in dem Ausmaß wie vermutet kommen 
wird, sondern etwas geringer ausfallen wird. Ich glaube, 
man kann in diesem Zusammenhang das Ergebnis die¬ 
ser Steuerschätzung relativieren. Von daher müssen wir 


uns eben darauf einstellen, dass circa 1,8 Milliarden Euro (C) 
fehlen werden. Das ist das Ergebnis dessen, was an gerin¬ 
gerem Zuwachs zu erwarten ist. 

Die zweite Vorbemerkung: Bei der jetzt anstehenden 
Haushaltsaufstellung - die Eckpunkte liegen ja seit März 
dieses Jahres vor - werden wir dies auf der einen Seite 
natürlich berücksichtigen müssen und dementsprechend 
Anpassungen vornehmen. Auf der anderen Seite gehen 
wir davon aus, dass wir ohne weitere Schulden auskom- 
men wollen und auskommen werden. 

In diesem Zusammenhang wird jetzt mit einzelnen 
Ressorts beraten, auch mit dem Ministerium, das Sie an¬ 
gesprochen haben. Aber ich bitte mit Blick auf die Res¬ 
sortzuständigkeit auch um Verständnis dafür, dass ich da¬ 
rüber, wie diese Ressortgespräche in einzelnen Punkten 
ausgehen, hier keine Stellung nehmen kann. Wie gesagt, 
die Beratungen laufen. Es ist angedacht, im Juni dieses 
Jahres den Entwurf vorzustellen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Zu einer ersten Nachfrage hat der Kollege 
Dr. Hoffmann das Wort. 

Dr. Christoph Hoffmann (FDP): 

Ich verstehe, was Sie sagen. Aber dennoch sind Kür¬ 
zungen im Einzelplan 23 angekündigt. Das Volumen des 
Einzelplans soll sinken. Der Minister hat in der Kabi¬ 
nettssitzung eine Protestnote hinterlassen. Er sagt: Wer 
den Entwicklungsetat kürzt, muss Verantwortung für Le¬ 
ben und Tod in Krisengebieten übernehmen. - Was sagt (D) 
das Bundesfinanzministerium zu dieser Aussage? 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Dass wir natürlich diese Einschätzung des Ministers 
zur Kenntnis nehmen und sie auch intensiv diskutieren 
werden. Aber ich gebe noch einmal zu bedenken: Die 
Verhandlungen mit den Ressorts laufen noch. Deswegen 
wäre es jetzt, glaube ich, sehr unklug, solche Ressortver- 
handlungen mit Ihnen hier offen zu debattieren. Deswe¬ 
gen bitte ich um Verständnis, dass wir uns zu gegebener 
Zeit erklären werden. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Zu seiner letzten Nachfrage hat das Wort der Kollege 
Dr. Hoffmann. 

Dr. Christoph Hoffmann (FDP): 

Der Eckwertebeschluss ist ja da. Darin sieht man, wel¬ 
ches Ministerium weniger oder mehr Mittel bekommt: 

Beim Bundeswirtschaftsministerium geht der Einzelplan 
um 21 Prozent runter, beim AA um 13 Prozent runter. 

Beim Sozialetat, dem größten Brocken, geht der Etat um 
5 Prozent nach oben, und beim BMZ geht er halt runter. 
Wieso geht ausgerechnet jetzt der Etat beim BMZ run¬ 
ter, obwohl doch die Krisensituationen in vielen Ländern 
dieser Welt und auch die Klimaschutzproblematik in die¬ 
sen Ländern so virulent sind? 
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Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Insgesamt - das hat der Minister der Finanzen, Flerr 
Scholz, gegenüber seinen Kabinettskollegen deutlich 
gemacht - ist jetzt natürlich Haushaltsdisziplin erforder¬ 
lich, da wir nicht mehr wie in den Jahren davor in dieser 
sehr besonderen Situation sind, was die Steuereinnahmen 
betrifft. Deswegen werden wir jetzt auf Grundlage des 
Eckpunktevorschlags die endgültigen Beratungen sehr 
genau vornehmen. Dabei werden natürlich auch außen¬ 
politische Erwägungen eine Rolle spielen. Aber ich gebe 
noch einmal zu bedenken: Haushaltsdisziplin über alle 
Ressorts ist die Ansage. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Außer 
im Sozialressort!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Keine weiteren Nachfragen dazu. 

Ich rufe die Frage 17 des Kollegen Gerald Ullrich auf: 

Wird die Bundesregierung angesichts der von der Europäi¬ 
schen Kommission am 7. Mai 2019 veröffentlichten Frühjahrs¬ 
wirtschaftsprognose 2019 (https://ec.europa.eu/info/sites/info/ 
files/economy-fmance/ip 102_en.pdf), in der die Europäische 
Kommission das Defizit des italienischen Staatshaushaltes 
auf 2,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2019 und 
3,5 Prozent im Jahr 2020 berechnet, diplomatischen Druck 
auf Italien ausüben, damit Italien sein Haushaltsdefizit redu¬ 
ziert, den Stabilitäts- und Wachstumspakt einhält und so nicht 
weiter eine nach meiner Auffassung drohende erneute Staats¬ 
schuldenkrise in der Euro-Zone riskiert (bitte begründen), und, 
wenn ja, wie? 

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort. 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Auch da darf ich bitte eine Vorbemerkung machen. 
Die Haushaltsaufstellung ist eine Königsdisziplin, so¬ 
wohl im deutschen Parlament als auch im italienischen 
Parlament. Deswegen: Mit Rücksicht auf dieses Recht 
werden wir nicht den von Ihnen vorgeschlagenen Weg 
gehen, auf die Entscheidung des italienischen Parlaments 
in Bezug auf den italienischen Haushalt diplomatischen 
Druck auszuüben. Das ist unserer Meinung nach nicht 
der richtige Weg. Wir arbeiten mit unseren Partnern in 
Europa sehr vertrauensvoll, aber ohne Ausübung von 
Druck zusammen. 

Die Überprüfung der Einhaltung des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes in der EU ist auch nicht Aufgabe 
Deutschlands, sondern die der EU-Kommission. Sie 
wird dieser Aufgabe nachkommen, so wie sie es auch im 
letzten Jahr getan hat, und die entsprechenden Hinweise 
dann mit der italienischen Regierung beraten. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Ullrich, eine erste Nachfrage. 

Gerald Ullrich (FDP): 

Frau Staatssekretärin, wir sind eine sehr europafreund¬ 
liche Partei. Trotzdem müssen wir sagen, dass aus dem, 
was Sie sagten, 2008/2009 schon einmal eine Staats¬ 
schuldenkrise entstanden ist, weil wir nämlich allen an¬ 


deren das Überwachen überlassen haben und uns selbst (C) 
aber nie gekümmert haben. Die Folgen davon haben uns 
am Ende zum Teil auch selbst getroffen. Wir in Deutsch¬ 
land haben daraus einige Lehren gezogen. Ob wir in der 
Summe die richtigen gezogen haben, weiß ich nicht. 

Wir müssen aber doch sagen, dass wir als größte Wirt¬ 
schaftsnation in Europa schon dafür verantwortlich sind, 
dass sich die Sache von 2008/2009 nicht wiederholt. 

Wenn wir uns einfach nur im Schaukelstuhl zurückleh- 
nen und sagen: „Die Kommission wird es schon ma¬ 
chen“, dann muss ich Ihnen sagen: Wir sind Teil dieser 
Kommission. Wir haben in besonderem Maße Verant¬ 
wortung. - Ich denke, dass die Bundesregierung dieser 
Verantwortung, wenn sie sagt, die Kommission werde es 
mit Italien schon richten, einfach nicht nachkommt. Wie 
stehen Sie dazu? 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Ich muss die Behauptung zurückweisen, dass ich ge¬ 
sagt habe: Italien wird es schon richten. - Ich habe deut¬ 
lich gemacht: Die Lehren aus der Krise 2008/2009 sind 
eben, dass es diesen Stabilitäts- und Wachstumspakt gibt 
und dass die Einhaltung dieses Paktes von der EU-Kom¬ 
mission überwacht wird. Das wird sehr genau überwacht. 

Es werden auch die entsprechenden Konsequenzen ge¬ 
zogen. 

Aber ich weiß nicht, ob es tatsächlich die Position der 
FDP ist, dass Deutschland über jeden anderen Haushalt 
in der Europäischen Union wachen soll und bei etwaigen (D) 
Fehlentwicklungen dann mit diplomatischem Druck da¬ 
gegen Vorgehen soll. Ich bin mir nicht so sicher, ob das 
tatsächlich ein Vorschlag aus der FDP ist. Wir würden es 
auf jeden Fall für den falschen Weg halten. Der richtige 
Weg ist, dass die Überwachung über die EU-Kommissi- 
on läuft. Sie beobachtet die anderen Länder sehr genau. 
Selbstverständlich wird über diese Situation in diversen 
Gremien, etwa Ecofin und anderen europäischen Gremi¬ 
en, auch diskutiert. 

Noch einmal zum Thema Überwachung. Ich glaube, 
es wäre der falsche Weg, wenn sich Deutschland in die¬ 
se Rolle begäbe. Ich glaube, es käme bei europäischen 
Ländern auch nicht gut an, wenn wir die Rolle des Ober¬ 
wächters übernehmen würden. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Ullrich, eine letzte Nachfrage. 

Gerald Ullrich (FDP): 

Sicher sind wir nicht der Schulmeister und der Lehr¬ 
meister in Europa; da gebe ich Ihnen völlig recht. Nichts¬ 
destotrotz obliegt es doch uns, anderen Ratschläge zu 
geben, zu sagen, was passieren wird, wenn wir nicht ent¬ 
sprechend handeln. Wir sind doch diejenigen, die dieses 
Problem selbst schon hatten und deshalb auch wissen, 
wohin es führt. Wie sollen wir unseren Wählern erklären, 
dass wir die anderen in einem gemeinsamen Währungs¬ 
raum machen lassen, was sie wollen? 
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Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Ich muss das noch mal zurückweisen. Die Position der 
Bundesregierung ist nicht: Die anderen sollen machen, 
was sie wollen, und es hat keinerlei Konsequenzen. - Ich 
wiederhole es gerne. 

Als Konsequenz aus der Krise 2008/2009 gibt es den 
Stabilitäts- und Wachstumspakt. Seitens der EU-Kom- 
mission wird kontrolliert, ob die Haushaltsaufstellung 
in den einzelnen Ländern die Vorgaben erfüllt. Daraus 
können sich entsprechende Konsequenzen ergeben, zum 
Beispiel dass der Haushalt nicht genehmigt wird. Es ist 
keineswegs so, dass alle zuschauen. In den Gremien 
wird, wie gesagt, vorab intern diskutiert. Aber den von 
Ihnen vorgeschlagenen Weg, diplomatischen Druck aus 
Deutschland auf ein anderes EU-Land hinsichtlich des¬ 
sen Haushaltsaufstellung auszuüben, halten wir für nicht 
richtig. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. 

Ich rufe Frage 18 des Abgeordneten Torsten Herbst, 
FDP-Fraktion, auf: 

Welcher Anteil der im Rahmen des Kommunalinvestitions- 
förderungsgesetzes durch den Bund bereitgestellten Mittel zur 
Sanierung maroder Schulen in finanzschwachen Kommunen 
wurde nach Kenntnis der Bundesregierung bisher abgerufen, 
und in welche Bundesländer sind die bisher bewilligten Mittel 
jeweils anteilig geflossen? 

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort. 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Vielen Dank. - Ich muss vorlesen, weil so viele Zah¬ 
len ordnungsgemäß vorgetragen werden sollten. 

Beim Schulsanierungsprogramm des Kommunalin¬ 
vestitionsförderungsgesetzes belief sich der Mittelabruf 
zum 7. Mai 2019 auf 46,4 Millionen Euro. Dies ent¬ 
spricht einem Anteil von 1,3 Prozent der vom Bund ins¬ 
gesamt in Kapitel 2 bereitgestellten Mittel. Auf die ein¬ 
zelnen Länder entfielen dabei folgende Anteile - wenn 
Sie diese addieren, werden Sie eine kleine Fehlsumme 
feststellen; das hat mit den Rundungen zu tun; ich bitte 
um Verständnis -: Bayern 0,3 Millionen Euro, Bremen 
1,0 Millionen Euro, Hamburg 5,7 Millionen Euro, Hessen 
1,8 Millionen Euro, Niedersachen 10,0 Millionen Euro, 
NRW 26,1 Millionen Euro, Rheinland-Pfalz 0,5 Millio¬ 
nen Euro, Saarland 0,1 Millionen Euro, Sachsen 0,1 Mil¬ 
lionen Euro und Thüringen 0,9 Millionen Euro. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Herbst, eine Nachfrage, bitte. 

Torsten Herbst (FDP): 

Vielen Dank. - Sie sprachen gerade selbst den er¬ 
staunlich geringen Mittelabfluss an. Worauf führen Sie 
das zurück, und sind unter Umständen Änderungen in 
der Genehmigungspraxis geplant, um den Mittelabfluss 


zu beschleunigen? Denn dass Bedarf besteht, ist, glaube (C) 
ich, unstrittig. 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Wenn man sich die Zahlen vor Augen führt, kann man 
den Eindruck haben, dass die Länder das nicht abgerufen 
haben, weil sie es nicht wollen. Das ist aber nicht der Fall. 
Gemäß § 6 Absatz 2 Kommunalinvestitionsförderungs¬ 
gesetz sind die zuständigen Stellen der Länder erst dann 
ermächtigt, die Auszahlung der Bundesmittel anzuord¬ 
nen, sobald sie zur anteiligen Begleichung erforderlicher 
Zahlungen auch benötigt werden. Dies ist in der Regel 
erst dann der Fall, wenn die Maßnahmen abgeschlossen 
oder Teilmaßnahmen durchgeführt worden sind. 

Zu berücksichtigen ist darüber hinaus, dass Kapitel 2 
des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes und die 
dazugehörigen Verwaltungsvereinbarungen von August 
bzw. Oktober 2017 stammen. Erst danach konnten die 
Länder mit der Umsetzung beginnen. Dies umfasst die 
Auswahl der förderberechtigten finanzschwachen Kom¬ 
munen, aber auch die Verabschiedung der landesrecht¬ 
lichen Umsetzungsregelungen und zuweilen die Bean¬ 
tragung der Projekte durch die Kommunen sowie deren 
Bewilligung. Es ist also immer ein Vorlauf erforderlich, 
damit am Ende tatsächlich der Mittelabruf möglich ist. 
Deswegen gehen wir davon aus, dass das jetzt deutlich 
ansteigen wird. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege, eine weitere Nachfrage, bitte schön. (pj) 

Torsten Herbst (FDP): 

Ich will konkret nach meinem Heimatbundesland, 
nach Sachsen, fragen. Haben Sie Informationen, wie 
viele Anmeldungen von Kommunen es auf Landesebe¬ 
ne gibt und in welchem Volumen sich das im Moment 
darstellt? 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Zu den Anmeldungen der Kommunen kann ich keine 
Aussage treffen, 

(Torsten Herbst [FDP]: Lässt es sich nachlie¬ 
fern?) 

aber ich kann Ihnen das natürlich schriftlich nachliefern. 

(Torsten Herbst [FDP]: Danke schön!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Herr Kollege Herbst, Sie können 
stehen bleiben, weil ich jetzt Ihre Frage 19 aufrufe: 

Wie viele geänderte Kfz-Steuerbescheide hat die Bundes¬ 
zollverwaltung aufgrund der geänderten steuerlichen Einstu¬ 
fung von leichten Nutzfahrzeugen als Pkw (statt der bisheri¬ 
gen Einstufung als Lkw) an Besitzer leichter Nutzfahrzeuge 
versandt, und wie hoch schätzt die Bundesregierung die steu¬ 
erlichen Mehreinnahmen dieser Änderung für die Jahre von 
2017 bis 2021 (bitte pro Jahr einzeln aufschlüsseln)? 

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort. 
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Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Herr Herbst, wir haben dazu schon Korrespondenz 
ausgetauscht; es gab dazu bereits eine Frage. Ich kann 
Ihnen heute nicht so richtig viel Neues berichten, weil die 
von Ihnen angefragten Zahlen, die sich aus der Überprü¬ 
fung des Bestandes ergeben, uns noch nicht vorliegen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Gibt es eine Nachfrage, nachdem die Auskunft so er¬ 
schöpfend war? 

Torsten Herbst (FDP): 

Was vorliegen müsste, wäre die Zahl der bisherigen 
Einsprüche. Können Sie dazu eine Aussage treffen? 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Auch dazu kann ich Ihnen noch keine Auskunft ge¬ 
ben, weil die Überprüfung der Steuerfestsetzung auf der 
Grundlage des geltenden Rechts noch nicht abgeschlos¬ 
sen ist. Erst nach Abschluss liegen die entsprechenden 
Zahlen vor. Sobald wir sie haben - ich habe Sie im 
Blick -, werden sie Ihnen selbstverständlich nachge¬ 
reicht. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki; 

Herr Kollege, Sie haben eine weitere Nachfrage, bitte. 

Torsten Herbst (FDP): 

Eine ganz kurze: Können Sie ungefähr zeitlich ein¬ 
grenzen - nicht auf den Tag genau -, in welchem Monat 
oder in welchem Quartal Sie die entsprechenden Infor¬ 
mationen liefern können? 

Christine Lambrecht, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: 

Ich weiß etwas von den kommenden Monaten. Ich will 
mich jetzt ungerne auf ein bestimmtes Datum festlegen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Die kommenden Monate können auch unendlich 
sein. - Herzlichen Dank. Es gibt dazu keine weiteren 
Nachfragen. 

Die Fragen 20 und 21 des Abgeordneten Stefan 
Schmidt werden schriftlich beantwortet. Die Frage 22 
des Abgeordneten Mario Mieruch wird schriftlich beant¬ 
wortet. Die Fragen 23 und 24 des Abgeordneten Markus 
Herbrand werden schriftlich beantwortet. Damit verlas¬ 
sen wir den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Finanzen. Frau Staatssekretärin, herzlichen Dank. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe¬ 
riums des Innern, für Bau und Heimat auf - für ganz 
wenige Fragen, wahrscheinlich nur für eine Frage. Zur 
Beantwortung steht bereit der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Stephan Mayer. 

Die Frage 25 des Abgeordneten Konstantin von Notz 
wird schriftlich beantwortet. 


Ich rufe die Frage 26 der Abgeordneten Eva-Maria (C) 
Schreiber, Fraktion Die Linke, auf: 

Plant die Bundesregierung, sich in den Streit um die Errich¬ 
tung einer permanenten Polizeiwache auf der Fusion, dem größ¬ 
ten unkommerziellen alternativen Kulturfestival Europas, ver¬ 
mittelnd einzuschalten, um einen gewohnt reibungslosen Ablauf 
der Veranstaltung wie in den letzten 20 Jahren (https://www. 
zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/20 19-05/fusion-festival- 
laerz-mecklenburg-vorpommern-polizei-sicherheitskonzept- 
freiraum) auch in Zukunft zu gewährleisten, und inwiefern 
handelt es sich bei den Aktivitäten des Kulturkosmos e. V. 
aus Sicht der Bundesregierung um einen wichtigen und schüt¬ 
zenswerten Beitrag zur bundesdeutschen Kulturszene im All¬ 
gemeinen und zur mecklenburgisch-vorpommerschen Kultur¬ 
landschaft im Besonderen? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Stephan Mayer, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi¬ 
nister des Innern, für Bau und Heimat: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Frau Kol¬ 
legin Schreiber, ich beantworte Ihre Frage wie folgt: 

Nein, der Bund beabsichtigt nicht, sich in den Sachver¬ 
halt einzuschalten, da die Sicherheit der Veranstaltung in 
die alleinige Zuständigkeit der Landespolizei Mecklen¬ 
burg-Vorpommern fällt. Die Bundesregierung ist nicht 
mit Kulturkosmos e. V. bzw. dem Festival Fusion befasst; 
denn es handelt sich bei dem Festival um eine Veranstal¬ 
tung in Länderzuständigkeit. Eine Bewertung der Akti¬ 
vitäten des Kulturkosmos e. V. ist daher nicht möglich. 

Das Festival hatte lediglich im Jahr 2006 von der 
Kulturstiftung des Bundes im Rahmen ihres Fonds zur 
Förderung bürgerschaftlichen Engagements in den neuen (D) 
Ländern, des Fonds Neue Länder, eine Förderung erhal¬ 
ten. Die Bundesregierung war am Zustandekommen die¬ 
ser Förderung der in ihren Entscheidungen unabhängigen 
Stiftung jedoch nicht beteiligt. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Ich sehe eine Nachfrage. Frau Kollegin Schreiber, bit¬ 
te schön. 

Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE): 

Das Fusion-Festival findet seit über 20 Jahren völlig 
reibungslos statt. Die Anwohnerinnen und Anwohner 
unterstützen den Veranstalter im Anliegen. Der Bürger¬ 
meister hat zur Forderung nach sogenannter anlassloser 
Bestreifung gesagt: Hier wird ein fiktives Bedrohungss¬ 
zenario aufgebaut, das es gar nicht gibt. - 125 000 Men¬ 
schen haben bisher eine Petition unterzeichnet, in der 
sie sich ebenfalls gegen anlasslose Polizeipräsenz auf 
friedlichen Kulturveranstaltungen aussprechen. Hält die 
Bundesregierung es angesichts dieser Tatsachen und der 
europaweiten Strahlkraft des Festivals für Weltoffenheit 
und Toleranz für ein gutes Signal, wenn nun aufgrund 
fragwürdiger Bedrohungsszenarien vonseiten der Poli¬ 
zei das Ende droht und Mecklenburg-Vorpommern sein 
größtes Kulturevent verliert? 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Bitte, Herr Staatssekretär. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 100. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Mai 2019 


12087 


Stephan Mayer, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi¬ 
nister des Innern, für Bau und Heimat: 

Sehr verehrte Frau Kollegin Schreiber, ich muss 
ausdrücklich betonen: Es handelt sich bei diesem Kul¬ 
turfestival und den damit in Zusammenhang stehenden 
Sicherheitsmaßnahmen um eine ausschließliche, reine 
Länderzuständigkeit. Der Bund hat mit dem Kulturfesti¬ 
val Fusion in diesem Jahr in Mecklenburg-Vorpommern 
überhaupt nichts zu tun, sodass sich die Beantwortung 
der Frage, inwiefern ein Sicherheitskonzept zu erstellen 
ist und vor allem wie das Sicherheitskonzept für diese 
Großveranstaltung - ich habe zur Kenntnis genommen, 
dass diese Veranstaltung von ungefähr 70 000 Menschen 
besucht wird - erstellt werden soll, der Kenntnis der 
Bundesregierung entzieht. Die Frage nach der Bewer¬ 
tung stellt sich daher der Bundesregierung nicht. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin Schreiber, Sie dürfen jetzt eine letzte 
Nachfrage stellen, bitte. 

Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE): 

Ich habe noch eine Frage, deren Beantwortung sich 
hoffentlich nicht Ihrer Kenntnis entzieht. Der ehemalige 
Leiter der zuständigen Polizeiinspektion Neubranden¬ 
burg war bis 2015 verantwortlich und äußerte jüngst, 
dass in den vergangenen Jahren die Versorgung mit Feu¬ 
erwehr- und Rettungskräften sowie der Zugang zum Ge¬ 
lände für die Polizei ausreichend gewährleistet waren. 
Den jetzt geltend gemachten Anspruch von Polizeipräsi¬ 
dent Hoffmann-Ritterbusch, auf dem Gelände eine Poli¬ 
zeiwache einzurichten, hält er für grob fahrlässig. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das gibt 
es doch gar nicht! Was soll denn das?) 

Pro Jahr gibt es etwa ein oder zwei gemeldete Gewaltta¬ 
ten. Hoffmann-Ritterbusch bezieht sich auf bundesweite 
Sicherheitsstandards, die er damit einhalten möchte. Wo, 
in welcher Form sind diese bundesweiten Sicherheits¬ 
standards, auf die sich dieser Polizeipräsident in den Ver¬ 
handlungen beruft, schriftlich festgehalten? 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Staatssekretär, bevor Sie antworten: Frau Kol¬ 
legin, die Zuständigkeitsfrage ist geklärt. Diese Frage 
müsste Die Linke sinnvollerweise im Landtag Mecklen¬ 
burg-Vorpommern stellen. 

(Eva-Maria Schreiber [DIE LINKE]: Bundes¬ 
weite! Bundesweite Sicherheitsstandards!) 

Herr Staatssekretär, ich erlaube Ihnen, das zu beantwor¬ 
ten. Aber ich will noch mal sagen: Die Zuständigkeitsfra¬ 
ge ist zweimal deutlich dem Landtag Mecklenburg-Vor¬ 
pommern zugewiesen worden. 

(Eva-Maria Schreiber [DIE LINKE]: Er be¬ 
zieht sich auf Bundesstandards!) 

Herr Staatssekretär. 


Stephan Mayer, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- (C) 
nister des Innern, für Bau und Heimat: 

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
verehrte Frau Kollegin Schreiber, ich möchte noch mal 
ausdrücklich betonen: Es geht hier ausschließlich um 
eine Veranstaltung, für die die Landespolizei Mecklen¬ 
burg-Vorpommern zuständig ist. Die Bundespolizei hat 
mit dieser Veranstaltung, mit dem Fusion-Festival, ver¬ 
anstaltet von der Organisation Kulturkosmos, überhaupt 
nichts zu tun. Auf welches Sicherheitskonzept sich der 
ehemalige Leiter der Polizei hier bezieht, entzieht sich 
meiner Kenntnis. Es gibt hier aber keine Vorgaben des 
Bundes, wie eine Landesveranstaltung durch die jewei¬ 
lige Landespolizei durchzuführen bzw. zu sichern ist. 

Auch die Frage, ob es notwendig ist, dass auf dem Ver¬ 
anstaltungsgelände eine temporäre Polizeiwache errich¬ 
tet wird, ist keine Frage, die die Bundespolizei bzw. die 
Bundesregierung zu bewerten hat. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Eine letzte Zusatzfrage hat die Kollegin Gohlke, Frak¬ 
tion Die Linke. Dann beenden wir die Fragestunde. 

Nicole Gohlke (DIE LINKE): 

Vielen Dank. - Ich will nur nachfragen: Ist es denn 
dann auch ausgeschlossen, dass es eventuell bei einem 
Polizeieinsatz dort, der zumindest schon in Szenarien 
durchgespielt worden ist, zu einer Beteiligung der Bun¬ 
despolizei oder zum Einsatz von Bundesmitteln kommt? 
Schließen Sie das aus? Schließlich sagen Sie die ganze 
Zeit: Es liegt eindeutig in der Länderzuständigkeit. 

(D) 

Stephan Mayer, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi¬ 
nister des Innern, für Bau und Heimat: 

Sehr verehrte Frau Kollegin Gohlke, noch mal, damit 
es für alle deutlich wird: Es geht um eine klare Zustän¬ 
digkeit des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Sollte es 
im Rahmen der Durchführung dieses Festivals zu einer 
Großschadenslage kommen, dann würde die Bundespo¬ 
lizei natürlich - auf Anforderung, wohlgemerkt - Kräfte 
mit entsenden. Aber es sind von vornherein keine Kräfte 
der Bundespolizei für die Durchführung dieser Veran¬ 
staltung, dieses Kulturfestivals, vorgesehen. Es werden 
von vornherein auch keine Bundespolizeibeamtinnen 
und -beamten zugegen sein. 

Für den Fall - der hoffentlich nicht eintreten wird -, 
dass es zu einem größeren Einsatzszenario kommt und 
die Landespolizei Mecklenburg-Vorpommern die Bun¬ 
despolizei ersucht, hinzuzukommen, würde sich die Bun¬ 
despolizei diesem Ersuchen natürlich nicht verweigern. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. - Damit schlie¬ 
ße ich die Fragestunde. Alle nicht behandelten Fragen 
werden wie immer schriftlich beantwortet. 

Ich rufe damit den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE 

Iran-Atomabkommen verteidigen - Kriegsge¬ 
fahr abwenden 
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki 

(A) Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als erster 
Redner der Kollege Klaus Ernst, Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 


(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN) 

Ich habe den Eindruck, hier soll der nächste Deal vorbe¬ 
reitet werden, der letztendlich wieder zu einem militäri- 
(B) sehen Konflikt in dieser Region führt. 


wie nichts unternommen, damit dieses Abkommen von 
Europa aus weiter eingehalten wird, und das ist das Pro¬ 
blem, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN - Dr. Rolf 
Mützenich [SPD]: Vollkommen fahrlässig!) 

Man könnte jetzt sagen: Die EU hat die sogenannte 
Blocking-Verordnung reaktiviert. Sie verbietet es euro¬ 
päischen Unternehmen, den Sanktionen der USA Folge 
zu leisten. Die Auslegung dieser Verordnung sieht al¬ 
lerdings vor, dass die Unternehmen mit Verweis auf ge¬ 
schäftspolitische Entscheidungen tun und lassen können, 
was sie wollen, und im Ergebnis haben sie das Iran-Ge¬ 
schäft aufgegeben. Sie machen im Übrigen sogar mehr 
als notwendig; denn selbst in den Bereichen, die in die 
US-Sanktionen nicht einbezogen wurden, ist der Handel 
praktisch zusammengebrochen. 

Doch selbst jene, die weiter ihr Iran-Geschäft auf¬ 
rechtzuerhalten versuchen, können die Zahlungen nicht 
mehr abwickeln. Dafür bräuchte es unabhängige Zah¬ 
lungskanäle. Was haben die Bundesregierung und die 
Europäische Union unternommen, um den Zahlungsver¬ 
kehr zwischen dem Iran und den Unternehmen, die weiter 
handeln wollen, im Interesse der Aufrechterhaltung die¬ 
ses Abkommens zu gewährleisten? Was ist mit INSTEX 
als Instrument, dass dieser Zahlungsverkehr aufrechter¬ 
halten werden kann? Es ist faktisch funktionslos. Warum 
gelingt es eigentlich China, der Schweiz, Indien und Süd¬ 
korea, so ein System aufzubauen, während Europa und 
die Bundesregierung so was nicht hinkriegen? 

Die „taz“ titelte dazu: „Europäische Maulhelden“. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Und sie schreibt: 

Der mangelnde Mut kann ziemlich ungemütliche 
Folgen haben. Nicht nur wird Washington die Eu¬ 
ropäer außenpolitisch noch weniger ernst nehmen 
als bisher schon - auch jenseits des Konflikts um 
den Atomdeal. Auch die iranische Regierung wird 
nicht mehr glauben, dass Europa den US-Sanktio- 
nen noch etwas entgegensetzen kann. 

Waram sollten sie eigentlich das Abkommen weiter¬ 
führen, wenn gleichzeitig deutlich wird, dass die Europä¬ 
er sich ebenfalls nicht daran halten, wie die Amerikaner? 
Warum haben Sie denn eigentlich nicht die Möglichkei¬ 
ten ausgenützt? SWIFT ist zum Beispiel ein Unterneh¬ 
men nach belgischem Recht. Wo sind die Initiativen der 
Bundesregierung, dass dieses Unternehmen den Zah¬ 
lungsverkehr übernimmt? Haben Sie zum Beispiel mit 
den Sparkassen in der Bundesrepublik gesprochen, die 
ja nun weniger Geschäfte mit den USA machen, um dort 
möglicherweise wenigstens den Zahlungsverkehr auf¬ 
rechtzuerhalten? Nein, die Bundesregierung hat in der 
Frage der Einhaltung des Abkommens total versagt. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das ist 
wirklich Realsatire!) 


Meine Damen und Herren, die restlichen Vertragspar¬ 
teien haben alle gesagt, sie wollten sich an dieses Ab¬ 
kommen halten. Es herrscht Einigkeit wie selten zuvor. 
Nun drohen die Amerikaner allen Firmen, die sich am 
Iran-Handel beteiligen, mit weiteren Sanktionen. Das ist 
vollkommen völkerrechtswidrig; das sind extraterritoria¬ 
le Sanktionen. 

Was passiert? Inzwischen haben sich alle großen Un¬ 
ternehmen, auch die aus Europa, aus dem Iran zurückge¬ 
zogen. Es gibt faktisch keine vernünftigen Wirtschafts¬ 
beziehungen mehr. Die deutschen und europäischen 
Banken wickeln keine Zahlungen mehr mit dem Iran ab. 
Das SWIFT-System - SWIFT ist eine Genossenschaft 
nach belgischem Recht -, das weltweit bargeldlose Zah¬ 
lungen abwickelt, hat den Iran gekappt. Die Telekom bei 
uns in der Bundesrepublik hat sogar die Leitungen abge¬ 
stellt, sodass die iranischen Banken nicht mehr telefonie¬ 
ren können. Aufzüge in den entsprechenden Gebäuden in 
der Bundesrepublik werden nicht mehr repariert. So hält 
man ein Abkommen mit dem Iran nicht ein, liebe Kolle¬ 
ginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Frage ist natürlich: Was hat die Bundesregierung 
unternommen, um dieses Abkommen wirklich aufrecht¬ 
zuerhalten? Herr Maas, es ist ja schön, dass Sie da sind. 
Ich habe den Eindruck: Das, was hier an Reaktionen 
kam, war wirklich Maulheldentum; denn faktisch haben 
die Bundesregierung und die Europäische Union so gut 


Klaus Ernst (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Das Abkommen mit dem Iran, mit dem er auf 
Atomwaffen verzichtet und mit dem gleichzeitig bei uns 
Sanktionen gegen den Iran zurückgefahren werden, wur¬ 
de überall als Erfolg gefeiert; das war es auch. Das Ab¬ 
kommen funktionierte. Für Tramp war es ein schlechter 
Deal. Die USA stiegen aus. Waram? Der Iran würde sich 
nicht an die Vereinbarungen halten. - Die Internationale 
Atomenergie-Agentur hat das Gegenteil festgestellt. 

Dieser ganze Vorgang erinnert mich ein wenig daran - 
vielleicht können Sie sich noch erinnern -, wie der da¬ 
malige US-amerikanische Außenminister Colin Powell 
vor dem UN-Sicherheitsrat mit Bildern angeblicher Be¬ 
weise für das Vorhandensein von Massenvernichtungs¬ 
waffen im Irak vor der Kamera gewedelt hat. Hinterher 
hat sich herausgestellt: Das war schlichtweg gelogen. Es 
gab keine Massenvernichtungswaffen im Irak. Die ganze 
Weltöffentlichkeit ist „hinter die Fichte geführt worden“, 
wie die Kanzlerin so schön zu sagen pflegt. Ich traue in 
diesem Punkt den Amerikanern genau so weit, wie man 
einen Elefanten werfen kann. 


Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Wenn das so 
weitergeht, brauchen wir uns nicht zu wundern, wenn die 
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(A) Lage dort so eskaliert. Die Bundesregierung ist ihrer Ver¬ 
antwortung nicht gerecht geworden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Kommen Sie zum Schluss, Herr Kollege. 

Klaus Ernst (DIE LINKE): 

Ich bin gleich so weit. - Ich sage der Bundesregie¬ 
rung: Nutzen Sie endlich die Möglichkeiten, die Sie ha¬ 
ben, und zwar rasch! Die Bundesregierung hat versagt. 
Wir sind keine amerikanische Kolonie. Machen Sie uns 
auch nicht dazu! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Als nächster Redner erhält das Wort der Kollege 
Dr. Johann Wadephul, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Tobias Pflüger 
[DIE LINKE]: Der in Libyen einmarschieren 
wollte!) 

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Das war hoffentlich nicht Ihr Ernst, Herr Ernst, was 
Sie hier gerade vorgetragen haben. Es ist jedenfalls weit¬ 
ab der außenpolitischen Realitäten, innerhalb derer wir 
uns hier bewegen. 

(B) 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Sie wollten in 

Libyen einmarschieren!) 

Es ist vollkommen richtig, dass wir mit größter Sorge 
zum Persischen Golf blicken. Bei allem, was man zum 
amerikanischen Präsidenten kritisch sagen kann: Er hat 
sich schon im Wahlkampf - das ist auch im faktischen 
Handeln später so gewesen - als jemand erwiesen, der 
Truppen eher reduzieren und zurückziehen will. An 
manch einer Stelle haben wir sogar gesagt: Vielleicht 
nicht so schnell und noch nicht jetzt. - Also, dass da jetzt 
unmittelbar ein Krieg bevorsteht, glaube ich nicht ernst¬ 
haft. Dennoch ist die Sorge berechtigt, und wir müssen 
diesen Punkt auch ansprechen. 

Ich möchte drei kurze Anmerkungen machen. 

Erstens. Das Atomabkommen war und ist richtig. Es 
ist neben dem Klimaabkommen von Paris die wichtig¬ 
ste völkerrechtliche Vereinbarung, die in den letzten zehn 
Jahren geschlossen worden ist. Deutschland - die Bun¬ 
desregierung, allen voran der damalige Außenminister 
Steinmeier und Bundeskanzlerin Angela Merkel - hat 
sich dafür eingesetzt. Wir sind stolz darauf, wir stehen 
zu diesem Abkommen, und wir fordern alle Seiten auf, 
dieses Abkommen weiter einzuhalten, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Es gibt kein besseres, kein nachhaltigeres Konzept, ei¬ 
nen Staat von der Entwicklung von Atomwaffen abzu¬ 
halten und damit zumindest regional ein atomares Wett¬ 


rüsten zu verhindern. Wir alle wissen mit Blick auf den (C) 
Kaschmir-Konflikt, aber auch mit Blick auf die INF-Dis- 
kussion, die uns hier ganz unmittelbar betrifft, dass, 
wenn Atomwaffen erst einmal da sind, ihre Kontrolle und 
Einhegung umso schwerer werden. Deswegen gilt: Weh¬ 
ret den Anfängen! Es ist jedes diplomatischen Einsatzes 
wert, sich für dieses Abkommen zu engagieren. 

Zweitens. Es war und ist richtig, dass Deutschland als 
einer der Geburtshelfer dieses Abkommens sich, abge¬ 
stimmt mit anderen europäischen Staaten, klar positio¬ 
niert hat. Herr Außenminister, dafür herzlichen Dank! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Dazu gehört erstens eine klare Aufforderung an den 
Iran, das Abkommen weiter einzuhalten; sonst drohen 
dem Land noch schärfere Sanktionen, und wir können 
ihm bei der Bewältigung dieser Krise noch weniger hel¬ 
fen. Da ist es schon mit Sorge zu registrieren, dass die 
Revolutionsgarden die aktuelle Situation als Chance für 
ihr Land begriffen haben. - Klare Botschaft von uns. 

Die zweite klare Botschaft, auch an die Vereinigten 
Staaten von Amerika, lautet, dass wir selbstverständlich 
zu einer abgestimmten solidarischen Politik mit unse¬ 
rem wichtigsten Verbündeten bereit sind, dass wir von 
diesem Verbündeten aber auch erwarten können, dass er 
eine nachvollziehbare und nachhaltige Iran-Strategie ent¬ 
wickelt. Eine Strategie nur des maximalen Drucks jetzt 
auf das Regime - ökonomisch und militärisch - führt nur 
dazu, dass die kooperationswilligen Teile des Regimes 
wie Präsident Rohani unter Druck geraten und dann ein 
ganz anderer Regime Change in Teheran droht als der¬ 
jenige, den sich vielleicht manche in Washington erhof¬ 
fen. Deswegen erwarten wir von unserem Bündnispart¬ 
ner hier eine klare Strategie und nicht einfach jeden Tag 
mehr Druck. Das führt zu nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Apropos Regime Change: Die Verläufe im Irak und 
in Libyen zeigen, dass derartige Rechnungen selten auf¬ 
gehen. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Ach so? - 

Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Die gehen nie auf!) 

Ich möchte zur Sicherheitssituation in der Region 
sagen: Natürlich ist die iranische Politik für Israel eine 
Bedrohung. Israel wird sich, was seine Souveränität und 
seine Sicherheit angeht, immer auf Deutschland verlas¬ 
sen können, wenn seine Sicherheit ernsthaft in Gefahr ist. 

Aber in der jetzigen Situation gibt es weder einen Anlass 
noch irgendeine völkerrechtliche Berechtigung zur An¬ 
wendung militärischer Gewalt in dieser Region gegen¬ 
über dem Iran. Das muss unsere klare Position sein. 

Eine letzte Bemerkung dazu: An dem Abkommen sind 
nicht nur Europäer beteiligt, sondern auch Chinesen und 
Russen; zu einigen davon haben Sie ja ganz gute Kon¬ 
takte, Herr Ernst. Deswegen von dieser Stelle die Auf¬ 
forderung auch an Russland, auch an China: Wenn Sie 
sich an einer Politik beteiligen wollen, die die weitere 
Proliferation von Atomwaffen verhindert, dann sind auch 
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(A) diese Staaten in der Verantwortung, diese Krisensituation 
zu lösen. Man kann sich nicht durch Wegducken aus der 
Verantwortung stehlen. 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Das macht aber 
die Regierung!) 

Dritte Bemerkung - das ist meine abschließende Be¬ 
merkung, Herr Präsident Es war und ist richtig, ein al¬ 
ternatives Finanzierungsinstrumentarium zur Verfügung 
zu stellen. Wir bleiben weiter aufgefordert, dem Iran zu 
helfen, und verbinden beides miteinander: die Auffor¬ 
derung zur Einhaltung des Abkommens und die ausge¬ 
streckte Hand, um zu helfen, dass die wirtschaftliche Not 
in diesem Land gelindert wird. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Wadephul. - Der 
nächste Redner ist der Kollege Armin-Paulus Hampel, 
AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Armin-Paulus Hampel (AfD): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Kollegen! Sehr geehrte Besu¬ 
cher im Deutschen Bundestag und Bürger zu Hause an 
den Bildschirmen! Die Situation im arabischen Raum ist, 
glaube ich, kein Anlass für parteipolitische Ränkespiele; 

(B) dafür ist sie zu ernst. Herr Wadephul und Herr Ernst, viel¬ 
leicht sollte man sich auf die besorgniserregenden Nach¬ 
richten aus der Region beschränken. 

Ich muss in diesem Fall dem Kollegen Lambsdorff 
im Ausschuss heute recht geben: Ja, auch ich hatte eine 
Art Dejä-vu-Erlebnis. Wenn ich die Information jetzt 
von einem Anschlag auf eine Pipeline in Saudi-Arabien, 
auf Handelsschiffe in der Straße von Hormus bekomme, 
dann stelle ich fest: Das alles klingt ein bisschen wie das, 
was wir während und vor der Irakkrise gehört haben. 
Das muss Anlass zum Nachdenken und zur Sorge geben. 
Bedauerlich ist, dass die Bundesregierung keine eigenen 
Informationen über diese Vorfälle hat, Herr Minister. Wir 
müssten doch einen Bundesnachrichtendienst haben, der 
uns sagen kann: „Das stimmt; das trifft zu“ oder: „Hier 
handelt es sich um eine Fake Story, wo mit einer Lunte 
brandgefährlichen Ausmaßes gespielt wird“, meine Da¬ 
men und Herren. - Das ist das eine. 

(Beifall bei der AfD) 

Das andere ist: Pacta sunt servanda, Verträge müs¬ 
sen eingehalten werden. Auch diese Position haben wir 
von der AfD immer vertreten, und von daher kritisie¬ 
ren auch wir die Entscheidung der Vereinigten Staaten, 
das Iran-Abkommen aufgekündigt zu haben. Allerdings 
gab es auch das Angebot von amerikanischer Seite, das 
Abkommen nachzuverhandeln. Das wäre mit Sicherheit 
der bessere Weg gewesen. Iran hat einen Einfluss in den 
Jemen, in den Libanon und nach Syrien. Iran - Herr 
Wadephul, Sie haben es erwähnt - ist der Kontrapunkt 
zu unseren israelischen Freunden. Damit ist das dort 


ein Pulverfass, das wir tunlichst versuchen müssen un¬ 
ter Kontrolle zu halten. Die Politik der USA erfüllt mich 
deshalb mit Sorge. Es macht wenig Sinn, das infrage zu 
stellen, um das Erwünschte zu erzwingen. Wer zu hoch 
pokert, meine Damen und Herren, wird leicht in eine Es¬ 
kalation getrieben und schießt über das Ziel hinaus. 

Diplomatie darf nicht zum Hasardspiel werden. Das 
60-Tage-Ultimatum des Iran an Europa hat das Ziel, den 
Westen zu spalten, und dagegen müssen sich die euro¬ 
päischen Länder wehren. Jeder Versuch muss scheitern. 
Unsere Position ist dennoch eindeutig: Der Atomvertrag 
hätte nicht gekündigt werden sollen. Noch mal: Pacta 
sunt servanda. 

Eine Lösung ist unseres Erachtens möglich; hier grei¬ 
fe ich Vorschläge der Grünenfraktion aus dem Ausschuss 
auf, genauso wie Vorschläge, die der Kollege Röttgen als 
Vorsitzender gemacht hat. Sie haben dem heute wider¬ 
sprochen, Herr Minister. Ich glaube, dass es mit Blick 
auf unsere Erfahrungen in den Zeiten des Kalten Krieges 
lohnenswert wäre, den Nahostkonflikt, der ja nicht nur 
aus dem Iran-Konflikt besteht, in einen Korb zu packen 
und so etwas wie eine Konferenz über Sicherheit und Zu¬ 
sammenarbeit im Nahen Osten, und zwar mit den großen 
Mächten dieser Welt und gemeinsam mit den europäi¬ 
schen Nationen, zu schaffen. Das sollten wir hinbekom¬ 
men. China, auch Russland müssen eingebunden werden; 
Russland spielt maßgeblich an der iranischen Front mit. 
Wir wollen in dieser Frage keine neuen Abhängigkeiten 
erzeugen, auch wir von der AfD nicht. 

Sie haben es vielleicht mitbekommen: Der englische 
General Ghika hat der Einschätzung der Amerikaner, im 
Irak sei ein Angriff auf amerikanische Trappen geplant 
und selbst Syrien sei im Fokus, massiv widersprochen 
und gesagt: Die Lage in Syrien und im Irak ist völlig ent¬ 
spannt; die US-Trappen sind dort nicht bedroht. - Auch 
das ist für uns ein Grund, darüber nachzudenken, was 
die wahren Hintergründe sind. Die Hintergründe kennen 
wir: der Konflikt zwischen Saudi-Arabien als sunniti¬ 
scher Nation und den schiitischen Iranern. Die Stellver¬ 
treterkriege, die in der Region stattfinden, dienen nicht 
dem Frieden und der Stabilität im Nahen Osten. 

Ich greife noch mal den Gedanken auf, dass diese 
einzelnen Konfliktherde in einer gemeinsamen großen 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit im Na¬ 
hen Osten zusammengefasst werden sollten, um sie mög¬ 
lichst lösen zu können. Es kann kein realistisches Ziel 
einer solchen Konferenz sein, meine Damen und Herren, 
dass alle Konflikte dort einvernehmlich beendet werden; 
das wäre ein Traum. Was aber getan werden kann, ist, die 
Spielregeln für den Umgang miteinander zu vereinba¬ 
ren, um die Wahrscheinlichkeit kriegerischer Konflikte 
zu vermindern. Konventionen dienen dazu, sich darin zu 
üben, maßzuhalten. Sie helfen dabei, auch die berech¬ 
tigten Interessen der Gegenseite zu akzeptieren und so 
faire Kompromisse zu finden. Die KSZE-Schlussakte 
von Helsinki 1975 hat uns gezeigt: Sie hat den Kommu¬ 
nismus nicht beendet, meine Damen und Herren; sie hat 
aber Spielregeln geschaffen, die dazu beigetragen haben, 
die Kriegswahrscheinlichkeit in Europa zu verringern, 
und sie hat den Keim dafür gelegt, dass die Völker in 
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(A) Osteuropa sich mit eigener Kraft von der kommunisti¬ 
schen Diktatur befreien konnten. 

Die Politik mit der Brechstange geht nicht. Wir brau¬ 
chen aber auch kein Nation Building. Wir brauchen Sta¬ 
bilität, meine Damen und Herren. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Hampel, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Armin-Paulus Hampel (AfD): 

- Jawohl, Herr Vorsitzender. - Deutschland ist Mit¬ 
glied im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Eine sol¬ 
che Konferenz zu initiieren, Herr Minister, den großen 
Korb aufzumachen und die großen Nationen daran mit- 
wirken zu lassen, - 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Hampel. 

Armin-Paulus Hampel (AfD): 

- wäre eine Perspektive, im Nahen Osten Frieden zu 
stiften. 

Danke schön, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Als nächster Redner erhält das Wort 
Herr Bundesminister Heiko Maas. 

(B'v 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Lage im Nahen und Mittleren Osten ist in diesen Ta¬ 
gen wirklich ausgesprochen ernst. Das hat unterschied¬ 
liche Gründe. Einer besteht darin, dass der Iran in der 
letzten Woche angekündigt hat, seine Verpflichtungen 
aus dem Atomabkommen zumindest teilweise auszuset¬ 
zen. Und das geschah - das wissen wir alle - als eine 
Reaktion auf die Entscheidung der Vereinigten Staaten, 
Ausnahmegenehmigungen für den Ölexport und für 
Nichtverbreitungsvorhaben im Rahmen des Abkommens 
nicht weiter zu verlängern, was die Situation und die Dis¬ 
kussion um dieses Abkommen weiter verschärft hat. 

Machen wir uns nichts vor: Zwölf Monate nach dem 
Ausstieg der Vereinigten Staaten aus dem Nuklearab¬ 
kommen könnte dies in absehbarer Zeit auch das Ende 
des JCPoA bedeuten. Dies wäre - das ist nicht nur die 
Auffassung der deutschen Bundesregierung, sondern 
der gesamten Europäischen Union - ein schwerer Rück¬ 
schlag im Kampf gegen die Verbreitung von Atomwaf¬ 
fen. Es droht darüber hinaus ein Flächenbrand in der 
gesamten Region mit ernsten Folgen für die Sicherheit 
unserer Verbündeten, aber vor allen Dingen für unsere 
Sicherheit hier in Europa. Manchmal reicht ein Funke - 
das zeigen die Entwicklungen vor der Küste der Verei¬ 
nigten Arabischen Emirate in den letzten Tagen -, um 


einen solchen Brand auszulösen. Das macht uns außeror- (C) 
dentlich besorgt, ln dieser Situation, in dieser Lage steht 
deshalb für uns eines im Mittelpunkt: Wir müssen und 
wir werden alles tun, um eine militärische Eskalation zu 
verhindern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine sehr vereinten Damen und Herren, das beste 
und zuverlässigste Instrument dafür ist und bleibt dieses 
Atomabkommen. Das JCPoA war nie ein Freundschafts¬ 
dienst gegenüber dem Iran. Es war vielmehr Ausdruck 
unserer Sorge vor einem nuklear bewaffneten Iran. Bei 
Dingen, die eben hier gesagt wurden, hat man ja den Ein¬ 
druck, dass die Seiten komplett verdreht wurden. Wenn 
wir kein Abkommen bräuchten, wäre uns deutlich wohl- 
er. Aber die Tatsache, dass ein Staat wie der Iran sich 
überhaupt nur durch die Zusicherung wirtschaftlicher 
Vorteile davon abhalten lässt, eine Atombombe zu bau¬ 
en, ist doch ein Hinweis darauf, dass wir es mit einem 
Land zu tun haben, gegenüber dem nicht in erster Linie 
Vertrauen, sondern gegenüber dem auch viel Misstrauen 
herrscht. 

Trotzdem, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
hat der Iran - das zeigt ja auch den Wert dieses Abkom¬ 
mens - bislang das Abkommen eingehalten. Letztlich ist 
das auch ein seltener Erfolg der multilateralen Zusam¬ 
menarbeit. Deshalb ist und bleibt die Tatsache, dass die 
Amerikaner aus diesem Abkommen ausgeschieden sind, 
für uns nach wie vor nicht nachvollziehbar. 

(Beifall bei der SPD) ^ 

Denn, meine Damen und Herren, gerade weil wir dem 
Iran misstrauen, wollen wir das Abkommen ja erhalten; 
deshalb macht es ja Sinn. Denn es bleibt jedenfalls im 
Moment der sicherste Weg, den Iran davon abzuhalten, 
Atomwaffen zu bauen. Deshalb ist die Welt mit diesem 
Abkommen sicherer als ohne. 

Dabei, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist 
Dreh- und Angelpunkt die europäische Geschlossenheit. 

Diese Geschlossenheit ist am Montag beim Außenrat in 
Brüssel von allen Amtskolleginnen und Amtskollegen in¬ 
nerhalb der Europäischen Union noch einmal bekräftigt 
und auch gestärkt worden. Alle 28 EU-Mitgliedstaaten 
stehen hinter dem Abkommen. Das ist dort noch einmal 
sehr deutlich geworden. 

(Zuruf des Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE]) 

Gemeinsam mit dem britischen und dem französi¬ 
schen Außenminister und mit Federica Mogherini haben 
wir dabei aber auch die Gelegenheit genutzt, deutlich un¬ 
sere Erwartungen an Teheran zu formulieren. Auch der 
Iran muss seine Verpflichtungen aus dem Abkommen 
weiterhin umsetzen, und zwar ohne irgendwelche Ab¬ 
striche. Rabatte wird es mit uns, mit der Europäischen 
Union, in dieser Frage nicht geben. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abg. Klaus 
Ernst [DIE LINKE]) 

Wir werden deshalb - das ist der Maßstab - sehr genau 
die unabhängigen Berichte der Internationalen Atom¬ 
energie-Organisation betrachten, wenn es dämm geht, ob 
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(A) sich Iran an die Verpflichtungen hält oder nicht. Sie blei¬ 
ben der Maßstab. Auch darüber sind wir uns innerhalb 
der Europäischen Union einig - unabhängig von allen 
Drohgebärden, die zurzeit von welcher Seite auch immer 
vollzogen werden. 

Wir Europäer stehen zu den Verpflichtungen aus die¬ 
sem Abkommen. Das haben wir in der Vergangenheit 
mit unterschiedlichen Instrumenten auch noch einmal 
deutlich gemacht. Vor einem Jahr sind die Vereinigten 
Staaten aus dem Abkommen ausgestiegen. Wenn wir uns 
nicht an die Verpflichtung halten würden und wenn wir 
nicht im Rahmen unserer Möglichkeiten versuchen wür¬ 
den, das, was durch den Ausstieg der Amerikaner ver¬ 
loren gegangen ist, zu kompensieren, wüsste ich nicht, 
warum der Iran von sich aus ein Interesse haben sollte, 
seit einem Jahr an diesem Abkommen festzuhalten. Das 
hat er aber, und das macht deutlich, dass auch aus Sicht 
Teherans dieses Abkommen ohne die Vereinigten Staaten 
funktionieren kann. Das ist es, worum wir uns im Mo¬ 
ment kümmern. 

(Beifall bei der SPD - Klaus Ernst [DIE 
LINKE]: Es funktioniert so aber nicht, wie ihr 
es macht!) 

Niemand behauptet, dass das durch den Ausstieg der Ver¬ 
einigten Staaten einfacher geworden ist. 

Dass durch die Sanktionen, die die Vereinigten Staa¬ 
ten verhängt haben, auch das Generieren wirtschaftlicher 
Vorteile im Iran schwieriger geworden ist, würde doch 
niemand in Abrede stellen. 

(B) (Klaus Ernst [DIE LINKE]: Einhaltung des 

Abkommens!) 

Wir haben jedoch das Zahlungsinstrument INSTEX 
auf den Weg gebracht, und wir bereiten jetzt Schritt für 
Schritt die Operationalisierung desselben vor - auch das 
ist am Montag besprochen worden unter Führung der 
Briten zusammen mit den Franzosen und auch mit uns, 
um mit dem Iran in bestimmten Bereichen weiterhin Au¬ 
ßenhandel treiben und vor allen Dingen die Versorgung 
mit wichtigen humanitären Gütern aufrechterhalten zu 
können. Dafür stehen wir im Moment in einem intensi¬ 
ven Kontakt mit Teheran. Wir sprechen mit Teheran da¬ 
rüber, wie wir dafür sorgen können, dass die wirtschaft¬ 
lichen Vorteile und auch die Lieferung von humanitären 
Gütern fortgesetzt werden können. 

Aber ich sage Ihnen auch - das war immer Sinn dieses 
Abkommens -: Wir nutzen diesen Dialog eben auch, um 
mit dem Iran über kritische Fragen zu reden, etwa seine 
Rolle in Syrien oder das ballistische Raketenprogramm, 
das wir nicht für akzeptabel halten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Flerren, in der Verantwortung für 
den Erhalt dieses Abkommens sind wir als Europäer aber 
auch nicht alleine. Die Resolution 2231 fordert alle Mit¬ 
gliedstaaten der Vereinten Nationen auf, die Umsetzung 
dieses Abkommens zu unterstützen. Deshalb stimmen 
wir im Moment alle Schritte, die wir gehen, eng mit 
den internationalen Partnern ab, aber vor allen Dingen 


mit denen, die am JCPoA beteiligt sind, also auch mit (C) 
Russland und China; denn auch diese tragen als Mitun¬ 
terzeichner eine besondere Verantwortung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Und, ja, natürlich auch mit den Vereinigten Staaten. Da¬ 
rüber haben wir am Montag in Brüssel mit Außenminis¬ 
ter Pompeo gesprochen. Dabei haben wir festgestellt: Ja, 
wir verfolgen die gleichen Ziele. Wir wollen einen Iran 
ohne Atomwaffen. Wir wollen, dass der Iran seine des¬ 
truktive Rolle in der Region, in Syrien, im Jemen oder 
im Libanon, aufgibt. Und wir wollen, dass der Iran sein 
ballistisches Raketenprogramm und seine Drohgebärden 
gegen Israel stoppt. 

Die Wege aber, die wir dafür beschreiten, unterschei¬ 
den sich, und sie unterscheiden sich mittlerweile deut¬ 
lich. 

(Zuruf des Abg. Tobias Pflüger [DIE 
LINKE]) 

Wir glauben eben nicht - auch das haben wir am Mon¬ 
tag gegenüber Außenminister Pompeo sehr deutlich ge¬ 
macht -, dass uns eine unilaterale Strategie des maxi¬ 
malen Drucks wirklich weiterbringt. Das haben sowohl 
mein französischer Kollege als auch mein britischer 
Kollege und auch Federica Mogherini Außenminister 
Pompeo in aller Deutlichkeit gesagt; denn maximaler 
Druck birgt immer die Gefahr einer unbeabsichtigten 
Eskalation. Das, was in den letzten Tagen geschehen 
ist - die Sabotageakte auf Schiffe oder Pipelines -, sind (D) 
doch Flinweise darauf, dass diese Gefahren konkret und 
real sind. Wenn man sich des Weiteren anschaut, welche 
Krisen und Konfliktherde es ansonsten in dieser Region 
gibt, dann brauchen wir zurzeit ganz sicher eines nicht, 
nämlich eine zusätzliche Zündschnur. Deshalb werden 
wir auch alles daransetzen, dass es so weit nicht kommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, nicht nur wir und nicht 
nur unsere französischen und britischen Partner, sondern 
die komplette Europäische Union - das sei auch mal er¬ 
wähnt; alle reden darüber, dass es innerhalb der Europä¬ 
ischen Union in bestimmten Fragen nicht mehr möglich 
ist, Einigkeit zu erzielen, doch das hier ist ein Beispiel 
dafür, dass es noch funktionieren kann -, wir alle setzen 
auf Dialog statt auf rhetorische Aufrüstung. Wir wollen, 
dass das JCPoA erhalten wird, nicht nur, um auch in der 
Zukunft einen Iran ohne Atomwaffen zu haben, sondern 
auch, um auf den Iran in regionalen oder sonstigen Si¬ 
cherheitsfragen einwirken zu können. Das ist die Strate¬ 
gie, die wir mit unseren Partnern als Europäische Union 
in den kommenden Tagen und in den kommenden Wo¬ 
chen konsequent verfolgen werden. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Lauwarm! - 
Sevim Dagdelen [DIE LINKE]: Schwach! 
Schwächer!) 
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(A) Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Alexander Graf Lambsdorff 
für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Mit Blick auf die¬ 
se Region, die im Moment unter extremer Anspannung 
leidet, politisch und militärisch, ist es wichtig, dass wir 
zunächst einmal abschichten, was die Wurzel des Übels 
ist und wie sich die Situation darstellt. 

Die Wurzel des Übels - das muss man in dieser Deut¬ 
lichkeit sagen - ist der Versuch des Iran, sich ein nuk¬ 
leares Programm für militärische Zwecke zuzulegen. 
Die Wurzel des Übels ist, dass er ein ballistisches Ra¬ 
ketenprogramm betreibt, das zu einer existenziellen Be¬ 
drohung für seine Nachbarn und sogar für uns in Europa 
werden kann. Die Wurzel des Übels ist eine aggressive 
Regionalpolitik, mit der der Iran den Export der Islami¬ 
schen Revolution von 1979 in seine Nachbarländer be¬ 
treibt, bis hin zu ganz konkreten Ansagen, Israel von der 
Landkarte zu tilgen. Raketen fliegen aus Gaza auf Israel. 
Meine Damen und Herren, ein solches Land wird niemals 
unser Freund und Partner sein. Wir müssen dieses Land 
einhegen. Das ist unsere Aufgabe in der Außenpolitik. 

(Beifall bei der FDP) 

Bei dem Streit, den wir im Moment mit den Amerika¬ 
nern darüber haben, geht es ja darum, wie wir mit dieser 
Situation umgehen, wie das Containment, das Einhegen 

(B) des Iran, funktioniert. Wir haben jetzt die Situation, dass 
der Iran, nachdem Europa ausdrücklich am JCPoA fest¬ 
hält, ausgerechnet uns ein Ultimatum stellt, mit dem er 
ankündigt, binnen 60 Tagen aus dem Abkommen aus¬ 
zusteigen. Denn nichts anderes ist es, wenn der Iran 
sagt, er fange nach Ablauf des Ultimatums wieder mit 
der Anreicherung von Uran an. ln dieser Situation gießt 
der Iran zusätzlich Öl ins Feuer, indem er uns droht, die 
3 Millionen afghanischen Flüchtlinge, die sich auf irani¬ 
schem Territorium befinden, Richtung Türkei und weiter 
nach Europa zu leiten, ln einer solchen Situation ist es 
richtig - dafür kritisieren wir die Bundesregierung nicht, 
sondern wir loben sie -, auf Dialog und Deeskalation zu 
setzen. 

Wir fanden es gut und richtig, dass sich die E3 und 
Federica Mogherini gestern mit dem amerikanischen 
Außenminister zusammengesetzt haben, um die europä¬ 
ische Position zu erörtern. Die Strategie des maximalen 
Drucks, der einseitigen Maßnahmen der Amerikaner ist 
in unseren Augen jedenfalls falsch. Die E3 haben unsere 
Unterstützung für diese Politik. 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Sie müssen die 

Sanktionen aufheben, dann geht es vorwärts! 

Die Amerikaner!) 

- Herr Ernst! 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Das ist der 
Punkt!) 

Wir sind Ihnen dankbar, dass Sie eine Aktuelle Stun¬ 
de aufgesetzt haben; das ist gut. Aber dass Sie in Ihrer 


Rede allen Ernstes Vorschlägen, die Sparkasse Villin- (C) 
gen-Schwenningen solle die Befriedung des Persischen 
Golfs erreichen, 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Habe ich nicht 
gesagt!) 

ist doch - es tut mir leid - Realsatire. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Ihre Rede war Ausdruck des Niveaus der Außenpolitik 
Ihrer Fraktion und Ihrer Partei. Sorry! 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Wo sind denn die 

Vorschläge dazu, dass wir das Abkommen ein- 

halten!) 

Schauen wir bitte auf die aktuelle Lage am Golf. Sie 
ist extrem angespannt. Wir haben verbale Aufrüstung 
seitens des Iran und der Amerikaner. Wir haben die Ver¬ 
legung relevanter militärischer Mittel der Amerikaner in 
die Region. Wir haben Ansagen aus Washington, die man 
auch nur als Beitrag zur Eskalation auffassen kann. Ich 
habe - Armin Hampel hat es gerade gesagt - tatsächlich 
ein gewisses Dejä-vu, wenn ich aus Washington höre, 
dass der Sprecher des Weißen Hauses erklärt, der Prä¬ 
sident habe keinen Plan für militärische Aktionen auf 
seinem Schreibtisch. Das sind exakt die Worte von Ari 
Fleischer im Sommer 2002, als er Pressesprecher von 
Georg W. Bush war. 

Mit anderen Worten: Die Arbeit an der Deeskalation 
muss weitergehen. Ob das funktioniert, wissen wir nicht. 
Deswegen müssen wir uns darauf vorbereiten - das ist (D) 
mein zweiter Punkt -, was passiert, wenn die Deeskalati¬ 
on nicht gelingt. Die Amerikaner tun das. Die Amerika¬ 
ner haben ihre Botschaft in Bagdad und ihr Generalkon¬ 
sulat in Erbil geschlossen. Und aus den Medien haben 
wir jetzt erfahren - das ist wirklich hochgradig ärgerlich, 

Herr Minister -, dass die Bundeswehr im Irak ihre Aus¬ 
bildungsmission wegen der extremen Anspannung ge¬ 
schlossen hat, 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Was ist das für 
ein Zeichen!) 

dass sie die Soldaten zurück in die Kaserne beordert hat. 

Dass wir so etwas als Auswärtiger Ausschuss, als Ver¬ 
teidigungsausschuss aus der Presse und über Twitter er¬ 
fahren und nicht von Ihnen im Ausschuss heute Morgen, 
geht gar nicht. Das ist eine Missachtung des Parlaments, 

Herr Minister. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Wenn wir uns vor Augen führen, was passieren kann, 
dann müssen wir uns zunächst fragen: Wie kriegen wir 
unsere Soldaten zurück in die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land? Das ist das eine. Das Zweite ist: Wir haben eine 
im Raum stehende Drohung des Iran, 3 Millionen Men¬ 
schen Richtung Europa loszuschicken. Der Iran hat eine 
530 Kilometer lange Grenze mit der Türkei, ln der Türkei 
befinden sich jetzt schon Millionen Flüchtlinge aus Sy¬ 
rien. Deswegen ist unser Appell an die Bundesregierung, 
Ankara, die türkische Regierung jetzt zu kontaktieren 
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(A) und das Gespräch zu suchen, um eine solche Situation 
zu vermeiden, mit dem UNHCR jetzt Vorbereitungen zu 
treffen für den Fall, dass es zu einer solchen Situation 
kommt, Frontex jetzt zu stärken, um unsere Außengren¬ 
zen wirksam zu schützen. 

Meine Damen und Flerren, 2003 darf sich nicht wie¬ 
derholen, deswegen Deeskalation. Aber 2015 darf sich 
auch nicht wiederholen. Keine neue Flüchtlingskrise! 
Deswegen jetzt Prävention, deswegen jetzt vorbeugende 
Maßnahmen. 

Flerzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat Omid Nouripour für die Fraktion Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Iran 
ist zweifelsohne ein ganz, ganz schwieriger Akteur im 
Nahen Osten. Die Sicherheitslage in der Region wird 
durch den Iran nicht gebessert, im Gegenteil: Die hoch¬ 
aggressive Regionalpolitik legt Feuer in vielen Länder. 
Die Menschenrechtslage im Land ist dramatisch und ver¬ 
schlechtert sich auch. Das Raketenprogramm des Landes 
ist hochaggressiv und besorgniserregend, und die Dro¬ 
hungen Richtung Israel sind selbstverständlich nicht ak- 

(B) zeptabel. 

Ein Problem mit dem Iran hatten wir aber eigentlich 
gelöst, zumindest für mindestens zehn Jahre, nämlich die 
Frage der atomaren Aufrüstung des Landes. Man kann 
darüber nachdenken, zu welchem Zeitpunkt man histo¬ 
risch ansetzt - und ja, der Iran ist ganz schwierig -, aber 
das Atomabkommen haben schon die Amerikaner auf¬ 
gekündigt und nicht die Iraner. Das muss man an dieser 
Stelle vielleicht auch noch mal sagen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN und der Abg. Michaela Noll [CDU/ 
CSU]) 

Es droht die Gefahr einer massiven Eskalation. Es ist ver¬ 
heerend, zu sehen, wie uns das Abkommen gerade aus 
den Händen gleitet. Und das hat selbstverständlich auch 
mit dem Erwartungsmanagement zu tun. Der Außenmi¬ 
nister hat da gerade das Richtige gesagt: Das Abkommen 
hatte diese eine Funktion. 

Das Problem war, dass zu viele Erwartungen geweckt 
worden sind, auch von Deutschland. Der ehemalige 
und von mir hochgeschätzte Außenminister Steinmeier 
hat immer wieder gesagt: Wir wollen jetzt die Erfolge 
dieser Verhandlungslösung dafür nutzen, um mit dem 
Iran in Syrien zu einem Ergebnis zu kommen, und da¬ 
bei ausgeblendet, dass das Geld, das der Iran durch das 
Abkommen bekommt, genau für diese aggressive Politik 
in Syrien ausgegeben wird, worunter gerade in diesem 
Augenblick die Menschen in Idlib leiden, auf die seit 


dem 1. April wieder massenweise Fassbomben fallen. (C) 
Dafür trägt selbstverständlich auch der Iran eine große 
Verantwortung. 

Das Problem ist nun, Herr Außenminister, dass Sie 
mit diesem Erwartungsmanagement weitergemacht ha¬ 
ben. Sie haben zu Anfang Ihrer Amtszeit, im Mai letzten 
Jahres, noch gesagt: Kein Problem, wir machen jetzt ein 
europäisches SWIFT-System. - Dann haben wir irgend¬ 
wann mal nachgefragt, wann das denn kommt, was das 
denn bedeuten soll, was das ist. Wir haben von der Bun¬ 
desregierung die schriftliche Antwort bekommen, das sei 
eine langfristige Option. Aber für langfristige Optionen 
haben wir keine Zeit mehr, und deshalb sollte man nicht 
solche Erwartungen schüren. 

Die amerikanische Seite eskaliert derzeit relativ 
schnell; sie marschieren militärisch auf. Die iranische 
Seite tut das auch. Das sieht man auch an den Truppenbe¬ 
wegungen innerhalb des Iran Richtung Persischer Golf. 

Die Amerikaner liefern massenweise Nukleartechnolo¬ 
gie an Saudi-Arabien und rüsten sie auch noch auf, auch 
konventionell. Die Politik des maximalen Drucks richtet 
großen Schaden an. Es gibt Aussagen amerikanischer 
Offizieller, die sagen: Wir wollen, dass Teheran so ver¬ 
elendet wie Caracas, die Hauptstadt Venezuelas. Das ist 
nicht unbedingt eine Politik, die Vertrauen schafft auf der 
anderen Seite. Grundnahrungsmittel werden zunehmend 
knapp. Zucker ist seit einer Woche im Iran rationiert. Es 
wird jetzt sehr laut diskutiert, ob man Benzin rationiert. 

Die Menschen im Iran sind gefangen zwischen einer 
korrupten repressiven Regierung auf der einen Seite und 
der Kriegsrhetorik und Kriegsgefahr, die die Amerikaner 
heraufbeschwören, auf der anderen Seite. Diese Spirale ' ' 
muss aufhören. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Aber es betrifft nicht nur die Menschen im Iran. Eine 
von zahlreichen Maßnahmen, die die Amerikaner jetzt 
zum Ende dieses Monats durchführen werden, ist, dass 
der Irak keinen Strom mehr aus dem Iran kaufen darf. 

Ein Drittel des Stroms im Irak kommt aber derzeit aus 
dem Iran, und niemand weiß, wie er ersetzt werden soll. 

Das ist in Washington einfach beschlossen worden. Das 
wird die Menschen im Irak natürlich vor immense Pro¬ 
bleme stellen, was dann wiederum auch Auswirkungen 
auf die Sicherheitslage im Irak hat, und zwar nicht nur 
durch die aggressive Politik des Iran, sondern das ist na¬ 
türlich auch Wasser auf die Mühlen derjenigen, die stets 
versuchen, die Amerikaner dort zu bekämpfen. Diese 
beidseitige Ignoranz führt dazu, dass sich in Teheran und 
Washington derzeit die Hardliner die Hand reichen. 

Das Problem ist, dass in zahlreichen Staaten, auf zahl¬ 
reichen Schauplätzen am und im Persischen Golf - im 
Libanon, im Irak, in Syrien, in Afghanistan, in Jemen -, 
die iranischen und die amerikanischen Soldaten teilweise 
Nase an Nase voreinander stehen. Wenn auch nur einer 
die Nerven verliert, dann ist die Lunte extrem kurz, bevor 
die Situation massiv eskaliert. Und das liegt an der der¬ 
zeitigen Sprachlosigkeit. 

Deshalb stelle ich mir die Frage, warum der Außenmi¬ 
nister in dieser Sekunde nicht dort hinfährt, am besten ge- 
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(A) meinsam mit den EU-Kollegen, um zu vermitteln, damit 
es wenigstens nicht zu dieser Eskalation kommt. Diesen 
Vorschlag habe ich neulich gemacht. Aus der Union und 
der SPD hieß es dann: Was soll er denn dort tun? - Ja, das 
ist doch der Sinn von Diplomatie, dort hinzufahren, um 
wenigstens die akute Kriegsgefahr anzusprechen, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

wenigstens darauf zu drängen, dass die Iraner mit den 
Amerikanern ins Gespräch kommen bzw. das amerikani¬ 
sche Gesprächsangebot annehmen, und dafür zu sorgen, 
dass es dann wenigstens so etwas wie ein rotes Telefon 
gibt, damit die Situation am Persischen Golf nicht eska¬ 
liert. 

Man könnte auch einige Angebote machen, zum Bei¬ 
spiel angesichts der Dürre im Iran Hilfe zu leisten. Man 
könnte auch anbieten, dass wir uns darum kümmern, dass 
Krebsmedikamente wieder ins Land kommen; denn die¬ 
se kommen wegen der Sanktionen zurzeit nicht hinein. 
Natürlich könnte man die Frage stellen, ob der Iran denn 
ernsthaft glaubt, ein Wettrennen um die Atombombe ge¬ 
gen Saudi-Arabien gewinnen zu können. Während der 
Iran eine bauen müsste, könnten die Saudis einfach eine 
kaufen. Das anzusprechen, ist zwingend notwendig. 

Es geht wirklich dämm, einen Krieg zu verhindern, 
der wahrscheinlich - auch für uns - noch dramatischere 
Folgen hätte als der Irakkrieg 2003, der verheerend ge¬ 
nug war; denn am Ende eines solchen Konfliktes stehen 
) nicht nur Verdammnis und Verderben, sondern auch noch 
eine nuklearisierte Zone in unserer unmittelbaren Nach¬ 
barschaft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Abgeordnete 
Dr. Norbert Röttgen das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Lage ist in dieser Debatte schon mehrfach beschrie¬ 
ben worden. Ich schließe mich der Beschreibung an: Die 
Lage ist wirklich ernst; sie ist wirklich besorgniserre¬ 
gend. Ich möchte mich dämm in meinem kurzen Beitrag 
nur einer Frage zuwenden, nämlich der Frage: Was kön¬ 
nen, was müssen wir tun? Was ist die Schlussfolgerung 
für uns? 

Meine erste Anmerkung dazu ist die Frage: Wer ist 
„wir“? Ich glaube eben nicht, dass „wir“ die deutsche 
Politik ist, sondern es muss unmissverständlich klar 
sein, dass das Handlungsformat in dieser Frage die E3, 
die drei europäischen Staaten Frankreich, Großbritanni¬ 
en und Deutschland, plus die Hohe Beauftragte sind. In 
diesem Format müssen wir handeln. Aktionismus bringt 


hier nichts, sondern Realismus ist gefragt, meine Damen (C) 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und des Abg. Alexander 
Graf Lambsdorff [FDP]) 

Die zweite Frage ist: Was soll denn in diesem europä¬ 
ischen Handlungsformat geschehen? Ich bin der Über¬ 
zeugung, dass wir - „wir“ im eben definierten Sinne - 
eine politisch-diplomatische Initiative entwickeln und 
einbringen müssen, die natürlich den unbedingten Ein¬ 
satz für das Nuklearabkommen zum Inhalt hat, die aber 
gleichzeitig darüber hinaus geht. Wir müssen uns auf 
mehr vorbereiten, als nur auf der Position zu beharren: 

Es muss dieses Nuklearabkommen aufrechterhalten wer¬ 
den. - Das muss es, aber das reicht nicht mehr; denn in 
dem Fall, dass sich der Iran teilweise oder ganz aus dem 
Abkommen zurückzieht, ist dieses Abkommen tot. Auf 
diesen möglichen Fall müssen wir uns als Erstes schon 
jetzt vorbereiten. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Nein! Wir 
müssen es verhindern!) 

- Ja, wir müssen es zu verhindern versuchen; aber 
manchmal passieren Dinge, die wir nicht wollen. Darum 
müssen wir uns auf diese Dinge, die passieren, obwohl 
wir sie nicht wollen, einrichten, meine Damen und Her¬ 
ren; wir müssen vorbereitet sein. 

Zweitens. Selbst wenn der Iran nicht aussteigt, kön¬ 
nen wir die Folgen, die der Komplettausstieg und die (^) 
Wiedereinführung der Sanktionen durch die USA haben, 
nicht ignorieren. Wir müssen auch realistisch zur Kennt¬ 
nis nehmen, dass wir nicht die Möglichkeit haben - wir 
haben es sorgfältig analysiert -, die wirtschaftlichen Fol¬ 
gen, die die Sanktionen der USA haben, zu kompensie¬ 
ren. Das knüpft an die einzigartige Stellung des Dollar 
im internationalen Finanzsystem an. Wir haben nicht die 
Möglichkeit, das auszugleichen und zu neutralisieren. 

Das müssen wir wissen, und wir müssen es sagen. 

Drittens. Im Zusammenhang mit dem Iran stellt sich 
nicht nur die Nuklearfrage. Vielmehr sind zahlreiche re¬ 
gionale Konflikte nur aufgrund der iranischen Politik da 
bzw. werden durch sie verschärft. Das heißt, wir müssen 
uns diesem Phänomen nähern und eine politische Ant¬ 
wort darauf entwickeln. Wie könnte diese politische Ini¬ 
tiative, die wir zusammen entwickeln, aussehen? 

Ich glaube erstens, diese Initiative muss der Politik 
der USA Rechnung tragen, weil sie ein Realfaktor in der 
Region ist. Zu glauben, wir könnten antagonistisch und 
dauerhaft konträr erfolgreich sein, ist keine realistische 
Annahme. 

Zweitens müssen wir versuchen, der Interessenlage 
Irans Rechnung zu tragen. Ist das möglich? Nach mei¬ 
ner Einschätzung sieht sich der amerikanische Präsident 
Donald Trump nicht als Krieger, sondern als Dealmaker. 

Ich würde, Kollege Graf Lambsdorff, auch nicht jede 
Ankündigung der amerikanischen Regierung, sich nicht 
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(A) militärisch engagieren zu wollen, als verdeckte Ankündi¬ 
gung einer militärischen Intervention interpretieren. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Jede si¬ 
cher nicht! - Armin-Paulus Hampel [AfD]: 
Nicht jede!) 

- Ja, nicht jede. - Ich glaube nicht, dass das ihr Interes¬ 
se ist. Ich glaube, dass Tramp die Soldaten nach Hause 
holen will, und zwar vor der Präsidentschaftswahl, und 
dass er keine neuen Kriege starten will; das ist meine 
Einschätzung. 

Donald Trump hat die Iraner auch zu Verhandlungen 
aufgefordert. Er hat gesagt: Kommt an den Tisch, um zu 
verhandeln. 


(Armin-Paulus Hampel [AfD]: „Ruft mal 
an!“, hat er gesagt! - Zuruf des Abg. Klaus 
Ernst [DIE LINKE]) 


(B) 


Das Interessante war, dass der iranische Staatspräsident 
Rohani nicht kategorisch erklärt hat: Das kommt über¬ 
haupt nicht infrage. - Vielmehr hat der iranische Staats¬ 
präsident gesagt: „So nicht!“, aber er hat nicht katego¬ 
risch Nein gesagt. Das ist bemerkenswert in dieser Lage. 
Das heißt, da ist noch ein Faden zwischen beiden Staaten, 
den USA und dem Iran, vorhanden. Dieser Faden besteht 
darin, dass trotz der Beschädigung und der Möglichkeit 
des Scheiterns des Nuklearabkommens der zugrundelie¬ 
gende Gedanke dieses Abkommens nicht zerstört und 
beschädigt ist. Der zugrundeliegende Gedanke war ja, 
ein Geschäft zu machen, um die Sicherheit vor dem Iran 
und die wirtschaftliche Entwicklung im Iran in ein Aus¬ 
tauschverhältnis zu bringen; das ist der Grundgedanke 
des Nuklearabkommens. 


Ich glaube, wenn man diesen Gedanken immer weiter 
lediglich auf das Nuklearabkommen bezieht, dann sind 
wir in einer Sackgasse. Wenn man ihn aber ausdehnt, 
wenn man auch die anderen Konflikte dieser Region ein¬ 
bezieht, also ein einzelnes nicht lösbares Problem ver¬ 
größert, dann könnten sich neue Möglichkeiten der Ver¬ 
handlungsparität, der Verhandlungsbereitschaft ergeben. 
Das wird nicht von den USA und auch nicht vom Iran 
ausgehen, sondern das ist eine der Möglichkeiten, die die 
Europäer haben. Ich glaube, dass es notwendig ist, dass 
wir dies entwickeln, weil es an uns liegt. 

(Zurufe von der LINKEN) 

Wir müssen grundlegend erkennen - das ist mein 
letzter Satz dazu -, dass wir, obwohl wir es uns nicht 
gewünscht haben, gegenüber der gesamten Region ein 
politisches Verhältnis entwickeln müssen. Das Schicksal 
dieser Region und das Schicksal Europas sind für lange 
Zeit nicht mehr voneinander zu trennen, und es gibt kein 
anderes Land, das unsere Interessen wahrnimmt. Wir 
müssen es selbst tun - wir, die Europäer. 

Danke sehr. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 


Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Lothar Maier für 
die AfD-Fraktion. 


(Beifall bei der AfD) 

Dr. Lothar Maier (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die Lage in der Krisenregion ist brandgefähr¬ 
lich. Die Vereinigten Staaten haben in den letzten Tagen 
und Wochen dort ein beachtliches militärisches Potenzial 
zusammengezogen, zu dem man das israelische wahr¬ 
scheinlich im Konfliktfall wird hinzurechnen müssen. 

Angesichts dessen, dass eigentlich alle Vorredner auf 
die Aggressivität des Iran abgehoben haben, lohnt es 
sich, glaube ich, schon zu fragen: Wie aggressiv ist der 
Iran eigentlich tatsächlich? Und wie aggressiv war er in 
den vergangenen 20 oder 25 Jahren? Wie verlässlich ist 
das Land als Vertragspartner? Ich denke, es lohnt sich, 
diese Analyse nicht nur aus der Sicht der Europäer oder 
der Amerikaner, sondern auch aus der des Iran zu versu¬ 
chen. 

Die Außenwahrnehmung der Politik des Iran ist ganz 
gewiss die eines aggressiven Staates, und zwar bereits 
seit 1979, seit der Machtübernahme des islamisch-kle¬ 
rikalen Regimes, gekennzeichnet - das ist ja alles be¬ 
kannt - durch einen rabiaten, oftmals auch gewalttätigen 
Antiamerikanismus, durch Vernichtungsdrohungen ge¬ 
gen Israel, durch militärische Interventionen in Syrien, 
im Libanon, im Jemen und, wenn es zutrifft, was man 
zuletzt gehört hat, neuerdings auch noch in Venezuela; 
dort sollen iranische Militärberater aufgetaucht sein. 

Dazu kommt die atomare Aufrüstung, die im Anfangs¬ 
stadium steht, die durch das JCPoA unterbrochen worden 
ist, die Raketenentwicklung. Das alles sind eigentlich Pa¬ 
rallelen zu Nordkorea. Auch das ist ein Staat, der auf ato¬ 
mare Sicherheiten abstellt, ein Staat mit einem riesigen 
militärischen Potenzial, das allerdings in großen Teilen 
veraltet und kaum einsatzbereit ist. Das gilt sicherlich 
auch für das militärische Potenzial des Iran. 

Und schließlich oder auch als Erstes: Das autoritäre 
bis totalitäre iranische Regime duldet keinen Wider¬ 
spruch und nimmt auch massive wirtschaftliche Nachtei¬ 
le für das Land in Kauf, wenn es das aus außenpolitischer 
Sicht für passend hält. 

Aus iranischer Sicht würde man dagegenhalten. Die¬ 
ses Regime war kaum an die Macht gekommen, 1979, als 
es auch schon in einen jahrelangen Krieg, einen Kampf 
auf Leben und Tod, mit dem Nachbarstaat Irak gezwun¬ 
gen wurde, der gerade auf iranischer Seite zu ungeheu¬ 
ren Verlusten an Menschenleben geführt hat. Daher ist 
es das natürliche Bestreben des Iran, kein feindseliges 
und hochgerüstetes Regime direkt an seiner Grenze zu 
dulden. Das erklärt manche der Aktivitäten des Iran im 
Irak, aber auch in Syrien. Dazu kommen die Opfer und 
Leiden, die durch die amerikanischen und andere Sankti¬ 
onen über Jahrzehnte hinweg entstanden sind. Auch das 
Selbstverständnis des Iran als Schutzmacht der Schiiten 
in dieser Region spielt eine Rolle. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 100. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Mai 2019 


12097 


Dr. Lothar Maier 

(A) Es gibt nun einen unauflöslichen Widerspruch: Man 
kann als Iran entweder Atomwaffen als angebliche Le¬ 
bensversicherung haben, oder man kann in die Weltwirt¬ 
schaft eingebunden sein und versuchen, die eigene Wirt¬ 
schaft und den eigenen Wohlstand aufzubauen. Beides 
zugleich schließt sich wechselseitig aus. Die Frage ist 
nun: Was obsiegt in diesem Land, der religiöse Fanatis¬ 
mus, der sich vor allem in den Revolutionsgarden mani¬ 
festiert, die in erster Linie Träger der militärischen Macht 
sind, oder die diplomatische Vernunft? 

Was wir beitragen können, ist im Grunde nicht sehr 
viel. Es ist die notwendige Einflussnahme auf die irani¬ 
sche Regierung in dem Sinne, dass sie das JCPoA nicht 
aufkündigt und dass sie selbst dann, wenn das geschehen 
sollte, nicht wieder die Urananreicherung aufnimmt, und 
es ist selbstverständlich auch die notwendige Einfluss¬ 
nahme auf die Vereinigten Staaten und letzten Endes 
auch auf Israel, es nicht zum Äußersten kommen zu las¬ 
sen und auf Provokationen, wie sie ja bereits geschehen 
sind, nicht mit großer Gewalt zu antworten. Sehr viel 
mehr wird uns nicht möglich sein. Wir haben ja auch kei¬ 
ne militärischen Ressourcen in dieser Region. 

Insofern bin ich wirklich der Überzeugung, dass die 
von Paul Flampel angeführte wünschenswerte große 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit im Na¬ 
hen Osten die Lösung sein wird im Sinne einer Internati- 
onalisierung dieses Konflikts. 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD) 

(B) 

Vizeprasidentin Petra Pau: 

Für die SPD-Fraktion hat nun Dr. Nils Schmid das 
Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Nils Schmid (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Lage im Nahen Osten ist brandgefährlich. 
Wir haben eine Zusammenballung von Krisen, Kriegen 
und Konflikten, die wir nur in den düstersten Farben be¬ 
schreiben können: die Nachwirkungen der US-lnterven- 
tion im Irak, der Bürgerkrieg in Libyen, der furchtbare, 
lang andauernde Krieg in Syrien, der Jemen-Konflikt - 
eine humanitäre Katastrophe die negativen regiona¬ 
len Aktivitäten des Iran, eine zunehmend offensive, ei¬ 
genständige und mit massiver militärischer Aufrüstung 
verbundene Außenpolitik von Saudi-Arabien und den 
Vereinigten Arabischen Emiraten, die sich selber als re¬ 
gionalpolitische Player verstehen, und natürlich im Hin¬ 
tergrund seit vielen Jahrzehnten der ungelöste Konflikt 
zwischen Palästinensern und Israelis. 

In diese düstere Lage hinein kam das Nuklearabkom¬ 
men mit dem Iran, der erste Lichtblick von Diplomatie 
in dieser Region. Es war das erste Mal, dass zumindest 
ein Teilkonflikt in der Region mit diplomatischen Mit¬ 
teln gelöst wurde, und zwar durch eine völkerrechtliche 
Vereinbarung, durch eine vom UN-Sicherheitsrat zertifi¬ 
zierte Vereinbarung. Sie hatte Unzulänglichkeiten. Jeder 
wusste: Sie ist nur der Ausgangspunkt für weitere not¬ 


wendige, harte Gespräche mit dem Iran über seine bal- (C) 
listische Raketenaufrüstung, über seine regionale Rolle. 

Aber dennoch: Es war der Triumph der Diplomatie. 

Umso unverständlicher ist es, dass ausgerechnet die 
Amerikaner dieses Abkommen infrage gestellt haben. 

Was sollen denn andere Länder in der Welt als Lehren aus 
dieser Kündigung ziehen? Der, der ein Abkommen über 
nukleare Abrüstung schließt, wird von den Amerikanern 
verstoßen, wird mit einer Kündigung bedacht. Der, der 
die Atomwaffen in der Hand hat, bekommt wie im Falle 
Nordkoreas ein Gipfeltreffen mit dem amerikanischen 
Präsidenten. Dass hier die Verhältnisse völlig verscho¬ 
ben worden sind und dass die Diplomatie zurückgestellt 
worden ist zugunsten von maximalem Druck, genau das 
ist aus meiner Sicht ein Grundfehler der amerikanischen 
Außenpolitik. 

Deshalb ist für uns als SPD völlig klar: Wir wollen 
dieses Atomabkommen aufrechterhalten. Wir wollen 
weiterhin auf Diplomatie setzen. Und wir wollen dem 
Iran als unserem Vertragspartner deutlich machen: Da 
gibt es keine Ausflüchte. Wenn ihr anfangt, die Grenzen 
des Atomabkommens zu sprengen, dann ist das Atom¬ 
abkommen am Ende, und dann gibt es nur den Rückfall 
zu automatisch wieder in Kraft zu setzenden Sanktionen. 

Das muss der Iran wissen. Es gibt kein Finassieren, 
kein Fingerzeigen auf die Amerikaner oder andere Part¬ 
ner. Vielmehl' hat es der Iran selber in der Hand, dieses 
Atomabkommen aufrechtzuerhalten. 

(Zuruf des Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE]) 

Genauso klar sagen wir unseren amerikanischen Freun- (D) 
den: Eine weitere Militärintervention der USA in dieser 
Region würde zum Kollaps des gesamten Nahen und 
Mittleren Ostens führen. Das wäre fatal. Deshalb ist für 
uns klar: Deutschland wird sich an einem Militäreinsatz 
im Iran, gegen den Iran nicht beteiligen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der LIN¬ 
KEN: Das ist auch vernünftig!) 

Das sagen wir genauso deutlich den amerikanischen 
Partnern, und wir weisen unsere amerikanischen Partner 
auch daraufhin, dass es sich im Falle eines Falles selbst¬ 
verständlich nicht um einen Bündnisfall nach Artikel 5 
des NATO-Vertrages handeln würde. Das müssen die 
Amerikaner wissen, wenn sie jetzt so ein Säbelrasseln 
am Persischen Golf veranstalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Entscheidend für uns ist, dass wir jetzt alle Mittel der 
Diplomatie zur Deeskalation einsetzen. Ich bin skeptisch 
gegenüber denjenigen, die sagen: Wir müssen jetzt das 
große Fass aufmachen und alle Probleme auf den Tisch 
bringen. - Das Vorgehen beim Nuklearabkommen ent¬ 
sprach genau dem Gegenteil. Viele Jahre lang hat man 
versucht, mit dem Iran über alles Mögliche zu reden, und 
dann hat man sich entschieden, dass drängendste Pro¬ 
blem, nämlich die nukleare Aufrüstung des Iran, anzuge¬ 
hen und dazu eine Lösung zu finden. Zu glauben, es wür¬ 
de besser werden, wenn man jetzt alle Themen auf den 
Tisch bringt, das halte ich für verwegen. Wir müssen als 
EU alles dafür tun, dass der Ausgangspunkt, nämlich die 
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(A) Vermeidung einer nuklearen Aufrüstung des Iran, nicht 
aus dem Blick gerät und dass die wirtschaftlichen Vortei¬ 
le des Iran aus diesem Abkommen auch wirklich sichtbar 
werden. Dazu gehört aus meiner Sicht, dass wir INSTEX 
wesentlich engagierter aufbauen, dass wir uns wesentlich 
engagierter dafür einsetzen, dass Nicht-EU-Staaten sich 
an 1NSTEX beteiligen und dass wir damit nach und nach 
ein Volumen generieren, das auch für den Iran ein Fest¬ 
halten an diesem Atomabkommen attraktiver macht. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich gehört dazu ein geschlossener Auftritt der 
EU, auch im Rahmen der UN-Organe Sicherheitsrat und 
Generalversammlung. Wir müssen darauf hinweisen, 
dass wir eine friedliche Lösung der Konflikte in der Re¬ 
gion wollen und dass der Einsatz von militärischen Mit¬ 
teln der falsche Weg ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Sevim Dagdelen für die 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sevim Dagdelen (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Minister Maas, es schien, als hätten Sie hier 

(B) ein altes Redemanuskript vorgetragen, weil die aktuelle 
Zuspitzung, gerade im Persischen Golf, wo die Kriegsge¬ 
fahr minütlich wächst, in Ihrer Rede überhaupt nicht vor¬ 
kam. Seit Tagen dauert der militärische Aufmarsch der 
USA an. Heute überschlagen sich die Eilmeldungen. Die 
USA haben ihr Botschaftspersonal aus dem Irak abgezo¬ 
gen. Die Bundesregierung setzt die Ausbildungsmission 
der Bundeswehr im Irak hastig aus, sagt aber gegenüber 
Öffentlichkeit und Parlament nicht, warum. Was weiß die 
Bundesregierung über die Pläne der USA? 

(Zuruf von der FDP: Nichts!) 

Das wollen wir von Ihnen wissen, Herr Maas. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vonseiten der Trump-Administration sind öffent¬ 
lich immer mehr direkte Drohungen zu vernehmen, im 
Iran militärisch einzugreifen. „Bomb Iran“, fordert der 
US-Sicherheitsberater John Bolton schon seit Jahren. 
Der demokratische US-Präsidentschaftskandidat Bernie 
Sanders warnte dazu heute Nacht - ich zitiere -: John 
Bolton will uns in einen Krieg gegen den Iran lügen, wie 
er es bereits im Fall des Irak getan hat und wie sie es im 
Fall Vietnam getan haben. - Ich sage Ihnen: Auch wir 
in Deutschland und Europa wollen nicht in einen Krieg 
gelogen oder getrieben werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Hierbei ist es wichtig, dass man Klartext spricht. 
Bereits die Androhung von Gewalt durch die USA 
ist ein eklatanter Verstoß gegen Artikel 2 Absatz 4 der 


UN-Charta und stellt einen Bruch des Völkerrechts dar. (C) 
Wieso verurteilt die Bundesregierung diese US-ameri¬ 
kanischen Kriegsdrohungen nicht als das, was sie sind, 
nämlich als einen Bruch des Völkerrechts? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich finde, es ist ein Armutszeugnis ohnegleichen, dass 
die Bundesregierung der Torpedierung des Iran-Atomab¬ 
kommens durch die USA nichts Substanzielles entgegen¬ 
gesetzt hat. Sie erwarten immer noch, dass sich Iran an 
das Atomabkommen hält. Ja, aber wir halten uns doch 
selber nicht daran. Das Iran-Geschäft ist doch zu über 
50 Prozent zurückgegangen. Deutsche Unternehmen 
werden durch die US-amerikanischen Sanktionen unter 
Druck gesetzt und ziehen sich raus aus dem Geschäft. 
Deshalb ist hier Aufwachen das Gebot der Stunde, und 
nicht so zu tun, als wenn wir hier die Situation von vor 
einem Jahr hätten. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 

Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Worum geht es den USA? Geht es in der Region 
um Demokratie und Menschenrechte oder um Regime 
Change, um einen durch eine Militärintervention un¬ 
terstützten Putsch, um die Ressourcen des Landes unter 
Kontrolle zu bringen und den Iran als einen geopoliti- 
schen Widersacher des eigenen Verbündeten, nämlich 
der Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien, auszuschalten? 

Ein Blick in die Geschichte der amerikanisch-ira¬ 
nischen Beziehungen zeigt, dass es zumindest in der 
Vergangenheit kein einziges Bemühen der USA um de¬ 
mokratische Verhältnisse im Iran gab. 1953 unterstützte (D) 
die CIA den Putsch gegen den demokratisch gewählten 
Ministerpräsidenten Mossadegh, weil er sich erdreistet 
hatte, die Ölreserven des Iran zu verstaatlichen und da¬ 
mit dem Zugriff westlicher Konzerne zu entziehen, ln der 
Folge unterstützte Washington jahrzehntelang die blutige 
Diktatur des Schahs. 

Vor diesem Hintergrund muss man sich natürlich auch 
einmal die andere Bilanz einer Regime-Change-Politik 
anschauen. 2003 wurde der Irak überfallen und Saddam 
Hussein gestürzt. Die Folge war die Zerstörung der gan¬ 
zen Region und der Aufstieg der islamistischen Banden 
wie al-Qaida oder IS. Der Regime Change wurde damals 
durch einen Wirtschaftskrieg vorbereitet. Auf die Frage, 
ob es noch vor dem Krieg notwendig war, durch Boykott 
von Medikamenten und Nahrungsmitteln den Tod von 
500 000 Kindern im Irak zu verantworten, antwortete die 
ehemalige US-Außenministerin Madeleine Albright - 
ich zitiere -: 

Ich glaube, das ist eine sehr schwere Entscheidung, 
aber der Preis - wir glauben, es ist den Preis wert. 

Wer über 500 000 Kinderleichen geht, um eine unliebsa¬ 
me Regierung zu stürzen, ist ein Verbrecher. Unsere Auf¬ 
gabe als Demokraten ist es, nicht zuzusehen, wenn diese 
Verbrecher das nächste große Verbrechen in der Region 
begehen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Deshalb ist jetzt Handeln angesagt, bevor es zu spät 
ist. Sagen Sie klar und deutlich Nein zum Krieg gegen 
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(A) den Iran. Sagen Sie klar und deutlich Nein zu den Über¬ 
flugrechten der USA über Deutschland und Europa. Und 
sagen Sie auch klar und deutlich Nein zur Nutzung der 
US-Stiitzpunkte in Deutschland für die Kriegsvorberei¬ 
tungen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Erst dann ist die Bundesregierung glaubwürdig, wenn sie 
behauptet, dass sie gegen die Eskalation und gegen einen 
neuen Krieg in der Region ist. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die CDU/CSU hat nun der Kollege Jürgen Hardt 
das Wort. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zu meiner Vorrednerin möchte ich nur sagen: Mit plum¬ 
per antiamerikanischer Polemik 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Mein Gott, ist 
das langweilig!) 

werden wir die Krise mit Sicherheit nicht in den Griff 
bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP und des Abg. Martin Hebner 
[AfD]) 

(B) Bemerkenswert ist ja, dass sich im Grunde die gesam¬ 
te Welt - das hat sich auch in der UN-Resolution ausge¬ 
drückt - mit Blick auf das Ziel einig ist. Wir wollen den 
Iran - diplomatisch ausgedrückt - einhegen, insbesonde¬ 
re in Bezug auf seine vier aggressiven Handlungsweisen: 
den Plan, eine Bombe zu bauen; den Plan, Raketen zu 
entwickeln, die diese Bomben verschießen können, zum 
Beispiel nach Israel oder sogar nach Europa; die massive 
antiisraelische Propaganda, die der Iran regional, überre¬ 
gional und weltweit verbreitet; und nicht zuletzt die För¬ 
derung des Terrorismus des Iran im Jemen, in Syrien, im 
Irak, im Libanon, an der Grenze zu Israel, im Norden Is¬ 
raels und im Gazastreifen, wie wir es ganz massiv in den 
letzten Tagen erlebt haben. Wir sind uns in den Zielen 
einig. Aber es gibt seit der Diskussion um das Atomab¬ 
kommen die nicht überwundene Meinungsverschieden¬ 
heit, was die richtige Strategie ist. 

Auch schon zu Obamas Zeiten, der das Abkommen 
mit verhandelt, unterschrieben und befördert hat, hat es 
einen Streit darüber gegeben, ob der Iran durch die Wirt¬ 
schaftssanktionen an einem Punkt sei, wo er zu wesent¬ 
lich weiteren Zugeständnissen bereit sein müsste, als er 
das am Ende beim Abkommen gezeigt hat. Wir Europäer 
haben immer gesagt, dass wir bezweifeln, dass dieser 
Zustand erreicht ist. Wir glauben bis heute, dass letzt¬ 
lich andere in der Welt es im Zweifel gar nicht zulassen 
würden, dass es zu einer Art politischer Kapitulation des 
Iran gegenüber der amerikanischen Drohung kommt, 
weil zum Beispiel Russland und andere nicht zulassen 
würden, dass Iran in dieser Weise vorgeflihrt wird. Des¬ 
wegen sagen wir: Diese massive Druck- und Drohtaktik, 


mit Wirtschaftssanktionen das Land auf die Flurplatten (C) 
zu zwingen, wie man es bei der Marine sagen würde, 
wird nicht verfangen. Deswegen haben wir gesagt: Wir 
gehen den Weg über dieses Abkommen. 

Es gibt ein arabisches Sprichwort: Ein Vögel in der 
Hand ist besser als zehn Vögel auf dem Baum. - Viele 
fühlen sich erinnert an unser europäisches Sprichwort 
von dem Spatzen und der Taube. Wenn verschiedene Kul¬ 
turen zur Beschreibung eines vergleichbaren Phänomens 
einen ähnlichen Sinnspruch haben, dann könnte man 
darüber nachdenken, ob vielleicht etwas daran ist. Ich 
glaube tatsächlich, dass wir uns mit Blick auf den JCPoA 
mehr erhofft haben. Wir haben gedacht, damit öffnen wir 
ein Stück weit die Türen des Iran für die Welt. Wir ani¬ 
mieren die jungen Menschen im Iran, zu sehen, dass es 
noch etwas anderes gibt als Wächterrat und Mullahregime. 

Wir kommen in eine neue Dimension der Gespräche mit 
Blick auf die übrige aggressive Handlungsweise. 


Das hat sich leider alles nicht erfüllt. Dennoch: Im 
Blick auf das Ziel der Verhinderung der atomaren Be¬ 
waffnung hat uns das Abkommen tatsächlich ein Stück 
weiter gebracht, als es vorher der Fall war. Die massive 
Kritik, die ich an der amerikanischen Regierung übe, ist, 
dass die amerikanische Regierung - das ist im Übrigen in 
der Handelspolitik auch nicht anders -, dass der ameri¬ 
kanische Präsident Dinge, die er auf der Habenseite hat, 
zum Beispiel ein solches Abkommen und entsprechende 
Handelsvereinbarungen, riskiert, ohne diese Lücke tat¬ 
sächlich mit einer besseren Alternative füllen zu können. 
Es ist ein ungeheures Vabanquespiel, darauf zu setzen, 
dass man vielleicht in der Zukunft mehr erreicht, als man 
heute in der Hand hat, und es vor diesem Hintergrund 
leichtfertig aufzugeben. 


(D) 


Ich finde, es ist die neue Dimension in der amerikani¬ 
schen Politik, dass das überlegte, besonnene, kluge Vor¬ 
gehen ersetzt wird durch dieses eruptive Vorgehen. Man 
könnte fast sagen, er hat Schumpeters zerstörerischen 
kreativen Prozess falsch verstanden. Man muss schon 
wissen, was man am Ende wie neu bauen will, wenn man 
etwas aufgibt oder einreißt. Diesen Eindruck haben wir 
leider nicht. 


Deswegen sind wir in einer ausgesprochen schwieri¬ 
gen Situation. Ich finde, dass der Bundesaußenminister 
und die Bundesregierung auf europäischer Ebene eine 
gute Politik vertreten und mit durchgesetzt haben. Ich 
habe allerdings auch meinen Zweifel, ob wir tatsächlich 
eine Chance haben, das Abkommen zu erhalten. Aber 
dieses Abkommen, dieser Spatz in der Hand, ist besser 
als die Taube auf dem Dach. 


Wenn man mit israelischen Wissenschaftlern, ehema¬ 
ligen Generalen, Think-Tank-Experten hinter den Kulis¬ 
sen spricht, hört man sogar aus israelischen Mündern: 
Na ja, wir würden uns mit Blick auf den Iran natürlich 
etwas anderes vorstellen. Aber das Abkommen ist besser 
als nichts. - Deswegen sollten wir alles versuchen, die 
Amerikaner doch noch zum Umdenken zu bewegen. 

Herzlichen Dank. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 
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(A) Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Aydan Özoguz für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Aydan Özoguz (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Was diese Debatte für mich ein Stück weit 
auszeichnet, ist, dass wir doch eines sehr genau sehen: ln 
der Lage, in der wir und in der im Moment viele Länder 
sind, dürfen wir uns nicht einer Schwarz-Weiß-Malerei 
hingeben. Es zeichnet gerade Deutschland aus, dass wir 
die Dinge sehr nüchtern betrachten, dass wir wirklich 
versuchen, zu schauen, was dort passiert, und versuchen, 
sehr nüchtern zu analysieren, was unser Beitrag dazu sein 
kann, eine gewisse Rhetorik und Eskalation zu verhin¬ 
dern. 

Ich möchte deshalb noch einmal daran erinnern - es 
wurde in ein, zwei Beiträgen schon genannt —, wie eu¬ 
phorisch viele von uns im Jahr 2015 waren. Was war das 
eigentlich für eine Situation vorher? Und dann kam die¬ 
ses Abkommen, der Joint Comprehensive Plan of Action, 
den wir hier immer abkürzend bezeichnen. Immerhin: 
China, Frankreich, Großbritannien, Russland, die USA, 
Deutschland und die EU haben mit dem Iran diesen Pakt 
vereinbart. Wir hatten damals doch ein Stück weit das 
Gefühl: Jetzt kann auch mehr Frieden im Nahen Osten 
möglich sein; gerade die Abrüstungsbemühungen könn¬ 
ten weltweit unterstützt werden. - Man darf auch eines 
nicht vergessen: Das Abkommen kam zu einem Zeit- 

(B) punkt, als der Iran eigentlich schon seine Atombombe 
hatte; er war ja kurz davor. Es war also wirklich ein gro¬ 
ßer und wichtiger Schritt. 

Wo stehen wir nun heute? Knapp vier Jahre später 
haben wir eine enorme Ernüchterung, die Euphorie ist 
gewichen, und wir haben den Ausstieg der USA aus dem 
Abkommen vor einem Jahr, für den es zumindest augen¬ 
scheinlich keinen Anlass gab; auch das muss man sagen. 
Außer einem Versprechen in einem Wahlkampf, das viel¬ 
leicht darauf hindeutete, dass so etwas passieren kann, 
gab es zu dem Zeitpunkt keine weiteren Hinweise. Die 
Wiederaufnahme von Wirtschaftssanktionen hat dann na¬ 
türlich eine Eskalation in Gang gesetzt. Das ist brandge¬ 
fährlich; auch das wurde heute schon gesagt. Wir müssen 
deshalb sehr darauf drängen, dass wir alle Parteien ein 
Stück weit von den Bäumen, auf die sie sich begeben 
haben, herunterbekommen. 

Um auch das hier einmal deutlich zu sagen: Bisher 
konnten wir uns immer darauf verlassen, dass Nachfolge¬ 
regierungen Verabredungen ihrer Vorgänger so lange ein¬ 
hielten, bis alle Vertragspartner Änderungen zugestimmt 
haben. Das ist in diesem Fall nun leider nicht passiert. Ich 
glaube, daran müssen wir sehr stark erinnern; denn es ist 
ein fatales Signal. Vertrauen und Verlässlichkeit sind die 
wichtige Grundlage für internationale friedliche Bezie¬ 
hungen zueinander. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun gibt es diesen Höhepunkt bei den Wirtschafts¬ 
sanktionen, die militärischen Drohgebärden - wir haben 


ja im Moment das Telefon alle neben uns, sehen jeden (C) 
Moment neue Nachrichten ankommen, die uns nicht ge¬ 
rade ruhig stimmen - und das Ultimatum des Irans, wel¬ 
ches wir alle zurückweisen. Es darf natürlich nicht sein, 
zu fordern, in 60 Tagen eine Lösung zu finden. Deshalb, 
glaube ich, ist es richtig, dass die Bundesregierung und 
ihre EU-Partner sehr deutlich machen: Wir lehnen ein 
solches Ultimatum ab. 

Wir wollten immer an diesem Abkommen festhalten; 
der Außenminister hat das auch noch mal deutlich ge¬ 
macht. Wir haben einen europäischen Weg beschrieben. 

Auch die Vertragspartner China und Russland sind in 
diese Gespräche eingebunden und weichen nicht dem 
aufgebauten Druck. Deshalb muss man hier festhalten: 

Eine weitere Verschärfung des Konflikts oder gar ein 
Krieg muss unter allen Umständen verhindert werden. 

Dazu müssen wir sehr laut, natürlich auch von dieser 
Stelle aus, rufen, dass wir uns für einen friedlichen Dia¬ 
log einsetzen und zu einer Lösung des Problems kommen 
wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen dem Iran auch deutlich machen, welchen 
Nutzen das Abkommen bringt. Wir müssen aufzeigen, 
wie ein für die Wirtschaft und für die humanitäre Ver¬ 
sorgung der Bevölkerung ausreichendes Maß an Export 
wieder möglich sein kann. Es ist doch das iranische Volk, 
welches am allermeisten unter den aktuellen Sanktionen 
leidet; einige Redner haben das angesprochen. Die Wirt¬ 
schaft wird in die Knie gezwungen. (D) 

Und was mir wirklich Sorgen macht: Wenn hier keine 
Verbesserung zutage kommt, dann muss man doch be¬ 
fürchten, dass sich große Teile der iranischen Bevölke¬ 
rung - darunter Frauen und Gewerkschafter -, die sich 
bis heute für Demokratie, für eine offene Gesellschaft 
und für eine Annäherung an Europa eingesetzt haben, 
von uns abwenden, weil sie völlig frustriert sind auf¬ 
grund der Tatsache, dass wir sie dort alleine lassen und 
diese Rhetorik unerwidert lassen. Wir müssen wirklich 
sehr stark darauf hinwirken, dass dieses Abwenden nicht 
passiert. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Michaela 
Noll [CDU/CSU]) 

Mein letzter Punkt: Die zugesagten Erleichterungen 
müssen vorangetrieben werden. Ich glaube - auch wenn 
wir das sicherlich noch besprechen müssen -, dass der 
neuentwickelte Finanzmechanismus 1NSTEX verkün¬ 
det werden muss. Aber es muss nun auch bald eine ers¬ 
te Transaktion durchgeführt werden; sonst ist das wir¬ 
kungslos. 

Ich sage es noch einmal: Wir akzeptieren keine Ulti¬ 
maten. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Frau Kollegin. 
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(A) Aydan Özoguz (SPD): 

Aber wir sollten denjenigen im Iran helfen, die das 
Abkommen JCPoA unterstützen. Die Operationalisie¬ 
rung von INSTEX ist hier entscheidend. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollegin Özoguz, Sie müssen jetzt den Punkt setzen. 

Aydan Özoguz (SPD): 

Ja, ich bin fast fertig. - Unsere diplomatischen Bemü¬ 
hungen müssen weiter gestärkt werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Abgeordnete Mario Mieruch. 

Mario Mieruch (fraktionslos): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Damen 
und Herren! Bereits vor einem Jahr stand an dieser Stelle 
meine Kollegin Frauke Petry und zählte auf, wo und wa¬ 
rum es hakt. Das Abkommen selbst ist eigentlich kein 
echter Vertrag, sondern mehr ein Commitment: zeitver¬ 
zögerte Inspektionen, die 24 Tage vorher angekündigt 
werden und den Mullahs genügend Zeit geben, ihre nu¬ 
klearen Absichten zu verstecken; die angebliche frie¬ 
denserhaltende Wirkung, die leider nur eine europäische 
Illusion war, weil man an sie glauben wollte, während 
der Iran munter weiterhin Milizen in der arabischen Welt 
' ' unterstützte oder auch Material an die Hamas lieferte; 
das Problem der Sunset-Klausel, die Frage, was wohl 
mit der Urananreicherung passiert, wenn das Abkommen 
ausläuft; und der hehre Wunsch der Europäer, zugleich 
Freund Israels und Freund Irans sein zu wollen. Das Ab¬ 
kommen ist leider ein realitätsferner Wunschtraum, der 
sich nicht erfüllt hat und auch nicht erfüllen kann in einer 
Region, wo nur der Feind eines Feindes ein temporärer 
Freund ist und als wesentliche Maxime nach wie vor im¬ 
mer noch die Vernichtung Israels zu hören ist. 

Die Bundesregierung hat in dieser Situation nicht auf 
ihre Verbündeten gehört, weder auf die USA noch auf Is¬ 
rael. Im Gegenteil: Nie war unser Verhältnis zu den USA 
und zu Israel gleichermaßen schlecht - wenig verwun¬ 
derlich, wenn unsere eigene Israel-Politik oft im offenen 
Gegensatz zu der mit dem Iran steht. Hier im Parlament 
wird das nicht nur von den Regierungsfraktionen mitge¬ 
tragen, sondern eben auch von den Fraktionen der Lin¬ 
ken, der Grünen und der FDP, die sich an anderer Stelle 
zurzeit sehr stark für Israel einsetzen wollen. 

Die USA zum Sündenbock machen zu wollen, ist aber 
auch viel zu einfach. Denn 2016 - also quasi kaum ein 
halbes Jahr nach dem Abschluss des Commitments - war 
es der Iran selbst, der mit Raketentests gegen diese Ver¬ 
einbarungen verstieß. Und Tramp ist auch nicht einfach 
ausgestiegen, sondern er hat ganz klar deutlich gemacht: 
Er will einen besseren Deal. Und - es wurde vorhin schon 
angesprochen -: Die Gesprächsbereitschaft ist nach wie 
vor da. Handfeste und verifizierbare Ergebnisse sollen 
dabei herauskommen. 


Statt nun mutig den Provokationen aus Teheran ent- (C) 
gegenzutreten, stellt sich die Frage, ob und vor allen 
Dingen wofür wir uns hier in Geiselhaft begeben wollen. 

Dass China und Russland das Atomabkommen einhalten, 
entspricht ihren eigenen geopolitischen und strategischen 
Zielen, ist also überhaupt nicht verwunderlich. Die EU 
schachert dagegen um ein Linsengericht wirtschaftlicher 
Interessen und ideologischer Moralattitüden, weil man 
sich für besser hält als die Amerikaner. Und aus Angst 
vor einer medial angeheizten Eskalation lässt man sogar 
die deutsche Staatsräson fallen, nämlich die Sicherheit 
Israels. 

Die Schließung von Botschaften, die vorhin ange¬ 
sprochen wurde, würde ich auch nicht als Angst vor dem 
Krieg interpretieren, sondern es ist eine Vorsorge bei 
massiv gestiegenem Anschlagsrisiko. Ich erinnere hier - 
sehr ungern - zum Beispiel an Bengasi. 

Krieg wollen weder die USA noch der Iran; ich denke, 
auch das sollte jedem klar sein. Denn das wäre am Ende 
kein Eins-zu-eins-Krieg, sondern es wäre ein wirtschaft¬ 
licher Stellvertreterkrieg. Wir sollten uns also schnells¬ 
tens entscheiden zwischen dem Regime in Teheran und 
der israelischen Demokratie, zwischen unseren transat¬ 
lantischen Bündnispartnern und den Wirtschaftsinteres¬ 
sen Pekings. 

Ein neuer, ein echter Deal steht dem gar nicht im 
Wege. Der Iran war mit der Entwicklung bürgerlicher 
und religiöser Freiheiten schon sehr viel weiter. Und mit 
einem neuen Abkommen könnten die Mullahs beweisen, 
ob sie echte Veränderung zulassen wollen. Die Hand soll¬ 
ten wir ihnen reichen - mit klar definierten Standpunkten (D) 
und ganz klaren Erwartungen. 

Danke. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Christian Schmidt für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist in dieser Debatte über den Iran sehr deutlich ge¬ 
worden, dass wir gemeinsam mit den USA und Israel 
die Sicherheit in der Region durch eine aggressive Ent¬ 
wicklung - auch mit Blick auf Nuklearwaffen - gefähr¬ 
det sehen, der wir seit Jahrzehnten mit unterschiedlichen 
Mitteln entgegentreten. Ich darf daran erinnern, dass es 
in den 90er-Jahren sehr evidente Hinweise auf illegale 
Aktivitäten gab. Man hatte im Iran versucht, Zentrifugen 
zur Urananreicherung aus verschiedenen Komponenten 
zusammenzubauen. Durch teils sehr konkrete Berichte 
der Nachrichtendienste wurden wir immer wieder da¬ 
rauf hingewiesen, dass - ob in zwölf Monaten oder in 
zwei Jahren, jedenfalls in Reichweite - das Gelangen von 
Atomwaffen in iranische Hände gelingen könnte. Das 
Abkommen JCPoA war in diesem Zusammenhang ein 
fundamentaler Schritt in die richtige Richtung. 

Nun haben wir die Situation - es ist mehrfach darauf 
hingewiesen worden -, dass die Variante, über ein schar- 



12102 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 100. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Mai 2019 


Christian Schmidt (Fürth) 

(A) fes Sanktionsregime zu erreichen, die wirtschaftlichen 
Potenziale des Landes so kleinzukriegen, dass es im ato¬ 
maren Bereich keine Ausflüge mehr unternimmt, auf die 
Zeitschiene blickend durchaus mit Risiken behaftet ist. 
Wir können nicht genau sagen, wann und mit welchen 
Mitteln der Iran in der Lage ist, seine aggressive Poli¬ 
tik, die mit den Namen Hamas, Hisbollah und Huthi-Re- 
bellen verknüpft ist, mit entsprechenden Drohungen in 
Richtung nuklearer Waffen fortzusetzen. Deswegen müs¬ 
sen wir, was die Strategie angeht, Zusammenhalten. Klar 
ist, dass wir gemeinsam mit den USA und Israel über das 
Thema Sicherheit reden müssen. Man braucht nicht zu 
glauben, mit guten Worten und runden Tischen wäre im 
Iran etwas zu bewegen. Das wissen wir spätestens seit 
der danebengegangenen Revolution und den Versuchen 
vonseiten des Regimes der Mullahs, die zivile Regierung 
im Kern zu beschädigen. 

Zum Thema Ranking. Es stellt sich die Frage, welches 
Land in der Region sich besonders unappetitlich, beson¬ 
ders schlimm verhält. Was die Zahl der Hinrichtungen 
betrifft, ist der Iran mit über 500 Hinrichtungen allein im 
Jahr 2017 weit vorn. Da kommt „nicht einmal“ - in An¬ 
führungszeichen - das in dieser Hinsicht verurteilungs¬ 
würdige Saudi-Arabien mit. 

Wir haben es im Iran mit einer Struktur zu tun, die 
auf aggressive ideologische Expansion und ideologi¬ 
sche Absolutheit ausgerichtet ist. Wir werden die Kräfte 
im Iran stärken, die anders denken, und die gibt es sehr 
wohl. Meine Überzeugung ist, dass in manchen Teilen 
der Gesellschaft des Iran eine sehr westlich orientierte 

(B) Gesellschaft vorhanden ist, die Potenzial hätte. Sie kann 
sich aber nicht leisten, zu gehen. Wir müssen daher das 
JCPoA weiter unterstützen. 

Allerdings erwarten wir von den Iranern, dass sie die 
Transparenz aufrechterhalten. Die Frage ist, ob es außer¬ 
halb des Iran nukleare Potenziale gibt, die dem Iran zu¬ 
zurechnen sind. Die Frage ist auch, ob die von der inter¬ 
nationalen Atomenergiebehörde geforderte Transparenz 
bei der Zulassung der Inspektoren zu einzelnen Anlagen 
wirklich eingehalten wird. Diese Fragen müssen jetzt 
beantwortet werden. Wir müssen gemeinsam mit unse¬ 
rem amerikanischen Bündnispartner die Aggression des 
Iran eindämmen und die Inbesitznahme von Nuklearwaf¬ 
fen verhindern. Ich halte das trotz aller Hektik und trotz 
der Nachrichtenlage für den Weg, der uns in die richtige 
Richtung führt, für einen friedlichen Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Dr. Karl-Heinz Brunner für 
die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen 
und Kollegen! Als letzter Redner in der Aktuellen Stun¬ 
de zum Iran-Abkommen und zur Entwicklung im Iran 
und im Nahen Osten zu sprechen, ist zweifelsohne nicht 


leicht. Noch schwieriger ist es, nach den vielen Vorred- (C) 
nern den entsprechenden Bogen zu spannen. 

Ich hatte ursprünglich vorgehabt, damit einzusteigen - 
das will ich Ihnen nicht vorenthalten -, dass ich vor weit 
über einem Jahr niemals gedacht hätte, dass ich, wenn 
ich an Donald Trump, Mike Pompeo und Bolton denke, 
Donald Trump für den Vernünftigsten halte. Ich sage das 
deshalb, weil ich bei Donald Trump zumindest einen 
Plan erkenne, nämlich den Plan, das Lebenswerk seines 
Vorgängers Barack Obama zu zerstören und das seinen 
Wählerinnen und Wählern gegebene Versprechen einzu¬ 
halten, die amerikanischen Truppen aus dem Einsatz im 
Ausland zurückzuziehen. 

Die Aufkündigung des JCPoA-Abkommens passt 
nicht zur Entwicklung, die sich derzeit im Persischen 
Golf und im Nahen Osten abspielt. Tagtäglich kommen 
neue Meldungen über Drohnenangriffe auf saudi-arabi¬ 
sche Pipelines. Wir wissen nicht, von wem das ausgeht, 
wir können uns nur die Frage stellen: Cui bono, wem 
nützt es? Wir stellen fest, dass Sabotageakte auf Han¬ 
delsschiffe und Tanker verübt werden. Wir wissen nicht, 
von wem das ausgeht, wir können nur die Frage stellen: 

Wem nützt es? Wir stellen außerdem fest, dass das Atom¬ 
abkommen aufgekündigt wurde mit dem Ziel, den Iran 
zu destabilisieren und wirtschaftlich in die Knie zu zwin¬ 
gen, was zwar ein legales, aber in meinen Augen unsin¬ 
niges Vorgehen darstellt. 

Seit der Aufkündigung des Iran-Abkommens hat sich 
ganz deutlich gezeigt, dass alle Druckmaßnahmen gegen 
ein autoritäres Regime zu Gegendruck führen und nicht 
zu vernünftigen diplomatischen Gesprächen, die notwen- (D) 
dig sind, damit die Menschen im Iran - dort leben rund 
80 Millionen anständige Menschen, die mit ihrem tägli¬ 
chen Leben zu kämpfen haben - nicht noch mehr an das 
Regime gebunden werden. 

Das Auswärtige Amt und Bundesminister Heiko Maas 
setzen sich zu Recht mit den europäischen Partnern für 
eine Deeskalation ein. Es ist richtig, dass wir im Ziel alle 
miteinander dafür arbeiten müssen, das Iran-Abkommen 
zu halten; denn es stellt für uns in Europa und für die 
gesamte Region ein Stückchen Sicherheit und ein Stück¬ 
chen Entfernung von nuklearer Aufrüstung dar. 

Wir leben in einer Welt, in der nicht alles so läuft, wie 
wir das wollen. Wir wünschen uns viel. Wir hätten uns im 
Nahen Osten eine andere Entwicklung gewünscht, aber 
die Entwicklung hat nun einmal diesen Weg genommen. 

Die Aufkündigung des Vertrags ist ein schwerer Schlag, 
und der Druck, der derzeit dadurch aufgebaut wird, ist 
nicht unbedingt hilfreich, um uns hinsichtlich Transpa¬ 
renz und notwendiger Kontrollmechanismen ein Stück 
weiterzubringen. 

Deshalb glaube ich, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, dass es gut ist, dass das Auswärtige Amt mit den 
europäischen Partnern eine Allianz schmiedet, eine Alli¬ 
anz, die wir auch eine Allianz der Willigen nennen kön¬ 
nen, eine Allianz derjenigen, die wollen, dass im Iran und 
im Nahen Osten Frieden herrscht; derjenigen, die wollen, 
dass es im Iran und um den Iran herum keine nukleare 
Aufrüstung gibt; derjenigen, die wollen, dass im Iran und 
um den Iran herum die vernünftigen Menschen die Ober- 
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Dr. Karl-Heinz Brunner 

(A) hand gewinnen und dieses Land und diese Region eine 
Chance, eine Perspektive für die Zukunft haben. Wenn 
uns das gelingt, dann haben wir, glaube ich, unseren eu¬ 
ropäischen Beitrag geleistet. Zu diesem Beitrag können, 
glaube ich, ein vernünftiger amerikanischer Präsident 
und ein vernünftiger iranischer Präsident nur Ja sagen; 
denn beide hätten einen wirtschaftlichen Benefit davon. 
Sie könnten sagen: Das hat uns etwas genützt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Beratung des Berichts des Petitionsausschusses 

(2. Ausschuss) 

Bitten und Beschwerden an den Deutschen 

Bundestag 

Die Tätigkeit des Petitionsausschusses des 

Deutschen Bundestages im Jahr 2018 

Drucksache 19/9900 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Vor- 
sitzende des Petitionsausschusses, der Kollege Marian 
Wendt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Marian Wendt (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Das Jahr 2018 war für den Petiti¬ 
onsausschuss des Deutschen Bundestages nicht nur ein 
überaus ereignis- und arbeitsreiches Jahr, sondern auch 
ein durch eine Reihe kontroverser, aber auch lebendiger 
Diskussionen gekennzeichnetes Jahr. Auch wenn solche 
Diskussionen emotional sein können, weil jeder von uns 
nur das Beste für unsere Bürgerinnen! und Bürger errei¬ 
chen will, behandeln wir immer alle Anliegen der Peten¬ 
ten sorgfältig. Die mitgeteilten Sorgen und Nöte nehmen 
wir sehr ernst. 

Jedermann, egal welchen Alters oder welcher Staats¬ 
angehörigkeit, hat das Recht, sich mit Bitten zur Gesetz¬ 
gebung oder Problemen mit Bundesbehörden an uns zu 
wenden. Wir als Petitionsausschuss sind dazu verpflich¬ 
tet, die Petition anzunehmen, sie sorgfältig zu prüfen und 
zu entscheiden. Zugleich dienen Petitionen dem Parla¬ 
ment als wichtiger Gradmesser für die Umsetzung von 
Gesetzen, weil sie aufzeigen, wo es Unstimmigkeiten 
und Handlungsbedarf gibt. 

Bevor ich diesbezüglich auf ein paar Fakten eingehe, 
möchte ich kurz ein Thema ansprechen, das mir besonders 
am Herzen liegt. Als stolzer Vorsitzender des Petitions¬ 
ausschusses lege ich Wert darauf, dass alle von Petenten 


angesprochenen Themen mit Ernst und Respekt behan- (C) 
delt werden. Ich fordere aber auch, dass meine Kollegen, 
so wie die Petenten, trotz unterschiedlicher Positionen 
unsere Arbeit fair behandeln. Es hat mich deshalb umso 
mehr entsetzt, als manche Kollegen der Opposition die 
Petition zum Thema „Global Compact for Migration“ für 
eigene politische Zwecke zu missbrauchen versuchten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und der FDP und der Abg. Kersten 
Steinke [DIE LINKE]) 

Dieses Verhalten hat zudem die Konsequenz ausgelöst, 
dass einige Anhänger dieser Petition, meine Mitarbeiter 
im Büro und ich von Tausenden beleidigenden E-Mails 
und Anrufen - in einer teilweise ausgesprochen vulgären 
Sprache - überwältigt wurden. Anzeigen bei der Bundes¬ 
tagspolizei und Hausdurchsuchungen waren die Folge. 
Meine Damen und Herren, ein solches Verhalten ver¬ 
urteile ich aufs Schärfste. Auch wenn wir Diskussionen 
leidenschaftlich führen, muss der Umgang miteinander 
respektvoll bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Was mich besonders erfreut, ist, dass die Zahl der ein¬ 
gegangenen Petitionen im Vergleich zum Vorjahr um fast 
15 Prozent auf 13 189 Petitionen angestiegen ist. 

(Kerstin Kassner [DIE LINKE]: Das ist kein 
Grund zur Freude!) 

Als starker Befürworter der Digitalisierung begrüße ich 
es ausdrücklich, dass sich die Zahl der Mitzeichnungen ' 
auf der Onlineplattform des Ausschusses gegenüber dem 
Vorjahr vervierfacht hat, auf 685 000. Diese Anstiege 
zeigen, dass sich die Bürgerinnen und Bürger unseres 
Landes wieder stärker engagieren und von den demo¬ 
kratischen Möglichkeiten der Mitbestimmung Gebrauch 
machen. 

Die Mehrzahl der Petitionen bezieht sich auf den Be¬ 
reich Arbeit und Soziales - sie machen circa 16 Prozent 
aus -, gefolgt - auch infolge des zu Beginn dieser Wahl¬ 
periode vorgenommenen Zuständigkeitswechsels - von 
Petitionen zum Zuständigkeitsbereich des Bundesmi¬ 
nisteriums des Innern, für Bau und Heimat: 15 Prozent 
aller Petitionen. An dritter Stelle, knapp dahinter, liegt 
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher¬ 
schutz. 

Im Berichtszeitraum haben sich mehr als eine halbe 
Million Personen neu im Portal des Petitionsausschusses 
angemeldet. Mit 2,6 Millionen registrierten Nutzerinnen 
und Nutzern ist es nach wie vor der Spitzenreiter unter 
den Internetangeboten des Deutschen Bundestages. Ich 
glaube, wir fordern zu Recht die Nutzung von Responsi- 
ve Design, sodass bald auch per Smartphone eine Petiti¬ 
on eingereicht werden kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und der LINKEN) 

Sehr wichtig finde ich, dass es einzelne Berichter¬ 
stattergespräche mit Vertretern einzelner Behörden und 
Ministerien gab und die Abgeordneten im Rahmen die- 
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ser Berichterstattergespräche sensible und oft schwieri¬ 
ge Einzelfälle klären konnten. Diese Gespräche finden 
nicht im öffentlichen Raum, in der öffentlichen Debatte 
statt. Es ist vielmehr die Kernarbeit des Ausschusses, für 
den Bürger im Kleinen zu streiten und gute Lösungen 
zu erreichen. Themen dieser Gespräche waren zum Bei¬ 
spiel Visaangelegenheiten, Asylverfahren, der Schutz vor 
Fluglärm, die geplante Schließung einer Wetterwarte des 
Deutschen Wetterdienstes oder auch die Berufszulassung 
von Ärzten. 

Wenn wir den Fall auf Basis der Aktenlage einmal 
nicht genau erkennen und entscheiden können, begeben 
wir uns vor Ort. Bei zwei Ortsterminen haben wir ver¬ 
sucht, Lösungen zu finden. Die historische Eisenbahn¬ 
brücke von Albbruck im Süden unseres Landes sollte 
abgerissen werden. Gemeinsam mit der Bürgerinitiati¬ 
ve haben wir geprüft, ob das ganze Verfahren so weit in 
Ordnung war. In einem zweiten Ortstermin wurde die 
Trasse der B 87 bei Liibben geprüft; es ging um Fragen 
des Lärmschutzes. Auch dieser Termin verlief sehr er¬ 
folgreich für den Ausschuss. 

Ich darf erwähnen, dass auf der Petitionsplattform des 
Deutschen Bundestages insgesamt 886 Petitionen ver¬ 
öffentlicht wurden, 183 Petitionen mehr als im Vorjahr. 
Unsere Bürger haben die Möglichkeit, die Petitionen auf 
der Internetplattform zu diskutieren und durch elektroni¬ 
sche Mitzeichnung zu unterstützen. Ich sage aber auch - 
Stichwort: Respekt Auf dieser Plattform haben Hass 
und Hetze keine Chance. Deswegen gehen wir rigoros 
dagegen vor, wenn jemand unsere Spielregeln dort miss¬ 
braucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN - Dr. Alice Weidel 
[AID]: Ja, „Hass und Hetze“! Ja, klatschen! 

Ihr kriegt alle die Wahlquittung!) 

- Getroffene Hunde bellen, sage ich mal. 

Im letzten Jahr wurden circa 22 500 Diskussionsbei¬ 
träge abgegeben und sieben Petitionen wurden mehr als 
50 000-mal elektronisch mitgezeichnet. Das bedeutet, 
für die Kenner unter Ihnen, dass diese Petenten in einer 
öffentlichen Sitzung angehört wurden. Auf große Reso¬ 
nanz stießen diese öffentlichen Sitzungen des Petitions¬ 
ausschusses nicht nur bei den Petenten, sondern auch bei 
vielen Bürgern. Die Petenten konnten ihr Anliegen den 
Ausschussmitgliedern und den Vertretern der Bundes¬ 
regierung direkt vortragen. Diese Petitionen haben wir 
in drei öffentlichen Beratungen behandelt. Die Themen 
reichten von Cannabis über Migration bis hin zu Tierver¬ 
suchen. Die Themen spiegelten die gesamte Breite der 
politischen Debatte wider, die wir auch aus dem Parla¬ 
ment kennen. 

Die Petition zum Terminservice- und Versorgungsge¬ 
setz hatte die meisten Mitzeichnungen, 217 000 Unter¬ 
stützen Der Zweitplatzierte hatte 100 000 Unterstützer 
weniger. Ohne dem Bericht über das laufende Jahr vor¬ 
zugreifen, kann ich sagen, dass die Petition zum Termin¬ 
service- und Versorgungsgesetz dahin gehend erfolgreich 
war, dass wir als Gesetzgeber dieses Anliegen unterstüt¬ 
zen und den Gesetzentwurf dahin gehend geändert ha¬ 


ben, dass der Zugang zu einer Behandlung durch einen 
Psychotherapeuten einfach bleibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

In einer weiteren öffentlichen Sitzung wurden sechs 
Sachverständige zu einer Petition angehört, in der es um 
die sogenannten gestohlenen Kinder in der DDR ging. 
Darunter versteht man Kinder, die gegen den Willen ihrer 
Eltern zur Adoption freigegeben wurden. Teilweise wur¬ 
de dabei sogar der Tod von Säuglingen durch die staatli¬ 
chen Stellen der DDR vorgetäuscht. Aktueller Stand ist - 
das kann uns, glaube ich, auch wenn die Sache insgesamt 
sehr schwer ist, erfreuen -, dass die Mehrheit dieses 
Hauses eine Lösung für die Betroffenen finden möchte. 
Dieses Thema ist, finde ich, von besonderer Bedeutung, 
gerade auch, wenn es um die historische Verantwortung 
und die Aufarbeitung des DDR-Unrechts geht. 

Die Mitglieder des Petitionsausschusses bemühen sich 
immer mit großem Engagement darum, die bestmögliche 
Lösung für alle Petenten zu finden, ln manchen Fällen 
besteht eine über die Fraktionsgrenzen hinausgehende 
konstruktive Zusammenarbeit. Einstimmige Voten sind 
dabei selten, aber nicht die Ausnahme; das haben wir bei¬ 
spielsweise heute früh wieder praktiziert. Das prägt den 
besonderen Geist im Petitionsausschuss. Es wäre schade, 
wenn dieser Geist der gemeinsamen Zusammenarbeit 
weiter durch Hass und Hetze negativ beeinflusst wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der FDP) 

Oftmals führt bereits das Einholen einer Stellungnah¬ 
me durch den Petitionsausschuss des Deutschen Bundes¬ 
tages bei den zuständigen Behörden zu einem positiven 
Ergebnis. Man würde sagen: Ein kurzer Anruf reicht. 
Zwei Beispiele hierzu: 

Eine schwerbehinderte Petentin wandte sich an uns, 
da die Deutsche Rentenversicherung die Bezuschussung 
eines Senioren- und behindertengerechten Autos abge¬ 
lehnt hatte. Im Rahmen der Überprüfung wurde die Ent¬ 
scheidung korrigiert und ihr dieser Zuschuss in Höhe von 
5 920 Euro gewährt. Der Fall konnte positiv abgeschlos¬ 
sen werden. 

Ebenso haben wir erreicht, dass deutsche Staatsange¬ 
hörige, die im Ausland leben, nun einfacher an unseren 
Wahlen teilnehmen können. Der zur Versendung der 
Briefwahlunterlagen zur Verfügung stehende Zeitraum 
wurde dafür verlängert. Zumindest in diesem Punkt 
konnten wir die Wahl vereinfachen. Wir hoffen, dass bei 
künftigen Wahlen - am 26. Mai und bei anderen - viele 
deutsche Staatsangehörige, die im Ausland leben, von ih¬ 
rem Wahlrecht Gebrauch machen. 

Dies war nur ein Überblick über die Vielzahl kleinerer 
und größerer Erfolge der Arbeit des Petitionsausschus¬ 
ses im Jahr 2018. Auch wenn wir nicht alle Wünsche der 
Petentinnen und Petenten erfüllen können, versucht der 
Ausschuss, die staatlichen Entscheidungen hilfreich zu 
erläutern und nachvollziehbar zu machen. 
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Ganz besonders möchte ich allen Mitgliedern der 
Arbeitsgruppen des Ausschusses, den Mitarbeitern des 
Ausschusssekretariates, die hinter uns Platz genommen 
haben, 

(Beifall im ganzen Hause) 

sowie unseren Mitarbeitern in den Büros für die Zuarbeit 
und für das tiefe Aktenstudium danken. 

(Beifall des Abg. Manfred Todtenhausen 
[FDP]) 

Ich freue mich auf eine weiterhin gute Zusammenarbeit 
im Sinne der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Dem Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Ausschusssekretariates schließen wir uns, denke ich, 
bevor wir die Aussprache fortsetzen, an. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Das Wort hat nun der Kollege Udo Schiefner für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Udo Schiefner (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Ich denke, man 
kann bei dieser Debatte ruhig noch einmal betonen: Der 
Petitionsausschuss ist einer der wichtigsten Ausschüsse 
des Deutschen Bundestages. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND¬ 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe es noch keine Minute bereut, Mitglied dieses 
Ausschusses zu sein; das kann ich auch nach über fünf 
Jahren voller Überzeugung bekräftigen, und das gilt, ob¬ 
wohl sich auch im Petitionsausschuss sicherlich der Ton 
verändert hat. Doch zum Glück arbeitet die große Mehr¬ 
heit im Ausschuss sachlich, kollegial und mit Interesse 
an den Petitionen der Bürgerinnen und Bürger. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Eine Petition einreichen zu können, ist ein Grund¬ 
recht. Dieses Recht steht - das will ich betonen - jedem 
und jeder Einzelnen, auch der Gemeinschaft, auch Ver¬ 
bänden und Organisationen zu. Unsere Aufgabe im Pe¬ 
titionsausschuss ist es, den Inhalt der Petition zu prüfen 
und zu bewerten. Wir bewerten nicht, wer die Petition 
eingereicht hat, ob es sich um einen Verband, eine Ge¬ 
werkschaft oder eine Kirche handelt. Insofern ist das 
Petitionsrecht urdemokratisch und muss dies auch sein, 
meine Damen und Herren. 


Eine Petition an den Deutschen Bundestag ist, wie 
bereits dargestellt, sehr einfach eingereicht. Man braucht 
keinen Daumen hoch oder eine bestimmte Zahl an Unter¬ 
schriften. Petitionen müssen auch nicht durch Parteigre¬ 
mien. Petitionen an den Deutschen Bundestag werden 
ohne große Öffentlichkeit und ohne Medienrummel Tag 
für Tag bearbeitet. Wir nehmen jede Petition ernst. Wir 
schauen ganz genau hin und stellen die Sorgen und Nöte 
der Petentinnen und Petenten in den Mittelpunkt. 

Wichtig ist aber, dass Petitionen tatsächlich beim 
Deutschen Bundestag eingereicht werden. Im Internet 
schmücken sich viele mit dem Wort „Petition“ und simu¬ 
lieren damit gesellschaftliches Engagement. Dort kann 
man sich erregen - wirklich etwas verändern können Sie 
aber nur dann, wenn Sie Ihre Petition an den Deutschen 
Bundestag richten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und 
der CDU/CSU und des Abg. Manfred 
Todtenhausen [FDP]) 

Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages ist 
das Instrument echter Bürgerbeteiligung. Ich kann nur 
dazu aufrufen, dieses auch zu nutzen. 

Petitionen sind zudem ein wichtiger Seismograf un¬ 
serer Gesellschaft: Welche Themen bewegen? Wo wer¬ 
den Änderungen erwartet? Ich stelle beispielsweise fest, 
dass der Tier- und der Umweltschutz immer stärker in 
den Fokus der Diskussion in der Bevölkerung treten. 
Im vergangenen Jahr haben zu diesem Themenbereich 
sieben öffentliche Anhörungen stattgefunden, zum Bei¬ 
spiel zum Verbot von Tierversuchen und zum Verbot von 
biologisch nicht abbaubaren Verpackungen. Das in der 
EU kommende Verbot von Einwegplastik wurde in vie¬ 
len Petitionen gefordert. Auch der Klimawandel bewegt 
den Petitionsausschuss. Im nächsten halben Jahr sind öf¬ 
fentliche Anhörungen zum Klimaschutz und zum Schutz 
von Bienen und Insekten auf unserer Tagesordnung. Wir 
werden auch über das Tempolimit diskutieren, nicht nur 
mit Blick auf umweltpolitische Fragen, sondern auch mit 
Blick auf die Frage der Verkehrssicherheit. 

Man sieht, das Spektrum der von Bürgerinnen und 
Bürgern eingereichten Petitionen ist breit. Ich finde, die¬ 
se Möglichkeit, die seit 70 Jahren besteht, hat sich au¬ 
ßerordentlich gut bewährt und muss fortgesetzt werden. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ausschussdiens¬ 
tes und in den Büros für ihre Arbeit. 

ln diesem Sinne: Glück auf 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND¬ 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Abgeordnete Johannes Huber für die 
AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 
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Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge¬ 
ordnete! Liebe Mitbürger! Die Parlamentarischen Ge¬ 
schäftsführer der anderen Fraktionen haben entschieden: 
Erst zu dieser späten Stunde können wir uns dem Grund¬ 
recht auf Mitbestimmung widmen. 

(Timon Gremmels [SPD]: Flalb sechs Uhr 
ist nicht spät! - Britta Flaßelmann [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Machen Sie doch 
Feierabend, wenn Ihnen das zu spät ist! - Wei¬ 
tere Zurufe von der SPD) 

Artikel 17 des Grundgesetzes gibt jedem die verfas¬ 
sungsrechtliche Garantie, dass sein Anliegen im Bundes¬ 
tag behandelt wird und er im Gegensatz zu einer Petition 
bei privaten Petitionsanbietern auch direkt auf die Ge¬ 
setzgebung Einfluss nehmen kann. 

Der kontinuierliche Rückgang an Petitionen konnte 
2018 gestoppt und das Niveau von 2015 wieder erreicht 
werden - auch dank der AfD. 

(Beifall bei der AfD - Kerstin Kassner [DIE 
LINKE]: Der war gut! - Andreas Mattfeldt 
[CDU/CSU]: Reichen Sie jetzt selbst auch Pe¬ 
titionen ein?) 

So ist es uns gelungen, Menschen zurück in den politi¬ 
schen Diskurs zu bringen, die sich nicht mehr von der 
Politik vertreten gefühlt haben. 

(Britta Flaßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Sie haben den Sinn nicht verstanden! 

Das ist für Bürger da!) 

Wir, die Mitglieder des Petitionsausschusses, haben 
über 6 500 Akten zur Berichterstattung bekommen und 
damit das historisch zweithöchste Arbeitsaufkommen 
bewältigt. An dieser Stelle möchte ich allen Beteiligten 
meine Anerkennung für diese Arbeit aussprechen. 

(Beifall bei der AfD) 

Ein besonderer Dank gilt natürlich den Mitarbeitern 
des Ausschussdienstes, die auch ich herzlich begrüße. Sie 
verfassen zu jeder eingereichten Petition im Schnitt nicht 
nur drei Schreiben, sie konnten auch über ein Drittel aller 
Bürgeranliegen bereits im Vorfeld des parlamentarischen 
Verfahrens durch eine unbürokratische Hilfe erledigen. 
An dieser Stelle vielen Dank an die fleißigen Mitarbeiter 
im Ausschuss. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Im Vergleich zum Vorjahr hat das Auswärtige Amt mit 
einem Plus von 205 Prozent die größte Steigerung von 
Bitten und Beschwerden aller Ressorts zu verzeichnen. 
Gratulation an dieser Stelle an Fleiko Maas für den ra¬ 
sant steigenden Flandlungsbedarf in seinem Flaus! Ganze 
456 Petitionen gingen allein zum Globalen Migrations¬ 
pakt ein. 

(Britta Flaßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Weil ihr die organisiert habt! Miss¬ 
brauch des Rechts!) 

Die ersten davon wollte man - ich zitiere jetzt Sie von 
den Grünen - als Dreck unter den Tisch kehren 

(Armin-Paulus Flampel [AfD]: Pfui!) 


und in einem Akt politischer Willkür noch nicht einmal (C) 
veröffentlichen. 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der SPD: 

Falsch! - Britta Flaßelmann [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Falsch! Lügner!) 

Nur durch die Beharrlichkeit der AfD konnte am Ende 
eine öffentliche Debatte für die Bürger zum Migrations¬ 
pakt durchgesetzt 

(Timon Gremmels [SPD]: Wahrheit!) 


(Beifall bei der AfD - Christian Dürr [FDP]: 
Quatsch in der Sache! - Leni Breymaier [SPD]: 
AfD-TV! - Jörg Cezanne [DIE LINKE]: Voll¬ 
kommen falsch, was Sie da vortragen! Das 
wissen Sie genau! Das tut doch weh!) 

Dieses unwürdige Schauspiel auf dem Rücken der Bür¬ 
ger zeigt uns, dass die Richtlinien zu den öffentlichen 
Petitionen überarbeitet und verbindlich in der Geschäfts¬ 
ordnung geregelt werden müssen. Unseren Mitbürgern 
brannte der Migrationspakt 

(Manfred Todtenhausen [FDP]: So kann man 
die Wahrheit verdrehen!) 


(Britta Flaßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Ihnen geht es gar nicht um die Bürger!) 

dass bereits nach zwei Tagen das Quorum von 50 000 Mit¬ 
arbeitern — Mitzeichnern erreicht war. (D) 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Es wäre sogar noch früher erreicht gewesen, wenn das 
Internet für den Bundestag nicht immer noch Neuland 
wäre. Die Petitionswebseite ist zwar das mit Abstand er¬ 
folgreichste Internetangebot des Bundestages und erhöht 
die Attraktivität des Petitionswesens, sie brach aber am 
zweiten Tag unter der Last von 87 000 Mitzeichnungs¬ 
versuchen und 1,9 Millionen Seitenaufrufen aufgrund der 
veralteten Architektur zusammen. 

(Dagmar Ziegler [SPD]: Ja, wie das wohl pas¬ 
siert ist! - Armin-Paulus Hampel [AfD]: Der 
Bürger spricht!) 

Leider sind aus unserer Sicht bis heute fahrlässigerweise 
nur kosmetische Verbesserungen an der Plattform erfolgt. 

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Stimmt nicht!) 

Dass jetzt im Nachhinein Vertreter der Konsenspartei¬ 
en die Veröffentlichung sogar als Fehler bezeichnen, lässt 
tief auf das Demokratieverständnis blicken. 

(Beifall bei der AfD - Timon Gremmels 
[SPD]: Bitte? - Dr. Anton Hofreiter [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Vom Verfassungs¬ 
schutz überprüfen! Wie ist es mit Ihren Ver¬ 
bindungen zu den Identitären?) 

Um es deutlich zu sagen: Mit der Strategie, öffentliche 
und kontroverse Diskussionen zu vermeiden, verantwor¬ 
ten letztlich die älteren Parteien in diesem Parlament den 


und auch geführt werden. 


derart unter den Nägeln, 
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(A) Vertrauensverlust der Bürger in die demokratischen Insti¬ 
tutionen in unserem Land. 

(Beifall bei der AfD - Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war 
Missbrauch des Petitionsrechts, was Sie da 
gemacht haben! Das weiß auch jeder!) 

Der Antrag der AfD für eine rechtzeitige öffentliche 
Anhörung vor der Annahme des Migrationspaktes wurde 
folgerichtig von den selbsternannten Demokraten ohne 
Debatte abgelehnt. Im Verlauf der Kontroverse wurde 
immer klarer, dass den sozialen Frieden und den inter¬ 
kulturellen Dialog 

(Dagmar Ziegler [SPD]: Dass Sie das noch 
nicht gemerkt haben! Wir sind auch ge¬ 
wählt! - Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Kümmern Sie sich um Ihre 
Parteispenden!) 

- hören Sie doch mal zu - 

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Nein, solch 
einem Blödsinn kann man nicht zuhören!) 

keines der Bürgeranliegen belastete, sondern wenn, dann 
nur der Migrationspakt und die Bundeskanzlerin selbst. 

(Beifall bei der AfD) 

Der Forderung des Hauptpetenten, wie Österreich eine 
Protokollerklärung bei den Vereinten Nationen abzuge¬ 
ben, wurde nämlich sogar vom Bundestag auf Antrag der 
Koalition aufgeschlossen gegenübergetreten. Aber sogar 

(B) dies hinderte die demokratischste Bundeskanzlerin aller 
Zeiten nicht, 

(Leni Breymaier [SPD]: Kapiert kein 
Mensch, was Sie sagen!) 

über die 108 000 Mitzeichner und den Bundestagsbe¬ 
schluss hinweg zu entscheiden, den Migrationspakt ohne 
Protokollerklärung anzunehmen. 

Liebe Mitbürger, ich will sagen: So wird die Wahrheit 
deutlich. Frau Merkel hält weder viel von Ihnen noch 
vom Bundestag. 

(Beifall bei der AfD - Corinna Riiffer [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was für eine Propa¬ 
ganda!) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Herr Huber, Sie können weitersprechen, aber das tun 
Sie dann auf Kosten von Herrn Spangenberg. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Johannes Huber (AfD): 

Genau. - Als Partei der direkten Demokratie - damit 
möchte ich schließen - werden wir uns weiterhin vor die 
Bürger stellen, 

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Als was? - 
Corinna Riiffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN] : Sie sprechen sicher nicht flir die Bür¬ 
ger!) 


sodass sie nicht übergangen, sondern wieder ein Stück (C) 
weit mehr zum Dreh- und Angelpunkt der Politik wer¬ 
den. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD - Dagmar Ziegler [SPD]: 

Auf Wiedersehen! - Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Mitar- 
foe/teranliegen: Das war ein guter Verspre¬ 
cher!) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete 
Josef Oster das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Josef Oster (CDU/CSU): 

Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da¬ 
men und Herren! Ich bleibe bei meiner Linie, dass ich 
nicht wesentliche Teile meiner Redezeit darauf verwen¬ 
de, auf die Legendenbildung eines AfD-Kollegen einzu¬ 
gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und der LINKEN) 

Ich will mich auf das Thema konzentrieren, um das es 
heute hier geht. 

Ich darf sagen: Ich bin ja in meiner ersten Wahlperiode 
Mitglied des Deutschen Bundestages, und ich war und *■ ’ 
bin weiterhin erstaunt, mit welchem Aufwand der Deut¬ 
sche Bundestag sich jeder einzelnen Petition annimmt. 

Das Petitionsrecht ist damit nach meiner Überzeugung 
eines der bedeutendsten Angebote, das der Deutsche 
Bundestag zu bieten hat, und es ist vor allen Dingen ein 
starker Baustein in Sachen direkter Demokratie. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN) 

Der Petitionsausschuss interessiert sich dabei sowohl 
für Petitionen, die von sehr vielen Menschen unterzeich¬ 
net und unterstützt werden, aber eben auch für Einzelpe¬ 
titionen. So hat jeder die Chance, Einfluss auf die Politik 
in unserem Lande zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Onlinepetitionen, öffentliche Petitionen, öffentliche 
Sitzungen: All dies sind Beispiele dafür, dass der Deut¬ 
sche Bundestag die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger 
ernst nimmt. Natürlich - jetzt muss ich doch ein bisschen 
auf das eingehen, was wir gerade eben gehört haben - ist 
es deshalb ausgesprochen kritikwürdig, wenn der Peti¬ 
tionsausschuss benutzt wird, um damit parteipolitische 
Zwecke zu verfolgen, und wenn der Petitionsausschuss 
missbraucht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN) 
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Es ist natürlich nicht im Sinne der Väter und Mütter 
des Grundgesetzes, wenn aus Abgeordnetenbüros heraus 
Petitionen geschrieben werden und sich daran parteipo¬ 
litische Kampagnen anschließen. Das ist nicht Sinn und 
Zweck des Petitionsausschusses, und so ist es bei der 
AfD ja geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Das gefährdet das Instrument des Ausschusses. 

Meine Damen, meine Herren, natürlich hat nicht jede 
Petition Aussicht auf Erfolg. Nicht selten aber werden 
durch Petitionen politische Themen gesetzt und auch die 
Meinungsbildung im Parlament beeinflusst. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollege Oster, gestatten Sie eine Frage oder Bemer¬ 
kung des Abgeordneten Hebner? 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Nein!) 

Josef Oster (CDU/CSU): 

Ja, ausnahmsweise. Normalerweise mache ich es 
nicht, aber wir haben ja Zeit; das ist der letzte Tagesord¬ 
nungspunkt heute. Von daher: Auf geht’s, Herr Hebner! 

Martin Hebner (AfD): 

Herzlichen Dank für die Zulassung der Frage. 

Josef Oster (CDU/CSU): 

Gerne. 

Martin Hebner (AfD): 

Sie haben gerade den Globalen Pakt für Migration und 
die Petitionen angesprochen, und Sie haben ganz klar er¬ 
klärt, dass Sie jede Petition ernst nehmen. 

(Timon Gremmels [SPD]: Haben Sie sich ei¬ 
gentlich bei den Mitarbeitern entschuldigt? 
Nutzen Sie die Gelegenheit, sich zu entschul¬ 
digen! Wäre eine gute Gelegenheit!) 

Es gibt ein Interview Ihres Kollegen Herrn Wendt, sei¬ 
nes Zeichens Ausschussvorsitzender, der am 19. Novem¬ 
ber letzten Jahres gesagt hat, die vorliegenden Petitionen 
zum Globalen Pakt für Migration seien volksverhetzend 
oder falsch. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Entschuldigen Sie sich mal beim Peti¬ 
tionsausschuss!) 

Unter anderem lag eine Petition von Frau Lengsfeld vor. 
War die Petition von Frau Lengsfeld volksverhetzend? 
War das in dem Fall eine Bürgerrechtlerin, die schon in 
der DDR aufgetreten ist und plötzlich auch hier, von Ih¬ 


rer Seite - sprich: von Ihrem Kollegen -, als volksverhet- (C) 
zend dargestellt wird, 

(Timon Gremmels [SPD]: Chance nicht ge¬ 
nutzt! Entschuldigen Sie sich endlich! Das ha¬ 
ben Sie immer noch nicht gemacht!) 

oder wurde sie als falsch dargestellt? Die Petition wurde 
übrigens unter anderem von Herrn Dr. habil. Vosgerau 
mit erstellt. 

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an den Abg. Dr. Alexander 
Gauland [AfD] gewandt: Herr Gauland, sor¬ 
gen Sie dafür, dass sich Ihr Kollege entschul¬ 
digt! Das wäre Ihr Job! - Gegenruf des Abg. 

Dr. Alexander Gauland [AfD]: Regen Sie sich 
doch nicht so auf!) 

Also, war die Frau Lengsfeld volksverhetzend, oder 
ist Herr Dr. Vosgerau falsch gelegen? Können Sie das 
erläutern? 

Herzlichen Dank. 

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Ungeheu¬ 
erlich!) 

Josef Oster (CDU/CSU): 

Wir haben klare Regeln, wann Petitionen zugelassen 
und freigeschaltet werden, und an diese Regeln halten 
wir uns. Das gilt für alle Fraktionen. Klar ist aber: Das 
ist Ihr Lieblingsthema. Das wissen wir ja; es gibt ja kei¬ 
ne Debatte, in der Sie nicht irgendwann auf das Thema 
Migration zu sprechen kommen. (D) 

Das hat auch die Debatte im Petitionsausschuss ge¬ 
prägt, aber es waren eben nicht nur Petitionen, die in 
Ihrem Sinne und mit Ihrer Zielsetzung eingegangen 
sind, sondern es sind auch sehr viele andere Petitionen 
eingegangen. Ich finde, das ist ein Beispiel dafür, wie 
vielfältig, aber auch wie konträr die Arbeit des Petitions¬ 
ausschusses sein kann, gerade weil das Thema Migration 
natürlich auch unsere Arbeit im Petitionsausschuss ge¬ 
prägt hat. 

(Zuruf von der AfD: Ja!) 

Ich will mich an Ihrer Legendenbildung hier jetzt aber 
nicht beteiligen. - Das muss reichen 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP - Zuruf von der AfD: Keine 
Antwort! - Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN], an den Abg. Martin Hebner 
[AfD] gewandt: Keine Redezeit gekriegt, 
was?) 

Ich will ein Beispiel erwähnen, das vielleicht auch 
einen ganz anderen Eindruck erweckt und zeigt, dass 
die Arbeit im Petitionsausschuss auch sehr konkret sein 
kann: Wir haben unter anderem eine Petition gehabt, 
die sich mit den Funktionen unseres Personalauswei¬ 
ses befasst hat. Es ging darum, dass im Ausland leben¬ 
de Deutsche bislang nicht die Möglichkeit hatten, ihre 
Auslandsadresse im Personalausweis zu hinterlegen. Das 
führt zu vielen Benachteiligungen im praktischen Ablauf, 
insbesondere wenn es um Onlinefunktionen geht. Diese 
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(A) Petition hat Eingang in den parlamentarischen Prozess 
gefunden, und gerade aktuell wird das Personalausweis¬ 
gesetz geändert, mit der ganz konkreten Möglichkeit, in 
Zukunft auch Auslandsadressen eintragen zu können. - 
Das ist ein schönes Beispiel dafür, wie Petitionen direkt 
Eingang ins Gesetzgebungsverfahren finden. 

Ich will darüber hinaus natürlich auch den Aspekt er¬ 
wähnen - das haben wir gerade schon kurz diskutiert 
dass sich auch die großen gesellschaftlichen Debatten im 
Petitionsausschuss widerspiegeln, und natürlich hat das 
Thema Migration auch unsere Beratungen im vergange¬ 
nen Jahr ein Stück weit geprägt. 

Es gab Petitionen, die die Forderung nach Verschär¬ 
fungen der Migrationspolitik, nach einer Begrenzung der 
Anzahl der Flüchtlinge, nach schnelleren Abschiebun¬ 
gen und nach einem stärkeren Schutz der Binnen- und 
EU-Außengrenzen beinhaltet haben. Es gab aber auch 
eine ganze Reihe von Petitionen, die sich mit der Integra¬ 
tion von Flüchtlingen, mit Beschäftigungsmöglichkeiten 
und mit der Frage des Familiennachzuges auseinander¬ 
gesetzt haben. 

Das zeigt eben - ich habe es gerade schon erwähnt 
wie konträr die Eingaben im Petitionsausschuss sein kön¬ 
nen. 

Gerade wenn ich mir diese Petitionen anschaue, bin 
ich froh, dass wir jetzt endlich über das Geordnete-Riick- 
kehr-Gesetz und über das Fachkräfteeinwanderungsge¬ 
setz im Bundestag diskutieren werden. In diese beiden 
Gesetzentwürfe sind eben auch Erkenntnisse aus unse- 

rem Petitionsausschuss eingeflossen. 

(B) 

Ich will ein weiteres Beispiel erwähnen, das unsere 
Diskussionen geprägt hat: Viel Aufmerksamkeit hat eine 
Petition erhalten, die sich mit der Arbeitszeit der Bun¬ 
desbeamten beschäftigt hat. Die wöchentliche Arbeits¬ 
zeit soll demnach von derzeit 41 Stunden auf 39 Stun¬ 
den reduziert werden. Das betrifft in Deutschland rund 
181 000 Menschen, die bei uns als Bundesbeamte be¬ 
schäftigt sind. 

Dazu hat aufgrund der großen Unterstützerzahl bereits 
eine öffentliche Anhörung stattgefunden. Demnächst 
wird es dazu dann auch die Debatte im Ausschuss ge¬ 
ben. Im Moment, wenn ich das richtig sehe, verzögert 
allerdings die Fraktion der Linken den weiteren Ablauf 
dieser Petition. Wir hoffen, dass wir bald auch ihre Be¬ 
richterstattung zurückbekommen und über diese Petition 
im Ausschuss reden können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Bei¬ 
spiele zeigen, dass durch dieses demokratische Mittel der 
Bürgerbeteiligung wichtige Erkenntnisse aus Petitionen 
in den Gesetzgebungsprozess einfließen können. Darü¬ 
ber hinaus - auch das darf ich erwähnen - kann man aus 
der Anzahl der Eingaben zu einzelnen Themengebieten 
auch gewisse Rückschlüsse ziehen. 

Im März dieses Jahres hat die Fraktion von Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen einen Gesetzentwurf vorgelegt, in dem 
sie sich für die Einrichtung eines zusätzlichen Polizeibe¬ 
auftragten ausgesprochen hat. Der Antrag wurde mit gro¬ 
ßer Mehrheit vom Deutschen Bundestag abgelehnt - aus 
gutem Grund, wie die aktuellen Zahlen aus dem Jahres¬ 


bericht belegen, ln gerade einmal 29 Petitionen ging es 
um Themen rund um die Bundespolizei, in sechs Fällen 
um Personalangelegenheiten. Zehn Beschwerden wur¬ 
den zur Arbeit der Bundespolizei vorgetragen, elf Anlie¬ 
gen waren allgemeiner Natur. Einen Bedarf für eine teure 
zusätzliche Beschwerdestelle kann ich aus diesen Zahlen 
nicht erkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen, meine Herren, zum Abschluss möchte 
ich betonen, dass ich die Arbeit im Petitionsausschuss als 
ausgesprochen bereichernd empfinde. Über 13 000 Pe¬ 
titionen im Jahr 2018 belegen die große Resonanz bei 
den Bürgerinnen und Bürgern. Bei dieser großen An¬ 
zahl - auch das muss man sagen - bleibt gerade auch die 
schnelle Abwicklung der Verfahren eine zentrale Heraus¬ 
forderung, der wir uns weiter stellen müssen. 

Umso mehr möchte ich auch im Namen der Unions¬ 
fraktion allen, den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬ 
tern des Ausschusses, für ihre engagierte Arbeit herzlich 
danken. Ich beziehe in diesen Dank auch die Mitarbeite¬ 
rinnen und Mitarbeiter in den einzelnen Abgeordneten¬ 
büros mit ein und natürlich auch unsere Fraktionsrefe¬ 
rentin. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP und der Abg. 

Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete 
Manfred Todtenhausen das Wort. 

(Beifall bei der FDP) 

Manfred Todtenhausen (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich, um diese Zeit hier stehen und den Bericht abgeben 
zu dürfen, 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

ausnahmsweise mal nicht in der Primetime, aber es ist 
mir trotzdem eine große Freude, hier sein zu dürfen. Dem 
Dank an die Kollegen aus dem Ausschuss schließe ich 
mich selbstverständlich an; dazu komme ich gleich. 

Allgemeines vorab: Der Petitionsausschuss kümmert 
sich um die Probleme und Belange der Bürgerinnen und 
Bürger. Er ist quasi der verlängerte Arm der Bürger ins 
Parlament. Wir haben es ja schon gehört: Im letzten Jahr 
haben uns über 13 000 Eingaben erreicht. 

Man kann es nicht oft genug betonen: Es reicht voll¬ 
kommen aus, wenn eine Petition von einer einzigen Per¬ 
son unterschrieben wird. Das muss man immer wieder 
deutlich sagen, weil einige Leute glauben, man müsse 
großen Aufwand betreiben. Das ist nicht so. Jeder kann 
das ganz einfach machen. 
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(A) Jede einzelne Petition wird beantwortet. Jede ein¬ 
zelne Petition wird auch bearbeitet. Manche Petitionen 
sind allgemeine Beschwerden. Das sind meistens die, 
die auch größere Beratung finden. Aber zwei Drittel aller 
Petitionen haben einen persönlichen Bezug. Da geht es 
um persönliche Belange. Diese werden nicht ins Internet 
gestellt oder jedenfalls nicht öffentlich beraten, um die 
Daten der Petenten zu schützen, was wir natürlich alle 
verstehen können. 

Aber wenn eine Petition - das ist letztes Jahr öfter 
passiert - von mindestens 50 000 Menschen unterstützt 
wird, bekommt sie eine ganz besondere Beachtung: Wir 
beraten sie in öffentlichen Sitzungen; auch das haben 
wir schon gehört. Im Juni 2018 haben wir zum Beispiel 
öffentlich über eine Reform des wettbewerblichen Ab¬ 
mahnwesens diskutiert. 

Eine Frau hat in ihrer Familienzeit ein kleines Mode¬ 
label gegründet. Ihre Produkte vertreibt sie übers Inter¬ 
net. Bei einer Produktbeschreibung hat sie eine Prozen¬ 
tangabe vergessen. Sie hat einen Fehler gemacht, es war 
ein Flüchtigkeitsfehler. Trotzdem wurde sie von einem 
Abmahnverein abgemahnt. Wir, eigentlich alle, hatten 
selbstverständlich großes Verständnis für ihre Beschwer¬ 
de; denn die Zahl missbräuchlicher Abmahnungen nimmt 
leider immer mehr zu. Sie betreffen besonders diejeni¬ 
gen, die sich schwer oder schlecht wehren können. 

Die FDP hat deshalb das Thema aufgegriffen und 
einen Antrag in den Bundestag eingebracht. Seit Sep¬ 
tember 2018 liegt auch ein Entwurf des Ministeriums 

(B) der Justiz und für Verbraucherschutz vor. In den letzten 
Monaten wurden Stellungnahmen von den betroffenen 
Verbänden eingeholt. Heute - darüber freue ich mich 
sehr - wurde im Kabinett über einen Gesetzentwurf ab¬ 
gestimmt, der dann in Kürze in den Bundestag kommt 
und den wir hier beraten dürfen. 

(Zuruf von der SPD: Unsere Ministerin!) 

Das freut mich für diese Petentin gewaltig. Ich finde, das 
ist ein großer Erfolg. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so¬ 
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Es hat also etwa ein Jahr gedauert, bis aus der Petition ge¬ 
gen missbräuchliche Abmahnungen ein Gesetz geworden 
ist oder werden soll. 

Leider dauert es häufig deutlich länger, bis über 
die Anliegen der Petenten entschieden wird. Das liegt 
oft an § 109 der Geschäftsordnung, wir sagen immer 
„109er-Verfahren“: Wenn ein Thema auch in einem 
Fachausschuss beraten wird, ruht so lange die Beratung 
im Petitionsausschuss. Manchmal lässt man sich im 
Fachausschuss aber sehr viel Zeit. Manchmal möchte die 
Regierung einen Beschluss auch hinauszögern, so unser 
Gefühl. 

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Das war ja 
unter Christlich-Liberalen überhaupt nicht 
so!) 


Dabei haben wir die Möglichkeit, Fristen zu setzen. Wir (C) 
können sagen: Bis dahin wollen wir das haben. - Diese 
Möglichkeit sollten wir, liebe Kollegen, viel öfter nutzen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Über öffentliche Anhörungen bekommen Petitionen, 
wie gesagt, schon jetzt viel Aufmerksamkeit. Noch mehr 
Beachtung für Petitionen gäbe es, wenn wir sie hier im 
Plenum beraten würden. Deshalb sollten wir den Men¬ 
schen die Möglichkeit geben, wichtige Anliegen auf die 
Tagesordnung des Deutschen Bundestages zu setzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir werden die Möglichkeit dazu in nächster Zeit bera¬ 
ten. Wir haben eigentlich schon beschlossen, dass wir da¬ 
rüber reden. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben letztes Jahr auch öffentliche Sachverständi¬ 
genanhörungen durchgeführt. Dieses Format mit unab¬ 
hängigen Experten sollten wir wirklich öfter nutzen. 

Großes öffentliches Interesse gab es auch bei zwei 
Ortsbesichtigungen; Kollege Wendt hat davon schon 
berichtet. Außerdem gab es mehrere nichtöffentliche 
Gespräche, bei denen uns Vertreter von Ministerien und 
Behörden Rede und Antwort gestanden haben. 

Vielen ist nicht klar, dass der Petitionsausschuss sel¬ 
ber gar keine Gesetze erlassen oder ändern kann. Das 
geht leider nicht. Es wäre schön, wenn wir das manchmal 
könnten. Der Petitionsausschuss kann aber die Bundes- ^ 
regierung auffordern, zu handeln. Dabei gibt es mehrere 
Abstufungen. So können wir der Regierung eine Petition 
zur Berücksichtigung überweisen. Damit bitten wir sie, 
dem Anliegen des Petenten zu entsprechen. Jetzt fragen 
Sie sich sicher: Wie oft ist das im letzten Jahr passiert? 

Kein einziges Mal. 

Wir können die Petition der Bundesregierung auch zur 
Erwägung überweisen. Damit bitten wir sie, das Anlie¬ 
gen des Petenten noch einmal zu überprüfen und nach 
Möglichkeit nach Abhilfe zu suchen. Das war letztes Jahr 
ein Mal der Fall. 

Die Koalition hat im Petitionsausschuss die Mehrheit, 
das wissen wir. Leider ist das so. Wir sind sechs Fraktio¬ 
nen, zwei Fraktionen sind hier immer maßgebend. Wenn 
die Vorschläge gut sind, machen wir mit. Manchmal ver¬ 
suchen wir, die Vorschläge zu ändern. Wir wünschen uns, 
dass es andere Möglichkeiten gäbe; denn auch die Oppo¬ 
sition würde gerne gewisse Sachen auf den Weg bringen, 
was von den Kollegen der Koalition leider blockiert wird. 

(Widersprach bei der CDU/CSU und der 
SPD) 

Ich möchte noch ein Beispiel nennen. Eine junge 
Deutsche lebt und arbeitet in Nordrhein-Westfalen. Ein¬ 
mal pro Woche fährt sie in die Niederlande, weil sie dort 
eine Weiterbildung macht. Auf dem Weg zur Hochschule 
fährt ihr ein Lkw ins Auto. Weil der Unfall in den Nie¬ 
derlanden passiert ist, wollte die deutsche Berufsgenos¬ 
senschaft die Kosten nicht übernehmen; ein Fall, bei dem 
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wir uns alle einig waren. Es ist klar: Wir wollen offene 
Grenzen und mehr Zusammenarbeit innerhalb Europas. 
Dann muss die Regierung auch dafür sorgen, dass den 
Menschen daraus keine Nachteile entstehen, auch wenn 
es eine grenzüberschreitende Angelegenheit ist. Das war 
eine von den Petitionen, die wir gemeinsam beschlossen 
haben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Natürlich kann nicht jede Forderung erfüllt werden. 
Aber über 1 200-mal konnte dem Anliegen der Petenten 
entsprochen werden, in mehr als 3 600 Fällen konnte der 
Ausschuss mit Rat und Auskunft helfen. Dabei bedan¬ 
ke ich mich besonders bei den fleißigen Mitarbeiterin¬ 
nen und Mitarbeitern des Petitionsausschusses; der Dank 
muss natürlich sein. Ich bedanke mich auch bei den 
Kolleginnen und Kollegen aus dem Ausschuss. Denn 
wir haben überwiegend ein sehr gutes Verhältnis, auch 
wenn wir nicht immer übereinstimmen. Der persönliche 
Respekt voreinander ist großartig. Es macht mir sehr viel 
Freude, in diesem zeitaufwendigen, arbeitsintensiven 
Ausschuss zu arbeiten, alleine schon wegen der guten 
Kollegialität. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zu guter Letzt — 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Zu guter Letzt sollte in Zukunft die Danksagung in der 
Redezeit schon enthalten sein. 

Manfred Todtenhausen (FDP): 

Der letzte Satz. - Ich möchte alle Mitbürger und Mit¬ 
bürgerinnen auffordern: Wenn Sie Probleme haben, wen¬ 
den Sie sich direkt an den Deutschen Bundestag. Hier 
kommen Ihre Petitionen richtig an. Jede einzelne wird 
bearbeitet. Wir kümmern uns darum. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Kersten Steinke für die 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Kersten Steinke (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Beim Treffen der Petitionsausschussvorsitzen¬ 
den von Bund und Ländern fiel die Bemerkung, dass Pe¬ 
titionen nützliche Flöhe im Pelz des Staates sind. Ich bin 
davon überzeugt, dass wir genau diese nützlichen Flöhe 
oder Seismografen des Parlaments brauchen und dass sie 
unser Handeln noch viel mehr beeinflussen sollten. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Auch im letzten Jahr gab es wieder viele nützliche Flöhe, (C) 
also Petitionen. Ich denke beispielsweise an die hier schon 
erwähnte öffentliche Petition mit über 217 000 Mitzeich¬ 
nungen, in der es gegen den Entwurf des Terminservice- 
und Versorgungsgesetzes ging. Hier ging es insbesondere 
gegen die Diskriminierung einer ganzen Patientengrup¬ 
pe, der psychisch Kranken. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Wenn ich davon spreche, dass Petitionen, also die 
nützlichen Flöhe, unser Handeln viel mehr beeinflussen 
sollten, dann bin ich darüber enttäuscht und kann auch 
nicht verstehen, dass es im vergangenen Jahr nur einen 
einzigen einstimmigen Beschluss des Petitionsausschus¬ 
ses gab, der die Petition zur Erwägung an die Bundesre¬ 
gierung weiterleitete. Das ist ein absoluter Tiefpunkt der 
letzten Jahre und für Die Linke inakzeptabel. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 

Manfred Todtenhausen [FDP]) 

Seit vielen Jahren stellen wir fest, dass wir unser Petiti¬ 
onswesen attraktiver, offener und transparenter gestalten 
müssen. Aber die Vorschläge meiner Fraktion dazu wur¬ 
den stets von einer Mehrheit im Ausschuss abgelehnt. 

Ein weiteres Thema, das uns stets und ständig in je¬ 
dem Jahresbericht bewegt, sind die DDR-Renten. Ja, ein 
altes Thema, aber für die Betroffenen ein sehr wichtiges! 

Denn Ungerechtigkeiten bleiben Ungerechtigkeiten, erst 
recht wenn sie schon 30 Jahre existieren. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 

Corinna Riiffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- (U) 

NEN]) 

Seit nun mittlerweile fast 30 Jahren gehen im Petitions¬ 
ausschuss Beschwerden über die Ostrenten ein, und jähr¬ 
lich werden es mehr. Erst in der vergangenen Woche hat 
die Fraktion Die Linke in einer Debatte über einen Tages¬ 
ordnungspunkt im Plenum des Bundestages zum wieder¬ 
holten Mal auf diese Ungerechtigkeiten aufmerksam ge¬ 
macht. Jedoch wurden unsere Anträge von der Mehrheit 
des Hauses wieder einmal abgelehnt. 

Noch ein Thema, das mir unter den Nägeln brennt. Die 
junge Generation, unsere Kinder und Enkel, Schülerin¬ 
nen und Schüler, Studenten und junge Eltern, hat sich po¬ 
litisiert. Sie protestiert weltweit gegen den Klimawandel. 

Und was macht die Koalition? Sämtliche Petitionen zum 
Dieselskandal, zum Klimaschutz, zur Plastevermeidung, 
zum Atombombenabzug aus Deutschland, zum Waffen¬ 
export und zu Lebensmittelcontainern wurden abgelehnt 
oder verschwinden bei der Bundesregierung in der Ver¬ 
senkung. Wann endlich will die Politik ihre Schuld bei 
der jungen Generation einlösen? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Werte Kolleginnen und Kollegen, abschließend noch 
ein Wort von ehemaliger Ausschussvorsitzender zum 
amtierenden Ausschussvorsitzenden. Die übergroße 
Zahl der Petitionen richtet sich gegen Gesetze oder die 
Wirkung von Gesetzen, die die Koalitionsfraktionen 
beschlossen haben. Wenn dann die Petitionen bzw. die 
Flöhe zu diesen Gesetzen eingehen, dann muss man das 
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(A) aushalten, auch wenn man einer Koalitionsfraktion an¬ 
gehört. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sehr geehrter Herr Wendt, Ihre medialen Aktionen gegen 
eine Petition der Evangelischen Kirche zum Tempolimit 
auf Autobahnen waren kein gutes Aushängeschild für 
unseren Petitionsausschuss; denn Petentenschelte geht 
einfach gar nicht. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich hoffe, dass solche Aktionen gegen Petenten in der 
Öffentlichkeit einmalig waren und dass wir zukünftig 
gemeinsam an der Erhöhung der Attraktivität und der 
Wirksamkeit der Arbeit unseres Ausschusses arbeiten 
und Petenten nicht verprellen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Corinna Rüffer für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Manfred Todtenhausen [FDP]) 

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Demokraten 

(B) und Demokratinnen! Ich möchte mich als Allererstes 
bedanken bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Ausschussdienstes, die eine unglaubliche Arbeit machen. 
Alle, die ein bisschen mit dem Petitionswesen vertraut 
sind, wissen: Es gibt viel zu viel Arbeit für viel zu wenige 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir sollten nicht nur 
sonntags von der Wichtigkeit des Petitionswesens reden, 
sondern dafür sorgen, dass unsere Strukturen so ausge¬ 
baut werden, dass wir vernünftig auf die Anliegen der 
Bürgerinnen und Bürger eingehen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Bedanken möchte ich mich auch ganz herzlich für die 
gute Zusammenarbeit mit den allermeisten Kolleginnen 
und Kollegen in diesem Ausschuss; es ist mir ganz wich¬ 
tig, das zu sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Aber wir wollen ehrlich bleiben. Ich möchte zum Aus¬ 
druck bringen, dass ich mir wünsche, dass wir die Luft, 
die wir nach oben haben, tatsächlich konsequent nutzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Der Petitionsausschuss ist - das muss man sagen - ein 
besonderer Ausschuss. Er arbeitet auf andere Art und 
Weise als andere Ausschüsse. Er ist ein Ausschuss, wo 
Parteiprogramme, wo Fraktionszwänge beiseitegelassen 


werden sollen. Unsere Aufgabe ist, auf die Anliegen der (C) 
Menschen zu schauen, die sich an uns wenden, die sich 
häufig in prekären Situationen befinden und unsere Un¬ 
terstützung brauchen. Aber leider wirkt der Ausschuss 
sehr häufig wie ein Regierungsausschuss, wo die Mehr¬ 
heiten entscheiden, wo die Große Koalition auf ihrem 
Standpunkt beharrt und wo viel zu selten auf den Punkt 
geschaut wird, an dem wir gemeinsam aktiv werden 
müssten, 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

an dem wir im Zweifel in die Auseinandersetzung mit der 
Bundesregierung gehen müssten, um etwas zu bewegen. 

Das ist die Luft nach oben, die ich meine. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist gar nicht so schwierig, über den politischen 
Schatten zu springen. Ich weiß, dass sich viele gerade in 
der SPD-Fraktion sehnlich wünschen, dass wir die Poten¬ 
ziale ausschöpfen, die wir haben. Herr Todtenhausen, ich 
möchte Ihnen sagen: Es macht unheimlich viel Freude, 
mit Ihnen zusammenzuarbeiten. Sie sagen zum Beispiel 
solche Sätze: Ich habe mir das noch einmal angeschaut, 
und man kann den Grünen hier guten Gewissens zu¬ 
stimmen. - Ihre Art, mit diesem Ausschuss umzugehen, 
führt dazu, dass ganz andere Konstellationen zustande 
kommen, dass Linke, FDP und Grüne zu gemeinsamen 
Positionen im Interesse der Bürgerinnen und Bürger in 
diesem Land finden. Herr Todtenhausen, Sie sollten stil¬ 
bildend sein. Ich freue mich auch über Herrn Ebbing, 
ebenfalls ein neues Mitglied in diesem Ausschuss - er ^ 
ist nicht anwesend -, der einfach sagt: Ich finde dieses 
Thema so interessant; ich will eine Berichterstattung. Ich 
will mich damit vertieft auseinandersetzen. - Der Witz 
ist: Er tut es dann auch. Da überwinden wir Gräben. FDP 
und Linke können in diesem Ausschuss Zusammenarbei¬ 
ten. Warum sollten SPD und CDU/CSU diesem Beispiel 
nicht folgen? So könnten wir gemeinsam etwas in Bewe¬ 
gung bringen; das wäre eigentlich unser Anliegen. Dann 
könnten wir stolz auf den Ausschuss sein, in dem wir alle 
gerne Zusammenarbeiten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und der LINKEN) 

Jetzt Spaß beiseite! Es ist nötig, dass wir eine ande¬ 
re Form der Zusammenarbeit finden; denn dieser Aus¬ 
schuss ist ein total wichtiges Mittel gegen den erstar¬ 
kenden Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in 
diesem Land, 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

gegen eine Diskursverschiebung nach rechts, die wir 
alle seit Jahren erleben und von der wir wissen, dass sie 
stattfindet. Wir haben eine Antwort zu geben. Unser Pe¬ 
titionsausschuss ist ein potenzieller Mutmacher. Er will 
Menschen Mut machen, mitzumachen, aktiv zu sein, Ge¬ 
sellschaft zu gestalten. Er will Bürgerinnen und Bürger 
einbeziehen, sie schützen und sie stärken. Das ist eine 
Perle, mit der wir es hier zu tun haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 
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Corinna Rüffer 

(A) Das Grundrecht in Artikel 17 des Grundgesetzes gilt 
für jeden, unabhängig von Geschlecht und Hautfarbe. Ob 
ich Geld habe oder nicht, spielt hier keine Rolle. Jeder, 
der für Gerechtigkeit in diesem Land kämpfen möchte, 
ist aufgefordert, das Recht in Artikel 17 wahrzunehmen. 
Damit sind Artikel 17 und der Petitionsausschuss an sich 
ein natürliches Mittel gegen Hass, Hetze und Ausgren¬ 
zung; das sollten wir uns deutlich machen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN) 

Genau deshalb dürfen wir nicht zulassen, dass Spalter 
und Populisten das Petitionsrecht für sich instrumenta¬ 
lisieren 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN) 

und letztendlich das Vertrauen in die Demokratie aufs 
Spiel setzen. Es geht hier also um etwas ganz Elementa¬ 
res. Wir reden nicht leichtfüßig über einen Jahresbericht; 
wir reden über etwas sehr Elementares. 

Wir haben Versuche erlebt, diese Instrumentalisierung 
durchzuziehen, und das hat zum Teil ja auch geklappt. 
Ich zitiere aus einem Artikel über den UN-Migrations¬ 
pakt. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Frau Rüffer, gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung 

(B) des Abgeordneten Hebner? 

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Nein. - „All das begann im Frühjahr 2018 im Büro des 
AfD-Bundestagsabgeordneten Martin Hebner“, heißt es 
in einem Artikel im Berliner „Tagesspiegel“ mit dem Ti¬ 
tel „Wie gefährlich ist rechte Desinformation im Netz?“ 
vom 14. April 2019, den ich allen empfehle zu lesen, die 
es noch nicht getan haben. Herr Hebner ist heute hier. Er 
ist Mitglied des Petitionsausschusses. Aus seinem Büro 
heraus wurde diese Petition, diese Kampagne der AfD 
lanciert. Sie hat Zweifel gesät und Falschnachrichten ge¬ 
sendet; sie hat den gesamten Diskurs vergiftet. 

Am Ende des Artikels heißt es - das möchte ich gerne 
noch zitieren; ich komme zum Ende 

Und es geht keineswegs nur um bloße Worte, denn 
diese können schnell zu Waffen werden. Als Mitte 
März ein Mann im neuseeländischen Christchurch 
50 Muslime erschießt, steht auf seiner Maschinen¬ 
pistole: „Hier ist euer Migrationspakt“. 

Und jetzt wisset, womit wir es zu tun haben. Das hier 
ist kein Spaß. Wir müssen um unsere Demokratie kämp¬ 
fen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollege Henrichmann, einen kleinen Moment Geduld, 
bitte. - Zu einer Kurzintervention hat der Abgeordnete 
Hebner das Wort. 

Martin Hebner (AfD): 

Frau Rüffer, herzlichen Dank für die Erwähnung mei¬ 
nes Namens. Ich finde es herzallerliebst, dass Sie mich 
in einen Kontext mit einem Attentäter in Neuseeland 
gesetzt haben. Ich finde das in dem Falle eine sehr inte¬ 
ressante Kombination. Ich weiß nicht, ob Sie damit alle 
Regierungen, zum Beispiel von Österreich, von Italien 
und anderen Ländern, die sich gegen den Globalen Pakt 
für Migration ausgesprochen haben, auf die Liste der At¬ 
tentäter in Neuseeland setzen. 

(Zuruf von der SPD: Sie hat zitiert!) 

Wenn Sie das tun, ist das eine sonderbare Auffassung 
von Demokratie. Man kann ja einen Pakt, der angebo- 
ten wird, der zur Diskussion steht, auch ablehnen. Oder 
sehen Sie es als Zwang an, dass ihn jeder annimmt, und 
verunglimpfen Sie jeden, der das nicht tut? 

Im Übrigen möchte ich auf eines hinweisen: Sie haben 
eine eigenartige Art und Weise von Demokratieverständ¬ 
nis. Sie sagen, von Ihnen würden alle Anträge, die in den 
Petitionsausschuss kommen, entsprechend geprüft; Sie 
motivieren auch dazu. Wie kann es dann sein, dass Sie 
Anträge, die nicht in Ihr Weltbild passen, zum Beispiel 
Anträge zum Globalen Pakt für Migration - dazu lagen 
19 Anträge von vielen Personen vor -, pauschal einfach 
als Dreck bezeichnen? Wie kann es sein, dass Sie so pau¬ 
schal mit Bürgern umgehen? Entspricht das Ihrem Ver¬ 
ständnis von Demokratie? 

(Widersprach beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN) 

Sie diskreditieren Bürger, Sie verunglimpfen und be¬ 
schimpfen Leute und stellen alle, die nach Ihrer Meinung 
nichts sind, in die Reihe von Attentätern. Das ist geistige 
Brandstiftung, und das ist es, was unser Land massiv ge¬ 
fährdet. 

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das sagt ja der Richtige!) 

Das kann so nicht weitergehen. Die Art und Weise Ihres 
Tons, Frau Rüffer, ist nicht akzeptabel. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Sie haben das Wort zur Erwiderung. 

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Hebner, ich habe überhaupt keine Lust, auf Sie 
einzugehen, 

(Karsten Hilse [AfD]: Dann machen Sie es 
doch nicht!) 

weil ich mich Wochen und Monate mit Ihnen beschäfti¬ 
gen musste. Das ist überhaupt nicht zielführend. 
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Ich möchte hier alle noch einmal darauf hinweisen: 
Ich habe aus einem Artikel zitiert. Wenn Sie ihn nicht 
gelesen haben, sollten Sie das tun; denn in dem Artikel 
werden auch Sie zitiert und als geistiger Brandstifter 
entlarvt. Der Artikel ist am 14. April 2019 im Berliner 
„Tagesspiegel“ unter dem Titel „Wie gefährlich ist rechte 
Desinformation im Netz?“ erschienen. Ich rechne nicht 
damit, dass Sie irgendetwas daraus gelernt haben. Sie ha¬ 
ben sich bis heute nicht entschuldigt für das Unheil, das 
Sie angerichtet haben. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Um Gottes 
willen! Das fehlt gerade noch!) 

Sie haben viele Menschen in der Verwaltung hier zutiefst 
in die Bredouille gebracht. Sie wissen ganz genau, was 
Sie getan haben. 

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU], an den Abg. 
Martin Hebner [AfD] gewandt: So geht man 
mit Mitarbeitern des Ausschussdienstes nicht 
um, ganz eindeutig! Das war eine Unver¬ 
schämtheit, und das bleibt es auch!) 

Wenn Sie das bis heute nicht einsehen, dann haben Sie 
null Unrechtsbewusstsein und aus meiner Sicht in diesem 
Hohen Haus überhaupt nichts verloren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Ich bitte jetzt, die notwendige Aufmerksamkeit her¬ 
zustellen, damit wir die Debatte zum Tätigkeitsbericht 
des Petitionsausschusses fortsetzen können. Dazu hat 
nun der Abgeordnete Marc Henrichmann für die CDU/ 
CSU-Fraktion das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Stefan Schwartze [SPD]) 

Marc Henrichmann (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Liebe Besucher! Das gute Klima im Petitionsausschuss 
und das Miteinander, losgelöst von den parteipolitischen 
Unterschieden, ist hier schon diverse Male gelobt wor¬ 
den, und ich kann das auch nur unterstreichen. Was ich 
aber bemerke, ist, dass der ein oder andere dann, wenn 
Arbeit ansteht und die Kameras im Ausschusssaal aus 
sind, hier anders argumentiert als dort und hier mächtig 
aufdreht. Nachdem ich hier gerade vom Altparteienduk¬ 
tus, Sätze wie „Merkel muss weg!“ und so einen Senf 
gehört habe, frage ich mich schon, ob das die gleichen 
Menschen sind. Aber gut, das muss jeder für sich selbst 
beurteilen. 

Bürgerbeteiligung, Briefe, Mails, Anrufe, Bürger¬ 
sprechstunden kennt jeder von uns aus den Wahlkreisen; 
das ist bekannt. Aber gerade jetzt, wo 70 Jahre Grundge¬ 
setz zu feiern sind, ist vielleicht der richtige Anlass, das 
Instrument der Petitionsmöglichkeit in den Fokus zu rü¬ 
cken. Artikel 17 Grundgesetz und dessen besondere Stel¬ 
lung machen deutlich, worum es hier geht: Es ist ein Je- 
dermannsrecht. Unabhängig von Nationalität, Herkunft, 


Hautfarbe, Sprache kann jeder eine Petition stellen und (C) 
sein Anliegen übermitteln, und er hat die Gewissheit, im 
Petitionsausschuss gehört zu werden. Jede Eingabe wird 
bearbeitet. Jeder bekommt ein Feedback. Die zuständi¬ 
gen Ministerien werden eingebunden. Ich glaube, das ist 
ein gutes Instrument, wirklich tiefgründig Probleme an¬ 
zugehen. Ganz häufig erledigen sich Anfragen schon im 
Vorfeld, indem man nämlich auf Rechtsmittelmöglich¬ 
keiten hingewiesen wird. Aber selbst diejenigen, die es 
sich zur Aufgabe gemacht haben, häufiger Petitionen zu 
schreiben, deren Name dann schon bekannt sind - „Ach, 
der oder die schon wieder!“ -, werden mit ihrem Anlie¬ 
gen nicht alleingelassen. 

Wir werden unterstützt durch entsprechende Stellung¬ 
nahmen aus den Fachministerien. Auch dafür möchte ich 
einmal herzlichen Dank sagen; das erleichtert nämlich 
die Arbeit ungemein. Auch zu erwähnen sind die Reisen, 
die Ortstermine, die „Mühe“ - in Anführungsstrichen -, 
die sich die Beteiligten auferlegen, um eine Lösung im 
Sinne der Petenten zu finden. 

Bei manchen Petitionen haben wir es auch mit inten¬ 
siven Beratungen im Ausschuss zu tun - vieles ist ange¬ 
klungen - oder auch mit Berichterstattergesprächen, wo 
Vertreter der einzelnen Fraktionen zusammensitzen und 
in der Regel zielgerichtet überlegen: Wie kann ich dem 
Petenten bzw. der Petentin mit seinem bzw. ihrem Anlie¬ 
gen helfen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist eben keine Parteipolitik. Das Finden von Lösun¬ 
gen steht im Mittelpunkt, und deswegen schließe ich 
mich ausdrücklich dem Dank an das Ausschusssekretari- ' 
at, an die Mitarbeiter in den Büros, die sicherlich manch¬ 
mal mehr Arbeit leisten als wir Abgeordnete - sie über¬ 
nehmen nämlich die Vorbereitung der Petitionen -, aber 
auch an die Referenten in den Fraktionen an. Für all das 
sage ich Danke. Gemeinsam sorgen wir dafür, dass der 
Mensch im Mittelpunkt steht, und das sollte das Anliegen 
im Petitionsausschuss sein und bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Ein Beispiel, das der Vorsitzende erwähnte und das 
auch mir nicht aus dem Kopf geht, ist das Terminser¬ 
vice- und Versorgungsgesetz. Was haben wir im Vorfeld 
nicht alles gelesen! Die einen wollten für die Versorgung 
kämpfen. Die anderen haben befürchtet, das Gesund¬ 
heitssystem breche zusammen, die Versorgung psychisch 
kranker Menschen, die auf Hilfe angewiesen sind, gehe 
vor die Hunde. Dann war es doch beeindruckend, zu se¬ 
hen - Gesundheitsminister Jens Spahn war in der Anhö¬ 
rung selber anwesend -, dass nach intensiver Diskussion 
mit der Petentin diese zum Schluss sagte: Mensch, wir 
sind ja gar nicht so weit auseinander. - Ich glaube, wir 
sollten öfter innehalten und uns fragen: Übertreiben wir 
nicht in der Außendarstellung, auch in dem Hype, den wir 
bei manchen Themen erzeugen? Im Kern geht es doch al¬ 
len Beteiligten immer um die Sache. Auch dem Minister 
war in diesem Fall daran gelegen, eine Lösung zu finden. 

217 000 Mitzeichner hatte diese Petition. Ab 50 000 Mit¬ 
zeichnern findet eine öffentliche Beratung statt. Es war 
schön, zu sehen, dass alle Petenten die Rückmeldung be- 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 100. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Mai 2019 


12115 


Marc Henrichmann 

(A) kamen: Der Kampf hat sich gelohnt. - Der Kampfbegriff 
„gestufte und gesteuerte Versorgung“ war damit hinfäl¬ 
lig. Man hat eine gute Lösung gefunden. Ich glaube, jetzt 
sind alle Beteiligten zumindest zufrieden oder aber über¬ 
zeugt davon, dass man keine gegenseitigen Feindbilder 
erzeugen wollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Stefan Schwartze [SPD] - Andreas Mattfeldt 
[CDU/CSU]: Sehr gut dargestellt!) 

Dieses Beispiel steht stellvertretend für viele andere 
heute schon genannten. Die Petitionen sind eben nicht 
für die Tonne, sie sind nicht umsonst, sondern sie werden 
gelesen und bearbeitet. Ich glaube, das ist ein wichtiges 
Signal. 

Aber wo Licht ist, da ist manchmal eben auch Schat¬ 
ten. Oder - ich will es anders formulieren Wenn ein 
Petitionsausschuss Möglichkeiten zur Beteiligung bie¬ 
tet, gibt es immer auch Trittbrettfahrer. Nicht alles, was 
wir da erleben, ist gut. Man muss auch einmal kritisch 
erwähnen, dass es Internetportale gibt, die eben keinen 
hehren Zweck im Blick haben, sondern manchmal auch 
parteipolitisch motivierte Positionierungen und Arbeit. 
Da muss man schauen: Welche Kampagne ist eventu¬ 
ell politisch gesteuert? Die Garantie, dass mein Anlie¬ 
gen wirklich gehört wird, dass ein Kommentar nicht 
unterdrückt wird, hat man beim Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages. Dieser arbeitet nach innen, im 
Zweifel mit der Bundesregierung, gemeinsam mit den 
Fraktionen und den Landesvertretungen. Daran kann 
man sehen: Das Original ist im Idealfall besser als die 

(B) Kopien. Deswegen werbe ich ausdrücklich dafür, den Pe¬ 
titionsausschuss auch im Rahmen der heutigen Sitzung 
noch bekannter zu machen und die Möglichkeiten, die 
er bietet, stärker nach draußen zu tragen, als es jetzt der 
Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab¬ 
geordneten der SPD und des Abg. Manfred 
Todtenhausen [FDP]) 

Die Arbeit im Petitionsausschuss - ich bin auch neu 
dabei und gucke hier in die freudigen Gesichter meiner 
Fraktionskollegen; ein tolles Team - 

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Ist auch 
schön mit dir!) 

macht viel Spaß und erinnert mich manchmal an die 
Wahlkreisarbeit. Hier in Berlin ist man - alle wissen 
das - fachpolitisch sehr eingebunden; aber im Wahlkreis 
kriegt man alle Themen auf das Tapet. Wenn man mal 
Leute, die sich beschweren oder beklagen, fragt - ich tue 
das häufig -: „Mensch, hast du deinen Abgeordneten im 
Bund, im Land, in Europa, in der Gemeinde, im Stadt¬ 
rat mal angesprochen?“, antwortet selten einer: Habe ich 
schon gemacht, hat aber nichts gebracht. - Ich glaube, 
das ist es: Wir brauchen Politiker, die zuhören, aber wir 
brauchen auch Bürger, die sich beteiligen. Das findet im 
Petitionsausschuss statt. Alle haben den Anspruch, mit 
Respekt behandelt zu werden. Dass man sich gegenseitig 
zuhört, macht Demokratie aus; das ist wichtig. 

Da wir die Europawahlen vor der Brust haben, las¬ 
sen Sie mich zum Schluss plädieren: Ich wünsche mir 


eine solche Beteiligung auch am 26. Mai - für Demo- (C) 
kratie, für gegenseitigen Respekt. Dafür einzutreten, sich 
zu beteiligen, mitzumachen - das ist das Signal, das wir 
senden wollen. Die direkte Demokratie wurde angespro¬ 
chen: Nie ist das einfacher gewesen als im Petitionsaus¬ 
schuss des Deutschen Bundestages. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab¬ 
geordneten der SPD und des Abg. Manfred 
Todtenhausen [FDP]) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Abgeordnete Detlev Spangenberg 
für die AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Detlev Spangenberg (AfD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben hier nun viel Lobenswertes gehört; da kann 
ich noch etwas Wasser in den Wein kippen. Den Petiti¬ 
onsausschuss würde ich als zahnlosen Tiger bezeichnen. 

Herr Todtenhausen hat es eben gesagt: Das höchste Vo¬ 
tum wurde nicht ein einziges Mal umgesetzt. 

Meine Damen und Herren, Hoffnung auf direkte 
Demokratie oder Hilferufe danach kommen von den 
Petenten. Die Beschlüsse, die wir fassen, sollen ja als 
Empfehlungen an die Adressaten verstanden werden. 

Da sind Zweifel angebracht. Ich gehe auf das Beispiel 
der sogenannten kurzen Siidabkurvung am Flughafen 
Leipzig/Halle ein. Diese Petition ist von 2007. Sie be- ' 
schäftigt sich mit dem Planfeststellungsverfahren, in 
dem festgestellt wurde, dass der Schutz der Stadt Leip¬ 
zig und des Leipziger Auwaldes vor Lärmbelästigung in 
einem verträglichen Maße gewährleistet sein soll; das 
Bundesverwaltungsgericht hat sich ähnlich ausgedrückt. 
Aufgrund dessen hat der Petitionsausschuss mehrfach 
getagt und dieses Petitum - Herr Todtenhausen sagte es 
eben - zur Berücksichtigung ausgesprochen. Das ist die 
schärfste Waffe, die wir haben. Wir haben damit der Re¬ 
gierung gesagt: Nun tut mal was für die Leute dort. Das 
ist der Großraum Leipzig; hier geht es um 60 000 bis 
80 000 Betroffene. - Dort herrscht Chaos, meine Damen 
und Herren. Dort starten Maschinen mit hohem Startge¬ 
wicht, was eine sehr große Lärmbelästigung bedeutet. 

Nun hat der Ausschuss am 29. Juni 2017 das Votum 
„zur Berücksichtigung“ ausgebracht. Im Juli 2017 hat 
der Bundestag auch noch beschlossen, dass das Votum 
so gelten soll - einstimmig, meine Damen und Herren. 
Darauf folgten wieder Berichterstattergespräche, Unter¬ 
haltungen, Konferenzen - alles Mögliche. Es passierte 
nichts. 

Am 20. November 2018 hatten wir wieder ein Ge¬ 
spräch mit Regierungsvertretern. Darauf folgte am 7. De¬ 
zember eine Erklärung - Dank dafür an unseren Vorsit¬ 
zenden Marian Wendt -, in der er noch einmal deutlich 
machte, dass wir, der Petitionsausschuss, erwarten, dass 
das Anliegen der Petenten im Planfeststellungsverfahren 
berücksichtigt wird. Das haben Vertreter aller Fraktionen 
einstimmig beschlossen. Aber es passiert nichts. Deswe- 
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(A) gen der Begriff „Papiertiger“! Was hat es denn für einen 
Zweck, wenn die Bevölkerung in dem Glauben gelassen 
wird: „Wir können etwas ändern“, wenn die Regierung 
sich überhaupt nicht dafür interessiert und sich nicht an 
dem orientiert, was wir beschlossen haben? Wir geben 
das Votum „zur Berücksichtigung“ ab, und keiner tut et¬ 
was, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD) 

Das geht mittlerweile seit 2007 so. 

Ich fordere die Regierung hiermit auf, den Petitions¬ 
ausschuss endlich ernst zu nehmen. Ich frage Sie: Warum 
beschließen wir etwas, wenn Sie unsere Beschlüsse nicht 
umsetzen? Die Abstufungen wurden schon genannt: Wir 
haben das höchste Votum ausgebracht. Ich fordere die 
Regierung auf, den Petitionsausschuss endlich ernst zu 
nehmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Siemtje Möller für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Siemtje Möller (SPD): 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Das einzige Instrument 

(B) direkter Beteiligung auf Bundesebene und damit eine der 
wichtigsten tagtäglichen Brücken zwischen Bürgerinnen 
und Bürgern und uns hier im Parlament ist der Petitions¬ 
ausschuss; denn vor allen Dingen durch Petitionen erfah¬ 
ren wir von den aktiven Bürgerinnen und Bürgern von 
strukturellen Missständen, nicht vorhersehbaren Auswir¬ 
kungen von Gesetzen und erhalten Vorschläge, wo etwas 
eventuell besser geregelt werden könnte oder müsste. 
Kurzum: Durch Petitionen erfahren wir ganz unmittel¬ 
bar, wo es hakt und wo wir als Parlament tätig werden 
müssten oder könnten. 

Ein Beispiel für diese praktische Rückbindung, das 
mir sehr am Herzen liegt und wo wir uns sehr aktiv ein¬ 
gebracht haben, möchte ich hier kurz umreißen. Im Ent¬ 
wurf für das Terminservice- und Versorgungsgesetz war 
ursprünglich die Einführung einer gestuften Versorgung 
in der Psychotherapie vorgesehen. Es hagelte massive 
Kritik von den Psychotherapeutinnen und -therapeuten, 
die sagten, dieser Vorschlag würde für die Betroffenen 
eine unnötige Hürde auf dem Weg zu einem Therapie¬ 
platz bedeuten. Über 217 000 Menschen unterstützten 
eine Petition, die die Streichung dieser Regelung aus dem 
Gesetzentwurf forderte. Mitte Januar hat der Petitions¬ 
ausschuss gemeinsam mit Gesundheitsminister Spahn 
die Petition in einer öffentlichen Anhörung beraten. Da¬ 
nach wurde die Regelung zur Freude der Petentinnen und 
Petenten, der Betroffenen, im weiteren Gesetzgebungs¬ 
verfahren schließlich aus dem Gesetzentwurf gestrichen 
und das Gesetz ohne diese Regelung verabschiedet. - 
Für mich ist das ein wirklich gutes Beispiel dafür, wie 
die konstruktive Kritik aus einer Petition, gekoppelt mit 


konstruktiven Vorschlägen und guten Sachargumenten, (C) 
in die Arbeit des Parlaments einfließt und dort Berück¬ 
sichtigung findet. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Sache möchte ich an diesem Punkt klarstellen; 
denn oft gibt es hier ein gravierendes Missverständnis: 

Das Quorum für die öffentliche Anhörung einer Petiti¬ 
on, so wie es in dem von mir beschriebenen Beispiel der 
Fall war, liegt bei 50 000 Unterschriften. Das Quorum 
dafür, dass wir Ihre Petition ernsthaft und mit allem Elan 
behandeln, liegt bei einer einzigen, nämlich bei der Un¬ 
terschrift des Petenten oder der Petentin. 

Die Arbeit im Petitionsausschuss ist, wie von vielen 
Kolleginnen und Kollegen beschrieben, in der Regel kon¬ 
struktiv, ist aber leider von rechts außen unter Beschuss 
geraten. Die gelebte Praxis der AfD, den Parlamentsbe¬ 
trieb zu stören und öffentlich zu diskreditieren, wo es nur 
geht, dürfen wir auch regelmäßig bei uns im Ausschuss 
erleben - angefangen von langatmigen Debattenbeiträ¬ 
gen, die an der jeweiligen Sachlage Vorbeigehen und 
damit zeitraubend sind, wo unsere Sitzungszeit schon so 
knapp bemessen ist, über das öffentliche Instrumentali¬ 
sieren von Petitionen für die eigene menschenfeindliche 
Propaganda bis hin dazu, dass AfD-Abgeordnete die Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Ausschussdienstes un¬ 
ter Druck gesetzt haben, als es wegen einer Überlastung 
der Internetplattform des Petitionsausschusses zu einem 
unerwarteten Ausfall kam. Ich vermute, es hätte Sie weit 
weniger interessiert, wenn es dabei nicht um den Glo¬ 
balen Pakt für Migration gegangen wäre, gegen den Sie 
eine intensive Social-Media-Kampagne geführt haben. (D) 

An dieser Stelle möchte ich kurz einschieben: Die von 
mir anfangs erwähnte Petition zur psychotherapeutischen 
Versorgung wurde von über 100 000 Menschen mehr 
unterstützt als jene, die durch die AfD so hochstilisiert 
wurde. - Das nur einmal, um die Relationen aufzuzeigen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Für mich ist es bezeichnend, dass gerade die, die meinen, 
den wahren Willen des Volkes im Parlament zu vertre¬ 
ten, versuchen, die Arbeit des Parlamentes und des Pe¬ 
titionsausschusses zu kapern und zu behindern. Seien 
Sie sicher: Das werden wir Ihnen auch in Zukunft nicht 
durchgehen lassen! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

LINKEN) 

Zum Abschluss möchte ich mich bedanken: Danke al¬ 
len anderen Kolleginnen und Kollegen, die jederzeit um 
eine gute, lösungsorientierte Zusammenarbeit bemüht 
waren. Ebenfalls ein herzliches Dankeschön an alle Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die auch unter erschwer¬ 
ten Bedingungen ihre wichtige Arbeit geleistet haben. 

Ich freue mich auf die weitere Zusammenarbeit. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Kerstin Kassner für die 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Kerstin Kassner (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger hier im Saal 
und am Fernseher zu Hause! Das ist auch eine Informa¬ 
tionsveranstaltung für Sie. Wir sollten hier im Parlament 
viel öfter über die Möglichkeiten des Petitionswesens 
sprechen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der CDU/CSU und der Abg. Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das tun wir nämlich viel zu selten, nur einmal im Jahr. 
Einfach unglaublich, ist doch dieses Recht ein ganz ent¬ 
scheidender Bestandteil des demokratischen Systems 
in unserer Republik! Gerade angesichts der drohenden 
Rechtsruckbewegung ist es umso wichtiger, dass wir die¬ 
se Rechte hochhalten. 

Das Petitionswesen ist die Möglichkeit für die Bür¬ 
gerinnen und Bürger, sich direkt in das Geschehen im 
Parlament einzubringen. Andersherum ist es auch für uns 
Abgeordnete eine Möglichkeit, das aufzunehmen, was 
den Bürgern auf der Seele brennt. Wir haben die Mög¬ 
lichkeit, dazuzulernen durch die Erfahrungen, die die 
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land machen, und 
dies in unsere Arbeit im Parlament, in den Ausschüssen, 
mit den Ministerien aufzunehmen. Das sollten wir auch 
unbedingt tun. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Leider muss ich trotzdem etwas Kritisches bemerken: 
Diese direkte Beeinflussung des Geschehens findet lei¬ 
der viel zu selten statt. Wir haben festgestellt, dass im 
Jahre 2018 nur 0,7 Prozent der parlamentarisch bearbei¬ 
teten Petitionen tatsächlich dazu geführt hat, dass sich an 
dem Gesetzgebungsverfahren etwas verändert. Das, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ist einfach zu wenig. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sollten uns nicht scheuen, die Argumente der Bür¬ 
gerinnen und Bürger aufzunehmen. Es ist immer etwas 
Wahres daran. 

Vor dem Hintergrund, dass wir Mitglieder des Petiti¬ 
onsausschusses uns oft als Anwälte der Bürgerinnen und 
Bürger bezeichnen, bin ich - das muss ich sagen - sehr 
enttäuscht, wenn die Kollegen, die die Große Koalition 
stützen, sich immer wieder vor diese Koalition stellen 
und sich zu ihrem Verteidiger machen. Das ist nicht Ihre 
Funktion. Sie müssen helfen, dass die Regierung erreicht, 
was uns die Bürger ins Stammbuch geschrieben haben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Deshalb ganz deutlich: Wir sollten auch Petitionen, die 
nicht sofort zu einer Änderung des Gesetzes führen oder 
schon im Koalitionsausschuss auf der Agenda stehen, an 
die Regierung überweisen, weil sie damit zum Verändern 


bestimmter Positionen angeregt wird. Das kann doch nur 
gut sein für das parlamentarische Verfahren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Abschließend noch ein Punkt. Wir würden gerne mehr 
aus dieser Arbeit herausholen. Wir haben dazu verschie¬ 
dene Vorschläge gemacht: mehr Öffentlichkeit, ein an¬ 
deres Abstimmungsverhalten, mehr direkte Arbeit mit 
der Regierung und die Teilnahme von Regierungsmit¬ 
gliedern an Ausschusssitzungen. Das wünschen wir uns. 
Machen Sie mit, damit wir diese Arbeit verbessern. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollegin Kassner, auch Sie müssen jetzt bitte zum 
Schluss kommen. 

Kerstin Kassner (DIE LINKE): 

Ja. - Ich möchte mich auch sehr herzlich beim Aus¬ 
schusssekretariat und bei allen Mitarbeitern für die flei¬ 
ßige Arbeit bedanken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 
Bernhard Loos das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Bernhard Loos (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen! Liebe Zuhörer auf den Zuschauerrän¬ 
gen! 

Und jedem Anfang wohnt ein Zauber inne, der uns 
beschützt und der uns hilft, zu leben. 

Dieses Zitat von Hermann Hesse möchte ich meiner 
Rede voranstellen. Es beschreibt zum einen sehr gut, 
was ich als frisch gewählter Bundestagsabgeordneter 
und Neuling im Petitionsausschuss empfunden habe, 
und zum anderen, was die Kernaufgabe des Petitions¬ 
ausschusses ist. Der Petitionsausschuss soll den Bürger 
vor der Macht des Staates schützen, wenn diese Macht 
falsch und ungerecht ausgeübt wird. Er soll Hilfestellung 
geben zur Bewältigung von Problemen in unserem Land. 
Diese besondere Aufgabenstellung kommt auch in der 
herausgehobenen verfassungsmäßigen Verankerung des 
Ausschusses zum Ausdruck. 

Im Jahr 2018 war ich hochmotiviert, weil es für mich 
nun konkret mit der inhaltlichen Arbeit im Deutschen 
Bundestag losgehen würde. Der zu Beginn zitierte An¬ 
fangszauber wich sehr schnell der Erkenntnis, dass es vor 
allem der Zauber der vielen Arbeit ist, welcher alle Mit¬ 
glieder im Petitionsausschuss verbindet. Bei dieser Gele¬ 
genheit möchte ich natürlich, wie alle meine Vorredner, 
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Ausschuss¬ 
dienst für die hervorragende und vor allem enorm um- 
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(A) fangreiche Vorbereitungsarbeit danken. Sie leisten eine 
entscheidende inhaltliche Zulieferung, ohne die wir die 
Fülle der Petitionen nicht bearbeiten könnten. 

Bevor ich als Berichterstatter zu Einzelfällen aus mei¬ 
nen Bereichen Wirtschaft, Steuern sowie Bildung und 
Forschung komme, möchte ich einen Aspekt beleuchten, 
der aus meiner Sicht mit am erfolgreichsten und wich¬ 
tigsten für die Hilfesuchenden ist, der aber am wenigsten 
in der Öffentlichkeit sichtbar wird. Sehr viele Anliegen 
können bereits rasch und effizient im Vorfeld des parla¬ 
mentarischen Verfahrens positiv abgeschlossen werden; 
denn oft bewirken bereits allein die Stellungnahmeer¬ 
suchen des Petitionsausschusses bei den angesproche¬ 
nen staatlichen Stellen eine nochmalige, gründlichere 
Abwägung des Vorgangs und eine neue Entscheidung. 
Viele dieser Vorgänge, bei denen die um Stellungnahme 
gebetenen Behörden die Gelegenheit nutzten, ihre Fehler 
einzuräumen und umgehend Änderungen im Sinne des 
Petenten vorzunehmen, sind Erfolge, die auf der bloßen 
Existenz des Petitionsausschusses und auf der von mei¬ 
nen vielen Vorgängerinnen und Vorgängern erarbeite¬ 
ten Reputation des Petitionsausschusses beruhen. Auch 
wenn wir jetzt einzelne Prozentzahlen betrachten, ist es 
nicht so, dass wir wenig erreichen. Wir erreichen schon 
sehr viel im Vorfeld. Das darf man bei der Aufzählung 
dessen, was wir tun, nicht vergessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Stefan Schwartze [SPD]) 

Nun zu meinem ganz persönlichen Beitrag. Der Pe- 

(ß) titionsausschuss kommt zu den Menschen vor Ort. Wir 
wollen also nicht nur die Bürgerinnen und Bürger auf¬ 
fordern, zu uns zu kommen, sondern wir kommen auch 
zu ihnen - und das nicht nur durch unsere tägliche Ar¬ 
beit. Ich selbst stand zum Beispiel den Bürgerinnen und 
Bürgern auf dem Stand des Petitionsausschusses bei der 
Münchner Heim+Handwerk zur Rede, sah dort eine rege 
Nachfrage und habe viele interessante Gespräche ge¬ 
führt. Auch im Rahmen des Tages der Ein- und Ausblicke 
im Deutschen Bundestag, also hier vor Ort, wo ich unse¬ 
ren Bundestagspräsidenten Wolfgang Schäuble begrüßen 
konnte, war großes Interesse vorhanden. 

Ich möchte ein kleines Beispiel herausgreifen. Als Be¬ 
richterstatter betreue ich unter anderem eine Petition mit 
23 000 Mitzeichnern im Bereich Forschung zum Thema 
„gezielter Einsatz von Forschungsgeldern für klinische 
Studien zum Einsatz von Methadon in der Krebsthera¬ 
pie“. Die öffentliche Beratung war am 5. November 
2018. Eine Beschlussfassung im Ausschuss steht noch 
aus. Daher möchte ich wiederholen, was ich in der öf¬ 
fentlichen Beratung bereits angemahnt habe: Wir müs¬ 
sen sehr sensibel mit dem Thema „Krebsbehandlung und 
Krebsheilung“ umgehen und dürfen keine falsche und 
vorschnelle Erfolgsmeldung über Wundermittel entste¬ 
hen lassen. Das gilt im Endeffekt für alle Themen. Es 
ist mir daher wichtig, zu betonen, dass wir im Petitions¬ 
ausschuss nicht der Versuchung erliegen dürfen, über die 
Frage zu beraten, ob eine bestimmte Therapie Wirkungen 
und Erfolge bei der Heilung möglich macht. Wir sollten 
allein über die grundsätzliche Frage beraten, ob und wie 
wir wissenschaftliche Forschung und klinische Studien 


in Deutschland zur Erforschung von Heilung und Thera- (C) 
pie durchführen und ob wir dies mit staatlichen Mitteln 
erreichen und unterstützen. 

In meinem inhaltlichen Bereich waren vor allem fol¬ 
gende Themen auffällig wiederkehrend: Verbesserungs¬ 
wünsche im Rahmen der Elektromobilität, angefangen 
bei der Ladeinfrastruktur in den Autogaragen - Stichwort 
„Eigentümerwohngemeinschaft“ -, über ausreichende 
öffentliche Ladestellen und einheitliche Steckertypen bis 
hin zur Frage der Bepreisung des abzugebenden Stroms. 

Die Vielzahl der Petitionen zeigt mir, dass hier noch ein 
großer Handlungsbedarf, aber auch eine große Perspekti¬ 
ve für die Zukunft liegt. 

Der Petitionsausschuss ist oft Seismograf der Ent¬ 
wicklung, doch leider auch der entsprechenden Kinder¬ 
schuhprobleme. Ein Anstieg der Eingaben betreffend die 
Bundesnetzagentur ist mit Problemen bei der Breitband¬ 
geschwindigkeit zu erklären. Über 33 Petitionen beschäf¬ 
tigten sich mit der Deutschen Post AG und den Fragen 
der Qualität der Zustellung, aber auch der Portopreise. 

Nicht immer war die Zustellfrage zufriedenstellend zu 
beantworten. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch etwas Grundsätz¬ 
liches, sehr Selbstkritisches zur Arbeit im Ausschuss sa¬ 
gen: Der Petitionsausschuss ist kein Gesetzgebungsaus¬ 
schuss. Wir sind auch kein Superrevisionsausschuss und 
erst recht kein Gremium, in dem die großen politischen 
Schlachten permanent aufs Neue geschlagen werden 
müssen. Deshalb ist es schade, dass gerade hier im Ple¬ 
num heute vielleicht der falsche Eindruck entstanden ist, 
dass wir im Ausschuss ganz große Streitthemen haben. 
Natürlich haben wir entsprechend unserer politischen 
Richtung auch unterschiedliche Meinungen; aber wir ar¬ 
beiten konstruktiv, effizient und, wie ich denke, auch gut 
zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Stefan Schwartze [SPD]) 

Wir sind ein wichtiger Ausschuss für Hilfesuchende, 
ein Anwalt für die Menschen, und darin liegt unsere Stär¬ 
ke, 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollege Loos, achten Sie bitte auf die Zeit. 

Bernhard Loos (CDU/CSU): 

und dafür zollen uns die Bürgerinnen und Bürger An¬ 
erkennung. 

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege Stefan 
Schwartze für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Stefan Schwartze (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge¬ 
ordnete! Sehr geehrte Petentinnen und Petenten! Vorab 
mein Dank an die Mitarbeiter des Ausschussdienstes und 
an die Mitarbeiter in unseren Abgeordnetenbüros und in 
den Referentenbüros der Fraktionen: Ohne Ihren Einsatz 
wäre vieles für die Menschen nicht zu erreichen. Das 
höchste Votum in unserem Ausschuss lautet übrigens: 
Abschluss, weil dem Anliegen entsprochen worden ist. - 
Dieses höchste Votum gab es im Jahr 2018 1 209-mal. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ich finde, das ist eine große Leistung. 

Am 24. Juni findet die nächste öffentliche Beratung 
des Petitionsausschusses statt. Minister Spahn hat seine 
Teilnahme zum Thema Pflege bereits zugesagt. Ich lade 
herzlich den Minister Seehofer zum Beihilferecht und 
den Minister Scheuer zum Tempolimit ein. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Stellen Sie sich der Debatte. Ich finde, das sollte sich 
kein Minister entgehen lassen. Genauso würde ich mich 
freuen, wenn wir im September bei den Themen „Bie¬ 
nenschutz“ und „Klimaschutz“ die Ministerin Schulze 
begrüßen könnten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

(B) 

Wir hatten in der letzten Wahlperiode eine sehr gute 
Anhörung zur Reform des Petitionsrechts. Ich stelle fest: 
Wir arbeiten solide, wir arbeiten bürgerorientiert. Es gibt 
aber Verbesserungsbedarf: Wir müssen schneller werden. 
Wir müssen transparenter werden. Bei jeder Bestellung 
im Internet kann man den Status verfolgen. Das muss 
bei Petitionen doch auch möglich sein. Wir müssen ver¬ 
ständlich mit den Menschen kommunizieren. Was nützt 
der größte Erfolg, wenn die Entscheidung so mitgeteilt 
wird, dass sie keiner versteht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Marian Wendt [CDU/ 
CSU]) 

Wir müssen öfter und besser über unsere Arbeit spre¬ 
chen und für sie werben. Eine zusätzliche Debatte zur 
Halbzeit eines Jahres über aktuelle Themen wäre da 
schon einmal ein echter Fortschritt. Wie man Petitionen 
ins Plenum holen kann, hat der letzte Freitag gezeigt. Da 
wurden rentenpolitische Themen mit den dazugehörigen 
Petitionen verbunden. Mein Dank geht an die Redner der 
SPD, Daniela Kolbe und Ralf Kapschack, die das als ein¬ 
zige in der Debatte getan haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollten aber auch über einen grundsätzlichen 
Punkt nachdenken. Es steht diesem Haus gut an, über die 
Position eines Bürgerbeauftragten zu beraten. Ist das eine 
Möglichkeit, den Anliegen der Menschen mehr Kraft zu 
verleihen? Stärkt ein solches Amt die öffentliche Wahr¬ 
nehmung? Stärkt es die Durchsetzungskraft der Petitio¬ 


nen? Ich glaube, gerade in den Konflikten des Einzelnen (C) 
mit Behörden und Institutionen kann ein solches Amt 
sehr hilfreich sein. Das sollten wir hier in aller Breite und 
Ausführlichkeit miteinander beraten. 

(Beifall bei der SPD) 

Neu ist, dass das Petitionsrecht jetzt Eingang in die 
Krimiliteratur gefunden hat. Ich möchte kurz zitieren: 

Nachdem sie mit der Klage gescheitert waren, hat¬ 
ten sie hin und her überlegt, was sie sonst noch un¬ 
ternehmen könnten: an den Petitionsausschuss des 
Bundestages schreiben, bis vor den Europäischen 
Gerichtshof gehen, eine Kampagne ... auslösen ... 

Ich verrate nur noch, dass es für unsere Krimihelden 
deutlich besser gewesen wäre, sie hätten eine Eingabe an 
den Petitionsausschuss des Bundestages gemacht. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP - Bei¬ 
fall bei der SPD) 

Wer mehr dazu wissen möchte, der lese bitte das Buch 
„Die Schattenbucht“ von Eric Berg. 

Manche Petition könnte als Literaturvorlage dienen: 
als Krimi, als Drama, als Roman mit Happy End. Die 
Helden sind dabei die Menschen, die sich an uns wenden. 

Wir Abgeordnete sind dabei die Helfer. Niemals sollten 
wir Abgeordnete zu Hauptdarstellern und Autoren der 
Petitionen werden. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das Petitionsrecht ist das Recht der Menschen. Es ist ihre (D) 
Möglichkeit, Einfluss zu nehmen und ihre Probleme hier 
im Bundestag auf die Tagesordnung zu setzen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN) 

Werden Abgeordnete und eine Fraktion hier zu Akteu¬ 
ren auf der Onlineplattform des Ausschusses, so miss¬ 
brauchen und zerstören sie das Petitionsrecht, das im 
Grundgesetz verankert ist. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN so¬ 
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Genau das haben Sie von der AflD getan, als Sie Mitar¬ 
beiter aus einem Abgeordnetenbüro zu Autoren und Ak¬ 
teuren von Petitionen gemacht haben. 

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Er hat sich dafür noch nicht ein¬ 
mal entschuldigt!) 

Nehmen Sie das Recht der Menschen ernst! Machen Sie 
das Petitionsrecht nicht zum Instrument von Parteitaktik 
und Kampagnen! 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Es ist ein Bürgerrecht, ein Recht für Bürgeranliegen, und 
daraus erwächst die Kraft von Petitionen. Hören Sie auf. 
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Stefan Schwartze 

(A) die Axt an das Petitionsrecht und damit an unser Grund¬ 
gesetz zu legen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN¬ 
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Ich schließe die Aussprache. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am (C) 
Schluss unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes¬ 
tages auf morgen, Donnerstag, den 16. Mai 2019, 9 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen alles 
Gute. 

(Schluss: 18.37 Uhr) 


(B) 


(D) 
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(A) 


Anlagen zum Stenografischen Bericht (C) 


(B) 


Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete 


Abgeordnete(r) 


Abgeordnete(r) 

Baerbock, Annalena 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Steffen, Sonja Amalie SPD 

Wagenknecht, Dr. Sahra DIE LINKE 

Bleser, Peter 

CDU/CSU 

Werner, Katrin DIE LINKE 

Brehmer, Heike 

CDU/CSU 

Zimmermann (Zwickau), Sabine DIE LINKE 

Freihold, Brigitte 

DIE LINKE 

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes 

Gehrke, Dr. Axel 

AfD 


Gysi, Dr. Gregor 

DIE LINKE 

Anlage 2 

Harder-Kühnel, Mariana Iris 

AfD 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 19/10040) 

Held, Marcus 

SPD 


Helling-Plahr, Katrin 

FDP 

Frage 3 

Antwort 

Heßenkemper, Dr. Heiko 

AfD 

des Pari. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 

Hirte, Christian 

CDU/CSU 

der Abgeordneten Annalena Baerbock (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN): 

Jongen, Dr. Marc 

AfD 

Aus welchen Gründen hat sich die Bundesregierung nicht 
an der Initiative anderer Länder für striktere Klimaziele (siehe 

Kemmerich, Thomas L. 

FDP 

dpa-Meldung vom 7. Mai 2019 „Acht EU-Länder für strikte 

neue Klimaziele“) beteiligt, und welche eigenen klimapoliti¬ 
schen Vorschläge hat sie in diesem Jahr bisher federführend 

Kotier, Dr. Bärbel 

SPD 

auf EU-Ebene eingebracht (bitte einzeln aufschlüsseln)? 

Magwas, Yvonne* 

CDU/CSU 

Die Bundesregierung hat die genannte Initiative 

mehrerer Mitgliedstaaten nachdrücklich begrüßt. Die 

Müller, Axel 

CDU/CSU 

Bundesregierung arbeitet derzeit im Kabinettausschuss 
„Klimaschutz“ an Maßnahmen zur Erreichung der Kli¬ 

Müntefering, Michelle 

SPD 

maschutzziele 2030. Darüber hinaus hat die Bundeskanz¬ 
lerin beim Petersberger Klimadialog am 14. Mai ange¬ 

Nestle, Ingrid 

BÜNDNIS 90/ 

kündigt, dass die Bundesregierung im Kabinettausschuss 

DIE GRÜNEN 

„Klimaschutz“ erörtern will, wie Deutschland eine Treib¬ 
hausgasneutralität bis 2050 erreichen kann. Dies greift 

Nord, Thomas 

DIE LINKE 

einen der zentralen Eckpunkte der Initiative der neun 
EU-Mitgliedstaaten auf. 

Petry, Dr. Frauke* 

fraktionslos 


Protschka, Stephan 

AfD 

Frage 8 

Antwort 

Remmers, Ingrid 

DIE LINKE 

des Pari. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 

Scheer, Dr. Nina 

SPD 

der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 

NEN): 

Schulz, Jimmy 

Spahn, Jens 

FDP 

CDU/CSU 

Sind der Bundesregierung weitere Fälle bekannt, bei denen die 
Gewässerrandstreifen in Fauna-Flora-Habitat-Gebieten (FFH) 
auf weniger als 5 Meter verringert wurden, wie beispielsweise 

auf Beschluss des Kreistages Osnabrück Land/Niedersachsen 
auf nur 1 Meter entgegen der Empfehlung der unteren Natur¬ 

Steffel, Frank 

CDU/CSU 

schutzbehörde (Schutzgebiet „Else und Obere Hase“: www.noz. 
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(A) de/lokales/osnabrueck/artikel/1675652/osnabruecker-kreistag- 
beschliesst-l-meter-randstreifen-in-schutzgebiet), und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung in diesem Fall vor dem 
Hintergrund bereits laufender Mahnverfahren der EU-Kommis- 
sion gegen Deutschland (https://ec.europa.eu/germany/news/ 
20190124-vertragsverletzungsverfahren-deutschland_de), eine 
vollständige Umsetzung der FFH-Richtlinie sicherzustellen? 

Die Ausweisung von Schutzgebieten einschließlich 
der Festsetzung von notwendigen Maßgaben im Rah¬ 
men von Schutzgebietsverordnungen obliegt den Län¬ 
dern. Der Bundesregierung liegen keine vollständigen 
Informationen über die einzelnen Regelungen in Schutz¬ 
gebietsverordnungen der Länder vor. Weitere Fälle, bei 
denen die Gewässerrandstreifen in FFFl-Gebieten auf 
weniger als fünf Meter verringert wurden, sind der Bun¬ 
desregierung nicht bekannt. 

Nicht nur, aber auch vor dem Hintergrund des er¬ 
wähnten laufenden Vertragsverletzungsverfahrens ist es 
wichtig, dass Bund und Länder ihre bisherigen Anstren¬ 
gungen zur vollständigen Umsetzung der FFH-Richtlinie 
fortsetzen. Dazu gehört auch, dass geeignete Maßnah¬ 
men getroffen werden, um die Erhaltungsziele für die ge¬ 
schützten Lebensräume und Arten in den Schutzgebieten 
zu erreichen. Hierfür kann auch die Breite der in dem 
Gebiet gelegenen Gewässerrandstreifen von Bedeutung 
sein. Dies kann jedoch nur einzelfallbezogen von den zu¬ 
ständigen Behörden vor Ort bewertet werden. 

Frage 14 

Antwort 

(B) der Pari. Staatssekretärin Dr. Maria Flachsbarth auf die 
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

In welchen nord-, nordwest- und zentralafrikanischen Län¬ 
dern (mit der Bitte um Auflistung der einzelnen Maßnahmen 
und Finanzvolumina; vergleiche Antwort der Bundesregie¬ 
rung zu Frage 4 der Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen auf Bundestagsdrucksache 18/13460) engagiert 
sich die Bundesregierung über den Nothilfe-Treuhandfonds 
der Europäischen Union für Afrika (EUTF), und wie wird eine 
menschenrechtliche Folgenabschätzung der dadurch finan¬ 
zierten Projekte sichergestellt? 

Informationen zu den Maßnahmen sind über die of¬ 
fizielle Internetseite des EUTF öffentlich einsehbar 
(https://ec.europa.eu/trustfundforafrica/region_en); die 
jeweiligen deutschen Ko-Finanzierungen sind ebenfalls 
öffentlich einsehbar über Anhang 1 des EUTF-Jahres- 
berichtes 2018 (https://ec.europa.eu/tmstfundforafrica/ 
sites/euetfa/files/ar_201 8_en.pdf). 

Bei allen EUTF-Projekten werden bei der Erstellung 
der Programmvorschläge („Action Fiches“) standardmä¬ 
ßig menschenrechtliche Aspekte diskutiert und bewertet. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam¬ 
menarbeit und Entwicklung (BMZ) verpflichtet sich 
zusätzlich dazu, über sein Konzept „Menschenrechte in 
der deutschen Entwicklungspolitik“ seine Entwicklungs¬ 
zusammenarbeit konsequent an den Menschenrechten 
auszurichten. Das BMZ-Konzept enthält verbindliche 
Vorgaben für die Gestaltung der staatlichen Entwick¬ 
lungszusammenarbeit, einschließlich der Konzeption 
und Durchführung einzelner Programme. 


Für die deutschen staatlichen Durchführungsorganisa¬ 
tionen sind die Vorgaben des BMZ-Konzeptes verbind¬ 
lich. Für die konkrete Umsetzung der Verpflichtung zur 
Prüfung menschenrechtlicher Wirkungen und Risiken 
haben die Durchführungsorganisationen jeweils eigene 
Verfahren etabliert. 


Frage 20 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Christine Lambrecht auf 
die Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Welchen konkreten Zeitplan sieht die Bundesregierung 
für die Reform der Grundsteuer vor (bitte geplante Termine 
mit Ländern und Kabinettsbeschluss nennen), und inwiefern 
möchte sie an der vom Bundesfinanzminister für die Ausge¬ 
staltung der Steuer vorgeschlagenen Wertorientierung festhal- 
ten? 

Die Abstimmung zur Ausgestaltung der Neuregelung 
ist noch nicht abgeschlossen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, nach erfolgter Res¬ 
sortabstimmung zeitnah eine Gesetzesvorlage gemäß Ar¬ 
tikel 76 GG einzubringen. Hierauf aufbauend wird der 
konkrete Zeitplan für das Gesetzgebungsverfahren ent¬ 
wickelt. 

Frage 21 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Christine Lambrecht auf 
die Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Wie soll die vom Bundesminister der Finanzen, Olaf 
Scholz, im Rahmen der Dienstwagenbesteuerung geplante 
Verlängerung der steuerlichen Förderung von Dienst-Hybrid¬ 
autos bis 2030 sicherstellen, dass dies tatsächlich zu einer 
Reduzierung des C0 2 -Ausstoßes führt, wie diese Maßnah¬ 
me in der Begründung des am 8. Mai 2019 veröffentlichten 
Referentenentwurfs zum Gesetz zur weiteren steuerlichen 
Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften (Jahressteuergesetz) begründet wird, 
insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Förderung für alle 
Dienst-Hybridautos in Anspruch genommen werden kann, die 
eine reine elektrische Fahrleistung von mindestens 60 km (bei 
Anschaffung zwischen 2022 und 2024) bzw. von mindestens 
80 km (bei Anschaffung zwischen 2025 und 2030) vorweisen 
können, und inwiefern plant Bundesminister Olaf Scholz auch 
ein Bonus-Malus-System bei der Kfz-Steuer einzuführen, um 
Elektromobilität zu fördern? 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 
8. Mai 2019 einen Referentenentwurf für ein „Gesetz 
zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobili¬ 
tät und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ 
vorgelegt und die Ressortabstimmung eingeleitet 

Der Referentenentwurf sieht vor, dass die derzeit 
befristete Maßnahme zur Halbierung der Bemessungs¬ 
grundlage bei der Dienstwagenbesteuerung bei der pri¬ 
vaten Nutzung von Elektro- oder extern aufladbaren 
Hybridelektrofahrzeugen verlängert werden soll. Diese 
Maßnahme soll die Nutzung emissionsfreier oder emissi¬ 
onsarmer Kraftfahrzeuge unterstützen. 


(C) 
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Das BMF geht davon aus, dass mit diesen Maßnah¬ 
men ein substanzieller Beitrag zum Hochlauf der Elek- 
tromobilität geleistet werden kann. Die Hersteller erhal¬ 
ten Planungssicherheit und eine zusätzliche Motivation, 
entsprechende Produkte anzubieten. Zudem wird durch 
den regelmäßigen Flottenaustausch der Dienstwagen- 
flotten auch der private Zweitmarkt stimuliert. Private 
werden in die Lage versetzt, solche Elektrofahrzeuge auf 
dem Gebrauchtmarkt zu erwerben. 

Die Einführung eines sogenannten Bonus-Malus-Sys- 
tems im Rahmen der Kraftfahrzeugsteuer ist derzeit 
durch die Bundesregierung nicht geplant. 

Frage 22 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Christine Lambrecht auf die 
Frage des Abgeordneten Mario Mieruch (fraktionslos): 

Welche erhobenen Steuern und Abgaben des Bundes wur¬ 
den den Steuerzahlern (hier konkret den Privathaushalten) in 
den letzten 30 Jahren direkt zurückvergütet, vergleiche hierzu 
die Modellentwürfe zu C0 2 -Steuer bzw. -Abgabe? 

Eine direkte „Zurückvergütung“ von Steuerzahlungen 
ist im deutschen Steuerrecht bisher nicht vorgesehen. 

Frage 23 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Christine Lambrecht auf die 
Frage des Abgeordneten Markus Herbrand (FDP): 

Weshalb wurde der durch zusätzliche Betriebsprüfungen 
und sonstige Untersuchungsmaßnahmen durch die Zollver¬ 
waltung (Finanzkontrolle Schwarzarbeit) für die Wirtschaft 
anfallende Aufwand, der durch den Entwurf eines Gesetzes 
gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch 
(Bundestagsdrucksache 19/8691) entstehen wird, in der Dar¬ 
stellung des Erfüllungsaufwandes des benannten Gesetzes 
nicht von der Bundesregierung aufgeführt, und weshalb hat 
die Bundesregierung diesen Aufwand, der für eine vollständi¬ 
ge Darstellung des Erfüllungsaufwandes notwendig ist, auch 
dann nicht ausgewiesen, nachdem der Nationale Normen¬ 
kontrollrat in seiner Stellungnahme zum Gesetz (Bundestags¬ 
drucksache 19/8691, Seiten 71 bis 79) das Bundesministerium 
der Finanzen explizit aufgefordert hat, diese Kostenfolgen, die 
in einer nicht unerheblichen Größenordnung lägen, nachträg¬ 
lich zu schätzen und transparent darzustellen? 

Mit dem Gesetz wird im Ergebnis keine bezifferba¬ 
re Bürokratie für die Wirtschaft aufgebaut. Einer etwa¬ 
igen Mehrbelastung der Arbeitgeber durch eine höhere 
Prüflings- und Ermittlungsintensität der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit der Zollverwaltung stehen Entlastungen 
der Wirtschaft durch effizientere Prüflings- und Ermitt¬ 
lungsverfahren sowie Mitwirkungserleichterungen ge¬ 
genüber. Zudem führt die Zunahme der Prüflings- und 
Ermittlungsintensität dazu, dass illegale Beschäftigung 
eingedämmt wird und rechtstreue Unternehmen vor un¬ 
lauterer Konkurrenz geschützt sowie in einem von Ord¬ 
nung und Fairness geprägten Wettbewerbsumfeld ge¬ 
stärkt werden. 

Die Bezifferung einer damit einhergehenden etwa¬ 
igen Mehrbelastung und Entlastung der Wirtschaft ist 
nicht möglich, da die unmittelbaren Auswirkungen der 


ergriffenen Prüflings- und Ermittlungsmaßnahmen auf 
Arbeitgeber nicht konkret abschätzbar sind. Im Übrigen 
ist es nach wie vor nicht möglich. Umfang und Entwick¬ 
lung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung in 
der Wirtschaft zu messen. Dies liegt in der Natur der 
Schwarzarbeit, die sich als Teil der Schattenwirtschaft in 
der Regel im Verborgenen abspielt und sich der statisti¬ 
schen Erfassung entzieht. 

Frage 24 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Christine Lambrecht auf die 
Frage des Abgeordneten Markus Herbrand (FDP): 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Erfüllungsauf¬ 
wand, der durch zusätzliche Betriebsprüfungen und sonstige 
Untersuchungsmaßnahmen entsteht und der trotz Hinweisen 
des Normenkontrollrates im Entwurf eines Gesetzes gegen il¬ 
legale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch (Bundes¬ 
tagsdrucksache 19/8691) nicht aufgeführt wurde (vergleiche 
Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß 
§ 6 Absatz 1 des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen 
Normenkontrollrates, Bundestagsdrucksache 19/8691, Sei¬ 
ten 71 bis 79)? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 23 verwiesen. 

Frage 25 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Konstantin von Notz (BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

In wie vielen Fällen haben öffentliche Stellen des Bundes 
in den zurückliegenden Jahren (bitte nach Polizei- und Sicher¬ 
heitsbehörden geordnet für die Jahre von 2014 bis heute im Ein¬ 
zelnen auflisten) Auskunftsansprüche auf Verkehrs- bzw. Me¬ 
tadaten bei privaten Intemetuntemehmen insbesondere auf die 
gespeicherten Standortdaten bei Google (www.nytimes.com/ 
2019/04/13/technology/google-sensorvault-location-tracking. 
html) geltend gemacht, und in wie vielen Fällen erfolgten kon¬ 
krete Antworten mit für die Behörden und für deren behördliche 
Ziele verwertbaren Daten bzw. Informationen? 

Antwort - offener Teil: 

BPOL, BKA, Zoll, GBA 

Die Bundespolizei, das Bundeskriminalamt, der Zoll 
und der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
führen keine Statistiken über Anfragen an private Inter¬ 
netunternehmen im Sinne der Fragestellung. Eine Aus¬ 
sage über die Anzahl entsprechender Anfragen sowie 
konkreter Antworten der Unternehmen und deren Ver¬ 
wertbarkeit kann daher nicht getroffen werden. 

Aufgrund des neuen, am 25. Mai 2018 in Kraft ge¬ 
tretenen Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG) ist das 
Bundeskriminalamt allerdings gemäß § 88 BKAG ver¬ 
pflichtet, über den Einsatz und den Umfang bestimmter 
BKAG-Befugnisse zur Gefahrenabwehr zu berichten. 
Diese Berichtspflicht umfasst auch Auskunftsersuchen 
gemäß § 52 Absatz 2 BKAG zur Übermittlung von Nut¬ 
zungsdaten. Die erste Berichterstattung an den Bundes¬ 
tag ist gemäß § 88 BKAG zum 1. Dezember 2019 vor¬ 
gesehen. 
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BND, BfV, MAD 

Die Antwort auf die Frage kann nicht offen erfolgen. 
Die Einstufung der Antwort auf die Frage als Verschluss¬ 
sache (VS) mit dem Geheimhaltungsgrad „VS - NUR 
FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ ist im vorliegenden 
Fall im Hinblick auf das Staatswohl erforderlich. Nach 
§ 2 Absatz 2 Nummer 2, 3 und 4 der Allgemeinen Ver¬ 
waltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz vom 
10. August 2018 (Verschlusssachenanweisung, VSA) 
sind Informationen, deren Kenntnisnahme durch Unbe¬ 
fugte für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder nachteilig sein kann, entspre¬ 
chend einzustufen. 

Eine zur Veröffentlichung bestimmte Antwort der 
Bundesregierung auf diese Frage würde Informationen 
über die Fähigkeiten und Methoden des Bundesnach¬ 
richtendienstes einem nicht eingrenzbaren Personenkreis 
nicht nur im Inland, sondern auch im Ausland zugänglich 
machen. Eine solche Veröffentlichung von Einzelheiten 
ist daher geeignet, zu einer wesentlichen Verschlechte¬ 
rung der dem BND zur Verfügung stehenden Möglich¬ 
keiten der Informationsgewinnung zu führen. Dies kann 
für die wirksame Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben 
der Nachrichtendienste und damit für die Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland nachteilig sein. Diese In¬ 
formationen werden daher als „VS - NUR FÜR DEN 
DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft und dem Deutschen 
Bundestag gesondert übermittelt. 

Frage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE): 

Haben deutsche Behörden nach Kenntnis der Bundesregie¬ 
rung im Nachgang zu den islamistischen Anschlägen in Paris, 
Nizza und Brüssel Informationen aus den bei Interpol einge¬ 
richteten Infoboards erhalten oder dorthin übermittelt (bitte 
auflisten, welche Behörden)? 

Nach den Anschlägen in Paris am 13. November 
2015, in Brüssel am 22. März 2016 und in Nizza am 
14. Juli 2016 haben nach Kenntnis der Bundesregierung 
keine Bundesbehörden Informationen aus etwaigen bei 
Interpol eingerichteten „Infoboards“ erhalten oder dort¬ 
hin übermittelt. 

Frage 28 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Wird die Bundesregierung ein Gesetz zur Streichung des 
Artikels 15 des Grundgesetzes (Vergesellschaftung gegen 
Entschädigung) entwerfen bzw. unterstützen, oder wird die 
Bundesregierung im Gegenteil solche Vergesellschaftungen 
sowie Enteignungen - ähnlich schon heute praktizierten Ent¬ 
eignungen zum Beispiel für Autobahnbau - künftig gegen 
Wohnungsnot bzw. zugunsten von Mieterinnen und Mietern 
fördern (www.spiegel.de/politik/deutschland/gruene-fordem- 
mietobergrenze-und-50-000-euro-strafe-fuer-zu-hohe- 
mieten-a-1264537.html)? 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, ein Gesetz (C) 
zur Streichung von Artikel 15 des Grundgesetzes zu ent¬ 
werfen oder zu unterstützen. Die Bundesregierung hat 
sich auf dem Wohngipfel mit der Wohnungsnot beschäf¬ 
tigt und arbeitet derzeit an der Umsetzung der dort ge¬ 
fassten Beschlüsse. 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Zaklin Nastic (DIE LINKE): 

Welchen konkreten Handlungsbedarf leitet die Bundesregie¬ 
rung aus der Aussage der UN-Sonderberichterstatterin, Leilani 
Farha, ab, dass es Aufgabe des Staates sei, dafür zu sorgen, dass 
jeder sein Recht auf adäquates Wohnen wahmehmen kann, 
und ist die Bundesregierung der Auffassung, dieser Aufga¬ 
be gerecht zu werden (www.institut-fuer-menschenrechte.de/ 
aktuell/news/meldung/article/un-sonderberichterstatterin-fuer- 
das-menschenrecht-auf-wohnen-besucht-das-institut/)? 

Die VN-Sonderberichterstatterin für das Recht auf an¬ 
gemessenes Wohnen als Bestandteil des Rechts auf einen 
angemessenen Lebensstandard, Leilani Farha, setzt sich 
auf internationaler Ebene im VN-Menschenrechtsrat und 
im 3. Ausschuss der VN-GeneralVersammlung für die 
Implementierung von Menschenrechtsstandards wie bei¬ 
spielsweise der Vermeidung von Obdachlosigkeit oder 
den „Zugang zu Recht“ ein. Das Recht auf angemessenes 
Wohnen (Right to adequate housing as a component of the 
right to an adequate Standard of living) ist unter anderem 
in Artikel 25 der Allgemeinen Erklärung der Menschen¬ 
rechte, Artikel 11 des VN-Sozialpaktes und Artikel 16 der (pj) 
Europäischen Sozialcharta genannt. Es entspricht jedoch 
weder der Staatspraxis noch der Rechtsüberzeugung der 
Vertragsstaaten, dass aus Artikel 11 des VN-Sozialpaktes 
ein subjektives, gerichtlich durchsetzbares Recht auf eine 
Wohnung abgeleitet werden kann. 

Auf nationaler Ebene schließt das Sozialstaatsprinzip 
nach Artikel 20 Absatz 1 des Grundgesetzes, in Verbin¬ 
dung mit dem Schutz der Menschenwürde, die Verpflich¬ 
tung des Staates mit ein, auch für eine angemessene Ver¬ 
sorgung der Bevölkerung mit Wohnraum Sorge zu tragen. 
Daraus hat das Bundesverfassungsgericht ein subjektives 
Recht des Einzelnen abgeleitet, dass ihm der Staat die 
lebensnotwendigen Bedürfnisse - darunter eine Unter¬ 
kunft - sicherstellt, wenn ihm die eigenverantwortliche 
Sicherung seines Lebensunterhalts nicht möglich ist. 

Dieser Verpflichtung werden der Bund und die Länder 
durch Regelungen im Sozialrecht, zur sozialen Wohn- 
raumforderung, durch das Wohngeldgesetz, ein soziales 
Mietrecht und Regelungen im Ordnungsrecht (Unterbrin¬ 
gung von durch unfreiwillige Obdachlosigkeit bedrohten 
Menschen in Wohnungen bzw. Gemeinschaftsunterkünf¬ 
ten) gerecht. 

Konkret hat die Bundesregierung auf dem Wohngipfel 
vom 21. September 2018 mit Ländern und Kommunen 
eine gemeinsame Wohnraumoffensive vereinbart. Diese 
beinhaltet unter anderem die Verstetigung des Engage¬ 
ments des Bundes in der sozialen Wohnraumförderung, 
die Einführung des Baukindergelds, einen Vorschlag der 
Bundesregierung zur Förderung des Mietwohnungsneu- 
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(A) baus durch steuerliche Sonderabschreibung, die Fortfüh¬ 
rung der Städtebauförderung und den am 8. Mai 2019 
vom Kabinett beschlossenen Gesetzentwurf zur Stärkung 
des Wohngelds. 

Frage 30 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage des Ab¬ 
geordneten Andrej Hunko (DIE LINKE): 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zum mut¬ 
maßlichen Aufenthalt der per Interpol gesuchten venezolani¬ 
schen Staatsangehörigen J. L., J. A. N., R. G. und M. A. E, 
die laut der venezolanischen Regierung Cyberangriffe auf den 
Guri-Staudamm und andere Energieinfrastrukturen verübt ha¬ 
ben sollen, und nun wie J. L., der Sicherheitsbeauftragter der 
Guri-Anlage gewesen war, in Gebäuden des US-Militärs un¬ 
tergebracht sein sollen („Venezuelan Government Announces 
Arrests over Electrical Blackouts“, https://venezuelanalysis. 
com, 24. April 2019), und wie verfahrt die Bundesregierung 
mit den Interpol-Fahndungen aus Venezuela, auch falls die ge¬ 
suchten Personen nach Deutschland einreisen? 

Die Bundesregierung arbeitet eng und vertrauensvoll 
mit Interpol zusammen. Im Bundeskriminalamt wird da¬ 
bei jedes internationale Fahndungsersuchen geprüft und 
entschieden, ob dieses mit deutschem Recht vereinbar ist 
und ob in Deutschland Exekutivmaßnahmen durchge¬ 
führt werden können. Interpol-Fahndungen aus Venezue¬ 
la werden von der Bundesregierung ebenfalls in jedem 
Einzelfall geprüft. 

Zum Aufenthaltsort der von Ihnen genannten Perso- 

(B) nen liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 
Es gibt keinerlei Hinweise, dass eine Reise der genannten 
Personen nach Deutschland geplant ist. Zu der hypothe¬ 
tischen Fragestellung kann die Bundesregierung daher 
keine Angaben machen. 

Die Bundesregierung hat insgesamt keine Kenntnisse 
über einen Cyberangriff auf die Guri-Anlage. 

Frage 31 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab¬ 
geordneten Sevim Dagdelen (DIE LINKE): 

Inwieweit hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, 
dass laut Büro des Special Inspector General for Afghanistan 
Reconstruction (SIGAR) die NATO-Mission zur Ausbildung 
und Beratung sowie Unterstützung der afghanischen Sicher¬ 
heitskräfte in Afghanistan (Resolute Support) keine Daten 
mehr darüber sammelt, welche Gebiete des Territoriums in 
Afghanistan von den „Aufständischen“ (Taliban) oder der Re¬ 
gierung kontrolliert werden, um möglicherweise nach meiner 
Auffassung die Erfolglosigkeit des Einsatzes zu kaschieren 
vor dem Hintergrund, dass nach den letzten Daten von Janu¬ 
ar 2019 der Anteil des von der afghanischen Regierung kon¬ 
trollierten Territoriums auf 54 Prozent gegenüber vorherigen 
65,2 Prozent zurückging (www.dw.com/en/us-stops-taliban- 
territory-tracking-in-afghanistan/a-48559989), und welche 
konkreten Forderungen bzw. Positionen hat der Afghanis¬ 
tan-Sonderbeauftragte der Bundesregierung, Markus Potzel, 
bei seinem Gespräch mit dem Vizechef der islamistisch-ter- 
roristischen Taliban, Mullah Abdul Ghani Baradar, vertreten, 
wie eine friedliche Lösung des Konflikts aussehen könne (dpa 
vom 2. Mai 2019)? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung verwendet die (C) 
Mission Resolute Support nicht mehr die bisher genutz¬ 
ten Kategorien zur räumlichen Bewertung der Sicher¬ 
heitslage auf Distriktebene. Stattdessen wird die Sicher¬ 
heitslage mit Blick auf das gesamte Land bewertet. Dies 
erfolgte aus sachlichen Gründen. Die in der Fragestel¬ 
lung aufgeführte Begründung macht sich die Bundesre¬ 
gierung nicht zu eigen. 

Die Bewertung der Gesamtlage hat sich nicht geän¬ 
dert. Weiterhin sind weder die Aufständischen noch die 
Regierung in der Lage, mit militärischen Mitteln den 
Konflikt für sich zu entscheiden. 

Über den Inhalt der Gespräche des Sonderbeauftrag¬ 
ten der Bundesregierung für Afghanistan und Pakistan 
mit Vertretern der Taliban ist Vertraulichkeit vereinbart 
worden. Diese ist auch notwendig, damit die Gesprä¬ 
che einen Beitrag zu der schwierigen Suche nach einer 
politischen Lösung des Afghanistan-Konfliktes leisten 
können. Sie können aber davon ausgehen, dass sich Bot¬ 
schafter Potzel für eine politische Lösung eingesetzt hat. 

Dazu gehört ganz zentral auch der Einstieg in inneraf¬ 
ghanische Gespräche. Darüber hinaus ging es auch um 
eine Verbesserung der humanitären Situation für die af¬ 
ghanische Zivilbevölkerung. 


Frage 32 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab- (D) 
geordneten Sevim Dagdelen (DIE LINKE): 

Inwieweit ist die Zusicherung von Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel an den Irak, Deutschland werde weiterhin 
bei der Ausbildung irakischer Sicherheitskräfte helfen, vor 
dem Hintergrund zu sehen, dass am Rande des Treffens von 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel mit dem irakischen Re¬ 
gierungschef Adil Abd al-Mahdi in Berlin Siemens-Chef Joe 
Kaeser und der zuständige irakische Minister eine Rahmen¬ 
vereinbarung über die Modernisierung von Kraftwerken und 
den Ausbau der Stromnetze Unterzeichneten, die insgesamt 
Projekte im Wert von 14 Milliarden US-Dollar (12,5 Milli¬ 
arden Euro) umfasst, wovon Siemens nach eigenen Angaben 
in der ersten Phase Aufträge im Wert von rund 700 Millionen 
Euro erhielt (AFP vom 1. Mai 2019), und Siemens damit ein 
wichtiger Schritt im Kopf-an-Kopf-Rennen mit dem US-Ri- 
valen General Electric gelang (www.spiegel.de/wirtschaft/ 
untemehmen/siemens-sichert-sich-energie-auftraege-im-irak- 
milliardenumsaetze-moeglich-a-1265210.html), und inwie¬ 
weit sieht die Bundesregierung im „Fähigkeitsaufbau im Irak“ 
im Rahmen der „Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut¬ 
scher Streitkräfte zur nachhaltigen Bekämpfung des IS-Ter- 
rors und zur umfassenden Stabilisierung Iraks“ (gemeinsames 
Schreiben vom Bundesminister des Auswärtigen, Heiko Maas, 
und der Bundesministerin der Verteidigung, Dr. Ursula von der 
Leyen, zum deutschen Beitrag zum Fähigkeitsaufbau der re¬ 
gulären irakischen Streit- und Sicherheitskräfte vom 30. April 
2019) eine analoge Strategie zu dem America-First-Prinzip - 
nach Auffassung der Fragestellerin eine Art der Durchsetzung 
des Germany First zur Unterstützung von Siemens mit seiner 
kriselnden Kraftwerkssparte mit Überkapazitäten bei Groß¬ 
turbinen und Problemen mit dem generellen Strukturwan¬ 
del der Energieversorgung hin zu emeuerbaren Energien im 
weltweiten Wettbewerb multinationaler Unternehmen (www. 
tagesspiegel.de/wirtschaft/nach-streit-um-auftrag-siemens- 
teilt-sich-milliarden-auftrag-im-irak-voraussichtlich-mit- 
ge/2321 2250.html)? 
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Die Bundesregierung unterstützt Irak im Kampf ge¬ 
gen den sogenannten „Islamischen Staat“ seit 2015 und 
setzt seine Unterstützung zur umfassenden Stabilisierung 
Iraks wie durch den Bundestag zuletzt im Oktober 2018 
beschlossen fort. Die Ausbildungsunterstützung erfolgt 
im Rahmen des geltenden Mandats des Bundestages 
zur „Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher 
Streitkräfte zur nachhaltigen Bekämpfung des IS-Ter- 
rors und zur umfassenden Stabilisierung Iraks“ und mit 
nachdrücklicher Zustimmung der irakischen Regierung 
sowie des irakischen Parlaments. Sie leistet einen wichti¬ 
gen Beitrag dazu, die regulären irakischen Streit- und Si¬ 
cherheitskräfte perspektivisch in die Lage zu versetzen, 
ihrer Sicherheitsverantwortung selbst gerecht zu werden. 
Sie bildet somit auch eine notwendige Grundlage für die 
Umsetzung ziviler Maßnahmen: 

Deutschland ist in Irak wie in kaum einem anderen 
Land der Region umfassend engagiert, etwa mit humani¬ 
tärer Hilfe, Stabilisierung und Entwicklungszusammen¬ 
arbeit. Die Bundesregierung hat sich damit seit 2014 mit 
mehr als 1,7 Milliarden Euro engagiert und will Irak auch 
weiterhin unterstützen. Durch dieses Engagement konn¬ 
ten bislang über 4 Millionen Binnenvertriebene in ihre 
Heimatorte zurückkehren. Die humanitäre Hilfe versorgt 
die noch verbliebenen 1,7 Millionen Binnenvertriebenen, 
Gastgemeinden und vulnerable Rückkehrer in den Berei¬ 
chen Schutz, Gesundheit, Wasser-, Sanitär- und Hygiene¬ 
versorgung und Unterkünfte. 

Für die Zukunft Iraks ist auch die weitere wirtschaftli¬ 
che Entwicklung des Landes entscheidend. Die irakische 
Bevölkerung braucht Arbeitsplätze, braucht tragfähige 
Lebensgrundlagen. Dazu gehört eine verlässliche Ener¬ 
gieversorgung. Deutsche Unternehmen leisten hier einen 
wichtigen Beitrag und sind für Irak attraktive Partner. 

Die Ausbildungsunterstützung auf Grundlage des 
Bundestagsmandats ist nicht an diesen Beitrag gekoppelt. 

Frage 33 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage des 
Abgeordneten Ottmar von Holtz (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Inwieweit bewertet die Bundesregierung die Präsenz von 
bewaffneten Gruppen in der Demokratischen Republik Kongo 
als einen Faktor, der die Ausbreitung des tödlichen Ebolavirus 
begünstigt, und plant sie mit Maßnahmen der zivilen Krisen¬ 
prävention oder mit anderen Maßnahmen (bitte benennen) 
gegen die die Ausbreitung des Virus begünstigende Gewalt 
vorzugehen (www. sueddeutsche. de/gesundheit/kongo-ebo la- 
who-impfung-1.43 83 5 81)? 

Die Sicherheitslage in den Ebolaausbruchsregionen 
Nord-Kivu und Ituri im Osten des Landes bleibt ex¬ 
trem volatil. ln den betroffenen Provinzen gibt es weiter 
Kampfhandlungen zahlreicher Akteure, und der humani¬ 
täre Zugang ist stark eingeschränkt. 

Humanitäre Hilfsmaßnahmen müssen immer wieder 
ausgesetzt werden, da Gefechte humanitäre Helferinnen 
und Helfer und die notleidende Bevölkerung gefährden. 
Zusätzlich kommt es zu gezielten Angriffen auf humani¬ 


täre Akteure, zivile Einrichtungen und Gesundheitsstruk- (C) 
turen. 

Die Bekämpfung des Ebolaausbruchs wird dadurch 
massiv behindert; die Gefahr der Ausbreitung in der Re¬ 
gion und in die Nachbarländer steigt. Zudem herrscht bei 
weiten Teilen der Bevölkerung großes Misstrauen gegen¬ 
über dem Gesundheitspersonal und dem Ebolaimpfstoff. 

Dies alles erschwert die Bekämpfung des Ausbruchs 
der Seuche. Auch die Finanzierung der Maßnahmen der 
Weltgesundheitsorganisation ist derzeit nicht gedeckt. 

Die Friedens- und Stabilisierungsmission der Vereinten 
Nationen, MONUSCO, unterstützt die Ebolabekämp¬ 
fung vor allem durch Schutzmaßnahmen für die zivilen 
Helferinnen und Helfer im Ausbruchsgebiet. 

Die Bundesregierung unterstützt die Bewältigung 
des Ausbruchs sowie Vörsorgemaßnahmen in der De¬ 
mokratischen Republik Kongo und den Nachbarländern 
Südsudan, Uganda, Zentralafrikanische Republik unter 
anderem durch humanitäre Hilfe. 2019 wurden bislang 
46 Millionen Euro für humanitäre Hilfsmaßnahmen in 
der Demokratischen Republik Kongo bereitgestellt, rund 
30 Millionen Euro werden davon unter anderem im Aus¬ 
bruchsgebiet umgesetzt. 

Mit Mitteln der zivilen Krisenprävention unterstützt 
die Bundesregierung zudem multilaterale Maßnahmen 
der Vereinten Nationen, wie zum Beispiel den „Priority 
Stabilization Action Plan for the Beni North Area“, der 
zur Effizienz der Stabilisierungsmaßnahmen im Ostkon¬ 
go beiträgt. Die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit 
ist in der betroffenen Region mit Infrastrukturmaßnah- 
men aktiv, die Konflikte mindern und Dialog fördern 
sollen. 


Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage des Ab¬ 
geordneten Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Inwiefern teilt die Bundesregierung die vom Parlamenta¬ 
rischen Staatssekretär beim Bundesminister für wirtschaftli¬ 
che Zusammenarbeit und Entwicklung, Norbert Barthle, am 
8. Mai 2019 im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenar¬ 
beit und Entwicklung des Deutschen Bundestages geäußerte 
Einschätzung - die Bundesregierung habe bezüglich Brasili¬ 
ens Präsident Jair Bolsonaro stets vertreten, man wolle ihn an 
seinen Taten messen und sei nach den ersten 100 Tagen seiner 
Amtszeit zu dem Schluss gekommen, dass er einen gemäßig¬ 
teren Kurs einschlage, als seine Wahlkampfrhetorik zunächst 
vermuten ließ, unter anderem, da er nun anders als angekün¬ 
digt doch nicht aus dem Pariser Klimaabkommen ausgetreten 
sei - vor dem Hintergrund, dass in den ersten drei Monaten 
dieses Jahres der Verlust von Wald in indigenen Gebieten des 
Amazonas um 82 Prozent gegenüber 2018 zunahm (https:// 
kurzelinks.de/nwgl), Jair Bolsonaro seit Amtsantritt diver¬ 
se strukturelle Änderungen im Umweltsektor mit massiven 
Auswirkungen vorgenommen hat (https://kurzelinks.de/5a61, 
https://kurzelinks.de/k7fx), ebenso wie die Lockerung der 
Waffengesetze und weitere Dekrete, und welche Rolle spielt 
für die Bundesregierung in diesem Kontext die Tatsache, dass 
zudem Worte des Präsidenten nicht notwendigerweise durch 
Gesetze, sondern durch die Bevölkerung in Taten umgesetzt 
werden, zum Beispiel steigende illegale Entwaldung auf¬ 
grund der erwarteten Straffreiheit (https://kurzelinks.de/fntb) 
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oder zunehmende Drohungen und Gewalt gegen Indigene, 
Aktivistinnen und Aktivisten, LGBTI-Personen etc. (https:// 
kurzelinks.de/5xt2)? 

Die brasilianische Regierung hat in der Tat in den letz¬ 
ten Wochen Entscheidungen und Maßnahmen getroffen, 
die aus Sicht der Bundesregierung problematisch sind. 
Diese betreffen etwa die angekündigte Kürzung des Bud¬ 
gets der brasilianischen Bundesuniversitäten, die jüngst 
von Staatspräsident Bolsonaro per einstweiliger Verord¬ 
nung dekretierte Lockerung des Waffenrechts oder die 
Kürzung des Budgets des brasilianischen Umweltminis¬ 
teriums für Maßnahmen gegen den Klimawandel. 

Ihre Bedenken zu diesen und anderen Themen bringt 
die Bundesregierung regelmäßig auch in Gesprächen 
mit Vertretern der brasilianischen Regierung zum Aus¬ 
druck. Sie ist zudem mit Vertretern der brasilianischen 
Zivilgesellschaft und Nichtregierungsorganisationen im 
kontinuierlichen Austausch und weiß um die Stimmung 
in Brasilien. 

Außenminister Maas hat diese Themen bei seiner 
jüngsten Lateinamerika-Reise mit dem brasilianischen 
Staatspräsidenten Bolsonaro sowie mit Außenminis¬ 
ter Araüjo deutlich angesprochen - insbesondere vor 
dem Hintergrund der Äußerungen von Staatspräsident 
Bolsonaro sowie bestimmten Entscheidungen der Regie¬ 
rung im Bereich Menschenrechte. 

Gleichzeitig gilt es, festzustellen: Verschiedene An¬ 
kündigungen hat die Regierung nicht in die Tat umge¬ 
setzt. Diese betreffen etwa den nicht erfolgten Rückzug 
aus dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen oder 
dem Pariser Klimaübereinkommen, die weitere Unter¬ 
stützung Brasiliens für den Abschluss eines Assoziie¬ 
rungsabkommens mit Freihandelsteil zwischen der Euro¬ 
päischen Union und dem Mercosur oder die Revidierung 
des Entschlusses, die brasilianische Botschaft in Israel 
von Tel Aviv nach Jerusalem zu verlegen. 

Die Bundesregierung begrüßt dies und sieht die Ent¬ 
scheidungen als Signale, dass Brasilien - in außenpoli¬ 
tischer Hinsicht - ein verlässlicher Partner bleiben will. 

Frage 35 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab¬ 
geordneten Heike Hansel (DIE LINKE): 

Würde eine Auslieferung des australischen Publizisten 
Julian Assange aus Großbritannien an die USA nach Ansicht 
der Bundesregierung nach wie vor, wie in der Antwort auf 
die schriftliche Frage 50 auf Bundestagsdrucksache 19/9822 
von ihr bekräftigt, dem rechtsstaatlichen Vorgehen der bri¬ 
tischen Behörden und den menschenrechtlichen Standards 
der Europäischen Union genügen (www.theguardian.com/ 
uk-news/2019/apr/11 /julian-assange-arrested-at-ecuadorian- 
embassy-wikileaks), auch wenn Assange in den USA eine An¬ 
klage nach dem Espionage Act von 1917 (www.law.comell. 
edu/uscode/text/18/part-I/chapter-37) droht, und kann die 
Bundesregierung ausschließen, dass es während der Verhöre 
von Assange in Großbritannien zu Rechtsverstößen gekom¬ 
men ist? 

Julian Assange hatte im Juni 2012 in der ecuadoria- 
nischen Botschaft in London Asyl gesucht, nachdem 


Schweden im Herbst 2010 Vergewaltigungsvorwürfe ge¬ 
gen ihn erhoben und Großbritannien eine Auslieferung 
dorthin vorbereitet hatte. Die schwedische Staatsanwalt¬ 
schaft hatte das Verfahren ursprünglich 2017 eingestellt, 
am Montag jedoch erklärt, die Untersuchungen gegen 
Wikileaks-Griinder Julian Assange wegen des Vorwurfs 
des sexuellen Übergriffs wieder aufzunehmen. 

Die USA verlangen die Überstellung von Julian 
Assange. Grundlage dafür ist ein 2017 gestelltes und bis¬ 
lang nicht öffentlich gemachtes Auslieferungsersuchen 
an Großbritannien. 

Presseberichten zufolge werfen die US-Behörden ihm 
gemeinschaftliche Verschwörung mit Chelsea Manning 
zum Eindringen in Computernetzwerke der Regierung 
vor. Die nächste Anhörung von Julian Assange wird am 
12. Juni erwartet. 

Grundsätzlich kommentieren wir Auslieferungspro- 
zesse von Drittstaaten nicht. 

Es gibt vonseiten der Bundesregierung keinen Anlass, 
an der Rechtsstaatlichkeit oder der Arbeitsweise der bri¬ 
tischen Justiz zu zweifeln. Wir gehen davon aus, dass das 
Verfahren über eine mögliche Auslieferung von Julian 
Assange an die Vereinigten Staaten von der britischen 
Justiz unter Beachtung der Rechtsstaatlichkeitsprinzipi- 
en und der einschlägigen Menschrechtsstandards geführt 
wird. 


Frage 36 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab¬ 
geordneten Heike Hansel (DIE LINKE): 

Welche Initiativen hat die Bundesregierung in der UNO und 
auf bilateraler Ebene ergriffen, um einen eventuell möglichen 
militärischen Angriff der USA auf den Iran zu verhindern, und 
welche eigenen Erkenntnisse hat sie über humanitäre Auswir¬ 
kungen der US-Sanktionen gegen dieses Land (www.spiegel. 
de/politik/ausland/atomstreit-us-praesident-donald-trump- 
verhaengt-neue-sanktionen-gegen-iran-a-1 266494.html)? 

Es ist und bleibt in unserem gemeinsamen europäi¬ 
schen Sicherheitsinteresse, dass wir alles daransetzen, 
die Gefahr eines Scheiterns und Zusammenbruchs der 
Wiener Nuklearvereinbarung (JCPoA) abzuwenden und 
die Vereinbarung am Leben zu halten. Zusammen mit 
meinen Amtskollegen aus Frankreich und Großbritan¬ 
nien und der Hohen Vertreterin der Europäischen Union 
stimmen wir uns in der Iran-Politik eng ab. 

Natürlich stehen wir auch mit unserem Partner USA 
in engem und kontinuierlichem Austausch. Dieser Aus¬ 
tausch erfolgt auf allen politischen Ebenen, sowohl bila¬ 
teral als auch im Rahmen der Kooperation in internatio¬ 
nalen Organisationen wie den Vereinten Nationen. 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, dass alle 
Akteure in der Region aufgerufen sind, Schritte zu unter¬ 
lassen, die die regionale Stabilität und Sicherheit gefähr¬ 
den könnten. Darauf richten sich die zahlreichen Bemü¬ 
hungen der Bundesregierung in intensiven Gesprächen in 
verschiedenen Formaten mit allen Beteiligten, die auch 
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(A) die regionale Rolle des Iran und sein Raketenprogramm 
einschließen. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass auch 
nach Wiedereinsetzung der US-Sanktionen für die irani¬ 
sche Bevölkerung wesentliche Güter wie Pharmazeutika, 
Medizinprodukte, Lebensmittel und Konsumgüter weiter 
nach Iran exportiert werden können. 

Frage 37 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage des Ab¬ 
geordneten Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Inwiefern geht die Bundesregierung davon aus, dass die 
von der US-Administration angekündigten Sanktionen gegen 
die metallverarbeitende Industrie im Iran (www.sueddeutsche. 
de/politik/usa-wirtschaft-iran-sanktionen-1.4438998) einen 
wirkungsvollen Beitrag zu dem von der Bundesregierung ge¬ 
äußerten Ziel leisten können, dass Teheran nicht in den Besitz 
von Atomwaffen gelangt (www.welt.de/newsticker/dpa_nt/ 
infoline_nt/schlaglichter_nt/articlel93183143/Maas-Appell- 
an-Teheran-Iran-soll-Atomabkommen-einhalten.html), und 
welche Auswirkungen werden diese Sanktionen nach Ein¬ 
schätzung der Bundesregierung auf deutsche Unternehmen 
haben? 

Aus Sicht der Bundesregierung stellt die Wiener 
Nuklearvereinbarung mit Iran („Joint Comprehensive 
Plan of Action“, JCPoA) sicher, dass das iranische Nu¬ 
klearprogramm eingehegt bleibt und eine atomare Be¬ 
waffnung Irans verhindert wird. Die Bundesregierung 
^ setzt sich daher gemeinsam mit ihren Partnern in der 
Europäischen Union und zusammen mit Russland und 
China für die Bewahrung des JCPoA ein. 

Die von den USA angekündigten Sanktionen auf Ex¬ 
porte der metallverarbeitenden Industrie in Iran beziehen 
sich nicht direkt auf das iranische Nuklearprogramm, 
sondern dienen der Erhöhung des Drucks auf die irani¬ 
sche Wirtschaft. 

Belastbare Schätzungen zu den Auswirkungen der 
Sanktionen auf die Geschäfte deutscher Unternehmen 
liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Frage 38 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab¬ 
geordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE): 

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus den Vor¬ 
fällen in den sogenannten Detention Centers, die entlang des 
Frontverlaufs in Libyen liegen, insbesondere im Hinblick auf 
die Vorfälle in Qasr bin Gashir (vergleiche Antwort der Bun¬ 
desregierung auf meine schriftliche Frage auf Bundestags¬ 
drucksache 19/10041), aber auch in Tajoura, welches nach 
Angaben von „Ärzte ohne Grenzen e. V.“ (vergleiche www. 
aerzte-ohne-grenzen.de/presse/libyen-tripolis-fluechtlinge- 
beschossen) ebenfalls beschossen worden sein soll, und aus 
welchem Grund hält die EU nach Kenntnis der Bundesregie¬ 
rung weiter an der Zusammenarbeit mit der Einheitsregierung 
fest, der die Detention Centers unterstehen? 

Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck für den 
Schutz von Migrantinnen und Migranten sowie Flücht¬ 


lingen in Libyen ein, gerade im Hinblick auf die zum Teil 
inhumanen Unterkunftsbedingungen in den sogenannten 
Detention Centers. Ganz konkret fordert die Bundesre¬ 
gierung die sofortige Freilassung aller Inhaftierten aus 
den „Detention Centers“ in den Konfliktgebieten. Da¬ 
rüber hinaus unterstützt sie den Hohen Kommissar der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge, UNHCR, beim Re- 
settlement von Flüchtlingen. 

Die Bundesregierung hat alle Seiten aufgerufen, ihre 
Verpflichtungen unter Humanitärem Völkerrecht einzu¬ 
halten, so auch im Rahmen der Dringlichkeitssitzungen 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen. Dies richtet 
sich insbesondere an die Einheiten der Libyschen Natio¬ 
nalarmee (LNA) von General Haftar, die immer wieder 
auch Wohngebiete angegriffen haben. 

Aber auch die Regierung des nationalen Einverneh¬ 
mens hat Verantwortung für die Menschen in ihrem Ein¬ 
flussbereich. Daran haben die Bundeskanzlerin und der 
Bundesaußenminister auch den libyschen Premierminis¬ 
ter Sarraj und den Innenminister Bashaga bei ihren Ge¬ 
sprächen am 7. Mai in Berlin erinnert. 

Das in Ihrer Frage genannte Detention Center Qasr 
bin Gashir wurde bereits am 25. April 2019 in der Folge 
der Kampfhandlungen geschlossen und alle dort befind¬ 
lichen Insassen in das Detention Center Azzawya verlegt. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Eine Stabilisierung Li¬ 
byens kann nur in Zusammenarbeit mit der Regierung 
der nationalen Einheit gelingen. Sie ist international an¬ 
erkannt und die einzig legitime Inhaberin der libyschen 
Staatsgewalt. Aus diesem Grund und auf dieser Basis 
arbeitet auch die Europäische Union mit ihr zusammen. 

Frage 39 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab¬ 
geordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE): 

Welche Angaben zur Zahl der in diesem Jahr erteilten Visa 
zum Familiennachzug liegen der Bundesregierung vor (bitte 
nach Aufenthaltsstatus der Stammberechtigten bzw. der Art 
des Familiennachzugs und nach den fünf wichtigsten Her¬ 
kunftsländern und den fünf wichtigsten Asylherkunftsländem 
differenzieren), und welche aktuellen Angaben zum Fami¬ 
liennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten im bisherigen 
Jahr 2019 kann die Bundesregierung machen (bitte so darstel¬ 
len wie zuletzt in Plenarprotokoll 19/82, Seite 9611, Antwort 
zu Frage 10)? 

Im ersten Quartal 2019 wurden weltweit insgesamt 
26 774 Visa zum Familiennachzug erteilt, davon 51 Visa 
zum Familiennachzug zu Asylberechtigten, 3 684 Visa 
zum Familiennachzug zu anerkannten Flüchtlingen und 
3 231 Visa zum Familiennachzug zu subsidiär Schutzbe¬ 
rechtigten. Die gewünschten detaillierten Informationen 
werden in Tabellenform schriftlich nachgereicht. 

Bei der Bearbeitung der Anträge auf Familiennachzug 
zu subsidiär Schutzberechtigten im Jahr 2019 bezieht 
sich der aktuelle Stand im Folgenden auf den Stichtag 
30. April. 

Die Auslandsvertretungen haben folgende Anträge 
geprüft und zur Zustimmung bzw. Stellungnahme an die 
zuständige Ausländerbehörde versandt: 
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Im Zeitraum Januar bis April 2019 insgesamt 


5 255 Anträge, 

im Januar 2019: 1 377, 

im Februar 2019: 1 249, 

im März 2019: 1 396, 

im April 2019: 1 233. 


Nach Zustimmung der Ausländerbehörden wurden 
dem Bundesverwaltungsamt zur Auswahlentscheidung 
folgende Anträge übersandt: 

Im Zeitraum Januar bis April 2019 insgesamt 4 074, 
davon im Januar 2019: 884, 
im Februar 2019: 1 090, 

im März 2019: 1 026, 

im April 2019: 1074. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung liegen derzeit 
noch 4 038 Anträge zur abschließenden Bearbeitung bei 
den Ausländerbehörden. 


Durch das Bundesverwaltungsamt wurden folgende 
Auswahlentscheidungen getroffen: 


Im Zeitraum Januar 
3 877 Zustimmungen, 

bis April 

2019 

insgesamt 

davon im Januar 2019: 

877, 



im Februar 2019: 

1 000, 



im März 2019: 

1 000, 



im April 2019: 

1 000. 



Die Auslandsvertretungen haben in 
folgende Anzahl an Visa erteilt: 

diesen Fällen die 

Im Zeitraum Januar 
4 212 Visa, 

bis April 

2019 

insgesamt 

davon im Januar 2019: 

1 096, 



im Februar 2019: 

1 052, 



im März 2019: 

1 083, 



im April 2019: 

981. 




Bei der Zahl der Terminanfragen haben sich seit der 
Antwort der Bundesregierung auf Ihre mündliche Fra¬ 
ge 10 im Plenarprotokoll 19/82 keine maßgeblichen Ver¬ 
änderungen ergeben. 

Die Zahl hat sich um die Termine, die seither wahrge¬ 
nommen wurden, reduziert. Es kommen jedoch weiter¬ 
hin neue Terminanfragen dazu. Diese liegen auf einem 
deutlich geringeren Niveau als zuvor. 

Frage 40 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE): 

Inwieweit sieht die Bundesregierung hinsichtlich der ge¬ 
setzlichen Regelung nach § 59 Absatz 1 Satz 8 des Aufent¬ 
haltsgesetzes, die festschreibt, dass nach Ablauf der Frist zur 
freiwilligen Ausreise eine Abschiebung nicht angekündigt 


werden darf, einen Änderungsbedarf, nachdem der Europä¬ 
ische Antifolterausschuss (CPT) mit Blick auf die deutsche 
Rechtslage und Praxis gefordert hat, dass Abschiebungen den 
Betroffenen aus mehreren Gründen rechtzeitig zuvor angekün¬ 
digt werden sollten (vergleiche https://rm.coe.int/1680945a2b, 
dort Seite 11, bitte begründen), und inwieweit ist die Bundes¬ 
regierung dazu bereit, gesetzliche Vorgaben zu entwickeln, 
die das vom CPT geforderte Last-call-Verfahren in der Pra¬ 
xis sicherstellen, das heißt, dass kurz vor Abflug durch ent¬ 
sprechende Abklärungen aktiv sichergestellt wird, dass zum 
Beispiel keine Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung mehr 
anhängig sind (bitte begründen und ausführen)? 

Die Bundesregierung sieht keinen Änderungsbedarf 
hinsichtlich der Regelung des § 59 Absatz 1 Satz 8 des 
Aufenthaltsgesetzes und verweist auf die Gesetzesbe¬ 
gründung (Bundestagsdrucksache 18/6185, Seite 50), in 
der im Wesentlichen ausgeführt wurde: Die Androhung 
der Abschiebung nach § 59 des Aufenthaltsgesetzes 
enthält die eindeutige Ankündigung, dass nach Ablauf 
der Frist zur freiwilligen Ausreise die Ausreisepflicht 
zwangsweise durchzusetzen ist. Dem Ausländer ist da¬ 
her bewusst, dass er innerhalb der freiwilligen Ausreise¬ 
frist das Land verlassen muss, da sonst die Abschiebung 
droht; er kann sich mithin auf die jederzeitige Abschie¬ 
bung einstellen. Dem Grundsatz der Verhältnismäßig¬ 
keit wird Rechnung getragen, da der Ausländer mit der 
Abschiebungsandrohung eindeutig über die Rechtsfolge 
einer nicht rechtzeitig erfolgten freiwilligen Ausreise in¬ 
formiert worden ist. Sinn der Regelung, den Termin der 
Abschiebung nicht bekannt zu geben, ist es, zu vermei¬ 
den, dass der Ausländer bzw. bei Sammelrückführungen 
mehrere Ausländer sich nach Ablauf der Frist zur freiwil¬ 
ligen Ausreise der Maßnahme entziehen und demzufol¬ 
ge die bereits mit hohem Verwaltungsaufwand geplante 
Rückführung abgebrochen werden muss. 

Die Bundesregierung verweist zu dem Anliegen, 
„dass kurz vor Abflug durch entsprechende Abklärungen 
aktiv sichergestellt wird, dass z. B. keine Rechtsmittel 
mit aufschiebender Wirkung mehr anhängig sind“, auf 
die Stellungnahme der Bundesregierung zum Bericht des 
CPT, in der ausgeführt wurde: 

„Alle Verantwortlichen im Bund sowie in den Bun¬ 
desländern sind sich der Anforderungen an Rückführ¬ 
maßnahmen bewusst, die sich aus Artikel 3 der Europä¬ 
ischen Konvention für Menschenrechte ergeben. Eine 
verbesserte Kommunikation zwischen allen Beteiligten 
soll gewährleisten, dass kein Betroffener abgeschoben 
wird, wenn zum Zeitpunkt der Abreise noch ein gerichtli¬ 
ches Verfahren mit aufschiebender Wirkung anhängig ist. 
Die Bundesländer stellen dies in ihrem Verantwortlich¬ 
keitsbereich auf unterschiedliche Weise sicher.“ Es wird 
darauf verwiesen, dass die Organisation von Abschie¬ 
bungen grundsätzlich nach der grundgesetzlichen Kom¬ 
petenzverteilung in der Zuständigkeit der Länder liegt. 

Frage 41 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab¬ 
geordneten Zaklin Nastic (DIE LINKE): 

Welche konkreten Handlungen plant die Bundesregierung 
gegenüber ihrem EU- und NATO-Partner Ungarn vor dem 
Hintergrund, dass das UN-Menschenrechtsbüro erneut die 
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Misshandlung von Migranten in Abschiebezonen in Form von 
Verweigerung von Nahrungsmitteln verurteilt hat (www.zeit. 
de/politik/ausland/2019-05/menschenrechte-ungam-fluecht- 
linge-nahrungsverweigerung-rechtsbruch)? 

Die Bundesregierung setzt sich für die Wahrung der 
Menschenrechte von Flüchtlingen und Migrantinnen 
und Migranten ein. Sie spricht auch mit der ungarischen 
Regierung regelmäßig über deren Lage in Ungarn. Die 
zunehmende Einschränkung von Aktivitäten von Nicht¬ 
regierungsorganisationen per Gesetz sehen wir sehr kri¬ 
tisch. Es wird dadurch unter anderem die Unterstützung 
von Migrantinnen und Migranten erschwert und poten¬ 
ziell kriminalisiert. 

Die Bundesregierung arbeitet daher eng mit den 
Nichtregierungsorganisationen in Ungarn, zum Beispiel 
durch regelmäßigen Austausch oder Vermittlung von Ge¬ 
sprächen mit deutschen Delegationen vor Ort. 

Zudem unterstützt sie - auch finanziell - die Arbeit 
des Büros des Hohen Vertreters der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge, UNHCR, in ihrer Flüchtlingsarbeit. 
UNHCR ist übrigens die einzige Organisation, der mo¬ 
mentan noch Zugang zu den Transitzonen gewährt wird. 

Parallel läuft das vom Europäischen Parlament initi¬ 
ierte Verfahren nach Artikel 7 EUV gegen Ungarn. 

Gemeinsam mit unseren Partnern der Europäischen 
Union setzen wir uns im Rat für Allgemeine Angelegen¬ 
heiten dafür ein, dass das Verfahren und die vom Europä¬ 
ischen Parlament geäußerten Bedenken ernst genommen 
werden. Einer der Hauptdiskussionspunkte sind auch 
dort die Grundrechte von Migranten, Asylsuchenden und 
Flüchtlingen. 

Ich selbst war zuletzt Ende Februar in Budapest und 
habe dort im Rahmen dieses Besuches die Situation der 
Flüchtlinge sowie von Migrantinnen und Migranten 
deutlich und kritisch angesprochen. 

Frage 42 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage 
des Abgeordneten Christian Kühn (Tübingen) (BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Wie bewertet die Bundesregierung die UN-Studie „Sand 
and Sustainability: Finding new Solutions for environmental 
govemance of global sand resources 2019“, und welche Kon¬ 
sequenzen zieht sie daraus beispielsweise für das geplante Ge¬ 
bäudeenergiegesetz? 

Die UN-Environment-Studie lenkt die Aufmerksam¬ 
keit auf die weltweite Entwicklung bei der Gewinnung 
und Nutzung von Sand. Zu Recht betont die Studie die 
Bedeutung eines nachhaltigen Umgangs mit dieser für 
den Bau notwendigen Ressource. Auch aus Kostengrün¬ 
den tun wir gut daran, beim Bau auf Ressourceneffizienz 
zu achten. Wir brauchen mehr Wohnraum, und das Bauen 
und Wohnen muss bezahlbar sein. Die Ziele des nach¬ 
haltigen Bauens sind auf dem Wohngipfel im Septem¬ 
ber 2018 ausdrücklich betont worden. Aus der UN-Stu- 
die ergeben sich keine unmittelbaren Schlussfolgerungen 
für das geplante Gebäudeenergiegesetz. 


Frage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage des 
Abgeordneten Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Welche Auswirkungen hätte die Nichtverlängerung der so¬ 
genannten Waiver zum Import von Elektrizität aus dem Iran in 
den Irak durch die US-Administration (www.al-monitor.com/ 
pulse/originals/2019/04/iraq-summer-basra-electricity-parli- 
ament-opposition-krg.html) nach Einschätzung der Bundes¬ 
regierung auf das von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 
bekundete Ziel eines „friedlichen Aufbaus“ des Iraks und ei¬ 
ner engeren wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit dem Land 
(www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/presse-konferenz- 
von-bundeskanzlerin-merkel-und-dem-ministerpraesidenten- 
der-republik-irak-adel-abdul-mahdi-1604468), und inwiefern 
hat die Bundesregierung dieses Thema gegenüber der US- 
Administration angesprochen? 

Hinsichtlich einer etwaigen „Nichtverlängerung“ lie¬ 
gen der Bundesregierung derzeit keine Erkenntnisse vor. 
Daher hat sie dieses Thema bislang auch nicht gegenüber 
der US-Administration angesprochen. 

Für die Zukunft Iraks ist die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung entscheidend. Die irakische Bevölkerung 
braucht tragfähige Lebensgrundlagen. Dazu gehört auch 
eine verlässliche Energieversorgung. Deutsche Unter¬ 
nehmen können hier einen wichtigen Beitrag leisten und 
sind für Irak attraktive Partner. 


Frage 44 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage der 
Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE 
LINKE): 

Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2010, 2015, 2016, 2017 und 2018 Umsatz und Gewinn 
der Callcenterbranche in Deutschland entwickelt, und welcher 
Anteil des Umsatzes deutscher Callcenteruntemehmen wurde 
im Jahr 2018 (hilfsweise 2017) jeweils durch Callcenterdienst¬ 
leistungen erzielt, die von Deutschland aus, von anderen Staa¬ 
ten der Europäischen Union aus sowie von Drittstaaten aus 
(bitte zusätzlich die drei wichtigsten nennen) nach Deutsch¬ 
land erbracht wurden? 

Für Unternehmen ab einem Umsatz von 250 000 Euro 
weist die Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich 
für Callcenterunternehmen in Deutschland folgende Ge¬ 
samtumsätze aus: 


2010 

4,58 Milliarden Euro 

2015 

6,38 Milliarden Euro 

2016 

6,43 Milliarden Euro 

2017 und 2018 

Daten liegen noch nicht vor 


Informationen zur Gewinnentwicklung sowie zu 
grenzüberschreitenden Umsätzen der Callcenterunter¬ 
nehmen liegen der Bundesregierung nicht vor. 
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(A) Frage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage des 
Abgeordneten Paul Viktor Podolay (AfD): 

Was unternimmt die Bundesregierung konkret für die Ab¬ 
sicherung von deutschen Investitionen in der Sahel-Region, 
die die Bundesregierung seit 2017 mit Entwicklungsausgaben 
in Höhe von 1,7 Milliarden Euro unterstützt (www.bundes- 
regierung.de/breg-de/aktuelles/zusammenarbeit-mit-sahel- 
region-verstaerken-16043 52), damit mehr deutsche privat¬ 
wirtschaftliche Investitionen vor Ort möglich sind und nicht 
überwiegend staatliche Investitionen erfolgen? 

Zur Absicherung deutscher Direktinvestitionen im 
Ausland gegen politische Risiken kann die Bundesre¬ 
gierung auf Antrag Investitionsgarantien übernehmen. 
Absicherungsfähige Risiken sind zum Beispiel Verstaat¬ 
lichung, Enteignung, Krieg sowie Konvertierungs- und 
Transferbeschränkungen. 

Zur Förderung nachhaltiger deutscher privatwirt¬ 
schaftlicher Investitionen in Afrika hat die Bundesre¬ 
gierung Ende 2018 beschlossen, die Konditionen für die 
Übernahme von Bundesgarantien für deutsche Direktin¬ 
vestitionen in den zwölf Staaten der Compact-with-Afri- 
ca-lnitiative (CwA) zu verbessern. Zu den CwA-Staaten 
zählen auch Senegal, Burkina Faso und Äthiopien, die 
teilweise in der Sahelzone liegen. Bei geeigneten Inves¬ 
titionsprojekten in diesen und den übrigen CwA-Staaten 
kann der Schadensselbstbehalt des Garantienehmers nun 
von 5 auf 2,5 Prozent gesenkt werden. Unternehmen, die 
bislang noch keine Bundesgarantien für Direktinvestiti- 

(B) onen in Afrika beantragt haben, wird die Antragsgebühr 
für die ersten drei Anträge in CwA-Staaten erlassen. 

In den Staaten der Sahelzone hat die Bundesregierung 
derzeit zwölf deutsche Direktinvestitionsprojekte mit 
einem Gesamtvolumen in Flöhe von 27 Millionen Euro 
abgesichert (Stand 8. Mai 2019). 

Frage 46 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage der 
Abgeordneten Annalena Baerbock (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Wie viele Gespräche (unter Angabe der Akteure) gab es 
bisher zwischen der Bundesregierung und den Kohlekonzer¬ 
nen nach Vorstellung des Abschlussberichtes der Kohlekom¬ 
mission, und wann wird die Bundesregierung ein Gesetz zur 
Abschaltung von Kraftwerkskapazitäten in den Bundestag 
einbringen? 

Die Bundesregierung führt bereits erste vorbereitende 
Gespräche mit RWE. Parallel werden solche Gespräche 
mit Uniper über das Kraftwerk Datteln 4 geführt. Eine 
Aufzählung der einzelnen Gespräche kann nicht er¬ 
folgen, da innerhalb der zur Beantwortung mündlicher 
Fragen zur Verfügung stehenden Zeit keine Abfrage in¬ 
nerhalb der gesamten Bundesregierung durchgeführt 
werden konnte. 

Für die schrittweise Reduzierung und Beendigung der 
Stein- und Braunkohleverstromung bereitet das Bundes¬ 


ministerium für Wirtschaft und Energie bereits gesetzge- (C) 
berische Maßnahmen vor. Die notwendige Gesetzgebung 
soll noch in diesem Jahr umgesetzt werden. 

Frage 47 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage 
des Abgeordneten Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Wie sieht der Fahrplan der Bundesregierung zur Umset¬ 
zung der Ergebnisse der Kohlekommission aus, und inwiefern 
haben bereits Gespräche mit Energieversorgem zur Abschal¬ 
tung von Kohlekraftwerken stattgefunden? 

Auf Grundlage der Empfehlungen der Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ vom 
Januar 2019 entwickelt die Bundesregierung derzeit ein 
Konzept zur Unterstützung der Kohleregionen, das in 
einem Eckpunktepapier zusammengefasst wird. Dieses 
wird zurzeit zwischen den Ressorts und mit den betroffe¬ 
nen Ländern abgestimmt. Es ist geplant, die strukturpoli¬ 
tischen Aspekte in diesem Jahr mit einem eigenen Gesetz 
zu regeln; ein Kabinetttermin für das Eckpunktepapier 
wird noch im Mai angestrebt. 

Für die schrittweise Reduzierung und Beendigung der 
Stein- und Braunkohleverstromung bereitet das Bundes¬ 
ministerium für Wirtschaft und Energie bereits gesetzge¬ 
berische Maßnahmen vor. Die notwendige Gesetzgebung 
soll noch in diesem Jahr umgesetzt werden 

Die Bundesregierung führt bereits erste vorbereitende 
Gespräche mit RWE. Parallel werden solche Gespräche 
mit Uniper über das Kraftwerk Datteln 4 geführt. 


Frage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage 
des Abgeordneten Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Welchen Planungs-/Genehmigungsstand hat das von der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen für das Sofortpro¬ 
gramm zum Strukturwandel für Kohleregionen angemeldete 
Reallabor „Wärmespeicher-Kraftwerk StoreToPower“, und 
welche erfolgreichen Projekte sind der Bundesregierung mit 
großen, im Betrieb befindlichen Wärmespeicherkraftwerken 
mit Flüssigsalz bekannt? 

Zu den beim Projektträger Jülich im Rahmen des 
Ideenwettbewerbs „Reallabore der Energiewende“ ein¬ 
gereichten Skizzen können aufgrund darin enthaltener 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der beteiligten Un¬ 
ternehmen im laufenden Verfahren keine Informationen 
veröffentlicht werden. Es ist vorgesehen, nach Abschluss 
des Auswahlverfahrens insbesondere die Projektbezeich¬ 
nungen und Standorte der zur Antragstellung aufgefor¬ 
derten Projekte zu veröffentlichen. 
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ln der solarthermischen Kraftwerkstechnologie ist 
die Speicherung thermischer Energie in Salzen Stand 
der Technik und befördert zudem einen wirtschaftlichen 
Betrieb der Anlagen. Über einen Speicher kann eine be¬ 
darfsgerechte Stromversorgung auch bei Ausbleiben der 
Sonneneinstrahlung sichergestellt werden. Daher werden 
die Solarkraftwerke weltweit in der Regel mit einem 
Speicher ausgelegt. 

Beispiele dafür sind das Solarkraftwerk Andasol 3 
in Spanien oder die Solarkraftwerke Noor 1, 2 und 3 in 
Marokko. Mit der 2017 eingeweihten Testanlage TESIS 
(Test Facility for Thermal Energy Storage in Molten 
Salt) des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt 
in Köln werden Flüssigsalzspeicher (100 Tonnen) sowie 
einzelne Anlagenbauteile getestet. 


Frage 49 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage der 
Abgeordneten Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Wann plant die Bundesregierung, einen eigenen Gesetzent¬ 
wurf zum Kohleausstieg vorzulegen, nachdem das Ergebnis 
der Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäfti¬ 
gung seit dem 26. Januar 2019 vorliegt (www.bmu.de/themen/ 
klima-energie/klimaschutz/kommission-wachstum-struktur- 
wandel-und-beschaeftigung/) und die grüne Bundestagsfrak¬ 
tion in der letzten Woche einen eigenen Gesetzentwurf für den 
Einstieg in den Kohleausstieg (http://dserver.bundestag.btg/ 
btd/19/099/ 1900920.pdf) ins Parlament eingebracht hat? 

Für die schrittweise Reduzierung und Beendigung der 
Stein- und Braunkohleverstromung bereitet das Bundes¬ 
ministerium für Wirtschaft und Energie bereits gesetzge¬ 
berische Maßnahmen vor. Die notwendige Gesetzgebung 
soll noch in diesem Jahr umgesetzt werden. 

Frage 50 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage des 
Abgeordneten Michael Theurer (FDP): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Einrichtung von 
Sonderwirtschaftszonen als Instrument der Förderung in 
durch den Strukturwandel besonders betroffenen Gebieten 
in Deutschland, oder schätzt die Bundesregierung flächende¬ 
ckende Steuererleichterungen und den Abbau von Bürokratie 
als zielführender ein? 

Sonderwirtschaftszonen sind in Deutschland kein tra¬ 
ditionelles Instrument zur Förderung in durch den Struk¬ 
turwandel besonders betroffenen Gebieten. Wichtigstes 
Instrument der regionalen Strukturpolitik, die grundsätz¬ 
lich Aufgabe der Länder ist, ist die Gemeinschaftsauf¬ 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW). An dieser wirkt der Bund durch Finanzierung 
der Hälfte der Ausgaben in jedem Land und durch die 
gemeinsame Rahmensetzung für die Regionalförderung 
mit. In der GRW werden im Rahmen der beihilferecht¬ 
lichen Vorgaben der Europäischen Kommission alle Re¬ 


gionen Deutschlands anhand zuvor festgelegter Indika- (C) 
toren hinsichtlich ihrer Strukturschwäche bzw. -stärke 
bewertet, um das GRW-Fördergebiet abzugrenzen. Diese 
regelgebundene Vörgehensweise und der einheitliche 
Koordinierungsrahmen der Gemeinschaftsaufgabe ge¬ 
währleisten, dass die bedürftigsten Regionen einbezogen 
und die Abweichungen von den bundesweit geltenden 
Rahmenbedingungen einheitlich ausfallen. Dabei wird 
der durch das europäische Beihilferecht gegebene Spiel¬ 
raum ausgeschöpft. 

In der Vergangenheit hat es darüber hinaus - wie 
zuletzt mit dem Investitionszulagengesetz 2010 für die 
ostdeutschen Länder - einzelne befristete steuerliche 
Sonderregelungen für zusätzliche Investitionsanreize 
gegeben. Dagegen sieht die Bundesregierung flächende¬ 
ckende Steuererleichterungen nicht als geeignet an, um 
nur bestimmte, vom Strukturwandel besonders betroffe¬ 
ne Regionen zu unterstützen. 

Die Bundesregierung arbeitet fortwährend am Abbau 
von Bürokratie und dadurch an der Entlastung der Wirt¬ 
schaft. Im Dezember 2018 hat die Bundesregierung das 
Arbeitsprogramm Bessere Rechtsetzung und Bürokratie¬ 
abbau 2018 beschlossen, das mehr als 50 Einzelmaßnah¬ 
men enthält, unter anderem das dritte Bürokratieentlas¬ 
tungsgesetz. 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage des 
Abgeordneten Pascal Meiser (DIE LINKE): 

Hatte die Bundesregierung im Vorfeld der letzten Ände¬ 
rung der Post-Entgeltregulierungsverordnung vom 14. März 
dieses Jahres Kenntnis über die Höhe der infolge dieser Ände¬ 
rung zu erwartenden Umsatzrendite („Gewinnsatz“), die sich 
daraus für die nächste Bestimmung der genehmigungsfähigen 
Briefportoerhöhung für die Deutsche Post AG ergeben würde, 
und, wenn ja, wer hat die prognostischen Berechnungen vor¬ 
genommen? 

Die konkrete Flöhe des Gewinnsatzes, der sich aus 
der letzten Änderung der Post-Entgeltregulierungsver- 
ordnung ergeben würde, war der Bundesregierung im 
Vorfeld der Verordnungsänderung nicht bekannt. Die 
Bundesregierung zielt mit der Änderung auf die Herstel¬ 
lung eines „level playing field“ bei der Bestimmung des 
Gewinnsatzes regulierter Unternehmen. Durch eine wei¬ 
tere Konkretisierung der bereits 2015 eingeführten euro¬ 
päischen Vergleichsbetrachtung wird in Zukunft gewähr¬ 
leistet, dass das in Deutschland regulierte Unternehmen 
einen Gewinnsatz in der Höhe erzielen kann, der auch 
anderen, vergleichbaren europäischen Unternehmen zu¬ 
gestanden wird, die mit vergleichbaren, durch die Digi¬ 
talisierung verursachten Strukturveränderungen auf den 
Briefmärkten umgehen müssen. Vor diesem Hintergrund 
stand nicht die konkrete Höhe des Gewinnsatzes für die 
Bundesregierung im Fokus, sondern die methodische 
Angleichung des Gewinnsatzes an die Gewinnsätze ver¬ 
gleichbarer Unternehmen. 


Frage 51 
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(A) Frage 52 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage des 
Abgeordneten Pascal Meiser (DIE LINKE): 

Falls ja, welche Umsatzrenditen hatten diese Berechnungen 
zum Ergebnis, und, falls nein, warum hat die Bundesregierung 
diesbezüglich keine entsprechenden Berechnungen zu den zu 
erwartenden Folgen der Änderung der Post-Entgeltregulie¬ 
rungsverordnung vorgenommen? 

Eine Prognose des zu erwartenden Gewinnsatzes war 
im Vorfeld der Verordnungsänderung nicht möglich. Die 
Verordnungsänderung zielte auf eine Anpassung der 
Methode zur Bestimmung des Gewinnsatzes. Konkret 
sollten nicht mehr alle europäischen Postdienstleister in 
die Vergleichsbetrachtung zur Bestimmung des Gewinn¬ 
satzes einbezogen werden, sondern nur noch solche, die 
mit dem regulierten Unternehmen in struktureller Hin¬ 
sicht vergleichbar sind. Die Festlegung der Kriterien zur 
Bestimmung dieser Länder und schließlich die Auswahl 
dieser Länder wurden erst auf Grundlage der geänderten 
Verordnung von der Bundesnetzagentur vorgenommen. 
Erst auf Grundlage der Länderauswahl war eine Berech¬ 
nung des Gewinnsatzes möglich. 

Frage 53 

Antwort 

(B) 

des Pari. Staatssekretärs Oliver Wittke auf die Frage des 
Abgeordneten Mario Mierueh (fraktionslos): 

Welche Altemativkonzepte hat die Bundesregierung zur 
Sicherung unseres Bedarfes an Seltenen Erden erarbeitet für 
den Fall, dass die Hauptbezugsquelle China die Versorgung 
einstellt? 

Wie in der Rohstoffstrategie der Bundesregierung aus¬ 
geführt, ist sich die Bundesregierung mit der Wirtschaft 
einig, dass es grundsätzlich die Aufgabe der Unterneh¬ 
men ist, ihre Rohstoffversorgung sicherzustellen. Die 
staatlichen Aktivitäten auf Bundesebene konzentrieren 
sich darauf, diese Bemühungen der Unternehmen nach¬ 
drücklich und effizient zu flankieren, wobei sich kon¬ 
krete Maßnahmen am Leitgedanken der nachhaltigen 
Entwicklung orientieren. Die flankierenden Maßnahmen 
betreffen vor allem die Unterstützung der Wirtschaft 
durch das rohstoffpolitische Förderinstrumentarium, die 
Forschungsförderung sowie die kohärente gestaltende 
Rohstoffaußenpolitik unter Berücksichtigung außen-, 
wirtschafts-, umweit- und entwicklungspolitischer Zie¬ 
le. Bezüglich der potenziellen Preis- und Lieferrisiken 
durch die Angebotskonzentrationen betreibt die Deut¬ 
sche Rohstoffagentur im Auftrag der Bundesregierung 
ein Rohstoffmonitoring. Bei diesem werden die Markt¬ 
risiken unter anderem von Seltenen Erden kontinuierlich 
analysiert. Die Ergebnisse werden den Unternehmen in 
Form von Studien zugänglich gemacht. Zusätzlich wer¬ 
den in Workshops Ausweichstrategien aufgezeigt. 


Frage 54 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE): 

Wurden Bundesbehörden vom Federal Buero of Inves¬ 
tigation (FBI) oder von einer anderen US-amerikanischen 
Behörde über Ermittlungsverfahren gegen das Münchner 
Unternehmen P. A. GmbH und/oder seinen Geschäftsführer 
L. W. informiert, und, wenn ja, über welche (www.welt.de/ 
wirtschaft/plus 192622901 /Amazon-und-Oracle-kaempfen- 
um-die-Macht-im-Intemet.html?wtrid=onsite.onsitesearch)? 

Die Bundesregierung nimmt nicht zu möglichen Ein¬ 
zelfällen der strafrechtlichen Zusammenarbeit Stellung. 
Das parlamentarische Informationsinteresse steht hin¬ 
ter dem Interesse an strafrechtlichen Ermittlungen, das 
gleichzeitig Verfassungsrang hat, und hinter dem Schutz 
der Vertraulichkeit der grenzüberschreitenden Zusam¬ 
menarbeit zurück. 


Frage 55 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Konstantin von Notz (BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Welche Erkenntnisse und/oder Beteiligungen hat die Bun¬ 
desregierung zu/an Plänen für die erneute Erstellung einer 
EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung über den Minister¬ 
rat der EU (vergleiche https://derstandard.at/2000101544729/ 
Regierung-will-legale-Vorratsdatenspeicherung?ref=article), 
und, soweit diese Planungen tatsächlich stattfinden, inwiefern 
wird die Bundesregierung diese Pläne auch angesichts der klar 
ablehnenden Rechtsprechung insbesondere des Europäischen 
Gerichtshofes mittragen (bitte begründen)? 

Der Bundesregierung sind derzeit keine konkreten 
Planungen der Kommission bekannt, einen neuen Legis¬ 
lativvorschlag zur Vorratsdatenspeicherung vorzulegen; 
es ist auch nicht zutreffend, dass eine Arbeitsgruppe in 
Brüssel derzeit mit entsprechenden Entwürfen befasst ist. 

Zutreffend ist vielmehr, dass die Ratsarbeitsgruppe 
„Information Exchange and Data Protection“ (DAPIX) 
zur Verkehrsdatenspeicherung die derzeit wichtigsten 
politischen Botschaften der Mitgliedstaaten im Kontext 
der Verkehrsdatenspeicherung in Form von Ratsschluss¬ 
folgerungen erarbeitet hat. Ein entsprechendes Entwurfs¬ 
dokument liegt vor und soll dem JI-Rat auf seiner Tagung 
am 6. und 7. Juni vorgelegt werden. 

Hintergrund der Einsetzung der Arbeitsgruppe war 
das Tele2-Urteil des EuGH zur Verkehrsdatenspeiche¬ 
rung. Die Arbeitsgruppe hat die nach diesem Urteil noch 
in Betracht kommenden gesetzlichen und außergesetz¬ 
lichen Möglichkeiten auch unter Berücksichtigung der 
Verhandlungen zur E-Privacy-VO und unter Experten¬ 
mitwirkung geprüft und auf ihre Tauglichkeit hin un¬ 
tersucht. Die Kommission wird in den im Entwurf vor¬ 
liegenden Ratsschlussfolgerungen gebeten, die weitere 
Entwicklung im Auge zu behalten und gegebenenfalls 
eine Machbarkeitsstudie in Auftrag zu geben, die eruie¬ 
ren soll, ob und inwieweit die Verpflichtung zur Speiche- 
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(A) rung von Verkehrsdaten im Hinblick auf die Rechtspre¬ 
chung des Europäischen Gerichtshofs weiterhin möglich 
ist und, wenn dies der Fall sein sollte, in welcher Form 
dies erfolgen könnte. 

Frage 56 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD): 

Mit welchem zeitlichen Aufwand kommt die Bundesmi¬ 
nisterin der Justiz und für Verbraucherschutz, Dr. Katarina 
Barley, die neben ihrer Funktion als Abgeordnete und Bun¬ 
desministerin derzeit im Wahlkampf als Kandidatin für das 
Europaparlament in Erscheinung tritt, ihrer Funktion als 
Bundesministerin nach (bitte um Angabe der jeweils täglich 
insgesamt für offizielle Termine der Bundesministerin, gou- 
vemementale Verpflichtungen und im Bundesministerium 
aufgewandten Zeitkontingente für den Zeitraum vom 22. April 
2019 bis 26. April 2019 sowie vom 29. April 2019 bis 3. Mai 
2019), und in welchen Fällen, in denen die Bundesministerin 
Dr. Katarina Barley verhindert war und durch ihre Parlamen¬ 
tarischen Staatssekretäre vertreten wurde, war diese Verhinde¬ 
rung mit Wahlkampfverpflichtungen begründet? 

Die Amtsausübung einer Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz lässt sich - anders als in Ihrer 
Frage unterstellt - nicht in Zeitkontingenten bemessen. 
Ich kann Ihnen versichern: Frau Barley kommt ihren 
Aufgaben als Bundesministerin der Justiz und für Ver¬ 
braucherschutz selbstverständlich in vollem Umfang und 
mit hohem zeitlichen Einsatz nach. 

Frau Bundesministerin Barley hat sich in den in Ihrer 

(B) Frage genannten Zeiträumen nicht durch ihre Parlamen¬ 
tarischen Staatssekretäre vertreten lassen. 


Frage 57 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl auf die Frage 
des Abgeordneten Christian Kühn (Tübingen) (BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Plant das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau¬ 
cherschutz bei den angekündigten konkreten Vorgaben für 
den Mietspiegel, von seiner Ermächtigungskompetenz nach 
§ 558 c Absatz 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Gebrauch zu 
machen, also eine Rechtsverordnung vorzulegen, und, wenn 
nicht, warum nicht (www.faz.net/agenturmeldungen/dpa/ 
bundesregierung-kuendigt-konkrete-vorgaben-fuer-mietspiegel- 
an-161 76296.html)? 

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD 
für die 19. Legislaturperiode sieht vor, durch gesetzliche 
Mindestanforderungen eine standardisierte Gestaltung 
qualifizierter Mietspiegel zu sichern. Ziel ist es, eine 
repräsentative und differenzierte Qualität dieses Instru¬ 
ments zur rechtssicheren und zuverlässigen Abbildung 


der Vergleichsmiete auf zuverlässiger Datengrundlage (C) 
zu gewährleisten. Dabei sollen die für die Erstellung und 
Fortschreibung anfallenden Kosten für die Gemeinden 
möglichst gering bleiben. Der einfache Mietspiegel soll 
insbesondere in kleineren Städten und Gemeinden als In¬ 
strument der Orientierung und des Rechtsfriedens stärker 
zu Anwendung kommen. 

Die Bundesregierung prüft, ob zur Umsetzung dieser 
Ziele auch von der Ermächtigungsnorm in § 558c Ab¬ 
satz 5 BGB Gebrauch gemacht werden soll. 

Frage 58 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Fra¬ 
ge der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) 

(DIE LINKE): 

Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2010, 2015, 2016, 2017 und 2018 jeweils die Zahl der 
Beschäftigten in Callcentem in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land (bitte zusätzlich nach Männern und Frauen aufschlüs¬ 
seln), und wie hoch waren im Jahr 2018 (falls keine Daten 
für 2018 verfügbar, 2017) die Anteile der Tarifbeschäftigten, 
Niedriglohnbeschäftigten, ausschließlich geringfügig Be¬ 
schäftigten, Teilzeitbeschäftigten, befristet Beschäftigten, als 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer Beschäftigten 
und der Aufstockerinnen und Aufstocker mit Leistungen nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch an allen Callcenterbe¬ 
schäftigten? 

Nach Angaben der Beschäftigungsstatistik der Bun¬ 
desagentur für Arbeit waren im Juni 2018 insgesamt 
134 000 sozialversicherungspflichtig und ausschließlich 
geringfügig Beschäftigte in Betrieben des Wirtschafts¬ 
zweiges „822 Call Center“ der Wirtschaftszweigklas¬ 
sifikation WZ 2008 tätig, davon 75 000 Frauen und 
59 000 Männer. 

Von allen Beschäftigten im Wirtschaftszweig „Call 
Center“ waren 43 Prozent in Teilzeit tätig, 4,2 Prozent 
ausschließlich geringfügig beschäftigt, 0,6 Prozent als 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer tätig, und 
rund 3,6 Prozent waren erwerbstätige erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte. 

Zum Stichtag 31. Dezember 2017 erhielten 53,5 Pro¬ 
zent der sozialversicherungspflichtig Völlzeitbeschäftig- 
ten der Kerngruppe im Wirtschaftszweig „Call Center“ 
ein Entgelt unterhalb der bundeseinheitlichen Schwelle 
des unteren Entgeltbereichs von zwei Dritteln des Me¬ 
dianentgelts. Die Schwelle des unteren Entgeltbereichs 
betrug 2 139 Euro. 

Der Bundesregierung liegen aus den Daten der Statis¬ 
tik der Bundesagentur für Arbeit keine Erkenntnisse zu 
den Tarifbeschäftigten und zu den befristet Beschäftigten 
vor. 
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(A) Tabelle: Beschäftigte Insgesamt um im Wirtschaftszweig Call Center (822 WZ 2008) nach Geschlecht 


Deutschland (Arbeitsort) 

Stichtage: 2010, 2015 bis 2018 jeweils am 30.06. des Jahres 


Beschäfti¬ 

gungsart 




Beschäftigte am Stichtag 

Geschlecht 

WZ 2008 

30. Juni 2010 

30. Juni 2015 

30.Juni 2016 

30. Juni 2017 

30. Juni 201 




1 

2 

3 

4 

5 


Insgesamt 

Insgesamt 

33.355.752 

35.958.887 

36.584.851 

37.235.548 

37.875.481 

Beschäftigte 
(Summe der 
SvB + aGB) 

dar. 822 Call Center 

98.456 

121.903 

123.042 

129.449 

134.249 


Männer 

Insgesamt 

17.009.911 

18.429.080 

18.803.055 

19.219.646 

19.641.826 

davon 

dar. 822 Call Center 

36.887 

50.354 

51.754 

55.858 

59.111 

Frauen 

Insgesamt 

16.345.841 

17.529.807 

17.781.796 

18.015.902 

18.233.655 



dar. 822 Call Center 

61.579 

71.549 

71.288 

73.591 

75.138 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 


Tabelle: Beschäftigte nach Merkmalen 

Deutschland (Arbeitsort) 

Stichtag: 30.06.2018 


Beschäftigungsart 

Beschäftigte 

Insgesamt 

dar. 822 Call Center 

Insgesamt 

darunter 

Insgesamt 

darunter 

Teilzeit¬ 

beschäftigt 

Leih- 

Arbeit- 

nehmer 

ausschließlich 

geringfügig 

beschäftigt 

Teilzeit¬ 

beschäftigt 

Leih- 

Arbeit- 

nehmer 

ausschließlich 

geringfügig 

beschäftigt 

i 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Beschäftigte (Summe der 
sozialversicherungspflich¬ 
tig und ausschließlich 
geringfügig Beschäftigten) 

37.875.481 

13.955.819 

1.023.290 

5.005.253 

134.249 

57.721 

790 

5.636 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 


Tabelle: Anteile an Insgesamt nach Merkmalen in Prozent 

Deutschland (Arbeitsort) 

Stichtag: 30.06.2018 


Beschäftigungsart 

Insgesamt 

dar. 822 Call Center 

Insgesamt 

darunter 

Insgesamt 

darunter 

Teilzeit¬ 

beschäftigt 

Leih- 

Arbeit- 

nehmer 

ausschließlich 

geringfügig 

Beschäftigte 

Teilzeit¬ 

beschäftigt 

Leih- 

Arbeit- 

nehmer 

ausschließlich 

geringfügig 

Beschäftigte 

Anteil 

Sp. 2 an 
Sp. 1 

Anteil 

Sp. 3 an 
Sp. 1 

Anteil 

Sp. 4 an Sp. 1 

Anteil 

Sp. 6 an 
Sp. 5 

Anteil 

Sp. 7 an 
Sp. 5 

Anteil 

Sp. 8 an Sp. 5 

i 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Beschäftigte (Summe der 
sozialversicherungspflich¬ 
tig und ausschließlich 
geringfügig Beschäftigten) 

100 

36,9 

2,7 

13,2 

100 

43,0 

0,6 

4,2 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
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(A) Tabelle: Sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte der Kerngruppe mit Angabe zum Entgelt bezogen (C) 
auf die bundeseinheitliche Schwelle des unteren Entgeltbereichs 

Deutschland (Arbeitsort) 

Stichtag: 31.12.2017 


Stichtag 

Wirtschaftszweig 
WZ 2008 

Bundeseinheitliche 
Schwelle des unteren 
Entgeltbereichs in €° 

Vollzeitbeschäftigte der Kemgruppe mit Angabe zum Entgelt 

Deutschland 

Insgesamt 

damnter: 

mit Entgelten unter der bundeseinheitlichen Schwelle 
des unteren Entgeltbereichs 

absolut 

Anteil 

Sp. 3 an Sp. 2 

i 

2 

3 

4 

31.12.2017 

Insgesamt 

dar. 822 Call Center 

2.139 

2.139 

21.069.446 

87.823 

4.166.936 

47.018 

19,8 

53,5 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 


1) In Anlehnung an die Definition der OECD liegt die Schwelle des unteren Entgeltbereichs bei 2/3 des Medianentgelts aller 
sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der Kemgruppe. 

Tabelle: Bestand Beschäftigte und erwerbstätige Leistungsberechtige in der Wirtschaftsgruppe Call Center 
(WZ 08: 822) 


Deutschland 

Juni 2018, Datenstand: April 2019 


Merkmal 

Call Center (Wirtschaftsgruppe 822) 


Bestand 

Beschäftigte 0 

Bestand 

erwerbstätige 

Leistungsberechtigte 

Anteil Sp. 2 an Sp. 1 


i 

2 

3 

Insgesamt (sv-pflichtig oder aus¬ 

132.118 

4.739 

3,6 

schließlich geringfügig beschäftigt) 




damnter: 




sv-pflichtig beschäftigt 

127.368 

4.513 

3,5 

ausschließlich geringfügig be¬ 

4.750 

226 

4,8 

schäftigt 





Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 


1) Beschäftigte im Alter von 15 bis 64 Jahre nach Wohnort in Deutschland. 


Frage 59 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Thomas Silberhorn auf die Fra¬ 
ge der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): 

WelchemilitärischenAuseinandersetzungenwilldieBundes- 
regierung künftig mit ihrem Marine-Schulschiff „Gorch Fock“ 
noch bestreiten, dessen Erhaltungskosten von angenommenen 
9,6 Millionen Euro auf mindestens 135 Millionen Euro stiegen 
(www.welt.de/politik/deutschland/article 189074429/Gorch- 
Fock-Teakholz-sogar-fuer-Kadettendeck-veranschlagt-Millio- 
nenkosten.html), und welche kostengünstigeren zeitgemäßen 
(zum Beispiel virtuellen) Alternativen, um Marineoffizier¬ 
sanwärter ohne Hightech navigieren zu lehren sowie ihnen 
Teambuilding beizubringen, hat die Bundesregierung ermitteln 
können? 

Das Segelschulschiff „Gorch Fock“ ist im Anschluss 
an die theoretische Ausbildung ein Ausbildungsmittel zur 
Durchführung eines wesentlichen Teils der praktischen 
seemännischen Basisausbildung für Marineoffizieran¬ 


wärterinnen und -anwärter. Im Rahmen des theoretischen 
Anteils werden naturgemäß Möglichkeiten der Virtuali- 
sierung sowie der computerunterstützten Ausbildung ge¬ 
nutzt. 

Das Schiff wird neben dieser essenziellen Aufgabe in 
weiterer Funktion zu Repräsentationszwecken der Bun¬ 
desrepublik Deutschland eingesetzt. Das Schiff verfügt 
daher ausschließlich über Handwaffen zur Selbstvertei¬ 
digung in See (beispielsweise gegen Piraterie) und Ha¬ 
fen. In militärischen Auseinandersetzungen wird das Se¬ 
gelschulschiff „Gorch Fock“ nicht eingesetzt. 

Im Vorfeld der ersten Entscheidung zur Fortsetzung 
der Instandsetzungsmaßnahme „Gorch Fock“ wurden 
zahlreiche Alternativen zur dauerhaften Sicherstellung 
der seemännischen Basisausbildung für Marineoffizier¬ 
anwärterinnen und -anwärter untersucht. Diese hatten 
jedoch entsprechend des konzeptionellen Grundgerüs¬ 
tes zur Ausbildung des Führungsnachwuchses der Ma¬ 
rine auf einem Segelschulschiff zu keinem Zeitpunkt 
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(A) den vollständigen Ersatz des auf dem Segelschulschiff 
„Gorch Fock“ stattfindenden Teils der seemännischen 
Basisausbildung zum Ziel. 

Die Vermittlung der notwendigen Kompetenzen des 
Führungsnachwuchses der Deutschen Marine bedarf 
weit mehr der praktischen Erfahrung denn der Theorie. 
Das persönliche Erleben in konkreten, praxisorientierten 
Situationen und in den unterschiedlichsten Rollen - als 
Teamplayer wie als Teamleader, als Untergebener wie 
als Vorgesetzter - schafft insbesondere im maritim ge¬ 
prägten Berufsumfeld bleibendes Verständnis und Hand¬ 
lungssicherheit. 


Frage 60 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Thomas Silberhorn auf die 
Frage des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE): 

Gilt die Verordnung zur Einrichtung des Europäischen Ver¬ 
teidigungsfonds (EVF) in der Fassung des am 18. April 2019 
angenommenen Standpunktes des Europäischen Parlaments 
(EP), also einschließlich der darin enthaltenen Klammerungen 
und grau unterlegten Textstellen (P8_TA_PROV(2019)0430), 
nach Auffassung der Bundesregierung als erlassen, sobald der 
Rat der Europäischen Union den Standpunkt gebilligt hat, 
und wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung der genaue 
Zeitplan des Rates für die Entscheidung über den genannten 
Standpunkt (bitte vorgesehene Formation des Rates angeben)? 

Zur Beantwortung der Frage verweise ich allgemein 
auf die Bestimmungen des Vertrags über die Arbeitswei¬ 
se der Europäischen Union (AEUV) über das ordentliche 
(B) Gesetzgebungsverfahren, namentlich Artikel 294 AEUV. 

Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung 
am 18. April 2019 der Verordnung zur Einrichtung des 
Europäischen Verteidigungsfonds in erster Lesung zu¬ 
gestimmt. Der Text des Verordnungsentwurfes enthielt 
dabei Klammerungen, im Wesentlichen zum Finanzvo- 
lumen und zu einer Drittstaatenregelung, im geringeren 
Umfang zu in Überarbeitung befindlichen Referenzdo¬ 
kumenten und Verweisungen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass eine Be¬ 
schlussfassung im Rat nach Artikel 294 (4) oder (5) 
AEUV erfolgen wird. 

Über die Terminierung der Befassung im Rat liegen 
der Bundesregierung noch keine weiteren Informationen 
der derzeitigen Ratspräsidentschaft vor. 

Nach uns vorliegenden Erkenntnissen geht die 
EU-Kommission von der Notwendigkeit einer erneuten 
Befassung des Europäischen Parlaments aus. 

Frage 61 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage der Abgeordneten Carina Konrad (FDP): 

Geht vor dem Hintergrund des anhängigen Verfahrens 
gegen Deutschland als Folge von erhöhten Nitratwerten 
im Grundwasser der Vorschlag, die Stickstoffdüngung in 
nitratsensiblen Gebieten pauschal um 20 Prozent zu reduzie¬ 
ren, unmittelbar auf eine Initiative des Bundesministeriums 


für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit zurück (C) 

(www.agrarheute.com/pflanze/getreide/bedarfsgerecht-duen- 

gen-geplante-minus-20-prozent-noch-abzuwenden-552777 

oder auch www.tagesspiegel.de/wirtschaft/streit-um-die-du- 

engeverordnung-wie-die-guelle-das-grundwasser-versaut/ 

24195972.html)? 

Die geplante Änderung der Düngeverordnung dient 
der Umsetzung des Urteils des Europäischen Gerichts¬ 
hofs vom 21. Juni 2018. Die Europäische Kommission 
hat in den noch laufenden Verhandlungen verdeutlicht, 
dass eine Reduktion des Düngebedarfs um 20 Prozent in 
Dänemark zu signifikanten Verbesserungen der Nitrat¬ 
werte im Grundwasser führte. Um schnelle Verbesserun¬ 
gen bei den Nitratgehalten im Grundwasser zu erzielen, 
wurde Deutschland geraten, diese Maßnahme vorzu¬ 
schreiben. 


Frage 62 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage der Abgeordneten Carina Konrad (FDP): 

Welche Position zu neuen Züchtungsmethoden, wie bei¬ 
spielsweise CRISPR (Clustered Regularly Interspaced Short 
Palindromic Repeats), vertritt die Bundesregierung gegenüber 
der Europäischen Union, und herrscht in der Fragestellung 
über eine Novellierung des EU-Gentechnikrechts Einigkeit 
unter allen beteiligten Bundesministerien? 

Die Bundesregierung ist der Meinung, dass das 
EuGH-Urteil vom 25. Juli 2018 zu den neuen Züchtungs¬ 
technologien (NZT) mehr Klarheit in den rechtlichen (D) 
Status von mit NZT gewonnenen Lebens- und Futtermit¬ 
teln gebracht hat. Jedoch bringt die Entscheidung auch 
Fragen und Herausforderungen mit sich. 

Die Bundesregierung begrüßt die Diskussion auf 
EU-Ebene darüber und unterstützt einen gemeinsamen 
Ansatz. Es muss daran gearbeitet werden, Strategien und 
Techniken zur Identifizierung, Kennzeichnung und Kon¬ 
trolle sowie Datenbanken weiterzuentwickeln. 

Gleichzeitig benötigen wir in Zukunft Züchtungser¬ 
folge sowie Pflanzen, die resilienter gegen extreme Wet¬ 
terbedingungen sind. Dabei müssen das Vörsorgeprinzip 
sowie ein hoher Standard im Verbraucher- und Umwelt¬ 
schutz aufrechterhalten werden. 

Die Bundesregierung unterstützt offene und transpa¬ 
rente Diskussionen zum Umgang mit Innovationen in 
der Landwirtschaft und Ernährung mit allen Interessen¬ 
vertretern. Sie befindet sich bereits seit einiger Zeit im 
Diskussionsprozess über die neuen Züchtungstechniken. 

Die Meinungsbildung zu diesem Thema ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Das innerhalb der Bundesregierung federführend zu¬ 
ständige Bundesministerium für Ernährung und Land¬ 
wirtschaft (BMEL) hat bereits drei Dialogveranstaltun¬ 
gen zu den neuen Züchtungstechniken organisiert. Für 
Juni dieses Jahres ist ein weiterer Austausch mit Interes¬ 
senvertretern bezüglich des EuGH-Urteils zu den Muta- 
geneseverfahren vorgesehen. Hier soll diskutiert werden, 
wie die verschiedenen relevanten Gesichtspunkte der 
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(A) Forschung, der wirtschaftlichen Betätigungsmöglichkei¬ 
ten und des Umwelt- und Verbraucherschutzes in einem 
Regelungsrahmen berücksichtigt werden können. 

Frage 63 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Paul Viktor Podolay (AfD): 

Sind nach Kenntnis der Bundesregierung Menschen mit 
Behinderung in klinischen Studien angemessen repräsentiert, 
und, wenn nicht, wie wird die Bundesregierung diesem Um¬ 
stand entgegenwirken? 

Im Prüfplan legt der Antragsteller für die Durchfüh¬ 
rung einer klinischen Prüfung mit Humanarzneimitteln 
(der sogenannte Sponsor) die Ein- und Ausschlusskriteri¬ 
en für die Teilnahme an der klinischen Prüfung fest. Der 
Ein- und Ausschluss von Menschen mit Behinderung in 
klinische Prüfungen folgt denselben arzneimittelrecht¬ 
lichen Vorschriften wie solcher ohne Behinderungen. 
So ist es denkbar, dass im Einzelfall eine Behinderung 
gerade ein Einschlusskriterium oder aber auch ein Aus¬ 
schlusskriterium für die Teilnahme an einer klinischen 
Prüfung darstellen kann. 

Insofern ist davon auszugehen, dass Menschen mit 
Behinderung in klinischen Prüfungen grundsätzlich an¬ 
gemessen repräsentiert sind. 

Frage 64 

1 ; Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD): 

Sieht die Bundesregierung vor dem Hintergrund des vom 
Bundesminister für Gesundheit, Jens Spahn, laut Pressebe¬ 
richterstattung (vergleiche „2 500 Euro Strafe für Impfver¬ 
weigerer. Der Minister legt exklusiv in BILD am SONN¬ 
TAG sein Gesetz für eine Impfpflicht vor“, in: www.bild. 
de/bild-plus/politik/inland/politik-inland/jens-spahn-ge- 
sundheitsminister-will-2500-euro-strafe-fuer-impfverweige- 
rer-61678774,view=conversionToLogin.bild.html) vorgesehe¬ 
nen Gesetzentwurfs zur Impfpflicht, der sich unter anderem 
auf zu geringe Durchimpfungsquoten stützt, eine Ursache für 
den gegebenen Anstieg der Masern im Zuzug aus Ländern, in 
denen das Masemrisiko besonders hoch ist, und in welchen 
deutschen Kommunen sind im Jahr 2017 die meisten Masem- 
falle pro 1 000 Einwohner gemeldet worden (bitte um Angabe 
der 27 Kommunen mit den meisten Fällen)? 

Eine Aufschlüsselung der Masernfälle ist nur nach 
Stadt- und Landkreisen möglich, nicht nach Kommunen. 
Zu den 27 Stadt- und Landkreisen mit den meisten Ma¬ 
sernfällen pro 1 000 Einwohner zählten: 


Landkreis (LK) bzw. 

Stadtkreis (SK) 

Fälle/1 000 Einwohner 

SK Duisburg 

0,6685 

SK Baden-Baden 

0,1279 

SK Essen 

0,1114 

SK Fürth 

0,0948 

LK Lahn-Dill-Kreis 

0,0944 


Landkreis (LK) bzw. 

Stadtkreis (SK) 

Fälle/1 000 Einwohner 

SK Leipzig 

0,0928 

LK Limburg-Weilburg 

0,0872 

SK Oberhausen 

0,0851 

LK Jerichower Land 

0,0774 

SK Pforzheim 

0,0644 

SK Berlin-Reinickendorf 

0,0607 

SK Schweinfurt 

0,0561 

LK Dingolfing-Landau 

0,0522 

LK Rhein-Lahn-Kreis 

0,0490 

LK Leer 

0,0474 

SK Berlin- 

Friedrichshain-Kreuzberg 

0,0458 

LK Bad Kreuznach 

0,0444 

SK Frankenthal 

0,0413 

LK Rastatt 

0,0391 

SK Gelsenkirchen 

0,0384 

LK Sigmaringen 

0,0384 

SK Neustadt a. d. Weinstraße 

0,0375 

LK Giinzburg 

0,0321 

SK Hagen 

0,0320 

LK Zwickau 

0,0313 

SK Berlin-Marzahn- 
Hellersdorf 

0,0300 

LK Ostholstein 

0,0299 


Zur Frage, ob bzw. in welchem Ausmaß Personen, die 
aus Ländern mit hoher Maserninzidenz kommen, zu den 
gemeldeten Fällen beitragen, liegen dem Robert-Koch- 
Institut keine belastbaren Daten vor. 


Frage 65 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage 
des Abgeordneten Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
der Entscheidung der Lufthansa Technik, ab 2021 die große 
Flugzeug Wartung sowie die Turbineninstandsetzung für ganz 
Deutschland in der sogenannten Rohrwerkstatt am Flughafen 
Berlin Brandenburg aufzugeben, in Hinblick auf das ange¬ 
schlagene Gesamtimage des Flughafens Berlin Brandenburg, 
und inwiefern plant die Bundesregierung, sich für den Erhalt 
der Lufthansa Technik am Flughafen Berlin Brandenburg ein¬ 
zusetzen, wie von dem Bundesland Brandenburg gefordert 
(vergleiche „Techniksparte am BER droht Imageverlust“, 
„Neues Deutschland“, Seite 13, 8. Mai 2019)? 

Die Wahl des Standorts, an dem die Lufthansa Tech¬ 
nik AG ihre Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten 
durchführt, ist eine rein unternehmerische Entscheidung, 
auf die die Bundesregierung keinen Einfluss hat. 
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(A) Frage 66 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage 
des Abgeordneten Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den 
Aussagen der repräsentativen Umfrage des Instituts für De¬ 
moskopie Allensbach, in der 61 Prozent der Bevölkerung an¬ 
geben, sich große Sorgen über den Klimawandel zu machen, 
und 46 Prozent der Bevölkerung ein Umdenken im Verkehr 
für notwendig erachten, vor dem Hintergrund, dass die Bun¬ 
desregierung ihre Klimaziele für das Jahr 2020 nicht einhalten 
wird (www.hr-inforadio.de/programm/das-thema/klimapo- 
litik-deutschland-hat-seine-vorreiter-rolle-verloren,klima- 
ziele-deutschland-102.html), und aus dem laut Studie größten 
Wunsch in der Bevölkerung (60 Prozent), den Ausbau des 
öffentlichen Nahverkehrs im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu 
intensivieren (vergleiche „Hälfte der Deutschen will Umden¬ 
ken im Verkehr“, „Frankfurter Allgemeine“, Seite 18, 7. Mai 
2019)? 

Der im März 2019 von der Bundesregierung ein¬ 
gerichtete Kabinettausschuss „Klimaschutz“ soll die 
notwendigen Entscheidungen vorbereiten, um den Kli¬ 
maschutzplan 2050 umzusetzen und die verbindlichen 
Treibhausgas-Minderungsziele Deutschlands zu errei¬ 
chen. Hierbei wird die Bundesregierung auch die im 
Zwischenbericht der Arbeitsgruppe 1 der Nationalen 
Plattform „Zukunft der Mobilität“ enthaltenen Hand¬ 
lungsempfehlungen unter anderem bezüglich ihrer Maß¬ 
nahmenwirksamkeit und Finanzierbarkeit prüfen. 

Der Ausbau und die Sicherung eines attraktiven öf¬ 
fentlichen Personennahverkehrs wird für die Erreichung 

(B) der Klimaschutzziele eine wesentliche Rolle spielen. 

Frage 67 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Christian Jung (FDP): 

Wie bewertet die Bundesregierung das Potenzial des Hoch¬ 
geschwindigkeitstransportsystems Hyperloop für den Güter¬ 
transport, insbesondere am Beispiel des geplanten Testtermi¬ 
nals am Hamburger Hafen? 

Deutschland ist Logistikweltmeister und nimmt einen 
Spitzenplatz in der Entwicklung von Hochtechnologie 
im maritimen Bereich ein. Deshalb begrüßt die Bundes¬ 
regierung Aktivitäten der Länder und Unternehmen zu 
technologischen Weiterentwicklungen im Gütertransport 
und in den Häfen. 

Nach Angaben der Hamburg Port Authority (HPA) 
könnten mittels des genannten Systems die Kapazitäten 
der Terminalanlagen im Hafen Hamburg effizienter ge¬ 
nutzt werden. Bei der Entscheidung, ob und in welchem 
Umfang das System im Hafen Hamburg (oder gegebe¬ 
nenfalls in anderen Häfen) realisiert wird, handelt es sich 
um eine unternehmerische Entscheidung. 

Im Dezember 2018 haben die Hamburger Hafen und 
Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) und das amerikani¬ 
sche Forschungs- und Entwicklungsunternehmen Hyper¬ 
loop Transportation Technologies (HTT) ein Joint Ven¬ 
ture gegründet, um ein Hyperloop-Transportsystem für 


Seecontainer zu entwickeln. Zunächst ist geplant, eine 
Übergabestation für Testzwecke an einem HHLA-Ter- 
minal zu bauen und eine Transportkapsel für Seecon¬ 
tainer zu entwickeln. Bis 2021 sollen an einem Terminal 
des Hamburger Hafens eine selbstfahrende 25 Tonnen 
schwere Kapsel und eine Übergabestation sowie eine 
100 Meter lange Röhre entstehen, die als Teststrecke 
dient. Das Projekt befindet sich in der Prüfphase, somit 
sind potenzielle Förderungen erst in Zukunft planbar. 


Frage 68 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Setzt sich der Bundesminister für Verkehr und digitale In¬ 
frastruktur, Andreas Scheuer, weiterhin dafür ein, dass beim 
EU-Verkehrsministerrat am 6. Juni 2019 über eine Neubewer¬ 
tung des Grenzwerts für die Luftbelastung durch Stickstoffdi¬ 
oxid im Jahresmittel diskutiert wird (vergleiche www.zeit.de/ 
wirtschaft/2019-01/bundesverkehrsminister-andreas-scheuer- 
ueberpruefung-stickoxid-grenzwerte), obwohl die Nationa¬ 
le Akademie der Wissenschaften Leopoldina in der von der 
Bundesregierung in Auftrag gegebenen Stellungnahme keine 
Anpassung dieses Grenzwerts empfiehlt (vergleiche www. 
leopoldina.org/publikationen/detailansicht/publication/sau- 
bere-luft-stickstoffdioxid-und-feinstaub-in-der-atemluft- 
grundlagen-und-empfehlungen-2019/), und inwiefern hält die 
Bundesregierung diesen Grenzwert insbesondere vor dem 
Hintergrund der Stellungnahme für angemessen? 

Das BMVI hat Anfang dieses Jahres die Debatte um 
Luftreinhaltung und Stickoxidgrenzwerte einschließlich 
der Neubewertung der Luftqualitätswerte in der Luftqua¬ 
litätsrichtlinie auf europäischer Ebene angestoßen und 
will diese fortführen. Vor dem Hintergrund des laufen¬ 
den EU-Fitness-Check-Überpriifungsprozesses zur Luft¬ 
qualitätsrichtlinie möchte das BMVI die Diskussion auch 
beim Verkehrsministerrat am 6. Juni 2019 aufgreifen, da 
die EU-rechtlichen Rahmenbedingungen maßgebliche 
Auswirkungen auf die Verkehrspolitik haben. 


Frage 69 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Auf wie viele Kilometer summieren sich nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Schienenwege im Freistaat Sachsen, die 
derzeit mit 20 MBit/s, 50 MBit/s und 100 MBit/s versorgt sind 
(bitte differenziert darstellen), und welche Strecken in Sachsen 
sind dies konkret? 

Die Bundesregierung hat eine Sonderauswertung auf 
Grundlage des Breitbandatlas des Bundesministeriums 
für Verkehr und digitale Infrastruktur in Auftrag gegeben 
und wird die zur Mobilfunkversorgung von Bahnstrecken 
in Sachsen vorhandenen Daten schriftlich nachreichen. 
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Frage 70 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage 
des Abgeordneten Matthias Gastei (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Wann wird die angekündigte Verlegung der Signalisierung 
(ETCS-Haltetafeln und ETCS-Eurobalisen) auf der Strecke 
zwischen München und Berlin umgesetzt, um Güterverkehre 
auf der Hochgeschwindigkeitsstrecke zu ermöglichen (siehe 
Antwort zu Frage 21 auf Bundestagsdrucksache 19/7577 und 
dpa-Meldung vom 4. März 2019), und rechnet die Bundesre¬ 
gierung damit, dass die in der Wirtschaftlichkeitsberechnung 
für diese Strecke unterstellten Güterzüge in den nächsten Jah¬ 
ren tatsächlich fahren werden? 

Die DB Netz AG plant derzeit die Umsetzung der Si¬ 
gnale. Im Ergebnis wird die Grenzlast für den Schienen¬ 
güterverkehr auf der Strecke auf 1 500 Tonnen erhöht. 
Ziel ist es, die Maßnahme im Jahr 2020 vollständig um¬ 
zusetzen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass der in der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung prognostizierte Güterver¬ 
kehr in Zukunft fahren wird. Letztendlich obliegt es den 
Eisenbahnverkehrsunternehmen, die Güterverkehrstras¬ 
se entsprechend in Anspruch zu nehmen. 

Frage 71 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage 
des Abgeordneten Matthias Gastei (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Wie viele aller in Deutschland im Schienengüterverkehr 
(SGV) eingesetzten Triebfahrzeuge sind bereits mit dem Eu¬ 
ropean Train Control System (ETCS) ausgerüstet (bitte Ge¬ 
samtbestand aller Triebfahrzeuge und Anzahl aller bereits aus¬ 
gerüsteten Triebfahrzeuge angeben), und wie weit reichen die 
Überlegungen der Bundesregierung, im Zusammenhang mit 
der netzweiten ETCS-Ausrüstung auch in die Förderung der 
Umrüstung von Triebfahrzeugen einzusteigen? 


Im beim EBA geführten Nationalen Fahrzeugein¬ 
stellungsregister (NVR) sind nach heutigem Stand 
3 595 E-Lokmotiven und 3 609 Diesellokomotiven re¬ 
gistriert. Alle diese Fahrzeuge können für die Traktion 
von Güterwagen eingesetzt werden. 

Ob ein Fahrzeug mit ETCS ausgerüstet ist, wird von 
den Fahrzeughaltern freiwillig in das entsprechende Da¬ 
tenfeld der „Coded Restrictions“ im NVR eingetragen. 
Danach sind gegenwärtig - ohne Anspruch auf Vollstän¬ 
digkeit - 620 Lokomotiven mit ETCS-Ausrüstung ge¬ 
meldet. 

Aus Sicht des BMVI ist die Nachrüstung der Trieb¬ 
fahrzeuge mit ETCS geboten, und es setzt sich daher für 
die erforderlichen Flaushaltsmittel ein. 

Frage 72 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Dirk Spaniel (AfD): 

Was hat Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer kurz¬ 
fristig dazu bewegt, seine Haltung hinsichtlich der Zulassung 
von Elektrokleinstfahrzeugen dahin gehend zu ändern, dass 
diese nun doch nicht auf Geh- und Fußgängerwegen zuzu¬ 
lassen sind, und inwiefern unterscheidet sich die Begründung 
dieser Haltung inhaltlich von den von der AfD-Fraktion einge- 
brachten Sicherheitsbedenken gegenüber den oben erwähnten 
Verkehrsmitteln (www.spiegel.de/auto/aktuell/andreas-scheuer- 
e-scooter-duerfen-doch-nicht-auf-den-gehweg-a-1266138. 
html)? 

Die Bürger sollen sich auf den Verkehrswegen sicher 
fühlen. Deshalb werden die Bedenken gegen das Fahren 
mit Elektrokleinstfahrzeugen auf Gehwegen sehr ernst 
genommen. Anliegen des BMVI ist es, neue Formen der 
Fortbewegung so zu ermöglichen, dass sie niemanden 
gefährden. Deshalb werden die Bedenken der Länder be¬ 
rücksichtigt und das Fahren auf Gehwegen mit Schrittge¬ 
schwindigkeit aus der Verordnung entfernt. Wichtig ist, 
eine Regelung mit Zustimmung der Länder zügig um¬ 
zusetzen. 
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